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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2007 (JStG 2007)

A. Problem und Ziel

Eine Vielzahl fachlich zwingend erforderlicher steuerrechtlicher MalRnahmen
konnte auf Grund des vorzeitigen Endes der 15. Legislaturperiode im letzten Jahr
nicht mehr verwirklicht werden. Dazu gehdren steuerrechtliche Anderungen als
Reaktion auf BFH-Rechtsprechung, Anpassungen an das Gemeinschaftsrecht,
Umsetzung von Forderungen des Rechnungsprifungsausschusses sowie rein
redaktionelle Anderungen, wie z. B. die Korrektur fehlerhafter Verweise. Ferner
sind vor dem Hintergrund aktueller Entwicklungen weitere MalRnahmen

erforderlich.

B. LoOsung

Mit dem Jahressteuergesetz 2007 erfolgt die Umsetzung der o. g. MaRnahmen.

Besonders hervorzuheben sind folgende Regelungen:

1. Regelung zur korrespondierenden Besteuerung verdeckter Gewinnaus-
schittungen, § 32a KStG und 8§ 3 Nr. 40 EStG, § 8b KStG;

2. Anderungen im Bereich der Altersvorsorge / Alterseinkiinfte, u. a. Verbes-
serungen im Bereich der Berucksichtigung von Beitragen fir eine private
Basis-/ ,Rurup“-Rente im Rahmen der Gunstigerprifung flr Vorsorge-
aufwendungen, 8 10 Abs. 4a EStG;

3.  Anderungen bei der betrieblichen Altersversorgung:
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10.

11.

e Erfassung bestimmter Arbeitgeberzahlungen an betriebliche
Versorgungssysteme als Einnahmen aus nichtselbstandiger Arbeit
(Beitrage und Zuwendungen, aber auch Sonder- und
Gegenwertzahlungen  sowie  Sanierungsgelder fir eine  nicht
kapitalgedeckte Altersversorgung), 8 19 Abs. 1 Nr. 3 EStG;

e Einfuhrung einer Pauschalbesteuerungspflicht in Hoéhe von 15 % fir
Sonder- und Gegenwertzahlungen sowie Sanierungsgelder des
Arbeitgebers flir eine nicht kapitalgedeckte Altersversorgung an
kommunale, kirchliche und betriebliche Zusatzversorgungskassen, 8§ 40b
EStG;

e langfristig gestreckter, stufenweiser Einstieg in die nachgelagerte
Besteuerung fur nach dem 31. Dezember 2007 geleistete, laufende
Zuwendungen des Arbeitgebers zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten
Altersversorgung der Arbeitnehmer, 8 3 Nr. 56 EStG;

Begrenzung der Feststellungsverjahrung bei der Feststellung des

Verlustvortrags, 8 10d Abs. 4 EStG, 8§ 35b Abs. 2 GewStG;

Einfuhrung einer Regelung fur die Abwicklung von Aktiengeschaften an der

Borse in zeitlicher Nahe zum Ausschittungstermin (,manufactured

dividends®), 8 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG und Folgeanderungen,;

Pauschalierung der Einkommensteuer bei Sachzuwendungen, § 37b EStG;

Einfuhrung eines Priufungsrechts der Finanzbehdrden fir Jahressteuer-

bescheinigungen nach 8§ 24c EStG bei dem ausstellenden Kreditinstitut,

8 50b EStG;

Aufnahme einer Regelung in das EStG, die in bestimmten Fallen die

Freistellung von Einkinften auf Grund von DBA ausschlie3t, wenn die

Einklinfte im anderen Staat nicht besteuert werden, § 50d Abs. 9 EStG;

Regelung zur Ruckzahlung von Geschaftsguthaben an ausscheidende

Mitglieder von Genossenschaften, 88 34, 38 KStG;

Elektronische und monatliche Abgabe der Zusammenfassenden Meldung

nach § 18a UStG;

Gesetzliche Regelungen u. a. in der Abgabenordnung zur Einfihrung eines

vorlaufigen Bearbeitungsmerkmals im Hinblick auf die Einfihrung der

steuerlichen ldentifikationsnummer;
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12. Einfuhrung einer Gebihrenpflicht fur ,APA-Verfahren“, § 178a AO;

13. Behandlung von Steuern und Abgaben des Schuldners, die im vorlaufigen
Insolvenzverfahren von einem vorlaufigen Insolvenzverwalter oder mit
dessen Zustimmung begrindet werden, 8§ 251 Abs. 4 AO;

14. Ausnahme vom Zwischengewinn bei Hedgefonds, § 5 Abs. 3 InvStG;

15. Anpassung der Steuerberatergebihrenverordnung an entfallene und neu
hinzu gekommene Gebuhrentatbestande;

16. Anderung der Vorschriften fiir die Bedarfsbewertung in Bewertungsgesetz

und Baugesetzbuch.

C. Alternativen

Keine

D. Finanzielle Auswirkungen

Die Mehrzahl der Regelungen hat lediglich klarstellenden Charakter ohne
bezifferbare finanzielle Auswirkungen auf die offentlichen Haushalte. Von den
MalRnahmen mit finanziellen Auswirkungen fiihren einzelne Malinahmen
tendenziell zu nicht bezifferbaren Mindereinnahmen, andere tendenziell zu nicht

bezifferbaren Mehreinnahmen.

Lediglich die finanziellen Auswirkungen der zunehmenden Steuerfreistellung von
Arbeitgeberzuwendungen an eine nicht kapitalgedeckte Pensionskasse (8§ 3 Nr. 56
EStG) und die Einfihrung einer Pauschalbesteuerung von Sonderzahlungen mit
15 % (8 40b EStG) im Zusammenhang mit Anderungen bei der betrieblichen
Altersversorgung lassen sich beziffern. Beide MalRnahmen fiihren insgesamt zu

folgenden Steuermindereinnahmen:
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(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €)

Gebietskorper | Volle Kassenjahr

schaft Jahreswirkung | 2007 2008 2009 2010
1

Insgesamt -190 -160 -190 -190 -190

Bund -86 -71 -86 -86 -86

Lander -76 -66 -76 -76 -76

Gemeinden -28 -23 -28 -28 -28

2 Wirkung fiir einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten

E. Sonstige Kosten

Der Vollzug des Gesetzes fuhrt sowohl im Bundesministerium der Finanzen als

auch im Bundeszentralamt fir Steuern zu einem derzeit noch nicht exakt

bezifferbaren Personalmehrbedarf sowie,

vollzugsbedingten Ausgabenmehrbedarf.

derzeit noch nicht bezifferbaren,
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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2007 (JStG 2007)

Bundesrepublik Deutschland Berlin, den 1. September 2006
Die Bundeskanzlerin

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprasidenten
Peter Harry Carstensen

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Ubersende ich gemald Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes den

von der Bundesregierung beschlossenen
Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2007 (JStG 2007)
mit Begriindung und Vorblatt.

Der Gesetzentwurf ist besonders eilbedirftig, da das Gesetzgebungsverfahren

noch in diesem Jahr abgeschlossen werden soll.

Federfihrend ist das Bundesministerium der Finanzen.

Mit freundlichen Grif3en
Dr. Angela Merkel

Fristablauf: 13.10.06
Besonders eilbedirftige Vorlage gemaR Artikel 76 Abs. 2 Satz 4 GG
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Artikel 1

Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002
(BGBI. 1 S. 4210, 2003 | S. 179), zuletzt geandert durch Artikel ... des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S. ...), wird wie folgt geandert:

1.

Die Inhaltsubersicht wird wie folgt geandert:

a)

b)

Die Angabe zu 8 5 wie folgt gefasst:

.85 Gewinn bei Kaufleuten und bei bestimmten anderen
Gewerbetreibenden®.

Nach der Angabe zu § 37a wird folgende Angabe eingeflgt:

,8 37b  Pauschalierung der Einkommensteuer bei Sachzuwendungen*

§ 3 wird wie folgt geandert:

a)

b)

d)

In Nummer 11 Satz 3 wird vor dem Wort ,Arbeitnehmertatigkeit* das Wort
.bestimmten“ eingeflgt.

Nummer 40 Satz 1 Buchstabe d wird wie folgt gefasst:

,d) der Bezlige im Sinne des 8§ 20 Abs. 1 Nr. 1 und der Einnahmen im Sinne
des § 20 Abs. 1 Nr. 9; dies gilt fur sonstige Bezlige im Sinne des § 20
Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 und der Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 9
zweiter Halbsatz nur, soweit sie das Einkommen der leistenden
Kdrperschaft nicht gemindert haben (8§ 8 Abs. 3 Satz 2 des
Korperschaftsteuergesetzes),”.

Nummer 44 Satz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Buchstabe b werden vor dem Wort ,Arbeithehmertatigkeit* das Wort
.bestimmten” eingefligt und am Ende das Komma durch ein Semikolon
ersetzt.

bb) Buchstabe c wird aufgehoben.
Folgende Nummer 56 wird eingeflugt:

.D6. Zuwendungen des Arbeitgebers nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 1 aus
dem ersten Dienstverhéltnis an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht
kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung, bei der eine Auszahlung
der zugesagten Alters-, Invaliditats- oder Hinterbliebenenversorgung in
Form einer Rente oder eines Auszahlungsplans (8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
des Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetzes) vorgesehen ist, soweit
diese Zuwendungen im Kalenderjahr 1 Prozent der
Beitragsbhemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung nicht
Ubersteigen. Der in Satz 1 genannte Hochstbetrag erhoht sich ab 1. Januar
2014 auf 2 Prozent, ab 1. Januar 2020 auf 3 Prozent und ab 1. Januar
2025 auf 4 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen
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Rentenversicherung. Die Betrdge nach den Satzen 1 und 2 sind jeweils um
die nach 8§ 3 Nr. 63 Satz 1, 3 oder Satz 4 steuerfreien Betrage zu
mindern;*.

e) Nummer 65 wird wie folgt gefasst:

,065. @) Beitrage des Tragers der Insolvenzsicherung (8 14 des
Betriebsrentengesetzes) zugunsten eines Versorgungsberechtigten
und seiner Hinterbliebenen an eine Pensionskasse oder ein
Unternehmen der Lebensversicherung zur Ablésung von
Verpflichtungen, die der Trager der Insolvenzsicherung im
Sicherungsfall gegeniiber dem Versorgungsberechtigten und seinen
Hinterbliebenen hat,

b)  Leistungen zur Ubernahme von Versorgungsleistungen oder
unverfallbaren Versorgungsanwartschaften durch eine
Pensionskasse oder ein Unternehmen der Lebensversicherung in
den in § 4 Abs. 4 des Betriebsrentengesetzes bezeichneten Féllen
und

c) der Erwerb von Ansprichen durch den Arbeithehmer gegeniiber
einem Dritten im Falle der Er6ffnung des Insolvenzverfahrens oder in
den Fallen des 8§ 7 Abs.1 Satz 4 des Betriebsrentengesetzes, soweit
der Dritte neben dem Arbeitgeber fur die Erfillung von Anspriichen
auf Grund bestehender Versorgungsverpflichtungen oder
Versorgungsanwartschaften gegeniiber dem Arbeitnehmer und
dessen Hinterbliebenen einsteht; dies gilt entsprechend, wenn der
Dritte fur Wertguthaben aus einer Vereinbarung tber die Altersteilzeit
nach dem Altersteilzeitgesetz vom 23. Juli 1996 (BGBI. | S. 1078),
zuletzt geéndert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 24. April 2006
(BGBI. I S. 926), in der jeweils geltenden Fassung oder auf Grund
von Wertguthaben aus einem Arbeitszeitkonto in den im ersten
Halbsatz genannten Fallen fur den Arbeitgeber einsteht.

In den Fallen nach Buchstabe a, b und c gehéren die Leistungen der
Pensionskasse, des Unternehmens der Lebensversicherung oder des
Dritten zu den Einkilinften, zu denen jene Leistungen gehdren wiirden, die
ohne Eintritt eines Falles nach Buchstabe a, b und ¢ zu erbringen waren.
Soweit sie zu den Einkilnften aus nichtselbsténdiger Arbeit im Sinne des
8§ 19 gehdren, ist von ihnen Lohnsteuer einzubehalten. Fur die Erhebung
der Lohnsteuer gelten die Pensionskasse, das Unternehmen der
Lebensversicherung oder der Dritte als Arbeitgeber und der
Leistungsempfanger als Arbeitnehmer;".

Nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 11 wird der abschlielende Punkt durch ein Semikolon
ersetzt und folgende Nummer 12 angeflgt:

.12. Zuschlage nach § 162 Abs. 4 der Abgabenordnung.”

In der Uberschrift zu § 5 wird das Wort ,Vollkaufleuten“ durch das Wort ,Kaufleuten*
ersetzt.

In 8 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 7 wird die Angabe ,Satze 4 und 5" durch die Angabe ,Satze 5
und 6“ ersetzt.
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8 9 Abs. 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.8 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 bis 5, 6b bis 8a, 10, 12 und Abs. 6 sowie § 4f gelten
sinngeman.”

7. 810 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt geédndert:

aa) In Nummer 2 Buchstabe b wird der Halbsatz ,fur die er Kindergeld oder
einen Freibetrag nach § 32 Abs. 6 erhalt" durch den Halbsatz ,fur die er
Anspruch auf Kindergeld oder auf einen Freibetrag nach § 32 Abs. 6 hat"
ersetzt.

bb) In Nummer 3 Buchstabe b wird die Angabe ,Satz 2 bis 5" durch ,Satz 2 bis
6" ersetzt.

cc) Nummer 9 wird wie folgt gefasst:

»9. 30 Prozent des Entgelts, das der Steuerpflichtige fur ein Kind, fur das
er Anspruch auf einen Freibetrag nach § 32 Abs. 6 oder auf
Kindergeld hat, fir den Besuch einer gemalf Artikel 7 Abs. 4 des
Grundgesetzes staatlich genehmigten oder nach Landesrecht
erlaubten Ersatzschule sowie einer nach Landesrecht anerkannten
allgemein bildenden Ergdnzungsschule entrichtet mit Ausnahme des
Entgelts flr Beherbergung, Betreuung und Verpflegung.”

Absatz 2 Nr. 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Buchstabe b wird das Wort ,oder” durch ein Komma ersetzt.

bb) In Buchstabe ¢ wird nach dem Wort ,Sozialversicherungstrager* das Wort
Loder eingefugt.

cc) Nach Buchstabe c¢ wird folgender Buchstabe d angefigt:
,d) an einen Anbieter im Sinne des § 80 EStG.“
Absatz 4a wird wie folgt geandert:

aa) Die Angabe ,Absatz 1 Nr. 2 und 3“ wird durch die Angabe ,Absatz 1 Nr. 2
Buchstabe a und Nr. 3“ ersetzt und vor dem Wort ,glinstiger” werden die
Worter ,,zuzlglich des Erhdhungsbetrags nach Satz 3“ eingefigt.

bb) Folgende Satze werden angefligt:

.Mindestens ist bei Anwendung des Satzes 1 der Betrag anzusetzen, der
sich ergeben wirde, wenn zusatzlich noch die Vorsorgeaufwendungen
nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b in die Ginstigerprifung einbezogen
werden wirden; der Erhdhungsbetrag nach Satz 3 ist nicht
hinzuzurechnen. Erh6hungsbetrag sind die Beitrdge nach Absatz 1 Nr. 2
Buchstabe b, soweit sie nicht den um die Beitrdage nach Absatz 1 Nr. 2
Buchstabe a und den nach 8§ 3 Nr. 62 steuerfreien Arbeitgeberanteil zur
gesetzlichen Rentenversicherung und einen diesem gleichgestellten
steuerfreien Zuschuss verminderten Hochstbetrag nach Absatz 3 Satz 1
bis 3 Uberschreiten; Absatz 3 Satz 4 und 6 gilt entsprechend.”
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8§ 10a wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 werden die Woérter ,wegen der Erziehung eines Kindes"
gestrichen.

Nach Absatz 3 Satz 2 wird folgender Satz angeflgt:

,Gehoren beide Ehegatten zu dem nach Absatz 1 beglnstigten Personenkreis
und liegt ein Fall der Veranlagung nach § 26 Abs. 1 vor, ist bei der
Gunstigerprufung nach Absatz 2 der Anspruch auf Zulage beider Ehegatten
anzusetzen.”

Dem § 10d Abs. 4 wird folgender Satz angefiigt:

,8 181 Abs. 5 der Abgabenordnung ist nur anzuwenden, wenn die zustandige
Finanzbehdrde die Feststellung des Verlustvortrags pflichtwidrig unterlassen hat.”

§ 11 Abs. 2 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Satz 3 wird das Semikolon durch einen Punkt ersetzt.
Nach Satz 3 wird folgender Satz eingeflgt:

»Satz 3 ist auf ein Damnum oder Disagio nicht anzuwenden, soweit dieses
marktublich ist.”

§ 15 Abs. 3 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

wl.

einer Offenen Handelsgesellschaft, einer Kommanditgesellschaft oder einer
anderen Personengesellschaft, wenn die Gesellschaft auch eine Tatigkeit im
Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 ausibt oder gewerbliche Einkiinfte im Sinne des
Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 bezieht,”.

In 8 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird der den Satz abschliel3ende Punkt durch ein
Semikolon ersetzt und folgende Nummer 3 angeflgt:

3.

laufende Beitrdge und laufende Zuwendungen des Arbeitgebers aus einem
bestehenden Dienstverhaltnis an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder
fur eine Direktversicherung fur eine betriebliche Altersversorgung. Zu den
Einkiinften aus nichtselbstandiger Arbeit gehdren auch Sonderzahlungen, die der
Arbeitgeber neben den laufenden Beitragen und Zuwendungen an eine
Versorgungseinrichtung leistet; Sonderzahlungen des Arbeitgebers sind
insbesondere Zahlungen an eine Pensionskasse anlasslich

a) seines Ausscheidens aus einer nicht im Wege der Kapitaldeckung
finanzierten betrieblichen Altersversorgung,

b) des Wechsels von einer nicht im Wege der Kapitaldeckung zu einer
anderen nicht im Wege der Kapitaldeckung finanzierten betrieblichen
Altersversorgung,

c) der Umstellung der Finanzierung auf Kapitaldeckung oder

d) der Systemumstellung einer nicht im Wege der Kapitaldeckung finanzierten
betrieblichen Altersversorgung auf der Finanzierungs- oder Leistungsseite,
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die der Finanzierung der zum Zeitpunkt der Systemumstellung
bestehenden Versorgungsverpflichtungen oder -anwartschaften dienen.

In den Fallen des Satzes 2 Buchstabe b und d ist bei laufenden und
wiederkehrenden Zahlungen entsprechend dem periodischen Bedarf nur von
Sonderzahlungen auszugehen, soweit die Bemessung der
Zahlungsverpflichtungen des Arbeitgebers in das Versorgungssystem nach der
Umstellung die Bemessung der Zahlungsverpflichtung zum Zeitpunkt des
Wechsels oder der Systemumstellung tbersteigt.”

13. § 20 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 Satz 3 wird das den Satz abschlieRende Semikolon durch
einen Punkt ersetzt und folgender Satz angefigt:

»Als sonstige Bezlige gelten auch Einnahmen, die an Stelle der Beziige im
Sinne des Satzes 1 von einem anderen als dem Anteilseigner nach
Absatz 2a bezogen werden, wenn die Aktien mit Dividendenberechtigung
erworben, aber ohne Dividendenanspruch geliefert werden;".

bb) In Nummer 4 Satz 2 wird die Angabe ,8 15 Abs. 4 Satz 6 bis 8, 88 15a und
15b* durch die Angabe ,8 15 Abs. 4 Satz 6 bis 8 und 8§ 15a“ ersetzt.

cc) Nummer 6 wird wie folgt geéndert:

aaa) In Satz 1 werden die Woérter ,soweit nicht die Rentenzahlung gewahlt
wird“ durch die Woérter ,soweit nicht die lebenslange Rentenzahlung
gewéhlt und erbracht wird“ ersetzt.

bbb) In Satz 3 werden nach dem Wort ,Lebensversicherungen* ein
Komma und die Wérter ,auf Ertrage im Erlebensfall bei
Rentenversicherungen ohne Kapitalwahlrecht, soweit keine
lebenslange Rentenzahlung vereinbart und erbracht wird, und auf
Ertrage bei Riuckkauf des Vertrages bei Rentenversicherungen ohne
Kapitalwahlrecht* eingefiigt.

dd) In Nummer 9 letzter Halbsatz wird die Angabe ,Nummer 1 Satz 2 und 3 gilt*
durch die Angabe ,Nummer 1 Satz 2, 3 und Nummer 2 gelten“ ersetzt.

ee) Nummer 10 wird wie folgt geandert:
aaa) In Buchstabe a letzter Halbsatz wird die Angabe ,Nummer 1 Satz 2
und 3 gilt* durch die Angabe ,Nummer 1 Satz 2, 3 und Nummer 2

gelten” ersetzt.

bbb) In Buchstabe b Satz 2 werden nach der Angabe ,Satzes 1 ein
Semikolon und folgender Halbsatz eingefiigt:

.in Fallen der Einbringung nach dem Achten Teil des
Umwandlungssteuergesetzes gelten die Ricklagen als aufgelost.”

b)  Nach Absatz 2a wird folgender Absatz 2b eingefugt:
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»(2b) 8§ 15b ist sinngemaR anzuwenden. Ein vorgefertigtes Konzept im Sinne des
8 15b Abs. 2 Satz 2 liegt auch vor, wenn die positiven Einkinfte nicht der
tariflichen Einkommensteuer unterliegen.”

14. 8§ 22 Nr. 5 wird wie folgt geédndert:

a)

b)

Die Satze 1 bis 4 werden durch folgende Satze ersetzt:

.Leistungen aus Altersvorsorgevertragen, Pensionsfonds, Pensionskassen und
Direktversicherungen. Soweit die Leistungen nicht auf Beitragen, auf die § 3

Nr. 63, § 10a oder Abschnitt XI angewendet wurden, nicht auf Zulagen im Sinne
des Abschnitts Xl, nicht auf steuerfreien Leistungen nach 8 3 Nr. 66 und nicht auf
Ansprichen beruhen, die durch steuerfreie Zuwendungen nach 8 3 Nr. 56
erworben wurden,

a) ist bei lebenslangen Renten sowie bei Berufsunfahigkeits-,
Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten Nummer 1 Satz 3
Buchstabe a entsprechend anzuwenden,

b) st bei Leistungen aus Versicherungsvertragen, Pensionsfonds,
Pensionskassen und Direktversicherungen, die nicht solche nach
Buchstabe a sind, 8 20 Abs. 1 Nr. 6 in der jeweils flr den Vertrag geltenden
Fassung entsprechend anzuwenden,

C) unterliegt bei anderen Leistungen der Unterschiedsbetrag zwischen der
Leistung und der Summe der auf sie entrichteten Beitrage der
Besteuerung; 8 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

In den Fallen des 8 93 Abs. 1 Satz 1 und 2 gilt das ausgezahlte geférderte
Altersvorsorgevermdogen nach Abzug der Zulagen im Sinne des Abschnitts Xl als
Leistung im Sinne des Satzes 2."

Die bisherigen Satze 6 und 7 werden durch folgenden Satz ersetzt:

.Bei erstmaligem Bezug von Leistungen, in den Féllen des § 93 Abs. 1 sowie bei
Anderung der im Kalenderjahr auszuzahlenden Leistung hat der Anbieter (§ 80)
nach Ablauf des Kalenderjahres dem Steuerpflichtigen nach amtlich
vorgeschriebenem Vordruck den Betrag der im abgelaufenen Kalenderjahr
zugeflossenen Leistungen im Sinne der Satze 1 bis 4 je gesondert mitzuteilen.”

15. § 22a wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,31. Mai des Jahres” durch die Angabe ,1. Marz
des Jahres” ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worter ,auf amtlich vorgeschriebenen automatisiert
verarbeitbaren Datentragern oder” gestrichen.

cc) Satz 4 wird aufgehoben.
Nach Absatz 2 Satz 3 wird folgender Satz eingeflgt:

.Fur die Anfrage gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend.”
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16.

17.

18.

§ 31 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Die steuerliche Freistellung eines Einkommensbetrags in Hohe des
Existenzminimums eines Kindes einschliel3lich der Bedarfe fir Betreuung und
Erziehung oder Ausbildung wird im gesamten Veranlagungszeitraum entweder
durch die Freibetrdge nach § 32 Abs. 6 oder durch Kindergeld nach Abschnitt X
bewirkt."

Satz 4 wird wie folgt gefasst:

~Bewirkt der Anspruch auf Kindergeld fir den gesamten Veranlagungszeitraum
die nach Satz 1 gebotene steuerliche Freistellung nicht vollstandig und werden
deshalb bei der Veranlagung zur Einkommensteuer die Freibetrage nach § 32
Abs. 6 vom Einkommen abgezogen, erhéht sich die unter Abzug dieser
Freibetrage ermittelte tarifliche Einkommensteuer um den Anspruch auf
Kindergeld fur den gesamten Veranlagungszeitraum; bei nicht
zusammenveranlagten Eltern wird der Kindergeldanspruch im Umfang des
Kinderfreibetrags angesetzt.”

8 32 Abs. 5 Satz 4 wird aufgehoben.

§ 32b wird wie folgt geéndert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 2 wird das die Nummer abschlieRende Komma durch ein
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz angefiigt:

»=ausgenommen sind Einkiinfte, die nach einem sonstigen
zwischenstaatlichen Ubereinkommen im Sinne der Nummer 4 steuerfrei
sind und die nach diesem Ubereinkommen nicht unter dem Vorbehalt der
Einbeziehung bei der Berechnung der Einkommensteuer stehen,”.

bb) Nummer 3 wird durch folgende Nummern 3 bis 5 ersetzt:

»3.  Einkiinfte, die nach einem Abkommen zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung steuerfrei sind,

4, IginkUnfte, die nach einem sonstigen zwischenstaatlichen
Ubereinkommen unter dem Vorbehalt der Einbeziehung bei der
Berechnung der Einkommensteuer steuerfrei sind,

5. Einklinfte, die bei Anwendung von § 1 Abs. 3 oder § 1a oder § 50
Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 im Veranlagungszeitraum bei der Ermittlung des
zu versteuernden Einkommens unberiicksichtigt bleiben, weil sie
nicht der deutschen Einkommensteuer oder einem Steuerabzug
unterliegen, wenn deren Summe positiv ist; ausgenommen sind
Einklnfte, die nach einem sonstigen zwischenstaatlichen
Ubereinkommen im Sinne der Nummer 4 steuerfrei sind und die nach
diesem Ubereinkommen nicht unter dem Vorbehalt der Einbeziehung
bei der Berechnung der Einkommensteuer stehen,".



19.

20.

21.

22.

23.
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b) In Absatz 2 Nr. 2 wird die Angabe ,des Absatzes 1 Nr. 2 und 3“ durch die Angabe
,des Absatzes 1 Nr. 2 bis 5" ersetzt und folgender Satz angefigt:

.Bei der Ermittlung der Einklnfte im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 bis 5

a) ist der Arbeitnehmer-Pauschbetrag (8§ 9a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a)
abzuziehen, soweit er nicht bei der Ermittlung der Einkiinfte aus
nichtselbstandiger Arbeit abziehbar ist;

b)  sind Werbungskosten nur insoweit abzuziehen, als sie zusammen mit den
bei der Ermittlung der Einkinfte aus nichtselbsténdiger Arbeit abziehbaren
Werbungskosten den Arbeitnehmer-Pauschbetrag (8 9a Satz 1 Nr. 1
Buchstabe a) tUibersteigen.”

8 33 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

LAls Kinder des Steuerpflichtigen zéahlen die, fur die er Anspruch auf einen Freibetrag
nach 8§ 32 Abs. 6 oder auf Kindergeld hat.”

§ 33a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

.0)  wegen Krankheit des Steuerpflichtigen oder seines nicht dauernd getrennt
lebenden Ehegatten oder eines zu seinem Haushalt gehérigen Kindes, fur das er
oder sein nicht dauernd getrennt lebender Ehegatte Anspruch auf einen
Freibetrag nach § 32 Abs. 6 oder auf Kindergeld hat, oder einer anderen zu
seinem Haushalt gehdérigen unterhaltenen Person, fir die eine Ermafigung nach
Absatz 1 gewahrt wird, die Beschaftigung einer Hilfe im Haushalt erforderlich
ist,”.

In 8 33b Abs. 5 Satz 1 wird der Halbsatz ,fir das der Steuerpflichtige einen Freibetrag
nach 8§ 32 Abs. 6 oder Kindergeld erhalt* durch den Halbsatz ,fiir das der
Steuerpflichtige Anspruch auf einen Freibetrag nach 8§ 32 Abs. 6 oder auf Kindergeld
hat” ersetzt.

8 34 Abs. 2 Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

-4.  Vergutungen fir mehrjéhrige Tatigkeiten; mehrjahrig ist eine Tatigkeit, soweit sie
sich Uber mindestens zwei Veranlagungszeitraume erstreckt und einen Zeitraum
von mehr als zwolf Monaten umfasst;”.

§ 34c wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,keinem ErmaRigungsanspruch mehr
unterliegende” durch die Wérter ,um einen entstandenen ErméaRigungsanspruch
gekurzte” ersetzt.

b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Statt der Anrechnung (Absatz 1) ist die auslandische Steuer auf Antrag bei
der Ermittlung der Einkiinfte abzuziehen, soweit sie auf auslandische Einkinfte

entfallt, die nicht steuerfrei sind."

c) Absatz 6 wird wie folgt geandert:
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24.

25.

26.

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,vorbehaltlich der Satze 2 bis 5* durch die
Angabe ,vorbehaltlich der Satze 2 bis 6“ ersetzt.

bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst:

.Bezieht sich ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung nicht
auf eine Steuer vom Einkommen dieses Staates, so sind die Abséatze 1
und 2 entsprechend anzuwenden.*

cc) Folgender Satz 5 wird eingefuigt:

,In den Fallen des § 50d Abs. 9 sind die Absatze 1 bis 3 und Satz 6
entsprechend anzuwenden.”

In 8 35 Abs. 1 Nr. 1 zweiter Halbsatz wird die Angabe ,Absatz 3 Satz 4 durch die
Angabe ,Absatz 2 Satz 5" ersetzt.

§ 35a Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Fur die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen fir Renovierungs-, Erhaltungs-
und Modernisierungsmalnahmen, die in einem inlandischen Haushalt des
Steuerpflichtigen erbracht werden, mit Ausnahme der nach dem CO,-
Gebaudesanierungsprogramm der KfW-Foérderbank geforderten Malinahmen,
ermanigt sich die tarifliche Einkommensteuer, vermindert um die sonstigen
Steuerermafigungen, auf Antrag um 20 Prozent, héchstens 600 Euro, der
Aufwendungen des Steuerpflichtigen.”

Folgender § 37b wird eingeflgt:

.8 37b
Pauschalierung der Einkommensteuer bei Sachzuwendungen

(1) Steuerpflichtige kdnnen die Einkommensteuer fir alle betrieblich veranlassten
Geschenke im Sinn des 8 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 eines Wirtschaftsjahres, die
nicht in Geld bestehen, mit einem Pauschsteuersatz von 45 Prozent erheben.
Bemessungsgrundlage der pauschalen Einkommensteuer sind die Aufwendungen des
Steuerpflichtigen einschlieRlich Umsatzsteuer; bei Zuwendungen an Arbeithehmer
verbundener Unternehmen ist Bemessungsgrundlage mindestens der sich nach § 8
Abs. 3 Satz 1 ergebende Wert. Die Pauschalierung ist ausgeschlossen, soweit die
Aufwendungen je Empfanger und Wirtschaftsjahr den Betrag von 10 000 Euro
Uibersteigen.

(2) Absatz 1 gilt auch fir betrieblich veranlasste Zuwendungen an Arbeitnehmer des
Steuerpflichtigen, soweit sie nicht in Geld bestehen und zusatzlich zum ohnehin
geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden. In den Fallen des § 8 Abs. 2 Satz 2 bis 8,
Abs. 3, § 19a sowie 8§ 40 Abs. 2 ist Absatz 1 nicht anzuwenden; Entsprechendes gilt,
soweit die Zuwendungen nach § 40 Abs. 1 pauschaliert worden sind. § 37a Abs. 1
bleibt unberihrt.

(3) Die pauschal besteuerten Sachzuwendungen bleiben bei der Ermittlung der
Einkiinfte des Empféangers aufRer Ansatz. Auf die pauschale Einkommensteuer ist § 40
Abs. 3 sinngemé&l anzuwenden. Der Steuerpflichtige hat den Empfanger von der
Steueribernahme zu unterrichten.

(4) Die pauschale Einkommensteuer gilt als Lohnsteuer und ist von dem die
Sachzuwendung gewahrenden Steuerpflichtigen in der Lohnsteuer-Anmeldung der
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28.

29.

30.

31.

32.
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Betriebsstatte nach § 41 Abs. 2 anzumelden und spéatestens am zehnten Tag nach
Ablauf des fur die Betriebsstéatte maRgebenden Lohnsteuer-Anmeldungszeitraums an
das Betriebsstattenfinanzamt abzufihren. Hat der Steuerpflichtige mehrere
Betriebsstatten im Sinne des Satzes 1, so ist das Finanzamt der Betriebsstatte
zusténdig, in der die fur die pauschale Besteuerung mal3gebenden Sachbeziige
ermittelt werden.*

In 8 40a Abs. 6 Satz 3 werden die Worter ,Anmeldung und Abflihrung” durch die
Worter ,Anmeldung, Abflihrung und Vollstreckung” ersetzt.

§ 40b wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 2 Satz 5 wird aufgehoben.
b)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) In den Féllen des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 hat der Arbeitgeber die
Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz in Hohe von 15 Prozent der
Sonderzahlungen zu erheben.”

c) Folgender Absatz 5 wird angefugt:

.(5) 8 40 Abs. 3 ist anzuwenden. Die Anwendung des § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
auf Beziige im Sinne des Absatzes 1, des Absatzes 3 und des Absatzes 4 ist
ausgeschlossen.”

In § 41a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird das Wort ,Summe" durch das Wort ,.Summen*“ ersetzt.
§ 41b wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 4 werden die Worter ,das Dienstverhaltnis vor Ablauf des
Kalenderjahres endet und” gestrichen.

b)  Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»Ein Arbeitgeber ohne maschinelle Lohnabrechnung, der ausschlieRlich
Arbeitnehmer im Rahmen einer geringfiigigen Beschaftigung in seinem
Privathaushalt im Sinne des § 8a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
beschéftigt und keine elektronische Lohnsteuerbescheinigung erteilt, hat an
Stelle der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung eine entsprechende
Lohnsteuerbescheinigung auf der Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers zu
erteilen.”

§ 42d wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 6 Satz 1 werden das Semikolon durch einen Punkt ersetzt und der
folgende Halbsatz ,dies gilt auch, wenn der in 8§ 1 Abs. 2 des
Arbeitnehmeriberlassungsgesetzes bestimmte Zeitraum tberschritten ist.”
gestrichen.

b)  In Absatz 9 Satz 6 wird die Angabe ,§ 38 Abs. 3a Satz 8" durch die Angabe ,§ 38
Abs. 3a Satz 7" ersetzt.

§ 43 wird wie folgt gedndert:
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a)

b)

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 4 Satz 2 wird die Angabe ,8 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 4“ durch die
Angabe ,8 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 4 in der am 31. Dezember 2004 geltenden
Fassung“ ersetzt.

bb) In Nummer 7 Buchstabe b Satz 2 werden nach dem Wort ,Bausparkasse*
ein Komma sowie die Worter ,ein Versicherungsunternehmen fur Ertrage
aus Kapitalanlagen, die mit Einlagegeschéften bei Kreditinstituten
vergleichbar sind,” eingefugt.

Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefigt:

.Kapitalertrage im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 sind inlAndische, wenn der
Emittent der Aktien Geschaftsleitung oder Sitz im Inland hat.”

33. 8§44 wird wie folgt geadndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 3 werden nach den Wértern ,Schuldner der Kapitalertrage* ein
Komma, die Worter ,in den Fallen des 8§ 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 jedoch das
fur den Verkaufer der Aktien den Verkaufsauftrag ausfiihrende inlandische
Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut im Sinne des § 43 Abs. 1
Satz 1 Nr. 7 Buchstabe b (den Verkaufsauftrag ausfihrende Stelle),” sowie
vor den Wértern ,und in den Fallen“ erneut ein Komma eingeflgt.

bb) In Satz 5 wird wie folgt gefasst:
,Die innerhalb eines Kalendermonats einbehaltene Steuer ist jeweils bis
zum zehnten des folgenden Monats an das Finanzamt abzufihren, das fir
die Besteuerung
1. des Schuldners der Kapitalertrage,
2. der den Verkaufsauftrag ausfihrenden Stelle oder
3.  der die Kapitalertrdge auszahlenden Stelle
nach dem Einkommen zustandig ist; bei Kapitalertragen im Sinne des § 43
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ist die einbehaltene Steuer, soweit es sich nicht um
Kapitalertrage im Sinne des 8§ 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 handelt, in dem
Zeitpunkt abzufihren, in dem die Kapitalertrage dem Glaubiger zuflieRen.”

Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt:

.FUr Kapitalertrage im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 gelten diese
Zuflusszeitpunkte entsprechend.”

Absatz 5 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach den Wortern ,der Kapitalertradge" ein Komma sowie
die Worter ,die den Verkaufsauftrag ausfiihrenden Stellen” eingeftigt.



34.

35.

36.

37.

38.

d)
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bb) In Satz 2 Nr. 1 und 2 werden jeweils nach dem Wort ,,Schuldner” ein
Komma und die Wérter ,die den Verkaufsauftrag ausfihrende Stelle”
eingeflgt.

cc) In Satz 3 werden nach den Wortern ,der Kapitalertrdge” ein Komma, die
Worter ,der den Verkaufsauftrag ausfiihrenden Stelle” sowie nach den
Wortern ,der Schuldner ein Komma und die Wérter ,die den
Verkaufsauftrag ausfihrende Stelle” eingefiigt.

Absatz 6 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach den Wortern ,,gewerblicher Art* die Worter ,und der
wirtschaftliche Geschéftsbetrieb eingefiigt.

bb) In Satz 4 wird nach der Angabe ,Die Absatze 1 bis 4“ die Angabe ,,und 5
Satz 2" eingefligt”.

§ 44b Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Dem Antrag auf Erstattung sind

a)

b)

der Freistellungsauftrag nach § 44a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 oder die
Nichtveranlagungs-Bescheinigung nach § 44a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 sowie eine
Steuerbescheinigung nach § 45a Abs. 3 oder

die Bescheinigung nach § 44a Abs. 5 sowie eine Steuerbescheinigung nach
§ 45a Abs. 2 oder Abs. 3 beizufiigen.”

§ 45a wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 5 werden nach dem Wort ,Schuldner ein Komma sowie die
Worter ,der den Verkaufsauftrag ausfiihrenden Stelle und nach dem Wort
~Stelle erneut ein Komma eingefiigt.

Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefigt:

,Die Satze 1 und 2 gelten in den Fallen des § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4
entsprechend; der Emittent der Aktien gilt insoweit als Schuldner der
Kapitalertrage.”

Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefiigt:

.Satz 1 gilt entsprechend, wenn nach § 44a Abs. 8 Satz 1 der Steuerabzug nur
halftig vorgenommen worden ist.”

In § 45b Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 werden nach dem Wort ,handelt* die Worter ,und nicht die
Abstandnahme gemal § 44a Abs. 8 durchgefihrt wurde® eingefigt.

In 8 50b Satz 1 werden nach dem Wort ,Steuerabzugs” ein Komma und die Worter ,fur
die Ausstellung der Jahresbescheinigung nach § 24c" eingeflgt.

8 50d wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
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39.

40.

b)

»(3) Eine auslandische Gesellschaft hat keinen Anspruch auf véllige oder
teilweise Entlastung nach Absatz 1 oder Absatz 2, soweit Personen an ihr
beteiligt sind, denen die Erstattung oder Freistellung nicht zustande, wenn sie die
Einkiinfte unmittelbar erzielten, und

1.  fiur die Einschaltung der auslandischen Gesellschaft wirtschaftliche oder
sonst beachtliche Griinde fehlen oder

2.  die auslandische Gesellschaft nicht mehr als 10 Prozent ihrer gesamten
Bruttoertrage des betreffenden Wirtschaftsjahres aus eigener
Wirtschaftstatigkeit erzielt oder

3. die auslandische Gesellschaft nicht mit einem fir ihren Geschéaftszweck
angemessen eingerichteten Geschaftsbetrieb am allgemeinen
wirtschaftlichen Verkehr teilnimmt.

MaRgebend sind ausschlief3lich die Verhaltnisse der auslandischen Gesellschaft;
organisatorische, wirtschaftliche oder sonst beachtliche Merkmale der
Unternehmen, die der auslandischen Gesellschaft nahe stehen (8 1 Abs. 2 des
Aulensteuergesetzes), bleiben aul3er Betracht. An einer eigenen
Wirtschaftstatigkeit fehlt es, soweit die ausléandische Gesellschaft ihre
Bruttoertrage aus der Verwaltung von Wirtschaftsgutern erzielt oder ihre
wesentlichen Geschéftstatigkeiten auf Dritte Ubertragt. Die Satze 1 bis 3 sind
nicht anzuwenden, wenn mit der Hauptgattung der Aktien der auslandischen
Gesellschaft ein wesentlicher und regelmafiiger Handel an einer anerkannten
Borse stattfindet.”

Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 angefugt:

»,(9) Sind Einklinfte eines unbeschrankt Steuerpflichtigen nach einem Abkommen
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von der Bemessungsgrundlage der
deutschen Steuer auszunehmen, so wird die Freistellung der Einkiinfte
ungeachtet des Abkommens nicht gewahrt, wenn der andere Staat

1. die Bestimmungen des Abkommens so anwendet, dass die Einkinfte in
diesem Staat von der Besteuerung auszunehmen sind oder nur zu einem
durch das Abkommen begrenzten Steuersatz besteuert werden kdénnen,
oder

2. die Einklinfte nur deshalb nicht besteuert, weil sie von einer Person
bezogen werden, die in diesem Staat nicht auf Grund ihres Wohnsitzes,
standigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschaftsleitung, des Sitzes oder
eines ahnlichen Merkmals unbeschrankt steuerpflichtig ist.

Nummer 2 gilt nicht fir Dividenden, die nach einem Abkommen zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer
auszunehmen sind. Absatz 8 und 8§ 20 Abs. 2 des Aul3ensteuergesetzes bleiben
unberthrt.”

In 8 50f Abs. 1 wird die Angabe ,§ 22a Abs. 2 Satz 4“ durch die Angabe ,8 22a Abs. 2
Satz 5" ersetzt.

§ 52 wird wie folgt geandert:

a)

Dem Absatz 4b wird folgender Satz angefigt:



b)

d)

)
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»8 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe d in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom
... (BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkindung
des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist erstmals auf Beziige im Sinne des

§ 20 Abs. 1 Nr. 1 und auf Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 9
anzuwenden, die nach dem ... [einsetzen: Tag der Verkiindung] zugeflossen
sind.”

Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) 8 3 Nr. 56 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes)) ist erstmals auf laufende Zuwendungen des
Arbeitgebers anzuwenden, die fir einen nach dem 31. Dezember 2007
endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt werden und auf Zuwendungen in Form
eines sonstigen Bezuges, die nach dem 31. Dezember 2007 geleistet werden.*

Folgender Absatz 7 wird eingefligt:

»(7) 8 3 Nr. 65 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ...
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes)) ist in allen Fallen anzuwenden, in denen die
Einkommensteuer noch nicht bestandskraftig festgesetzt ist.”

Dem Absatz 25 wird folgender Satz angefigt:

,8 10d Abs. 4 Satz 6 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. |
S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes)) gilt fiir alle bei Inkrafttreten dieses Gesetzes
noch nicht abgelaufenen Feststellungsfristen.”

Dem Absatz 30 wird folgender Satz angefigt:

,8 11 Abs. 2 Satz 4 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. |
S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes)) ist erstmals auf ein Damnum oder Disagio im
Zusammenhang mit einem Kredit fir ein Grundstiick anzuwenden, das nach dem
31. Dezember 2003 geleistet wurde, in anderen Fallen fur ein Damnum oder
Disagio, das nach dem 31. Dezember 2004 geleistet wurde.”

Absatz 32a wird Absatz 32b und Absatz 32a wird wie folgt gefasst:

»(32a) 8 15 Abs. 3 Nr. 1 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkindung
des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist auch fiir Veranlagungszeitraume vor
2005 anzuwenden.”

Absatz 34c wird wie folgt gefasst:

»(34¢) Wird eine Versorgungsverpflichtung nach 8§ 3 Nr. 66 auf einen
Pensionsfonds Ubertragen und hat der Steuerpflichtige bereits vor dieser
Ubertragung Leistungen auf Grund dieser Versorgungsverpflichtung erhalten, so
sind insoweit auf die Leistungen aus dem Pensionsfonds im Sinne des 8 22 Nr. 5
Satz 1 die Betrage nach § 9a Satz 1 Nr. 1 und 8§ 19 Abs. 2 entsprechend
anzuwenden; § 9a Satz 1 Nr. 3 ist nicht anzuwenden.”
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h)  Folgender Absatz 35 wird eingeflgt:

»(35) 8§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 und 3 in der Fassung des Artikels 1 des
Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl
der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes)) ist erstmals anzuwenden
auf Sonderzahlungen, die nach dem ... [einsetzen: Tag des
Kabinettbeschlusses] geleistet werden. Dies gilt nicht fir bis zum 31. Dezember
2007 entstandene und spétestens bis zum 31. Dezember 2008 gezahlte
Sonderzahlungen im Sinne des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe d.”

i) Dem Absatz 36 werden folgende Sétze angefiigt:

.8 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4, § 43 Abs. 3, § 44 Abs. 1, 2 und 5 und § 45a Abs. 1 und
3 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ... [einsetzen:
Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung des vorliegenden
Anderungsgesetzes]) sind erstmals auf Verkéaufe anzuwenden, die nach dem

31. Dezember 2006 getatigt werden. § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 1 in der Fassung des
Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum
und Seitenzahl der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist auf
Ertrage aus Versicherungsvertragen, die nach dem 31. Dezember 2004
abgeschlossen werden, anzuwenden. 8 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 3 in der Fassung
des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ... [einsetzen:
Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung des vorliegenden
Anderungsgesetzes)) ist erstmals anzuwenden auf Versicherungsleistungen im
Erlebensfall bei Versicherungsvertragen, die nach dem 31. Dezember 2006
abgeschlossen werden, und auf Versicherungsleistungen bei Rickkauf eines
Vertrages nach dem 31. Dezember 2006."

)] Absatz 37d wird Absatz 37e und Absatz 37d wird wie folgt gefasst:

»(37d) 8§ 20 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 und Abs. 2b in der Fassung des Artikels 1 des
Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl
der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes)) ist erstmals fur den
Veranlagungszeitraum 2006 anzuwenden. Absatz 33a gilt entsprechend.”

k)  Absatz 38 Satz 2 wird aufgehoben.
)] Absatz 39 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird nach der Angabe ,§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3" die
Angabe ,in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 24. Méarz 1999
(BGBI | S. 402)" eingeflgt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:

»8 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 und 3 in der Fassung des Artikels 1 des
Gesetzes vom 9. Dezember 2004 (BGBI. | S. 3310) ist erstmals fur den
Veranlagungszeitraum 2005 anzuwenden.”

m)  Vor Absatz 49 Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:

»3 34c Abs. 6 Satz 5 in Verbindung mit Satz 1 in der Fassung des Artikels 1 des
Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl
der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes)) ist fir alle
Veranlagungszeitrdume anzuwenden, soweit Steuerbescheide noch nicht
bestandskraftig sind.”
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Q)
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Absatz 50b Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»8 3ba in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ...
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes)) ist erstmals fiir im Veranlagungszeitraum
2006 geleistete Aufwendungen anzuwenden, soweit die den Aufwendungen zu
Grunde liegenden Leistungen nach dem 31. Dezember 2005 erbracht worden
sind.”

Dem Absatz 52a wird folgender Satz angefiigt:

»8 40b Abs. 4 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ...
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes)) ist erstmals anzuwenden auf
Sonderzahlungen, die nach dem ... [einsetzen: Tag des Kabinettbeschlusses]
gezahlt werden."

Absatz 52¢ wird aufgehoben.
Dem Absatz 53 wird folgender Satz angefigt:

,8 44 Abs. 6 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes)) ist erstmals fiir Kapitalertrage anzuwenden,
fur die Satz 1 nicht gilt.”

Dem Absatz 53a wird folgender Satz angefugt:

,8 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 Buchstabe b Satz 2 in der Fassung des Artikels 1 des
Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl
der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes)) ist erstmals auf Vertrage
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2006 abgeschlossen werden.”

In Absatz 55f Satz 3 wird die Angabe ,8 45 Abs. 2a“ durch die Angabe ,8§ 45b
Abs. 2a“ ersetzt.

Folgende Absatze 55h und 55i werden eingeflgt:

»(55h) 8§ 44b Abs. 1 Satz 2 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkindung
des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist erstmals auf Kapitalertrage
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2006 zufliel3en.

(55i) § 45a Abs. 4 Satz 2 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkindung
des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist erstmals ab dem 1. Januar 2007
anzuwenden.”

Folgender Absatz 58c wird eingefiigt:

»(58¢C) 8 50b in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ...
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist erstmals anzuwenden fir
Jahresbescheinigungen, die nach dem 31. Dezember 2004 ausgestellt werden.”
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41.

42.

43.

44,

45.

46.

47.

v)  Dem Absatz 59a wird folgender Satz angefugt:

,8 50d Abs. 9 Satz 1 Nr. 1 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkindung
des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist fiir alle Veranlagungszeitraume
anzuwenden, soweit Steuerbescheide noch nicht bestandskraftig sind.”

8 75 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

»,(1) Mit Anspriichen auf Riickzahlung von Kindergeld kann die Familienkasse gegen
Anspriiche auf laufendes Kindergeld bis zu deren Halfte aufrechnen, wenn der
Leistungsberechtigte nicht nachweist, dass er dadurch hilfebedurftig im Sinne der
Vorschriften des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch tber die Hilfe zum
Lebensunterhalt oder im Sinne der Vorschriften des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
Uber die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts wird."

§ 85 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

.Der Antrag kann fir ein abgelaufenes Beitragsjahr nicht zurickgenommen werden."
§ 86 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 wird nach dem Wort ,seinen” das Wort ,geférderten eingeflgt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

~Werden bei einer in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversicherten
Person beitragspflichtige Einnahmen zugrunde gelegt, die héher sind als das
tatsachlich erzielte Entgelt, die Entgeltersatzleistung oder der nach § 19 des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch als Arbeitslosengeld Il ausgezahlte Betrag, ist
das tatsachlich erzielte Entgelt, der Zahlbetrag der Entgeltersatzleistung oder der
nach § 19 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch als Arbeitslosengeld Il
ausgezahlte Betrag flr die Berechnung des Mindesteigenbeitrags zu
bericksichtigen.*

In 8 89 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe ,Satz 4“ durch die Angabe ,Satz 5" ersetzt.
§ 90a wird aufgehoben.
In 8 92 Nr. 2 wird die Angabe ,oder Berechnungsergebnisse (§ 90a)“ gestrichen.

IN81Abs.3Satz2,83Nr.63Satz1,83bAbs. 1 Nr.1,2,3und 4, Abs.3Nr. 1,84
Abs. 4a Satz 3, Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 Satz 1, Nr. 5 Satz 4, Nr. 6 Satz 3 und Abs. 5a
Satz 2, 8 4d Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa und bb,
Satz3und 7, Nr. 2 Satz 1 und 3, § 6 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1, Nr. 3 Satz 1, Nr. 3a Satz 1
Buchstabe e, Nr. 4 Satz 2, § 6a Abs. 3 Satz 3, Abs. 4 Satz 4, § 6b Abs. 7, Abs. 10
Satz 9, 8 7 Abs. 2 Satz 2 und 3, Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 2 Buchstabe a und b, Abs. 5
Nr. 1 bis 3, 8 7b Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2 Satz 2, Abs. 7, 8 7c Abs. 1, 8 7d Abs. 1
Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 5 Satz 2, 8 7f Abs. 1 Nr. 1 und 2, 8 7g Abs. 1, 3 Satz 2,
Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5, 8 7Th Abs. 1 Satz 1, § 7i Abs. 1 Satz 1, 8§ 7k Abs. 1 Satz 1
und 3, 8 8 Abs. 2 Satz 3und 5, Abs. 3 Satz 1, 8 10 Abs. 3 Satz 4, 8 10b Abs. 1 Satz 1
und 2, Abs. 4 Satz 3, 8 10c Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 2, Satz 4, Abs. 3 und 4 Satz 2

Nr. 2, 8 10d Abs. 2 Satz 1, 8 10e Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 Satz 3, 8 10f Abs. 1 Satz 1
und Abs. 2 Satz 1, § 10g Abs. 1 Satz 1, § 10h Abs. 1 Satz 1, § 13a Abs. 6 Satz 3,

8§ 15b Abs. 3,8 17 Abs. 1 Satz 1, 8§ 21 Abs. 2, 8 22 Nr. 5 Satz 5, § 32c Abs. 1 Satz 3,
Abs. 2 Satz 2, 8§ 33 Abs. 3 Satz 1, 8§ 34 Abs. 3 Satz 2, § 34e Abs. 1 Satz 2, § 34g



48.

49.

50.

51.

52.

53.

54,
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Satz 2, 8 35a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 Satz 1, 8 37a Abs. 1 Satz 3, § 39b
Abs. 2 Satz 8, § 39c Abs. 5, § 40 Abs. 2 Satz 1, Satz 1 Nr. 4 und Satz 2, § 40a Abs. 1
Satz 1, Abs. 2, 2a, 3 Satz 1 und 2, Abs. 6 Satz 4, § 40b Abs. 1 und 3, § 41a Abs. 4
Satz 1, 8 42d Abs. 6 Satz 7, § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 Buchstabe b Satz 4
Doppelbuchstabe bb und cc, 8 43a Abs. 1 Nr. 1 bis 6 und Abs. 2 Satz 3 und 4, § 43b
Abs. 2 Satz 1, Abs. 3, 8 46 Abs. 3 Satz 2, § 48 Abs. 1 Satz 1, § 49 Abs. 3 Satz 1, § 50
Abs. 3 Satz 2 und Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 Satz 3, § 50a Abs. 2, Abs. 4 Satz 4 und 5 Nr. 1
bis 4 und Abs. 7 Satz 2, § 50g Abs. 3 Nr. 5 Buchstabe b Satz 1 Doppelbuchstabe aa
bis cc, 8 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe n Satz 5 und 6, Buchstabe q Satz 3, Buchstabe s
Satz 1, Buchstabe u Satz 2, 3 und 5 Doppelbuchstabe aa bis cc, Buchstabe w Satz 4
und 8, Buchstabe x Satz 2, Buchstabe y Satz 3, Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Satz 1, Nr. 2

Satz 1, 8§ 52 Abs. 4 Nr. 3, Abs. 13 Satz 2, Abs. 33 Satz 1, Abs. 47 Satz 6, Abs. 52, 55b,
55¢, 55f und 58a Satz 2, § 86 Abs. 1 Satz 2, § 93 Abs. 3 Satz 2 und § 95 Abs. 2 Satz 2
werden jeweils die Worter ,vom Hundert“ durch das Wort ,Prozent” ersetzt.

In 8 19 Abs. 2 Satz 3, 8 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Satz 3 und
Doppelbuchstabe bb Satz 4 und in § 24a Satz 5 wird jeweils in den
Tabellentiberschriften die Angabe ,v. H.“ durch die Angabe ,%" ersetzt.

In§ 7 Abs. 2 Satz 2 und 3, 8 7b Abs. 2 Satz 3, 8 7c Abs. 5 Satz 1 und § 7h Abs. 1
Satz 5 wird jeweils das Wort ,Hundertsatz" durch das Wort ,Prozentsatz” ersetzt.

In 8 7 Abs. 2 Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort ,Hundertsatzes" durch das Wort
,Prozentsatzes” ersetzt.

In 8 7a Abs. 9, § 10 Abs. 3 Satz 6, § 10b Abs. 1 Satz 2, § 10c Abs. 2 Satz 4, § 19
Abs. 2 Satz 1, 3und 7, 8 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Satz 3 und
8, 8§ 24a Abs. 1 Satz 1 und 5, § 35 Abs. 2 Satz 4, § 42d Abs. 8 Satz 3 und § 43 Abs. 1
Nr. 3 wird jeweils das Wort ,Vomhundertsatz“ durch das Wort ,Prozentsatz” ersetzt.

In 8 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe ¢ wird das Wort ,Vomhundertsatzes" durch das Wort
,Prozentsatzes” ersetzt.

In § 10e Abs. 4 Satz 6 wird das Wort ,VYomhundertsatze“ durch das Wort
,Prozentsatze" ersetzt.

In 8§ 10 Abs. 3 Satz 6 und § 10c Abs. 2 Satz 4 werden jeweils die Wérter ,vom-Hundert-
Punkte” durch das Wort ,Prozentpunkte” ersetzt.

Artikel 2

Anderung der Lohnsteuer-Durchfiihrungsverordnung

Die Lohnsteuer-Durchfihrungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. Oktober 1989 (BGBI. | S. 1848), zuletzt geandert durch Artikel ... des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S. ...), wird wie folgt geandert:

1.

Folgender 8§ 5 wird eingeflgt:

.85
Besondere Aufzeichnungs-, Mitteilungs- und
Aufbewahrungspflichten im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung
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(1) Der Arbeitgeber hat bei Durchfiihrung einer kapitalgedeckten betrieblichen
Altersversorgung Uber einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine
Direktversicherung ergédnzend zu den in 8 4 Abs. 2 Nr. 4 und 8 angeflhrten
Aufzeichnungspflichten gesondert je Versorgungszusage und Arbeitnehmer Folgendes
aufzuzeichnen:

1.  beilnanspruchnahme der Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 63 Satz 3 des
Einkommensteuergesetzes den Zeitpunkt der Erteilung, bei der Anderung einer
vor dem 1. Januar 2005 erteilten Versorgungszusage alle Anderungen der
Zusage nach dem 31. Dezember 2004;

2. bei Anwendung des 8§ 40b des Einkommensteuergesetz in der am
31. Dezember 2004 geltenden Fassung den Inhalt der am 31. Dezember 2004
bestehenden Versorgungszusagen, sowie im Fall des § 52 Abs. 6 Satz 1 des
Einkommensteuergesetzes die erforderliche Verzichtserklarung und bei der
Ubernahme einer Versorgungszusage nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 des
Betriebsrentengesetzes vom 19. Dezember 1974 (BGBI. | S. 3610), das zuletzt
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. August 2005 (BGBI. | S. 2546) gedndert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung oder bei einer Ubertragung nach
dem ,Abkommen zur Ubertragung von Direktversicherungen oder
Versicherungen in eine Pensionskasse bei Arbeitgeberwechsel” im Falle einer
vor dem 1. Januar 2005 erteilten Versorgungszusage zusatzlich die Erklarung
des ehemaligen Arbeitgebers, dass diese Versorgungszusage vor dem
1. Januar 2005 erteilt und dass diese bis zur Ubernahme nicht als
Versorgungszusage im Sinne des 8 3 Nr. 63 Satz 3 des
Einkommensteuergesetzes behandelt wurde.

(2) Der Arbeitgeber hat der Versorgungseinrichtung (Pensionsfonds, Pensionskasse
Direktversicherung), die fur ihn die betriebliche Altersversorgung durchfiihrt, spatestens
zwei Monate nach Ablauf des Kalenderjahres oder nach Beendigung des
Dienstverhaltnisses im Laufe des Kalenderjahres gesondert je Versorgungszusage die
fur den einzelnen Arbeitnehmer geleisteten und

1. nach 8§ 3 Nr. 56 und 63 des Einkommensteuergesetzes steuerfrei belassenen,

2. nach 8§ 40b des Einkommensteuergesetzes in der am 31. Dezember 2004
geltenden Fassung pauschal besteuerten oder

3. individuell besteuerten

Beitrdge mitzuteilen. Ferner hat der Arbeitgeber oder die Unterstiitzungskasse die
nach § 3 Nr. 66 des Einkommensteuergesetzes steuerfrei belassenen Leistungen
mitzuteilen. Die Mitteilungspflicht des Arbeitgebers oder der Unterstiitzungskasse kann
durch einen Auftragnehmer wahrgenommen werden.

(3) Eine Mitteilung nach Absatz 2 kann unterbleiben, wenn die Versorgungseinrichtung
die steuerliche Behandlung der fur den einzelnen Arbeitnehmer im Kalenderjahr
geleisteten Beitrdge bereits kennt oder aus den bei ihr vorhandenen Daten feststellen
kann, und dieser Umstand dem Arbeitgeber mitgeteilt worden ist. Unterbleibt die
Mitteilung des Arbeitgebers, ohne dass ihm eine entsprechende Mitteilung der
Versorgungseinrichtung vorliegt, so hat die Versorgungseinrichtung davon
auszugehen, dass es sich insgesamt bis zu den in 8 3 Nr. 63 des
Einkommensteuergesetzes genannten Hochstbetragen um steuerbeginstigte Beitrage
handelt, die in der Auszahlungsphase als Leistungen im Sinne von § 22 Nr. 5 Satz 1
des Einkommensteuergesetzes zu besteuern sind.
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(4) Fur die Aufbewahrung der Aufzeichnungen nach Absatz 1 gilt § 147 Abs. 3 der
Abgabenordnung; im Ubrigen gilt § 41 Abs. 1 Satz 10 des Einkommensteuergesetzes.”

8§ 8 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Die Vorschriften dieser Verordnung in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes
vom ... (BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung
des vorliegenden Anderungsgesetzes]) sind erstmals anzuwenden auf laufenden
Arbeitslohn, der fur einen nach dem 31. Dezember 2006 endenden
Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezlige, die nach dem

31. Dezember 2006 zuflieRen.”

Artikel 3

Anderung der Altersvorsorge-Durchfiihrungsverordnung

Die Altersvorsorge-Durchfiihrungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
28. Februar 2005 (BGBI. I S. 487) wird wie folgt geandert:

1.

8 1 Abs. 2 wird wie folgt geédndert:

a) Satz 1 wird aufgehoben.

b) In dem bisherigen Satz 2 wird das Wort ,ferner gestrichen und die Angabe ,88 6
und 11 Abs. 1 und 3“ durch die Angabe ,88 6, 10 Abs. 2 Satz 2 und § 11 Abs. 1
und 3" ersetzt.

c) Der bisherige Satz 5 wird aufgehoben.

8 5 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

,(1) Der Anbieter (8 80 des Einkommensteuergesetzes), die zustandige Stelle
(8 81a des Einkommensteuergesetzes) und die Familienkassen haben der
zentralen Stelle auf Anforderung anzuzeigen:

1. Kundenart,

2. Name und Anschrift,

3.  soweit vorhanden E-Mail-Adresse,

4.  soweit vorhanden Telefon- und Telefax-Nummer,

5. Betriebsnummer und

6.  die Art der Verbindung.”

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingeflgt:

»(2a) Die Familienkassen haben zusatzlich zu den in Absatz 1 aufgefiihrten
Angaben eine von ihnen im AufRenverhdltnis gegeniber dem
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Kindergeldempfanger verwendete Kurzbezeichnung der Familienkasse
anzuzeigen.”

C) In Absatz 4 und 5 wird jeweils das Wort ,Identifikationsnummer* durch das Wort
JKundennummer" ersetzt.

3. 8 6 wird wie folgt gefasst:

.8 6
Mitteilungspflichten des Arbeitgebers

(1) Der Arbeitgeber hat der Versorgungseinrichtung (Pensionsfonds, Pensionskasse,
Direktversicherung), die fur ihn die betriebliche Altersversorgung durchfiihrt, spatestens
zwei Monate nach Ablauf des Kalenderjahres oder nach Beendigung des
Dienstverhaltnisses im Laufe des Kalenderjahres gesondert je Versorgungszusage
mitzuteilen, in welcher Hohe die fir den einzelnen Arbeitnehmer geleisteten Beitrage
individuell besteuert wurden. Die Mitteilungspflicht des Arbeitgebers kann durch einen
Auftragnehmer wahrgenommen werden.

(2) Eine Mitteilung nach Absatz 1 kann unterbleiben, wenn die Versorgungseinrichtung
dem Arbeitgeber mitgeteilt hat, dass

1. sie die Hohe der individuell besteuerten Beitrage bereits kennt oder aus den bei
ihr vorhandenen Daten feststellen kann, oder

2. eine Forderung nach 8§ 10a oder Abschnitt XI des Einkommensteuergesetzes
nicht moglich ist.

(3) Der Arbeitnehmer kann gegentiber der Versorgungseinrichtung fur die individuell
besteuerten Beitrage insgesamt auf die Forderung nach 8§ 10a oder Abschnitt XI des
Einkommensteuergesetzes verzichten; der Verzicht kann fur die Zukunft widerrufen
werden.

(4) Soweit eine Mitteilung nach Absatz 1 unterblieben ist und die Voraussetzungen des
Absatzes 2 Nr. 1 nicht vorliegen oder der Arbeitnehmer nach Absatz 3 verzichtet hat,
hat die Versorgungseinrichtung davon auszugehen, dass es sich nicht um
Altersvorsorgebeitrdge im Sinne des 8§ 82 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes
handelt.”

4. 8 7 Abs. 2 wird wie folgt geandert:
a) Satz 4 wird wie folgt gefasst:

»oind die zusténdige Stelle und die Familienkasse verschiedenen juristischen
Personen zugeordnet, entfallt die Meldung der kinderbezogenen Daten nach
Satz 1.“

b) Folgender Satz 5 wird angefigt:

,In den anderen Fallen kann eine Ubermittlung der Kinderdaten durch die
zusténdige Stelle entfallen, wenn sichergestellt ist, dass die Familienkasse die fur
die Gewahrung der Kinderzulage erforderlichen Daten an die zentrale Stelle
Ubermittelt oder ein Datenabgleich (8§ 91 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz des
Einkommensteuergesetzes) erfolgt.”
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8 9 wird wie folgt gefasst:

.89
Besondere
Mitteilungspflicht der Familienkasse

Hat die zustéandige Familienkasse der zentralen Stelle die Daten fur die Gewahrung der
Kinderzulage Ubermittelt und wird fur diesen gemeldeten Zeitraum das Kindergeld
insgesamt zurlickgefordert, hat die Familienkasse dies der zentralen Stelle
unverziglich mitzuteilen.”

Dem 8§ 10 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefigt:

.Wenn dem Anbieter ausschlie3lich eine auslandische Anschrift des
Zulageberechtigten bekannt ist, teilt er dies der zentralen Stelle mit.”

§ 14 wird wie folgt ge&ndert:
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

~Wird abweichend vom tatsachlich erzielten Entgelt, vom Zahlbetrag der
Entgeltersatzleistung oder vom nach § 19 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
als Arbeitslosengeld Il ausgezahlten Betrag ein hdherer Betrag als
beitragspflichtige Einnahmen im Sinne des § 86 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des
Einkommensteuergesetzes berticksichtigt und stimmen der vom
Zulageberechtigten angegebene und der bei dem zustandigen
Sozialversicherungstrager ermittelte Zeitraum tberein, ist Satz 1 insoweit nicht
anzuwenden.”

b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
»(2) Liegt der zentralen Stelle eine Bestatigung der zustandigen Stelle tGiber die
Zugehdrigkeit des Zulageberechtigten zu dem in § 10a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5
des Einkommensteuergesetzes genannten Personenkreis vor, gilt Absatz 1
entsprechend.”

§ 18 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe ,8 22 Nr. 5 Satz 7“ durch die Angabe ,8§ 22 Nr. 5
Satz 5" ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,8 122 Abs. 2“ durch die Angabe ,8 122
Abs. 2 und 2a“ ersetzt.

8 19 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
.Dartiber hinaus hat er Aufzeichnungen zu fiihren Gber
1. Beitrage, auf die 8 3 Nr. 63 des Einkommensteuergesetzes angewendet
wurde; hierzu gehodren auch die Beitrdge im Sinne des 8 5 Abs. 3 Satz 2

der Lohnsteuer-Durchfihrungsverordnung,

2. Beitrage, auf die § 40b des Einkommensteuergesetzes in der am
31. Dezember 2004 geltenden Fassung angewendet wurde, und
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3. Leistungen, auf die § 3 Nr. 66 des Einkommensteuergesetzes angewendet
wurde.”

b) Absatz 3 wird aufgehoben.

c) Die bisherigen Abséatze 4 bis 7 werden die Abséatze 3 bis 6.

d) Der neue Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Fur die Aufbewahrung der Aufzeichnungen nach den Absatzen 1 und 2,
der Mitteilungen nach 8§ 5 Abs. 2 der Lohnsteuer-Durchfiihrungsverordnung
und des Antrags auf Altersvorsorgezulage oder der einer Antragstellung
nach 8 89 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes zugrunde liegenden

Unterlagen gilt 8§ 147 Abs. 3 der Abgabenordnung entsprechend.”

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,8 22 Nr. 5 Satz 7“ durch die Angabe ,§ 22 Nr. 5
Satz 5" ersetzt.

e) Indem neuen Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,,Absatz 4" durch die Angabe
LAbsatz 3" ersetzt.

Artikel 4

Anderung des Kdrperschaftsteuergesetzes

Das Korperschaftsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002
(BGBI. I S. 4144), zuletzt geandert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ...), wird
wie folgt geandert:

1.

In der Inhaltstibersicht wird nach der Angabe zu 8§ 32 folgende Angabe eingeflgt:

,Erlass, Aufhebung oder Anderung von Steuerbescheiden bei verdeckter
Gewinnausschittung oder verdeckter Einlage § 32a“

In § 5 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worter ,die InvestitionsBank Hessen AG*" durch die
Worter ,die Investitionsbank Hessen" und die Angabe ,die Investitionsbank Berlin

- Anstalt der Landesbank Berlin-Girozentrale -“ durch die Woérter ,die Investitionsbank
Berlin“ ersetzt.

Nach § 8 Abs. 3 Satz 2 werden folgende Satze eingefiigt:

,Das Einkommen erhoht sich, soweit eine verdeckte Einlage das Einkommen des
Gesellschafters gemindert hat. Das Einkommen erhdht sich nicht, soweit eine
verdeckte Einlage auf einer verdeckten Gewinnausschuttung einer dem Gesellschafter
nahe stehenden Person beruht und bei der Besteuerung des Gesellschafters nicht
bertcksichtigt wurde. In den Fallen des Satzes 4 erhoht die verdeckte Einlage nicht die
Anschaffungskosten der Beteiligung.”

Nach 8§ 8b Abs. 1 Satz 1 werden folgende Séatze eingefugt:
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.Satz 1 gilt fir sonstige Beziige im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 des
Einkommensteuergesetzes und der Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 9 zweiter
Halbsatz sowie des § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchstabe a zweiter Halbsatz des
Einkommensteuergesetzes nur, soweit sie das Einkommen der leistenden
Korperschaft nicht gemindert haben (8 8 Abs. 3 Satz 2). Sind die Bezlige im Sinne des
Satzes 1 nach einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von der
Bemessungsgrundlage flr die Koérperschaftsteuer auszunehmen, gilt Satz 2
ungeachtet des Wortlauts des Abkommens fiir diese Freistellung entsprechend.”

In § 26 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,und keinem ErméaRigungsanspruch mehr
unterliegende” durch die Wérter ,und um einen entstandenen
ErméRigungsanspruch gekirzte” ersetzt.

b)  Absatz 6 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»vorbehaltlich der Satze 2 und 3 sind § 34c Abs. 1 Satz 2 bis 5 und Abs. 2
bis 7 des Einkommensteuergesetzes und § 50 Abs. 6 des
Einkommensteuergesetzes entsprechend anzuwenden; in den Féllen des
§ 8b Abs. 1 Satz 2 und 3 sind vorbehaltlich der Satze 2 und 3 § 34c Abs. 1
bis 3 und 6 Satz 6 des Einkommensteuergesetzes und § 50 Abs. 6 des
Einkommensteuergesetzes entsprechend anzuwenden.”

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefugt:

.Bei der entsprechenden Anwendung des § 34c Abs. 2 des
Einkommensteuergesetzes ist die auslandische Steuer abzuziehen, soweit
sie auf auslandische Einkunfte entfallt, die bei der Ermittlung der Einkiinfte
nicht aul3er Ansatz bleiben.”

Dem § 31 Abs. 1 wird folgender Satz angefugt:
,8 37b des Einkommensteuergesetzes findet entsprechende Anwendung.”
Folgender § 32a wird eingefugt:

.8 32a
Erlass, Aufhebung oder Anderung
von Steuerbescheiden bei verdeckter Gewinnausschittung oder verdeckter Einlage

(1) Soweit gegenuber einer Korperschaft ein Steuerbescheid hinsichtlich der
Berticksichtigung einer verdeckten Gewinnausschittung erlassen, aufgehoben oder
geandert wird, kann ein Steuerbescheid oder ein Feststellungsbescheid gegentiber
dem Gesellschafter, dem die verdeckte Gewinnausschittung zuzurechnen ist, oder
einer diesem nahe stehenden Person erlassen, aufgehoben oder geéndert werden. Die
Festsetzungsfrist endet insoweit nicht vor Ablauf eines Jahres nach Unanfechtbarkeit
des Steuerbescheids der Kérperschaft. Die Satze 1 und 2 gelten auch fir verdeckte
Gewinnausschittungen an Empfanger von Beziigen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 9
und 10 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes.

(2) Soweit gegenuber dem Gesellschafter ein Steuerbescheid oder ein
Feststellungsbescheid hinsichtlich der Berticksichtigung einer verdeckten Einlage
erlassen, aufgehoben oder gedndert wird, kann ein Steuerbescheid gegentiber der
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Korperschaft, welcher der Vermogensvorteil zugewendet wurde, aufgehoben, erlassen
oder geandert werden. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.”

8. § 34 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Diese Fassung des Gesetzes gilt, soweit in den folgenden Absatzen nichts
anderes bestimmt ist, erstmals fur den Veranlagungszeitraum 2007."

b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

.(3) 8 5 Abs. 1 Nr. 2 ist fUr die Investitionsbank Berlin erstmals fir den
Veranlagungszeitraum 2004 sowie fir die Investitionsbank Hessen erstmals fuir
den Veranlagungszeitraum 2005 anzuwenden. Die Steuerbefreiung nach 8 5
Abs. 1 Nr. 2 in der bis zum ... [einsetzen: Tag der Verkindung des vorliegenden
Anderungsgesetzes] geltenden Fassung ist fiir das Landesforderinstitut
Sachsen-Anhalt — Geschéftsbereich der Norddeutschen Landesbank
Girozentrale Mitteldeutsche Landesbank —, fir die
Wohnungsbauférderungsanstalt Nordrhein-Westfalen — Anstalt der Landesbank
Nordrhein-Westfalen — und fur die Investitionsbank Berlin - Anstalt der
Landesbank Berlin-Girozentrale - letztmals fiir den Veranlagungszeitraum 2004
anzuwenden. Die Steuerbefreiung nach 8 5 Abs. 1 Nr. 2 in der bis zum ...
[einsetzen: Tag der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes]
geltenden Fassung ist fur die InvestitionsBank Hessen AG letztmals fur den
Veranlagungszeitraum 2005 anzuwenden.”

c) Die bisherigen Absatze 3b werden zusammengefasst und wie folgt gefasst:

,(3b) 8 5 Abs. 1 Nr. 16 in der am 21. Dezember 2004 geltenden Fassung ist
erstmals fir den Veranlagungszeitraum 2005 anzuwenden.”

d) Folgender Absatz 3c wird eingeflgt:

»(3C) 8 5 Abs. 1 Nr. 23 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom
15. Dezember 2003 (BGBI. | S. 2645) ist auch in Veranlagungszeitraumen vor
2003 anzuwenden."

e) Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefugt:

»8 8b Abs. 1 Satz 2 und 3 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom ...
(BGBI. | S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkindung
des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist erstmals auf Beziige im Sinne des
§ 8b Abs. 1 Satz 1 anzuwenden, die nach dem ... [einsetzen: Tag der
Verkiindung] zugeflossen sind.”

f) Dem Absatz 11c werden folgende Satze angeflgt:

»3 26 Abs. 6 Satz 1 erster Halbsatz in Verbindung mit Satz 3 in der Fassung des
Artikels 4 des Gesetzes vom (BGBI. | S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und
Seitenzahl der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist fir alle
Veranlagungszeitrdume anzuwenden, soweit Steuerbescheide noch nicht
bestandskréftig sind. 8 26 Abs. 6 Satz 1 zweiter Halbsatz in der Fassung des
Artikels 4 des Gesetzes vom (BGBI. | S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und
Seitenzahl der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist erstmals
auf auslandische Quellensteuern anzuwenden, die von Bezligen im Sinne des
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8§ 8b Abs. 1 Satz 1 erhoben wurden, die nach dem ... [einsetzen: Tag der
Verkindung] zugeflossen sind.”

g) Absatz 13b wird wie folgt gefasst:

,(13b) 8§ 32a in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom (BGBI. | S. ...
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes)) ist erstmals anzuwenden, wenn nach dem ...
[einsetzen: Tag nach der Verkindung] ein Steuerbescheid erlassen, aufgehoben
oder geandert wird. Bei Aufhebung oder Anderung gilt dies auch dann, wenn der
aufzuhebende oder zu &ndernde Steuerbescheid vor dem ... [einsetzen: Tag
nach der Verkiindung] erlassen worden ist.”

h)  Der bisherige Absatz 13b wird Absatz 13c.
i) Folgender Absatz 13d wird eingeflgt:

»(13d) 8§ 38 Abs. 1 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom (BGBI. | S. ...
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes]) gilt nur fiir Genossenschaften, die zum
Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung des Korperschaftsteuergesetzes in der
Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom 23. Oktober 2000 (BGBI. I S. 1433)
bereits bestanden haben. Die Regelung ist auch fir Veranlagungszeitraume vor
2007 anzuwenden.”

In 8 37 Abs. 2a Nr. 2 wird die Angabe ,Absatz 2 Satz 2 durch die Angabe ,Absatz 2
Satz 3" ersetzt.

Dem § 38 Abs. 1 werden folgende Séatze angefigt:

.Die Riuckzahlung von Geschaftsguthaben an ausscheidende Mitglieder von
Genossenschaften stellt, soweit es sich dabei nicht um Nennkapital im Sinne des § 28
Abs. 2 Satz 2 handelt, keine Leistung im Sinne der Satze 3 und 4 dar. Satz 6 gilt nicht,
soweit der unbelastete Teilbetrag im Sinne des Satzes 1 nach § 40 Abs. 1 oder 2
infolge der Umwandlung einer Kérperschatft, die nicht Genossenschaft im Sinne des

8 34 Abs. 13d ist, Ubergegangen ist.”

In 8 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e Satz 1, Nr. 5 Satz 2 Buchstabe b und Satz 4, Nr. 10
Satz 2, Nr. 14 Satz 2, Nr. 20 Buchstabe b, § 8 Abs. 1 Satz 2, 8 8a Abs. 4 Satz 1, 8 8b
Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1, § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 und 2, Abs. 3 Satz 3,

8 21b Satz 2, § 23 Abs. 1, 8 33 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe ¢ Satz 1, § 34 Abs. 7 Satz 8
Nr. 2 Satz 2 (8 8b Abs. 8 Satz 1), Abs. 11a (8 23 Abs. 1), Abs. 12 Satz 2, 4, 6 und 7,

§ 36 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 1 und § 37 Abs. 1 Satz 2 werden jeweils die Wérter
,wvom Hundert" durch das Wort ,Prozent" ersetzt.

In 8 5 Abs. 1 Nr. 14 Satz 3 wird das Wort ,Yomhundertgrenze” durch das Wort
.Prozentgrenze* ersetzt.

In 8 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 wird das Wort ,VYomhundertsatz“ durch das Wort
~Prozentsatz" ersetzt.
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Artikel 5
Anderung des Gewerbesteuergesetzes
Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002

(BGBI. | S. 4167), zuletzt geandert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...), wird
wie folgt geandert:

1. In 8 2 Abs. 2 Satz 1 werden die Worter ,Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit”
durch die Wérter ,Versicherungs- und Pensionsfondsvereine auf Gegenseitigkeit"
ersetzt.

2. In 8 3 Nr. 2 werden die Worter ,die InvestitionsBank Hessen AG" durch die Worter ,die

Investitionsbank Hessen" und die Angabe ,die Investitionsbank Berlin — Anstalt der

Landesbank Berlin — Girozentrale -“ durch die Woérter , die Investitionsbank Berlin“

ersetzt.

3. In § 9 wird wie folgt geandert:

a) Nach Nummer 2a Satz 2 werden folgende Satze eingeflgt:
.Im unmittelbaren Zusammenhang mit Gewinnanteilen stehende Aufwendungen
mindern den Klrzungsbetrag, soweit entsprechende Beteiligungsertrage zu
bertcksichtigen sind; insoweit findet § 8 Nr. 1 keine Anwendung. Nach § 8b
Abs. 5 des Korperschaftsteuergesetzes nicht abziehbare Betriebsausgaben sind
keine Gewinne aus Anteilen im Sinne des Satzes 1.“

b) In Nummer 3 Satz 3 werden die Worter ,vom Hundert* durch das Wort ,Prozent"
und das Wort ,belegende” durch das Wort ,belegene” ersetzt.

c) Nummer 7 wird wie folgt geéndert:
aa) Nach Satz 1 werden folgende Satze eingefugt:
»8 9 Nr. 2a Satz 3 gilt entsprechend. § 9 Nr. 2a Satz 4 gilt entsprechend.”

bb) In dem bisherigen Satz 3 wird die Angabe ,Satz 2" durch die Angabe
L,Satz 4" ersetzt.

cc) Indem bisherigen Satz 4 wird die Angabe ,des Satzes 2" durch die Angabe
,des Satzes 4" ersetzt.

dd) In dem bisherigen Satz 6 wird die Angabe ,Satze 1 bis 5" durch die Angabe
.Satze 1 bis 7 ersetzt.

d) Nach Nummer 8 Satz 1 werden folgende Satze eingeflgt:
»8 9 Nr. 2a Satz 3 gilt entsprechend. § 9 Nr. 2a Satz 4 gilt entsprechend.”
4, Dem § 35b Abs. 2 wird folgender Satz angefugt:
»3 181 Abs. 5 der Abgabenordnung ist nur anzuwenden, wenn die zustandige

Finanzbehorde die Feststellung des vortragsfahigen Gewerbeverlustes pflichtwidrig
unterlassen hat.”
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§ 36 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

d)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes ist, soweit in den folgenden
Absatzen nichts anderes bestimmt ist, erstmals fir den Erhebungszeitraum 2007
anzuwenden."

Vor Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz eingefligt:

.8 2 Abs. 2 Satz 1 in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom ... (BGBI. |
S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist erstmals fiir den Erhebungszeitraum 2006
anzuwenden.”

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) 8 3 Nr. 2 ist fur die Investitionsbank Berlin erstmals fur den
Erhebungszeitraum 2004 sowie fir die Investitionsbank Hessen erstmals fur den
Erhebungszeitraum 2005 anzuwenden. Die Steuerbefreiung nach 8 3 Nr. 2 in der
bis zum ... [einsetzen: Tag der Verkiindung des vorliegenden
Anderungsgesetzes] geltenden Fassung ist fiir die
Wohnungsbauforderungsanstalt Nordrhein-Westfalen - Anstalt der Landesbank
Nordrhein-Westfalen - sowie fiir das Landesforderinstitut Sachsen-Anhalt —
Geschéftsbereich der Norddeutschen Landesbank Girozentrale Mitteldeutsche
Landesbank — und fir die Investitionsbank Berlin — Anstalt der Landesbank Berlin
— Girozentrale - letztmals fir den Erhebungszeitraum 2004 anzuwenden. Die
Steuerbefreiung nach 8§ 3 Nr. 2 in der bis zum ... [einsetzen: Tag der Verkiindung
des vorliegenden Anderungsgesetzes] geltenden Fassung ist fiir die
InvestitionsBank Hessen AG letztmals fir den Erhebungszeitraum 2005
anzuwenden.”

Die bisherigen Absétze 3a werden zusammengefasst und wie folgt gefasst:

»(32) 8 3 Nr. 11 in der Fassung des Artikels 32 des Gesetzes vom 9. Dezember
2004 (BGBI. I S. 3242) ist erstmals fUr den Erhebungszeitraum 2005
anzuwenden."

Folgender Absatz 3b wird eingeflgt:

»(3b) 8 3 Nr. 20 Buchstabe c in der Fassung des Artikels 50 des Gesetzes vom
27. Dezember 2003 (BGBI. | S. 3022) ist erstmals ab dem Erhebungszeitraum
2005 anzuwenden.”

Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

»(7) 8 9 Nr. 2 in der am 1. Januar 2004 geltenden Fassung ist erstmals fir den
Erhebungszeitraum 2004 anzuwenden. Ist ein Antrag nach 8 34 Abs. 7 Satz 8
Nr. 2 des Korperschaftsteuergesetzes in der am 1. Januar 2004 geltenden
Fassung gestellt worden, sind die Vorschriften bereits ab dem
Erhebungszeitraum 2001, bei vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahren
ab dem Erhebungszeitraum 2002 anzuwenden. In den Fallen des Satzes 2
durfen Fehlbetrage des Riuckwirkungszeitraums nicht in Erhebungszeitraume
auR3erhalb dieses Zeitraums vorgetragen werden. Auf Fehlbetrage des
Ruckwirkungszeitraums ist 8 14 Abs. 1 des Korperschaftsteuergesetzes nicht
anzuwenden.”
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g) Folgende Absatze 8 und 9 werden angeflgt:

»(8) 8 9 Nr. 2a, 7 und 8 in der am 1. Januar 2004 geltende Fassung sind erstmals
fur den Erhebungszeitraum 2004 anzuwenden. Ist ein Antrag nach 8§ 34 Abs. 7
Satz 8 Nr. 2 des Koérperschaftsteuergesetzes in der aml. Januar 2004 geltenden
Fassung gestellt worden, sind die Vorschriften bereits ab dem
Erhebungszeitraum 2001, bei vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahren
ab dem Erhebungszeitraum 2002 anzuwenden. In den Fallen des Satzes 2
durfen Fehlbetrage des Riuckwirkungszeitraums nicht in Erhebungszeitraume
aul3erhalb dieses Zeitraums vorgetragen werden. Auf Fehlbetrége des
Rickwirkungszeitraums ist 8 14 Abs. 1 des Korperschaftsteuergesetzes nicht
anzuwenden. 8 9 Nr. 2a, 7 und 8 in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes
vom ... (BGBI. | S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der
Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist erstmals fiir den
Erhebungszeitraum 2006 anzuwenden; 8 9 Nr. 2a Satz 4, Nr. 7 Satz 3 und Nr. 8
Satz 3 in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ...
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes)) ist auch fir Erhebungszeitraume vor 2006
anzuwenden.

(9) 8 35b Abs. 2 Satz 4 in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkindung
des vorliegenden Anderungsgesetzes)) gilt fir alle bei Inkrafttreten dieses
Gesetzes noch nicht abgelaufenen Feststellungsfristen.”
6. In 8 3 Nr. 20 Buchstabe cund d, 8 9 Nr. 1 Satz 1 und 3, Nr. 3 Satz 2, Nr. 5 Satz 1, 2
und 10, § 10a Satz 2, § 11 Abs. 2 Nr. 1 und 2, Abs. 3 Satz 1, § 16 Abs. 4 Satz 2
werden jeweils die Worter ,vom Hundert“ durch das Wort ,Prozent” ersetzt.

7. In 8 9 Nr. 5 Satz 2 wird das Wort ,Vomhundertsatz” durch das Wort ,Prozentsatz*
ersetzt.

8. In 8 11 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort ,Hundertsatzes" durch das Wort ,Prozentsatzes"
ersetzt.

9. In 8 16 Abs. 1 wird das Wort ,Hundertsatz* durch das Wort ,Prozentsatz” ersetzt.

Artikel 6
Anderung der Gewerbesteuer-Durchfiihrungsverordnung
§ 29 der Gewerbesteuer-Durchfiihrungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15. Oktober 2002 (BGBI. | S. 4180), die zuletzt durch Artikel ... des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S. ...) geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. In Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 wird das Wort ,Hundertsatz" durch das Wort ,Prozentsatz*
ersetzt.

2. In Absatz 2 Satz 3 werden die Worter ,Betriebseinnahmen oder” gestrichen.
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Artikel 7
Anderung des Umsatzsteuergesetzes

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005
(BGBI. I S. 386), zuletzt geandert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ...), wird
wie folgt geandert:

1. 8 1 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geandert:
a) Die Nummern 1 und 2 werden wie folgt gefasst:
»L.  die Lieferungen und die innergemeinschaftlichen Erwerbe von
Gegenstanden, die zum Gebrauch oder Verbrauch in den bezeichneten
Gebieten oder zur Ausristung oder Versorgung eines Beforderungsmittels
bestimmt sind, wenn die Gegensténde

a) nicht fir das Unternehmen des Abnehmers erworben werden, oder

b)  vom Abnehmer ausschlief3lich oder zum Teil fir eine nach § 4 Nr. 8
bis 27 steuerfreie Tatigkeit verwendet werden;

2.  die sonstigen Leistungen, die

a) nicht fir das Unternehmen des Leistungsempfangers ausgefuhrt
werden, oder

b)  vom Leistungsempfanger ausschlief3lich oder zum Teil fiir eine nach
8 4 Nr. 8 bis 27 steuerfreie Tatigkeit verwendet werden;".

b)  Nummer 6 wird aufgehoben.
2. 8§ 3a Abs. 4 Nr. 6 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:

,a) die sonstigen Leistungen der in 8 4 Nr. 8 Buchstabe a bis h und Nr. 10
bezeichneten Art sowie die Verwaltung von Krediten und Kreditsicherheiten,".

3. 8 4 wird wie folgt gedndert:

a)  In Nummer 14 Satz 4 Buchstabe b wird der Klammerzusatz ,(aus
Unterpositionen 9021 21 und 9021 29 des Zolltarifs)* durch den Klammerzusatz
»(aus Unterpositionen 9021 21 und 9021 29 00 des Zolltarifs)" ersetzt.

b)  Nummer 19 Buchstabe a Satz 4 wird wie folgt gefasst:

,Die Steuerfreiheit gilt nicht fur die Lieferungen von Energieerzeugnissen im
Sinne des § 1 Abs. 2 und 3 des Energiesteuergesetzes und Branntweinen, wenn
der Blinde fur diese Erzeugnisse Energiesteuer oder Branntweinabgaben zu
entrichten hat, und fur Lieferungen im Sinne der Nummer 4a Satz 1 Buchstabe a
Satz 2,".

4. 8 8 Abs. 1 wird wie folgt geéandert:
a)  In Nummer 1 wird der Klammerzusatz ,(aus Positionen 89 01 und 89 02, aus

Unterposition 8903 9210, aus Position 89 04 und aus Unterposition 8906 0091
des Zolltarifs)* durch den Klammerzusatz ,(aus Positionen 8901 und 8902 00,
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b)

aus Unterposition 8903 92 10, aus Position 8904 00 und aus Unterposition
8906 90 10 des Zolltarifs)" ersetzt.

In Nummer 4 wird der Klammerzusatz ,(Unterposition 8906 0010 des Zolltarifs)*
durch den Klammerzusatz ,(Unterposition 8906 10 00 des Zolltarifs)“ ersetzt.

5. 8§12 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Nummer 8 Buchstabe a Satz 2 wird das abschlielende Komma durch einen
Punkt ersetzt und folgender Satz angefugt:

.Fur Leistungen, die im Rahmen eines Zweckbetriebs ausgefiihrt werden, gilt
Satz 1 nur, wenn der Zweckbetrieb nicht in erster Linie der Erzielung zusatzlicher
Einnahmen durch die Ausfihrung von Umsétzen dient, die in unmittelbarem
Wettbewerb mit dem allgemeinen Steuersatz unterliegenden Leistungen anderer
Unternehmer ausgefiihrt werden, oder wenn die steuerbeginstigten
satzungsmalRigen Zwecke der Korperschaft mit diesen Leistungen unmittelbar
verwirklicht werden,".

In Nummer 10 wird das Wort ,Kraftdroschkenverkehr” durch die Worter ,Verkehr
mit Taxen" ersetzt.

6. 8§ 13b Abs. 3 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

.2. in einer Personenbeftérderung, die mit einem Taxi durchgefihrt worden
ist,”.

Nach Nummer 3 wird der den Satz abschlieBende Punkt durch ein Komma
ersetzt und werden folgende Nummern 4 und 5 angefugt:

»4. in der EinrAumung der Eintrittsberechtigung fir Messen, Ausstellungen und
Kongresse im Inland oder

5. in einer sonstigen Leistung einer Durchfihrungsgesellschaft an im Ausland
ansassige Unternehmer, soweit diese Leistung im Zusammenhang mit der
Veranstaltung von Messen und Ausstellungen im Inland steht.”

7. 8§14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 wird wie folgt gefasst:

)16-

den Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leistung; in den Féllen des
Absatzes 5 Satz 1 den Zeitpunkt der Vereinnahmung des Entgelts oder eines
Teils des Entgelts, sofern der Zeitpunkt der Vereinnahmung feststeht und nicht
mit dem Ausstellungsdatum der Rechnung Ubereinstimmt,”.

8.  §15 wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 1a wird wie folgt gefasst:

»(1a) Nicht abziehbar sind Vorsteuerbetrage, die auf Aufwendungen, fir die das
Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 bis 4, 7 oder des § 12 Nr. 1 des
Einkommensteuergesetzes gilt, entfallen. Dies gilt nicht fiir Bewirtungs-
aufwendungen, soweit 8 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes
einen Abzug angemessener und nachgewiesener Aufwendungen ausschlief3t.”
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b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 wird das abschlieRende Semikolon durch einen Punkt
ersetzt und Nummer 3 aufgehoben.

C) Im Einleitungssatz von Absatz 3 Nr. 2 wird die Angabe ,und 3" gestrichen.
8§ 18a wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Satz 1 wird durch folgende Séatze ersetzt:

.Der Unternehmer im Sinne des § 2 hat bis zum 10. Tag nach Ablauf jedes
Kalendermonats (Meldezeitraum), in dem er innergemeinschaftliche
Lieferungen ausgefihrt hat, dem Bundeszentralamt fir Steuern eine
Meldung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck (Zusammenfassende
Meldung) zu Ubermitteln, in der er die Angaben nach Absatz 4 zu machen
hat. Die Ubermittlung hat auf elektronischem Weg nach MaRgabe der
Steuerdaten-Ubermittlungsverordnung vom 28. Januar 2003 (BGBI. |

S. 139), geandert durch Artikel 4 Abs. 25 des Gesetzes vom 22. September
2005 (BGBI. I S. 2809), in der jeweils geltenden Fassung zu erfolgen.”

bb) Nach dem bisherigen Satz 3 werden folgende Satze eingeflugt:

»Zur Vermeidung von unbilligen Harten kann das zustandige Finanzamt auf
Antrag eine Ausnahme von der elektronischen Ubermittlung gestatten.
Soweit das Finanzamt nach § 18 Abs. 1 Satz 1 auf eine elektronische
Ubermittlung der Voranmeldung verzichtet hat, gilt dies auch fiir die
Zusammenfassende Meldung.”

b)  Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

»(7) Erkennt der Unternehmer nachtraglich, dass eine von ihm abgegebene
Zusammenfassende Meldung unrichtig oder unvollsténdig ist, so ist er
verpflichtet, die urspriingliche Zusammenfassende Meldung innerhalb von einem
Monat zu berichtigen.”

In § 25a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wird der Klammerzusatz ,(Position 9706 des Zolltarifs)"
durch den Klammerzusatz ,(Position 9706 00 00 des Zolltarifs)" ersetzt.

Dem § 27 wird folgender Absatz 13 angeflgt:

»(13) 8 18a Abs. 1 Satz 1 sowie § 18a Abs. 7 in der Fassung des Artikels 7 des
Gesetzes vom (BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der
Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist erstmals auf Meldezeitraume
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2007 enden. § 18a Abs. 1 Satz 2, 5und 6 in
der Fassung des Artikels 7 des Gesetzes vom (BGBI. | S. ... [einsetzen:
Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung des vorliegenden
Anderungsgesetzes)) ist erstmals auf Meldezeitraume anzuwenden, die nach dem

31. Dezember 2006 enden.”

In § 28 Abs. 4 wird das Wort ,Kraftdroschkenverkehr* durch die Worter ,Verkehr mit
Taxen“ ersetzt.

Die Anlage 1 (zu § 4 Nr. 4a) wird wie folgt gefasst:
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34

»Anlage 1
(zu 8 4 Nr. 4a)

Liste der Gegenstande, die der Umsatzsteuerlagerregelung unterliegen kénnen

Lfd.
Nr.

Warenbezeichnung

Zolltarif
(Kapitel, Position,
Unterpaosition)

1
2

o ~

10

11
12

13
14

15

16
17
18

19
20

21

22
23

Kartoffeln, frisch oder gekihlt

Oliven, vorlaufig haltbar gemacht (z. B. durch
Schwefeldioxid oder in Wasser, dem Salz, Schwefeldioxid
oder andere vorlaufig konservierend wirkende Stoffe
zugesetzt sind), zum unmittelbaren Genuss nicht geeignet
Schalenfriichte, frisch oder getrocknet, auch ohne
Schalen oder enthautet

Kaffee, nicht gerdstet, nicht entkoffeiniert, entkoffeiniert

Tee, auch aromatisiert
Getreide

Rohreis (Paddy-Reis)
Olsamen und élhaltige Friichte

Pflanzliche Fette und Ole und deren Fraktionen, roh, auch
raffiniert, jedoch nicht chemisch modifiziert
Rohzucker

Kakaobohnen und Kakaobohnenbruch, roh oder gerostet
Mineraldle (einschlie3lich Propan und Butan sowie
Rohdéle aus Erdol)

Erzeugnisse der chemischen Industrie

Kautschuk, in Primarformen oder in Platten, Blattern oder
Streifen

Chemische Halbstoffe aus Holz, ausgenommen solche
zum Auflésen; Halbstoffe aus Holz, durch Kombination
aus mechanischem und chemischem
Aufbereitungsverfahren hergestellt

Wolle, weder gekrempelt noch gekammt

Silber, in Rohform oder Pulver

Gold, in Rohform oder als Pulver, zu nicht monetaren
Zwecken

Platin, in Rohform oder als Pulver
Eisen- und Stahlerzeugnisse

Nicht raffiniertes Kupfer und Kupferanoden zum
elektrolytischen Raffinieren; raffiniertes Kupfer und
Kupferlegierungen, in Rohform; Kupfervorlegierungen;
Draht aus Kupfer

Nickel in Rohform
Aluminium in Rohform

Position 0701

Unterposition 0711 20

Positionen 0801 und 0802
Unterpositionen

0901 11 00 und 0901 12 00
Position 0902

Positionen 1001 bis 1005,
1007 00 und 1008
Unterposition 1006 10
Positionen 1201 00 bis
1207

Positionen 1507 bis 1515
Unterpositionen 1701 11
und 1701 12

Position 1801 00 00

Positionen 2709 00, 2710,
Unterpositionen 2711 12
und 2711 13

Kapitel 28 und 29

Positionen 4001 und 4002

Positionen 4703 bis
4705 00 00
Position 5101

aus Position 7106

Unterpositionen

7108 11 00 und 7108 12 00
aus Position 7110
Positionen 7207 bis 7212,
7216, 7219, 7220, 7225
und 7226

Positionen 7402 00 00,
7403, 7405 00 00 und 7408
Position 7502

Position 7601



14.

24
25
26
27

35

Blei in Rohform

Zink in Rohform

Zinn in Rohform

Andere unedle Metalle, ausgenommen Waren daraus und
Abfalle und Schrott
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Position 7801
Position 7901
Position 8001

aus Positionen 8101 bis
8112

Die Gegenstande dirfen nicht fur die Lieferung auf der Einzelhandelsstufe aufgemacht

sein.”

Die Anlage 2 (zu 8 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2) wird wie folgt gefasst:

(zu &

»Anlage 2
12 Abs. 2 Nr. 1 und 2)

Liste der dem ermafigten Steuersatz unterliegenden Gegensténde

Lfd. Warenbezeichnung Zolltarif
Nr. (Kapitel, Position,
Unterposition)
1 |Lebende Tiere, und zwar

W N

a) Pferde einschlieflich reinrassiger Zuchttiere,
ausgenommen Wildpferde,

b) Maultiere und Maulesel,

¢) Hausrinder einschlief3lich reinrassiger Zuchttiere,

d) Hausschweine einschliel3lich reinrassiger Zuchttiere,

e) Hausschafe einschliel3lich reinrassiger Zuchttiere,

f) Hausziegen einschlielich reinrassiger Zuchttiere,

g) Hausgefligel (Hihner, Enten, Ganse, Truthihner
und Perlhiihner),

h) Hauskaninchen,

i) Haustauben,

j) Bienen,

k) ausgebildete Blindenfihrhunde

Fleisch und genieRbare Schlachtnebenerzeugnisse

Fische und Krebstiere, Weichtiere und andere wirbellose

Wassertiere, ausgenommen Zierfische, Langusten,

Hummer, Austern und Schnecken

Milch und Milcherzeugnisse; Vogeleier und Eigelb,

ausgenommen ungeniel3bare Eier ohne Schale und

ungeniel3bares Eigelb; naturlicher Honig

Andere Waren tierischen Ursprungs, und zwar

a) Méagen von Hausrindern und Hausgefliigel,

b) (weggefallen)

¢) rohe Knochen

Bulben, Zwiebeln, Knollen, Wurzelknollen und
Wurzelstdcke, ruhend, im Wachstum oder in Blite;
Zichorienpflanzen und -wurzeln

Andere lebende Pflanzen einschliel3lich ihrer Wurzeln,
Stecklinge und Pfropfreiser; Pilzmyzel

Blumen und Bliten sowie deren Knospen, geschnitten,
zu Binde- oder Zierzwecken, frisch

Blattwerk, Blatter, Zweige und andere Pflanzenteile,
ohne Bliten und Blutenknospen, sowie Graser, Moose

und Flechten, zu Binde- oder Zierzwecken, frisch

aus Position 0101
aus Position 0101
aus Position 0102
aus Position 0103
aus Position 0104
aus Position 0104

Position 0105

aus Position 0106
aus Position 0106
aus Position 0106

aus Position 0106
Kapitel 2

aus Kapitel 3

aus Kapitel 4

aus Position 0504 00 00

aus Position 0506

Position 0601
Position 0602

aus Position 0603

aus Position 0604
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10

11
12
13
14

15
16
17
18
19

20
21

36

Gemise, Pflanzen, Wurzeln und Knollen, die zu

Erndhrungszwecken verwendet werden, und zwar

a) Kartoffeln, frisch oder gekdhilt,

b) Tomaten, frisch oder gekunhlt,

c) Speisezwiebeln, Schalotten, Knoblauch,
Porree/Lauch und andere Gemtuse der Allium-Arten,
frisch oder gekihlt,

d) Kohl, Blumenkohl/Karfiol, Kohlrabi, Wirsingkohl und
ahnliche genielRbare Kohlarten der Gattung Brassica,
frisch oder gekuhlt,

e) Salate (Lactuca sativa) und Chicorée (Cichorium-
Arten), frisch oder gekiihlt,

f) Karotten und Speisemdéhren, Speiseriiben, Rote
Ruben, Schwarzwurzeln, Knollensellerie, Rettiche
und ahnliche genieRbare Wurzeln, frisch oder
gekdhlt,

g) Gurken und Cornichons, frisch oder gekiihilt,

h) Hulsenfriichte, auch ausgeltst, frisch oder gekiihlt,

i) anderes Gemuse, frisch oder gekuhlt,

j) Gemise, auch in Wasser oder Dampf gekocht,
gefroren,

k) Gemduse, vorlaufig haltbar gemacht (z. B. durch
Schwefeldioxid oder in Wasser, dem Salz,
Schwefeldioxid oder andere vorlaufig konservierend
wirkende Stoffe zugesetzt sind), zum unmittelbaren
Genuss nicht geeignet,

[) Gemdise, getrocknet, auch in Stiicke oder Scheiben
geschnitten, als Pulver oder sonst zerkleinert, jedoch
nicht weiter zubereitet,

m) getrocknete, ausgeltdste Hilsenfrichte, auch
geschalt oder zerkleinert,

n) Topinambur

Geniel3bare Frichte und Nusse

Kaffee, Tee, Mate und Gewiirze

Getreide

Miullereierzeugnisse, und zwar

a) Mehl von Getreide,

b) Grobgriel3, Feingriel und Pellets von Getreide,

c) Getreidekdrner, anders bearbeitet; Getreidekeime,
ganz, gequetscht, als Flocken oder gemahlen

Mehl, Griel3, Pulver, Flocken, Granulat und Pellets von

Kartoffeln

Mehl, Griel und Pulver von getrockneten

Hulsenfriichten sowie Mehl, Griel3 und Pulver von

genielRbaren Frichten

Starke

Olsamen und élhaltige Friichte sowie Mehl hiervon

Samen, Frichte und Sporen, zur Aussaat
(weggefallen)

Rosmarin, Beiful3 und Basilikum in Aufmachungen flr
den Kichengebrauch sowie Dost, Minzen, Salbei,
Kamillebliten und Haustee

Position 0701
Position 0702 00 00

Position 0703

Position 0704

Position 0705

Position 0706
Position 0707 00
Position 0708
Position 0709

Position 0710

Position 0711

Position 0712

Position 0713

aus Position 0714
Positionen 0801 bis 0813
Kapitel 9

Kapitel 10

Positionen 1101 00 und
1102
Position 1103

Position 1104

Position 1105

aus Position 1106

aus Position 1108
Positionen 1201 00 bis

1208
Position 1209

aus Position 1211



22

23

24
25
26

27
28

29
30

31

32

33

37

Johannisbrot und Zuckerriiben, frisch oder getrocknet,
auch gemahlen; Steine und Kerne von Friichten sowie
andere pflanzliche Waren (einschlief3lich nichtgertsteter
Zichorienwurzeln der Varietét Cichorium intybus
sativum) der hauptsachlich zur menschlichen Ernahrung
verwendeten Art, anderweit weder genannt noch
inbegriffen; ausgenommen Algen, Tange und Zuckerrohr
Stroh und Spreu von Getreide sowie verschiedene zur
Futterung verwendete Pflanzen

Pektinstoffe, Pektinate und Pektate

(weggefallen)

Genielbare tierische und pflanzliche Fette und Ole,

auch verarbeitet, und zwar

a) Schweineschmalz, anderes Schweinefett und
Geflugelfett,

b) Fett von Rindern, Schafen oder Ziegen,
ausgeschmolzen oder mit Lésungsmitteln
ausgezogen,

c) Oleomargarin,

d) fette pflanzliche Ole und pflanzliche Fette sowie
deren Fraktionen, auch raffiniert,

e) tierische und pflanzliche Fette und Ole sowie deren
Fraktionen, ganz oder teilweise hydriert, umgeestert,
wiederverestert oder elaidiniert, auch raffiniert,
jedoch nicht weiterverarbeitet, ausgenommen
hydriertes Rizinusél (sog. Opalwachs),

f) Margarine; geniel3bare Mischungen und
Zubereitungen von tierischen oder pflanzlichen
Fetten und Olen sowie von Fraktionen verschiedener
Fette und Ole, ausgenommen Form- und Trenndle

(weggefallen)

Zubereitungen von Fleisch, Fischen oder von

Krebstieren, Weichtieren und anderen wirbellosen

Wassertieren, ausgenommen Kaviar sowie zubereitete

oder haltbar gemachte Langusten, Hummer, Austern

und Schnecken

Zucker und Zuckerwaren

Kakaopulver ohne Zusatz von Zucker oder anderen

SuRmitteln sowie Schokolade und andere kakaohaltige

Lebensmittelzubereitungen

Zubereitungen aus Getreide, Mehl, Starke oder Milch;
Backwaren

Zubereitungen von Gemuse, Frichten, Nissen oder
anderen Pflanzenteilen, ausgenommen Frucht- und
Gemiuseséfte

Verschiedene Lebensmittelzubereitungen
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aus Position 1212
Positionen 1213 00 00 und

1214
Unterposition 1302 20

aus Position 1501 00

aus Position 1502 00

aus Position 1503 00

aus Positionen 1507 bis
1515

aus Position 1516

aus Position 1517

aus Kapitel 16
Kapitel 17

Positionen 1805 00 00 und
1806
Kapitel 19

Positionen 2001 bis 2008
Kapitel 21
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35
36
37
38

39
40

41

42

43

44
45

46

47
48

49

38

Wasser, ausgenommen

- Trinkwasser, einschlieflich Quellwasser und
Tafelwasser, das in zur Abgabe an den Verbraucher
bestimmten Fertigpackungen in den Verkehr
gebracht wird,

- Heilwasser und

- Wasserdampf

Milchmischgetranke mit einem Anteil an Milch oder

Milcherzeugnissen (z. B. Molke) von mindestens

75 Prozent des Fertigerzeugnisses

Speiseessig

Ruckstande und Abféalle der Lebensmittelindustrie;

zubereitetes Futter

(weggefallen)

Speisesalz, nicht in wassriger Losung

a) handelstibliches Ammoniumcarbonat und andere
Ammoniumcarbonate,

b) Natriumhydrogencarbonat (Natriumbicarbonat)

D-Glucitol (Sorbit), auch mit Zusatz von Saccharin oder

dessen Salzen

Essigsaure
Natriumsalz und Kaliumsalz des Saccharins

(weggefallen)

Tierische oder pflanzliche Dingemittel mit Ausnahme
von Guano, auch untereinander gemischt, jedoch nicht
chemisch behandelt; durch Mischen von tierischen oder
pflanzlichen Erzeugnissen gewonnene Diingemittel
Mischungen von Riechstoffen und Mischungen
(einschlieRlich alkoholischer Lésungen) auf der
Grundlage eines oder mehrerer dieser Stoffe, in
Aufmachungen fir den Kiichengebrauch

Gelatine

Holz, und zwar

a) Brennholz in Form von Rundlingen, Scheiten,
Zweigen, Reisigblindeln oder ahnlichen Formen,

b) Sagespane, Holzabfalle und Holzausschuss, auch zu
Pellets, Briketts, Scheiten oder dhnlichen Formen
zusammengepresst

Biicher, Zeitungen und andere Erzeugnisse des

grafischen Gewerbes mit Ausnahme der Erzeugnisse,

fur die Beschréankungen als jugendgefahrdende

Tragermedien bzw. Hinweispflichten nach § 15 Abs. 1

bis 3 und 6 des Jugendschutzgesetzes in der jeweils

geltenden Fassung bestehen, sowie der

Veroffentlichungen, die tberwiegend Werbezwecken

(einschlief3lich Reisewerbung) dienen, und zwar

aus Unterposition
2201 90 00

aus Position 2202
Position 2209 00
Kapitel 23

aus Position 2501 00

Unterposition 2836 10 00
Unterposition 2836 30 00

Unterpositionen

2905 44 und 2106 90
Unterposition 2915 21 00
aus Unterposition

2925 11 00

aus Position 3101 00 00

aus Unterposition
3302 10
aus Position 3503 00

Unterposition 4401 10 00

Unterposition 4401 30



50
51

52

53

39

a) Bucher, Broschiren und ahnliche Drucke, auch in
Teilheften, losen Bogen oder Blattern, zum
Broschieren, Kartonieren oder Binden bestimmt,
sowie Zeitungen und andere periodische
Druckschriften kartoniert, gebunden oder in
Sammlungen mit mehr als einer Nummer in
gemeinsamem Umschlag (ausgenommen solche, die
Uberwiegend Werbung enthalten),

b) Zeitungen und andere periodische Druckschriften,
auch mit Bildern oder Werbung enthaltend
(ausgenommen Anzeigenblatter, Annoncen-
Zeitungen und dergleichen, die iberwiegend
Werbung enthalten),

¢) Bilderalben, Bilderblcher und Zeichen- oder
Malbicher, fir Kinder,

d) Noten, handgeschrieben oder gedruckt, auch mit
Bildern, auch gebunden,

e) kartografische Erzeugnisse aller Art, einschlie3lich
Wandkarten, topographischer Plane und Globen,
gedruckt,

f) Briefmarken und dergleichen (z. B. Ersttagsbriefe,
Ganzsachen) als Sammlungsstiicke

(weggefallen)

Rollstiihle und andere Fahrzeuge fur Behinderte, auch

mit Motor oder anderer Vorrichtung zur mechanischen

Fortbewegung

Kdrperersatzstiicke, orthopadische Apparate und andere

orthopadische Vorrichtungen sowie Vorrichtungen zum

Beheben von Funktionsschaden oder Gebrechen, fir

Menschen, und zwar

a) kunstliche Gelenke, ausgenommen Teile und
Zubehor,

b) orthopadische Apparate und andere orthopadische
Vorrichtungen einschlief3lich Kriicken sowie
medizinisch-chirurgischer Girtel und Bandagen,
ausgenommen Teile und Zubehtr,

¢) Prothesen, ausgenommen Teile und Zubehor,

d) Schwerhdrigengerate, Herzschrittmacher und andere
Vorrichtungen zum Beheben von Funktionsschaden
oder Gebrechen, zum Tragen in der Hand oder am
Korper oder zum Einpflanzen in den Organismus,
ausgenommen Teile und Zubehor

Kunstgegenstande, und zwar

a) Gemalde und Zeichnungen, vollstandig mit der Hand
geschaffen, sowie Collagen und &hnliche dekorative
Bildwerke,

b) Originalstiche, -schnitte und -steindrucke,
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aus Positionen
4901, 9705 00 00 und
9706 00 00

aus Position 4902
aus Position 4903 00 00

aus Position 4904 00 00

aus Position 4905

aus Positionen 4907 00
und 9704 00 00

Position 8713

aus Unterposition
9021 31 00

aus Unterposition 9021 10
aus Unterpositionen

9021 21, 9021 29 00 und
9021 39

Unterpositionen
9021 40 00 und
9021 50 00, aus
Unterposition 9021 90

Position 9701
Position 9702 00 00
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54

c) Originalerzeugnisse der Bildhauerkunst, aus Stoffen
aller Art
Sammlungsstiicke,
a) zoologische, botanische, mineralogische oder
anatomische, und Sammlungen dieser Art,
b) von geschichtlichem, archaologischem,
paladontologischem oder vélkerkundlichem Wert,
¢) von minzkundlichem Wert, und zwar
aa) kursungultige Banknoten einschlielich
Briefmarkengeld und Papiernotgeld,
bb) Minzen aus unedlen Metallen,
cc) Minzen und Medaillen aus Edelmetallen, wenn
die Bemessungsgrundlage fur die Umsatze
dieser Gegenstande mehr als 250 Prozent des
unter Zugrundelegung des Feingewichts
berechneten Metallwerts ohne Umsatzsteuer
betragt

Artikel 8

Position 9703 00 00

aus Position 9705 00 00

aus Position 9705 00 00

aus Position 9705 00 00
aus Position 9705 00 00

aus Positionen 7118,
9705 00 00 und
9706 00 00

Anderung der Umsatzsteuer-Durchfiihrungsverordnung

§ 48 Abs. 4 der Umsatzsteuer-Durchfuhrungsverordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBI. | S. 434), die zuletzt durch Artikel ... des
Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ...) gedndert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»(4) Die festgesetzte Sondervorauszahlung ist bei der Festsetzung der Vorauszahlung fur
den letzten Voranmeldungszeitraum des Besteuerungszeitraums anzurechnen, fir den die
Fristverlangerung gilt.”

Artikel 9

Anderung der Umsatzsteuerzustandigkeitsverordnung

§ 1 der Umsatzsteuerzustandigkeitsverordnung vom 20. Dezember 2001 (BGBI. | S. 3794),
die zuletzt durch Artikel ... des Gesetzes ... (BGBI. | S. ...) ge&ndert worden ist, wird wie
folgt geandert:

1.  Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a)
b)

c)

d)

In Nummer 4 wird die Angabe ,Rostock I durch das Wort ,Rostock” ersetzt.

In Nummer 6 wird das Wort ,Kehl* durch das Wort ,,Offenburg"” ersetzt.

In den Nummern 8 und 16 werden jeweils die Angabe ,Berlin Neukdélin-Nord*

durch die Worter ,Berlin Neukolin* ersetzt.

In den Nummern 9 und 24 werden jeweils die Angabe ,Hamburg Mitte-Altstadt*

durch die Angabe ,Hamburg-Nord“ ersetzt.
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e) In den Nummern 11, 21 und 27 werden jeweils die Angabe ,Kassel-
GoethestralRe” durch die Angabe ,Kassel-Hofgeismar” ersetzt.

In Absatz 2 wird die Angabe ,Berlin Neukdlln-Nord* durch die Worter ,Berlin Neukélin®
ersetzt.

Artikel 10

Anderung der Abgabenordnung

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBI. |
S. 3866, 2003 | S. 61), zuletzt gedndert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBIL. I S. ...)
wird wie folgt geéndert:

1.

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

»<Abgabenordnung (AO)"

In der Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 178 folgende Angabe eingeflgt:
,8178a  Kosten bei besonderer Inanspruchnahme der Finanzbehdrden®.

8 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 4 wird die Angabe ,Kosten (8 178, 88 337 bis 345)“ durch die Angabe
.Kosten (,88 178, 178a und 88 337 bis 345)" ersetzt.

b)  Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Das Aufkommen der Zinsen und der Kosten im Sinne des 8§ 178a steht den
jeweils steuerberechtigten Koérperschaften zu.”

Nach 8 6 Abs. 2 Nr. 4 wird folgende Nummer 4a eingeflgt:

.4a. die nach dem Finanzverwaltungsgesetz oder nach Landesrecht an Stelle einer
Oberfinanzdirektion eingerichteten Landesfinanzbehérden,”.

Dem § 19 wird folgender Absatz 6 angeflgt:

»(6) Das Bundesministerium der Finanzen kann zur Sicherstellung der Besteuerung
von Personen, die nach 8 1 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes beschrénkt
steuerpflichtig sind und Einkiinfte im Sinne von 8 49 Abs. 1 Nr. 7 des
Einkommensteuergesetzes beziehen, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates einer Finanzbehdrde die drtliche Zustandigkeit fir den Geltungsbereich
des Gesetzes lbertragen.”

In 8 62 werden die Worter ,bei staatlich beaufsichtigten Stiftungen” und das
anschlieRende Komma gestrichen.

8 67 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
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10.

11.

»(1) Ein Krankenhaus, das in den Anwendungsbereich des
Krankenhausentgeltgesetzes oder der Bundespflegesatzverordnung féllt, ist ein
Zweckbetrieb, wenn mindestens 40 Prozent der jahrlichen Belegungstage oder
Berechnungstage auf Patienten entfallen, bei denen nur Entgelte fir allgemeine
Krankenhausleistungen (8 7 des Krankenhausentgeltgesetzes, § 10 der
Bundespflegesatzverordnung) berechnet werden.”

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort ,Anwendungsbereich” die Wérter ,des
Krankenhausentgeltgesetzes oder” eingefligt und das Wort ,Pflegetage” durch
die Worter ,Belegungstage oder Berechnungstage" ersetzt.

8 87a Abs. 6 wird wie folgt gefasst:

»(6) Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates fir die Falle der Absatze 3 und 4 neben der
qualifizierten elektronischen Signatur auch ein anderes sicheres Verfahren zulassen,
das die Authentizitat und die Integritat des Ubermittelten elektronischen Dokuments
sicherstellt. Einer Zustimmung des Bundesrates bedarf es nicht, soweit
Verbrauchsteuern mit Ausnahme der Biersteuer betroffen sind. Soweit ein anderes
sicheres Verfahren zugelassen worden ist, gilt Absatz 5 Satz 2 sinngemalf3.”

8 139b wird wie folgt geéndert:
a) In Absatz 6 werden die Satze 2 und 3 durch folgende Satze ersetzt:

»Hierzu haben die Meldebehdérden jedem in ihrem Zustandigkeitsbereich mit
alleiniger Wohnung oder Hauptwohnung registrierten Einwohner ein Vorlaufiges
Bearbeitungsmerkmal zu vergeben. Dieses Ubermitteln sie zusammen mit den
Daten nach Satz 1 an das Bundeszentralamt fiir Steuern. Die Ubermittlung der
Daten nach Satz 1 erfolgt ab dem Zeitpunkt der Einfilhrung des
Identifikationsmerkmals, der durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums
der Finanzen auf Grund von Artikel 97 8 5 Satz 1 des Einflhrungsgesetzes zur
Abgabenordnung bestimmt wird. Das Bundeszentralamt fir Steuern teilt der
zustandigen Meldebehérde die dem Steuerpflichtigen zugeteilte
Identifikationsnummer zur Speicherung im Melderegister unter Angabe des
Vorlaufigen Bearbeitungsmerkmals mit und I6scht das Vorlaufige
Bearbeitungsmerkmal anschlieRend.”

b) Absatz 7 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
»<Absatz 6 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend.”

C) In Absatz 8 werden nach den Wértern ,,Angabe der Identifikationsnummer* die
Worter ,,oder, sofern diese noch nicht zugeteilt wurde, unter Angabe des

Vorlaufigen Bearbeitungsmerkmals” eingeftigt.

In § 139d Nr. 4 wird die Angabe ,8 139b Abs. 6 und 7“ durch die Angabe ,8§ 139b
Abs. 6 bis 9 ersetzt.

Nach § 178 wird folgender § 178a eingefiigt:

.8 178a
Kosten bei besonderer Inanspruchnahme der Finanzbehdérden

(1) Das Bundeszentralamt fir Steuern erhebt fir die Bearbeitung eines Antrages auf
Durchfuhrung eines Verstandigungsverfahrens nach einem Vertrag im Sinne des § 2



12.

13.
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zur einvernehmlichen Besteuerung von noch nicht verwirklichten Geschaften eines
Steuerpflichtigen mit nahe stehenden Personen im Sinne des § 1 des
Aulensteuergesetzes oder zur zukinftigen einvernehmlichen Gewinnaufteilung
zwischen einem inlandischen Unternehmen und seiner auslandischen Betriebsstatte
oder zur zukinftigen einvernehmlichen Gewinnermittlung einer inlandischen
Betriebsstatte eines auslandischen Unternehmens (Vorabverstandigungsverfahren)
Gebuhren, die vor Eréffnung des Vorabverstandigungsverfahrens durch das
Bundeszentralamt fuir Steuern festzusetzen sind. Diese Eréffnung geschieht durch die
Versendung des ersten Schriftsatzes an den anderen Staat. Hat ein Antrag
Vorabverstandigungsverfahren mit mehreren Staaten zum Ziel, ist fur jedes Verfahren
eine Gebiihr festzusetzen und zu entrichten. Das Vorabverstandigungsverfahren wird
erst er6ffnet, wenn die Gebiihrenfestsetzung unanfechtbar geworden und die Gebihr
entrichtet ist; wird ein Herabsetzungsantrag nach Absatz 4 gestellt, muss auch dartber
unanfechtbar entschieden sein.

(2) Die Gebuhr betragt 20 000 Euro (Grundgebhr) fur jeden Antrag im Sinne des
Absatzes 1; der Antrag eines Organtragers im Sinne des § 14 Abs. 1 des
Korperschaftsteuergesetzes, der entsprechende Geschéfte seiner Organgesellschaften
mit umfasst, gilt als ein Antrag. Stellt der Antragsteller einen Antrag auf Verlangerung
der Geltungsdauer einer bereits abgeschlossenen Verstandigungsvereinbarung,
betragt die Gebiihr 15 000 Euro (Verlangerungsgebiihr). Andert der Antragsteller
seinen Antrag vor der Entscheidung tUber den urspringlichen Antrag oder stellt er
wahrend der Laufzeit der Verstandigungsvereinbarung einen Antrag auf Anderung der
Verstandigungsvereinbarung, wird eine zusétzliche Gebihr von 10 000 Euro fir jeden
Anderungsantrag erhoben (Anderungsgebiihr); dies gilt nicht, wenn die Anderung vom
Bundeszentralamt fir Steuern oder vom anderen Staat veranlasst worden ist.

(3) Sofern die Summe der von dem Vorabverstéandigungsverfahren erfassten
Geschéftsvorfalle die Betrage des 8 6 Abs. 2 Satz 1 der Gewinnabgrenzungs-
aufzeichnungsverordnung vom 13. November 2003 (BGBI. | S. 2296) voraussichtlich
nicht Gberschreitet, betragt die Grundgebiihr 10 000 Euro, die Verlangerungsgebiihr
7 500 Euro und die Anderungsgebiihr 5 000 Euro.

(4) Das Bundeszentralamt fur Steuern kann die Gebuhr nach Absatz 2 oder 3 auf
Antrag herabsetzen, wenn deren Entrichtung flr den Steuerpflichtigen eine unbillige
Harte bedeutet und das Bundeszentralamt fur Steuern ein besonderes Interesse der
Finanzbehdrden an der Durchfihrung des Vorabverstandigungsverfahrens feststellt.
Der Antrag ist vor Er6ffnung des Vorabverstandigungsverfahrens zu stellen; ein spater
gestellter Antrag ist unzulassig.

(5) Im Fall der Riicknahme des Antrags oder des Scheiterns des Vorabverstandigungs-
verfahrens wird die unanfechtbar festgesetzte Gebuhr nicht erstattet.”

§ 224 Abs. 2 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

,1.  bei Ubergabe oder Ubersendung von Zahlungsmitteln am Tag des Eingangs, bei
Hingabe oder Ubersendung von Schecks jedoch drei Tage nach dem Tag des
Eingangs,".

Dem § 251 wird folgender Absatz 4 angefugt:

»(4) Verbindlichkeiten des Schuldners aus dem Steuerschuldverhaltnis, die von einem

vorlaufigen Insolvenzverwalter oder mit dessen Zustimmung begriindet worden sind,
gelten nach Eréffnung des Insolvenzverfahrens als Masseverbindlichkeit.”
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14. In 858 Nr. 7 Buchstabe a, § 64 Abs. 6, 8 67 Abs. 1 und 2, 8 68 Nr. 2 und 3
Buchstabe c, § 138 Abs. 2 Nr. 3, § 152 Abs. 2 Satz 1, § 162 Abs. 4 Satz 2, § 238
Abs. 1 Satz 1 und § 240 Abs. 1 Satz 1 werden jeweils die Worter ,vom Hundert" durch
das Wort ,Prozent" ersetzt.

Artikel 11
Anderung des Einfihrungsgesetzes zur Abgabenordnung
Das Einfuhrungsgesetz zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBI. | S. 3341;
19771 S. 667), zuletzt gedndert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ...), wird
wie folgt gedndert:
1. Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:
~Einfihrungsgesetz zur Abgabenordnung (EGAO)*
2.  Artikel 97 wird wie folgt geandert:
a) 8 lc wird wie folgt gedndert:
aa) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort ,bereits” gestrichen.
bb) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefligt:
»(3) 8 67 der Abgabenordnung in der Fassung des Artikels 10 des
Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und
Seitenzahl der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes]) ist ab
dem 1. Januar 2003 anzuwenden.”

b)  Folgender § 1f wird eingeflgt:

.8 1f
Satzung

§ 62 der Abgabenordnung in der Fassung des Artikels 10 des Gesetzes vom ...
(BGBI. | S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkindung
des vorliegenden Anderungsgesetzes)) gilt fiir alle staatlich beaufsichtigten
Stiftungen, die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes errichtet werden.”

C) In 8 5 Satz 1 werden die Worter ,erstmaligen Zuteilung* durch das Wort
~Einfihrung” ersetzt.

d)  Nach 8§ 5 wird folgender § 6 eingefiigt:

H§ 6
Zahlungszeitpunkt bei Scheckzahlung

§ 224 Abs. 2 Nr. 1 der Abgabenordnung in der Fassung des Artikels 10 des

Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ... [einsetzen Ausfertigungsdatum und Seitenzahl
der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes)) gilt erstmals, wenn ein
Scheck nach dem 31. Dezember 2006 bei der Finanzbehétrde eingegangen ist.
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Dem § 18a wird folgender Absatz 11 angefugt:

»(11) Wurde mit einem am 31. Dezember 2006 anhangigen Einspruch gegen die
Entscheidung Uber die Festsetzung von Kindergeld nach Abschnitt X des
Einkommensteuergesetzes die Verfassungswidrigkeit der fur die Jahre 1996 bis
2000 geltenden Regelungen zur Héhe des Kindergeldes gerigt, gilt der
Einspruch mit Wirkung vom 1. Januar 2007 ohne Einspruchsentscheidung
insoweit als zurlickgewiesen; dies gilt auch, wenn der Einspruch unzuléssig ist.
Abweichend von § 47 Abs. 1 und § 55 der Finanzgerichtsordnung endet die
Klagefrist mit Ablauf des 31. Dezember 2007."

Artikel 12

Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes

§ 5 Abs. 1 des Finanzverwaltungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
4. April 2006 (BGBI. | S. 846, 1202), zuletzt gedndert durch Artikel ... des Gesetzes vom ...
(BGBI. 1 S. ...), wird wie folgt geandert:

1.

Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

2.

die Auslibung der Funktion der zustdndigen Behdrde auf dem Gebiet der
steuerlichen Rechts- und Amtshilfe und bei der Durchfiihrung von
Verstandigungs- und Schiedsverfahren nach den
Doppelbesteuerungsabkommen und dem Ubereinkommen Nr. 90/436/EWG Uber
die Beseitigung der Doppelbesteuerung im Falle von Gewinnberichtigungen
zwischen verbundenen Unternehmen vom 23. Juli 1990 (ABI. EG Nr. L 225

S. 10) in der jeweils geltenden Fassung, soweit das zustandige
Bundesministerium seine Befugnisse in diesem Bereich delegiert;".

Nach Nummer 30 werden der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und folgende
Nummern 31 und 32 angeflgt:

»31. die zentrale Sammlung der von den Finanzbehérden der Lander Ubermittelten

32.

Daten zu Konzernubersichten (Konzernverzeichnis) sowie die Erteilung von
Auskiinften daraus im Wege einer elektronischen Abfrage durch die
Finanzbehorden der Lander;

die zentrale Sammlung der von den Finanzbehdrden der Lander Gbermittelten

branchenbezogenen Kennzahlen sowie die Erteilung von Ausklnften daraus im
Wege einer elektronischen Abfrage durch die Finanzbehorden der Lander.”

Artikel 13

Anderung des Investmentsteuergesetzes

Das Investmentsteuergesetz vom 15. Dezember 2003 (BGBI. | S. 2676, 2724), zuletzt
geandert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ...), wird wie folgt geandert:

1.

In 8 3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 Satz 1 werden nach den Wértern ,zu dem* die Worter ,um
das Vermdgen im Sinne der Nummer 1 verminderten® eingeflgt.
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2. 8 5 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort ,Vomhundertsatz" durch das Wort ,Prozentsatz"
ersetzt.
b)  Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 2 werden die Worter ,vom Hundert" durch das Wort ,Prozent
ersetzt.
bb) Folgender Satz wird angefugt:
,Die Satze 1 und 2 finden bei inlandischen Investmentvermdgen im Sinne
der 88 112 und 113 des Investmentgesetzes und bei ausl&ndischen
Investmentvermdgen, die hinsichtlich ihrer Anlagepolitik vergleichbaren
Anforderungen unterliegen, keine Anwendung.”
3. In 8 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 werden die Worter ,fur den Anleger” sowie ,an ihn*
gestrichen.

4. § 18 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt:

.Fur 8 3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 Satz 1 in der Fassung des Artikels 13 des Gesetzes
vom ... (BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der
Verkindung des vorliegenden Anderungsgesetzes]) gilt Satz 1 entsprechend.”
In Absatz 3 wird folgender Satz angeflgt:

.FUr 8 5 Abs. 3 Satz 4 in der Fassung des Artikels 13 des Gesetzes vom ...

(BGBL. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung
des vorliegenden Anderungsgesetzes]) gilt Satz 1 entsprechend.”

Artikel 14

Anderung des Solidaritatszuschlaggesetzes 1995

Das Solidaritatszuschlaggesetz 1995 in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober
2002 (BGBI. | S. 4130), zuletzt gedndert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBI. |
S. ...), wird wie folgt geandert:

1. Dem § 3 Abs. 2a wird folgender Satz angefugt:

.Bei der Anwendung des § 39b des Einkommensteuergesetzes fir die Ermittlung des
Solidaritatszuschlages ist die auf der Lohnsteuerkarte eingetragene Zahl der
Kinderfreibetrage maf3gebend.”

2. In 8 4 Satz 1 und 2 werden jeweils die Woérter ,vom Hundert" durch das Wort ,Prozent”
ersetzt.



47 Drucksache 622/06

Artikel 15

Anderung der Steuerberatergebiihrenverordnung

Die Steuerberatergebihrenverordnung vom 17. Dezember 1981 (BGBI. | S. 1442), zuletzt
geandert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...), wird wie folgt gedndert:

1.

8 4 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Aus einer Vereinbarung kann der Steuerberater eine héhere als die gesetzliche
Vergutung nur fordern, wenn die Erklarung des Auftraggebers schriftlich abgegeben
und nicht in der Vollmacht enthalten ist. Ist das Schriftstiick nicht vom Auftraggeber
verfasst, muss es als Vergutungsvereinbarung bezeichnet und die
Vergutungsvereinbarung von anderen Vereinbarungen deutlich abgesetzt sein; Art und
Umfang des Auftrags sind zu bezeichnen. Hat der Auftraggeber freiwillig und ohne
Vorbehalt geleistet, kann er das Geleistete nicht deshalb zurtickfordern, weil seine
Erklarung den Vorschriften der Satze 1 und 2 nicht entspricht.”

In 8 6 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe ,8 41 Abs. 6" durch die Angabe ,§ 40 Abs. 5*
ersetzt.

Dem 8§ 9 Abs. 1 wird folgender Satz angeftigt:
.Der Lauf der Verjahrungsfrist ist von der Mitteilung der Berechnung nicht abhéngig.”
§ 11 wird wie folgt gefasst:

l1§ 11
Rahmengebtihren

Ist fur die Gebuhren ein Rahmen vorgesehen, so bestimmt der Steuerberater die
Gebihr im Einzelfall unter Beriicksichtigung aller Umstande, vor allem des Umfangs
und der Schwierigkeit der beruflichen Tatigkeit, der Bedeutung der Angelegenheit
sowie der Einkommens- und Vermdgensverhaltnisse des Auftraggebers, nach billigem
Ermessen. Ein besonderes Haftungsrisiko des Steuerberaters kann bei der
Bemessung herangezogen werden. Bei Rahmengebuhren, die sich nicht nach dem
Gegenstandswert richten, ist das Haftungsrisiko zu bertcksichtigen. Ist die Gebihr von
einem Dritten zu ersetzen, ist die von dem Steuerberater getroffene Bestimmung nicht
verbindlich, wenn sie unbillig ist.”

In § 13 Satz 1 Nr. 2 wird die der Klammerzusatz ,,(88 40 bis 43)" durch den
Klammerzusatz (8 40)“ ersetzt.

§ 16 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

-Er kann nach seiner Wahl an Stelle der tatsachlich entstandenen Kosten einen
Pauschsatz fordern, der 20 Prozent der sich nach dieser Verordnung ergebenden
Gebuhren betragt, in derselben Angelegenheit jedoch hdchstens 20 Euro.”

§ 17 wird wie folgt gefasst:

.8 17
Dokumentenpauschale

(1) Der Steuerberater erhalt eine Dokumentenpauschale
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10.

1.  fur Ablichtungen

a) aus Behdrden- und Gerichtsakten, soweit deren Herstellung zur
sachgerechten Bearbeitung der Angelegenheit geboten war,

b)  zur Mitteilung an Gegner oder Beteiligte und Verfahrensbevollméachtigte auf
Grund einer Rechtsvorschrift oder nach Aufforderung durch das Gericht,
die Behodrde oder die sonst das Verfahren fiihrende Stelle, soweit hierfir
mehr als 100 Ablichtungen zu fertigen waren,

c) zur notwendigen Unterrichtung des Auftraggebers, soweit hierfiir mehr als
100 Ablichtungen zu fertigen waren,

d) in sonstigen Fallen nur, wenn sie im Einverstandnis mit dem Auftraggeber
zusétzlich, auch zur Unterrichtung Dritter, angefertigt worden sind und

2. fur die Uberlassung elektronischer Dokumente an Stelle der in Nummer 1
Buchstabe d genannten Ablichtungen.

Eine Ubermittlung durch den Steuerberater per Telefax steht der Herstellung einer
Ablichtung gleich.

(2) Die Hohe der Dokumentenpauschale bemisst sich nach den fir die
Dokumentenpauschale im Vergitungsverzeichnis zum
Rechtsanwaltsvergitungsgesetz bestimmten Betrdgen. Die Héhe der
Dokumentenpauschale nach Absatz 1 Nr. 1 ist in derselben Angelegenheit und in
gerichtlichen Verfahren in demselben Rechtszug einheitlich zu berechnen.”

§ 18 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 Nr. 1 wird die Angabe ,0,27 Euro* durch die Angabe ,,0,30 Euro”
ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe , 15 Euro® durch die Angabe ,20 Euro”, die
Angabe ,31 Euro” durch die Angabe ,.35 Euro®, die Angabe ,56 Euro” durch die
Angabe ,,60 Euro“ und die Wérter ,vom Hundert* durch das Wort ,Prozent"
ersetzt.

8 21 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

.Beschrankt sich die Tatigkeit nach Satz 1 auf ein erstes Beratungsgesprach und ist
der Auftraggeber Verbraucher, so kann der Steuerberater, der erstmals von diesem
Ratsuchenden in Anspruch genommen wird, keine héhere Gebuhr als 180 Euro
fordern.”

§ 23 wird wie folgt geandert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt ge&ndert:

aa) In Nummer 1 wird der Klammerzusatz ,,(8 153 der Abgabenordnung)*
gestrichen.

bb) In Nummer 5 werden nach dem Wort ,Steuerschuldverhaltnis” die Worter
,oder aus zollrechtlichen Bestimmungen* eingefugt.
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b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefligt:

»(2) Der Steuerberater erhalt die Zeitgebuhr fur die Anfertigung eines Antrags
auf:

1.  Altersvorsorgezulage nach § 89 des Einkommensteuergesetzes;
2. Festsetzung der Zulage nach 8 90 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes;

3.  Verwendung fur eine eigenen Wohnzwecken dienende Wohnung im
eigenen Haus nach den 88 92a, 92b Abs. 1 des
Einkommensteuergesetzes;

4. Festsetzung des Riickzahlungsbetrags nach § 94 Abs. 2 des
Einkommensteuergesetzes;

5.  Stundung nach 8 95 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes;

6.  Gewahrung der Zulage nach Neubegriindung der unbeschrankten
Steuerpflicht nach 8 95 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes.”

11. 8§ 24 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

.3.  der Korperschaftsteuererklarung ohne die Erklarung
zur gesonderten Feststellung nach den 88 27, 28, 37
und 38 des Kérperschaftsteuergesetzes 21,0 bis 810
einer vollen Gebiihr nach Tabelle A (Anlage 1);
Gegenstandswert ist das Einkommen vor
Berticksichtigung eines Verlustabzugs, jedoch
mindestens 12 500 Euro; bei der Anfertigung einer
Korperschaftsteuererklarung fir eine
Organgesellschaft ist das Einkommen der
Organgesellschaft vor Zurechnung maf3gebend; das
entsprechende Einkommen ist bei der
Gegenstandsberechnung des Organtragers zu
kirzen;*

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

»4.  der Erklarung zur gesonderten Feststellung nach den
§§ 27, 28, 37 und 38 des Koérperschaftsteuergesetzes /14 bis °/1
einer vollen Gebuhr nach Tabelle A (Anlage 1);
Gegenstandswert ist die Summe

a) des steuerlichen Einlagenkontos (8 27 Abs. 2
Satz 1 des Korperschaftsteuergesetzes),

b) des durch Umwandlung von Riicklagen
entstandenen Nennkapitals (8 28 Abs. 1 Satz 3
des Korperschaftsteuergesetzes),

C) des Korperschaftsteuerguthabens (8 37 Abs. 2
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cc)

dd)

ee)

ff)

g9)

hh)

Satz 4 des Korperschaftsteuergesetzes)
und

d) des Endbetrags/fortgeschriebenen Endbetrags
im Sinne des § 36 Abs. 7 des
Korperschaftsteuergesetzes aus dem Teilbetrag
im Sinne des 8§ 30 Abs. 2 Nr. 2 des
Korperschaftsteuergesetzes in der Fassung des
Artikels 4 des Gesetzes vom 14. Juli 2000
(BGBI. 1S. 1034) - (8 38 Abs. 1 Satz 1 und 2
des Korperschaftsteuergesetzes),

jedoch mindestens 12 500 Euro;*
Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

,5.  der Erklarung zur Gewerbesteuer Y10 bis ®/10
einer vollen Geblhr nach Tabelle A (Anlage 1);
Gegenstandswert ist der Gewerbeertrag vor
Berticksichtigung des Freibetrags und eines
Gewerbeverlustes, jedoch mindestens 6 000 Euro;".

In Nummer 6 werden die Worter ,vom Hundert” durch das Wort ,Prozent”
ersetzt.

Nummer 7 wird wie folgt gefasst:

..  der Umsatzsteuer-Voranmeldung Y10 bis 811
einer vollen Gebihr nach Tabelle A (Anlage 1);
Gegenstandswert sind zehn Prozent der Summe aus
dem Gesamtbetrag der Entgelte und der Entgelte, fr
die der Leistungsempfanger Steuerschuldner ist,
jedoch mindestens 500 Euro;".

Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

.8.  der Umsatzsteuererklarung fir das Kalenderjahr
einschlieRlich ergédnzender Antrage und Meldungen .6 bis &1
einer vollen Gebihr nach Tabelle A (Anlage 1);
Gegenstandswert sind 10 Prozent der Summe aus
dem Gesamtbetrag der Entgelte und der Entgelte, fr
die der Leistungsempfanger Steuerschuldner ist,
jedoch mindestens 6 000 Euro;".

In Nummer 15 wird das Wort ,Lohnsteueranmeldung” durch das Wort
,Lohnsteuer-Anmeldung“ und die Woérter ,vom Hundert“ durch das Wort
,Prozent" ersetzt.

In Nummer 16 werden die Worter ,der Zolle* durch die Worter ,der Einfuhr-
und Ausfuhrabgaben” ersetzt.

Nummer 20 wird wie folgt gefasst:

»20. von Antragen auf Steuervergiitung nach § 4a des
Umsatzsteuergesetzes .6 bis %
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einer vollen Gebiihr nach Tabelle A (Anlage 1);
Gegenstandswert ist die beantragte Vergltung;“.

i) Am Ende der Nummer 24 wird der abschlielende Punkt durch ein
Semikolon ersetzt und folgende Nummer 25 wird angefugt:

»25. der Anmeldung Uber den Steuerabzug von
Bauleistungen .6 bis %0
einer vollen Gebuhr nach Tabelle A (Anlage 1);
Gegenstandswert ist der angemeldete
Steuerabzugsbetrag (88 48 ff. des
Einkommensteuergesetzes), jedoch mindestens
1 000 Euro.*

b) In Absatz 3 wird das Wort ,Lohnsteuerermafigung” durch das Wort
,Lohnsteuer-Ermafigung” ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort ,Grundbesitz" die Worter ,oder einer
Erklarung zur gesonderten Feststellung von Grundbesitzwerten nach dem
Vierten Abschnitt des Zweiten Teils des Bewertungsgesetzes"” eingeflgt.

bb) Der Punkt an Ende der Nummer 5 wird durch ein Semikolon ersetzt und
folgende Nummer 6 angeflgt:

,0.  fur die Anfertigung eines Antrags auf Erteilung einer
Freistellungsbescheinigung nach § 48b des
Einkommensteuergesetzes.”

Dem § 25 wird folgender Absatz 4 angeflgt:

»(4) Fur die Aufstellung eines schriftlichen Erlauterungsberichts zur Ermittlung des
Uberschusses der Betriebseinnahmen iiber die Betriebsausgaben erhélt der
Steuerberater %/, bis *%/1o einer vollen Gebiihr nach Tabelle B (Anlage 2). Der
Gegenstandswert bemisst sich nach Absatz 1 Satz 2.“

§ 26 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Gegenstandswert ist die Summe aus dem Grundbetrag nach § 13a Abs. 4 des
Einkommensteuergesetzes, den Sondernutzungen nach § 13a Abs. 5 des
Einkommensteuergesetzes und den nach 8§ 13a Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes
gesondert zu ermittelnden Gewinnen."

In § 29 Nr. 1 wird die Angabe ,Aul3enprifung (8 193 der Abgabenordnung)” durch die
Angabe ,Aul3en- oder Zollprifung (8 193 der Abgabenordnung, Artikel 78 der
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des
Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. EG Nr. L 302 S. 1, 1993 Nr. L 79 S. 84, 1996 Nr. L
97 S. 38), die zuletzt durch Verordnung (EG) Nr. 648/2005 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 13. April 2005 (ABI. EU Nr. L 117 S. 13) gedndert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung)“ ersetzt.

Dem § 30 wird folgender Satz angefugt:

.Gegenstandswert ist der Betrag der nachzuentrichtenden Steuern und steuerlichen
Nebenleistungen.*”
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16.

17.

18.

19.

§ 31 wird wie folgt gefasst:

l1§ 31
Besprechungen

(1) Fur Besprechungen mit Behdrden oder mit Dritten in abgaberechtlichen Sachen
erhélt der Steuerberater funf Zehntel bis zehn Zehntel einer vollen Gebuhr nach
Tabelle A (Anlage 1).

(2) Die Besprechungsgebihr entsteht, wenn der Steuerberater an einer Besprechung
Uber tatsachliche oder rechtliche Fragen mitwirkt, die von der Behorde angeordnet ist
oder im Einverstandnis mit dem Auftraggeber mit der Behdrde oder mit einem Dritten
gefuhrt wird. Der Steuerberater erhalt diese Gebuhr nicht fir die Beantwortung einer

mundlichen oder fernmindlichen Nachfrage der Behorde.”

§ 35 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

w3, Q) die Ableitung des steuerlichen Ergebnisses aus dem
Handelsbilanzergebnis 2/,0 bis %0

b)  die Entwicklung einer Steuerbilanz aus der
Handelsbilanz %/,0 bis /10

8 36 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Der Steuerberater erhalt fir die Prifung einer Buchflihrung, einzelner Konten,
einzelner Posten des Jahresabschlusses, eines Inventars, einer Uberschussrechnung
oder von Bescheinigungen fiir steuerliche Zwecke und fir die Berichterstattung
hierliber die Zeitgebuhr."

8 40 wird wie folgt gefasst:

l1§ 40
Verfahren vor den Verwaltungsbehorden

(1) Fur die Vertretung im Rechtsbehelfsverfahren vor Verwaltungsbehdrden erhélt der
Steuerberater eine Geschaftsgebiihr von /14 bis /14 einer vollen Gebiihr nach Tabelle
E (Anlage 5). Eine Gebiihr von mehr als **/y, einer vollen Gebiihr nach Tabelle E
(Anlage 5) kann nur gefordert werden, wenn die Tatigkeit umfangreich oder schwierig
war. Beschrankt sich der Auftrag auf ein Schreiben einfacher Art, das weder schwierige
rechtliche Ausfihrungen noch grofRere sachliche Auseinandersetzungen enthélt,
betragt die Gebiihr */3, einer vollen Gebiihr nach Tabelle E (Anlage 5).

(2) Die Geschéftsgebiihr ermaRigt sich auf % bis ¥, einer vollen Gebiihr nach Tabelle
E (Anlage 5), wenn der Steuerberater in den Verwaltungsverfahren, das dem
Verfahren nach 8§ 40 vorausgeht, Gebuhren nach § 28 erhalt.

(3) Die Geschaftsgebihr ermafigt sich auf 11,6 bis /1, einer vollen Gebiihr nach Tabelle
E (Anlage 5), wenn der Steuerberater im Zusammenhang mit dem Verfahren nach
Absatz 1 Gebuhren nach § 24 erhalt.

(4) Erhalt der Steuerberater im Verwaltungsverfahren, das dem Verfahren nach
Absatz 1 vorausgeht, Gebiuhren nach 8§ 23, so darf die Summe dieser Gebuhren und
der Gebiihr nach Absatz 1 '/, einer vollen Gebiihr nach Tabelle E (Anlage 5) nicht
Ubersteigen.
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(5) Wird der Steuerberater in derselben Angelegenheit fir mehrere Auftraggeber tétig
und ist der Gegenstand der beruflichen Tatigkeit derselbe, so erhéht sich die
Geschéftsgebiihr fir jeden weiteren Auftraggeber um %/5, in den Fallen des Absatzes 2
um ?/30 und in den Fallen des Absatzes 3 um /;, einer vollen Gebiihr nach Tabelle E
(Anlage 5). Die Erhéhung wird nach dem Betrag berechnet, an dem die Auftraggeber
gemeinschaftlich beteiligt sind. Mehrere Erhéhungen dirfen den Betrag von /o, in
den Féallen des Absatzes 2 den Betrag von 18/, und in den Fallen des Absatzes 3 den
Betrag von °/1, einer vollen Gebiihr nach Tabelle E (Anlage 5) nicht tibersteigen.

(6) Erhalt der Steuerberater in dem Verwaltungsverfahren, das dem Verfahren nach

Absatz 1 vorausgeht, eine Gebuhr nach 8§ 31, so darf die Summe dieser Gebihr und
der Gebiihr nach Absatz 1 %/, einer vollen Gebiihr nach Tabelle E (Anlage 5) nicht

Uibersteigen.

(7) Das Verwaltungsverfahren auf Aussetzung der Vollziehung oder auf Beseitigung
der aufschiebenden oder hemmenden Wirkung ist zusammen mit dem Verfahren nach
Absatz 1 vor Verwaltungsbehdrden eine Angelegenheit.”

Die 88 41 bis 43 werden aufgehoben.

8 44 wird wie folgt gefasst:

l1§ 44
Verwaltungsvollstreckungsverfahren

Auf die Vergitung des Steuerberaters im Verwaltungsvollstreckungsverfahren sind die
Vorschriften des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBI. | S. 718,
788), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Juli 2006 (BGBI. | S. 1426),
in der jeweils geltenden Fassung sinngemaf anzuwenden.”

Artikel 16

Anderung des Melderechtsrahmengesetzes

Das Melderechtsrahmengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 2002
(BGBI. I S. 1342), zuletzt geandert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...) wird
wie folgt gedndert:

1.

§ 2 Abs. 2 Nr. 7 wird wie folgt gefasst:

.7. fur Zwecke der eindeutigen Identifizierung des Einwohners in
Besteuerungsverfahren das Vorlaufige Bearbeitungsmerkmal (8 139b Abs. 6
Satz 2 der Abgabenordnung) und die Identifikationsnummer nach § 139b der
Abgabenordnung,”.

In § 3 Satz 4 Nr. 2 werden die Woérter ,genannte Angabe“ durch die Woérter ,genannten
Angaben*” ersetzt.

Dem § 10 Abs. 2 wird folgender Satz angefugt:

,Das Vorlaufige Bearbeitungsmerkmal nach 8 2 Abs. 2 Nr. 7 ist unverzuglich nach
Speicherung der Identifikationsnummer im Melderegister zu l6schen.”
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4. § 23 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»8 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b, die Nr. 4, 6 bis 8, § 10, soweit er die Speicherung der
Daten nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 und 7 und die Léschung des Vorlaufigen
Bearbeitungsmerkmals nach 8 2 Abs. 2 Nr. 7 betrifft, 8 17 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2,
soweit dort auf die Fortschreibung der Tatsache nach § 2 Abs. 2 Nr. 6 bis 8 abgestellt
wird, gelten bis zur Anpassung des Melderechts der Lander unmittelbar.”

Artikel 17
Anderung der Ersten Bundesmeldedateniibermittlungsverordnung

In 8 4 Abs. 1 Satz 1 der Ersten Bundesmeldedatentbermittlungsverordnung vom 21. Juni
2005 (BGBI. 1 S. 1689), die zuletzt durch die Verordnung vom ... (BGBI. | S. ...) gedndert
worden ist, wird nach der Zahl ,,2701" ein Komma und die Zahl ,,2702" eingefiigt.

Artikel 18
Anderung des Bewertungsgesetzes

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 1991, BGBI. |
S. 230, zuletzt gedndert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...) wird wie folgt
geandert:

1. 8§ 138 wird wie folgt gefasst:

,3 138
Feststellung von Grundbesitzwerten

(1) Grundbesitzwerte werden unter Beriicksichtigung der tatsachlichen Verhaltnisse
und der Wertverhaltnisse zum Besteuerungszeitpunkt festgestellt. § 29 Abs. 2 und 3
gilt sinngemals.

(2) Fur die wirtschaftlichen Einheiten des land- und forstwirtschaftlichen Vermdgens
und fur Betriebsgrundstiicke im Sinne des 8§ 99 Abs. 1 Nr. 2 sind die Grundbesitzwerte
unter Anwendung der 88 139 bis 144 zu ermitteln.

(3) Fur die wirtschaftlichen Einheiten des Grundvermdgens und fur Betriebsgrund-
stucke im Sinne des § 99 Abs. 1 Nr. 1 sind die Grundbesitzwerte unter Anwendung der
88 68, 69 und 99 Abs. 2 und der 88 139 und 145 bis 150 zu ermitteln. § 70 gilt mit der
Mafl3gabe, dass der Anteil des Eigentiimers eines Grundstiicks an anderem Grundver-
mdgen (beispielsweise an gemeinschaftlichen Hofflachen oder Garagen) abweichend
von Absatz 2 Satz 1 dieser Vorschrift in das Grundstiick einzubeziehen ist, wenn der
Anteil zusammen mit dem Grundstiick genutzt wird. § 20 Satz 2 ist entsprechend
anzuwenden.

(4) Weist der Steuerpflichtige nach, dass der gemeine Wert der wirtschaftlichen Einheit
im Besteuerungszeitpunkt niedriger ist als der nach 88 143, 145 bis 149 ermittelte
Wert, ist der gemeine Wert als Grundbesitzwert festzustellen.”

2. § 145 wird wie folgt gedndert:
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Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Unbebaute Grundstiicke sind Grundstiicke, auf denen sich keine
benutzbaren Gebdude befinden. Die Benutzbarkeit beginnt im Zeitpunkt der
Bezugsfertigkeit. Gebaude sind als bezugsfertig anzusehen, wenn den
zukinftigen Bewohnern oder sonstigen Benutzern zugemutet werden kann, sie
zu benutzen; die Abnahme durch die Bauaufsichtsbehérde ist nicht
entscheidend.”

Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Befinden sich auf dem Grundstiick Gebaude, die auf Dauer keiner oder nur
einer unbedeutenden Nutzung zugefuhrt werden kdnnen, gilt das Grundstiick als
unbebaut; als unbedeutend gilt eine Nutzung, wenn die hierfir erzielte
Jahresmiete (8§ 146 Abs. 2) oder die Ubliche Miete (8§ 146 Abs. 3) weniger als

1 Prozent des nach Absatz 3 anzusetzenden Werts betragt.”

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»,(3) Der Wert eines unbebauten Grundstiicks bestimmt sich nach seiner Flache
und dem um 20 Prozent ermaRigten Bodenrichtwert (§ 196 des
Baugesetzbuches in der jeweils geltenden Fassung). Die Bodenrichtwerte sind
von den Gutachterausschiissen nach dem Baugesetzbuch zu ermitteln und den
Finanzamtern mitzuteilen. Bei der Wertermittlung ist stets der Bodenrichtwert
anzusetzen, der vom Gutachterausschuss zuletzt festzustellen war. Besteht fur
den Gutachterausschuss keine Verpflichtung, nach § 196 Baugesetzbuch einen
Bodenrichtwert zu ermitteln, ist der Bodenwert aus den Werten vergleichbarer
Flachen abzuleiten und um 20 Prozent zu erméligen.”

3.  § 146 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,(2) Der Wert eines bebauten Grundstuicks ist das 12,5fache der im
Besteuerungszeitpunkt vereinbarten Jahresmiete, vermindert um die
Wertminderung wegen des Alters des Gebaudes (Absatz 4). Jahresmiete ist das
Gesamtentgelt, das die Mieter (Pachter) fur die Nutzung der bebauten
Grundstiicke aufgrund vertraglicher Vereinbarungen fir den Zeitraum von zwolf
Monaten zu zahlen haben. Betriebskosten sind nicht einzubeziehen.”

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) An die Stelle der Jahresmiete tritt die Ubliche Miete fur solche Grundstiicke
oder Grundstlcksteile,

1. die eigengenutzt, ungenutzt, zu vortiibergehendem Gebrauch oder
unentgeltlich tUberlassen sind,

2. die der Eigentimer dem Mieter zu einer um mehr als 20 Prozent von der
Ublichen Miete abweichenden tatséchlichen Miete Uberlassen hat.

Die ubliche Miete ist die Miete, die fir nach Art, Lage, Grol3e, Ausstattung und
Alter vergleichbare, nicht preisgebundene Grundstiicke von fremden Mietern
bezahlt wird; Betriebskosten (Absatz 2 Satz 3) sind hierbei nicht einzubeziehen.
Ungewohnliche oder persdnliche Verhaltnisse bleiben dabei aul3er Betracht.”
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c) Absatz 7 wird aufgehoben.
d) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 7.
4. 8 148 wird wie folgt gefasst:

.8 148
Erbbaurecht

(1) Ist das Grundstuck mit einem Erbbaurecht belastet, ist bei der Ermittlung der
Grundbesitzwerte fiir die wirtschaftliche Einheit des belasteten Grundstiicks und fur die
wirtschaftliche Einheit des Erbbaurechts von dem Gesamtwert auszugehen, der sich
fir den Grund und Boden einschliel3lich der Gebaude vor Anwendung des § 139
ergabe, wenn die Belastung nicht bestiinde.

(2) Der Wert des Grund und Bodens entfallt auf die wirtschaftliche Einheit des
belasteten Grundstiicks.

(3) Der Gebaudewert entfallt allein auf die wirtschaftliche Einheit des Erbbaurechts,
wenn die Dauer dieses Rechts im Besteuerungszeitpunkt mindestens 40 Jahre betragt
oder der Eigentiimer des belasteten Grundstiicks bei Erléschen des Erbbaurechts
durch Zeitablauf eine dem Wert des Gebaudes entsprechende Entschadigung zu
leisten hat. Betragt die Dauer des Erbbaurechts im Besteuerungszeitpunkt weniger als
40 Jahre und ist eine Entschadigung ausgeschlossen, ist der Gebaudewert zu
verteilen. Dabei entfallen auf die wirtschaftliche Einheit des Erbbaurechts bei einer
Dauer dieses Rechts

unter 40 bis zu 35 Jahren 90 Prozent
unter 35 bis zu 30 Jahren 85 Prozent
unter 30 bis zu 25 Jahren 80 Prozent
unter 25 bis zu 20 Jahren 70 Prozent
unter 20 bis zu 15 Jahren 60 Prozent
unter 15 bis zu 10 Jahren 50 Prozent
unter 10 bis zu 8 Jahren 40 Prozent
unter 8 bis zu 7 Jahren 35 Prozent
unter 7 bis zu 6 Jahren 30 Prozent
unter 6 bis zu 5 Jahren 25 Prozent
unter 5 bis zu 4 Jahren 20 Prozent
unter 4 bis zu 3 Jahren 15 Prozent
unter 3 bis zu 2 Jahren 10 Prozent
unter 2 Jahren bis zu 1 Jahr 5 Prozent
unter 1 Jahr 0 Prozent.

Auf die wirtschaftliche Einheit des belasteten Grundstiicks entféllt der verbleibende Teil
des Gebaudewerts. Betragt die Entschadigung fur das Geb&aude beim Ubergang nur
einen Teil des gemeinen Werts, ist der dem Eigentiimer des belasteten Grundstiicks
entschadigungslos zufallende Anteil entsprechend zu verteilen. Eine in der Hohe des
Erbbauzinses zum Ausdruck kommende Entschadigung fur den gemeinen Wert des
Gebé&udes bleibt aul3er Betracht.

(4) Bei den nach § 146 zu bewertenden Grundstiicken betragt der Gebaudewert 80
Prozent des nach § 146 Abs. 2 bis 5 ermittelten Wertes; der verbleibende Teil des
Gesamtwerts entspricht dem Wert des Grund und Bodens. Bei bebauten Grundstiicken
im Sinne des § 147 Abs. 1 ist der Wert des Grund und Bodens nach § 147 Abs. 2

Satz 1 und der Gebaudewert nach § 147 Abs. 2 Satz 2 zu ermitteln.
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(5) Fur Wohnungserbbaurechte oder Teilerbbaurechte gelten die Absatze 1 bis 4
entsprechend.

(6) Das Recht auf den Erbbauzins wird weder als Bestandteil des Grundstiicks noch
als gesondertes Recht angesetzt; die Verpflichtung zur Zahlung des Erbbauzinses ist
weder bei der Bewertung des Erbbaurechts noch als gesonderte Verpflichtung
abzuziehen."

Nach § 148 wird folgender § 148a eingefiigt:

.8 148a
Gebaude auf fremdem Grund und Boden

(1) Bei Gebauden auf fremdem Grund und Boden ist 8 148 Abs. 1 entsprechend
anzuwenden. Der Bodenwert ist dem Eigentiimer des Grund und Bodens, der
Gebaudewert dem Eigentimer des Gebaudes zuzurechnen.

(2) 8§ 148 Abs. 4 und 6 ist entsprechend anzuwenden.”
§ 149 wird wie folgt gefasst:

H§ 149
Grundstiicke im Zustand der Bebauung

(1) Ein Grundsttick im Zustand der Bebauung liegt vor, wenn mit den Bauarbeiten
begonnen wurde und Gebaude oder Gebaudeteile noch nicht bezugsfertig sind. Der
Zustand der Bebauung beginnt mit den Abgrabungen oder der Einbringung von
Baustoffen, die zur planmaRigen Errichtung des Gebaudes fiihren.

(2) Der Wert ist entsprechend 8§ 146 unter Zugrundelegung der Gblichen Miete zu
ermitteln, die nach Bezugsfertigkeit des Gebaudes zu erzielen ware. Von diesem Wert
sind 80 Prozent als Geb&udewert anzusetzen. Dem Grundstiickswert ohne
Bertlcksichtigung der nicht bezugsfertigen Gebaude oder Gebaudeteile, ermittelt bei
unbebauten Grundstiicken nach § 145 Abs. 3 und bei bereits bebauten Grundstticken
nach § 146, sind die nicht bezugsfertigen Gebaude oder Gebaudeteile mit dem Betrag
als Gebaudewert hinzuzurechnen, der dem Verhéltnis der bis zum
Besteuerungszeitpunkt entstandenen Herstellungskosten zu den gesamten
Herstellungskosten entspricht. Dieser Wert darf den Wert des Grundstticks, der nach
Bezugsfertigkeit des Gebaudes anzusetzen ware, nicht Ubersteigen.

(3) Ist die Uibliche Miete nicht zu ermitteln, ist der Wert entsprechend § 147 zu
ermitteln.”
Nach § 150 wird folgender Funfter Abschnitt eingefiigt:

~Funfter Abschnitt
Gesonderte Feststellungen

§ 151
Gesonderte Feststellungen

(1) Gesondert festzustellen (§ 179 AO) sind

1.  Grundbesitzwerte (8 138);
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2. der Wert des Betriebsvermdgens (88 95, 96) oder des Anteils am
Betriebsvermdgen (8§ 97 Abs. 1a);

3. der Wert von Anteilen an Kapitalgesellschaften im Sinne des § 11 Abs. 2;

4.  der Wert von anderen als in den Nummern 1 bis 3 genannten
Vermogensgegenstanden und von Schulden, die mehreren Personen zustehen
(83),

wenn die Werte fir die Erbschaftsteuer oder eine andere Feststellung im Sinne dieser
Vorschrift von Bedeutung sind. Die Entscheidung tiber eine Bedeutung fiir die
Besteuerung trifft das fur die Festsetzung der Erbschaftsteuer oder die Feststellung
nach Satz 1 Nr. 2 bis 4 zustandige Finanzamt.

(2) In dem Feststellungsbescheid fur Grundbesitzwerte sind auch Feststellungen zu
treffen

1. Uber die Art der wirtschaftlichen Einheit, bei Betriebsgrundstiicken, die zu einem
Gewerbebetrieb gehdren (wirtschaftliche Untereinheiten), auch Gber den
Gewerbebetrieb;

2. Uber die Zurechnung der wirtschaftlichen Einheit und bei mehreren Beteiligten
Uber die Hohe des Anteils, der fur die Besteuerung oder eine andere Feststellung
von Bedeutung ist; beim Erwerb durch eine Erbengemeinschatft erfolgt die
Zurechnung auf die Erbengemeinschatt.

(3) Gesondert festgestellte Grundbesitzwerte sind einer innerhalb einer Jahresfrist
folgenden Feststellung fiir dieselbe wirtschaftliche Einheit unverdndert zu Grunde zu
legen, wenn sich die fir die erste Bewertung maf3geblichen Stichtagsverhaltnisse nicht
wesentlich geéndert haben. Der Erklarungspflichtige kann eine von diesem Wert
abweichende Feststellung des Grundbesitzwerts nach den Verhaltnissen im
Besteuerungszeitpunkt durch Abgabe einer Feststellungserklarung beantragen.

(4) Auslandisches Vermogen unterliegt nicht der gesonderten Feststellung.

(5) Grundbesitzwerte (Absatz 1 Satz 1 Nr. 1) sind auch festzustellen, wenn sie fir die
Grunderwerbsteuer von Bedeutung sind. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Absatz 2
ist nicht anzuwenden.

§ 152
Ortliche Zustandigkeit

Fur die gesonderten Feststellungen ist ortlich zustandig

1. in den Fallen des § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 das Finanzamt, in dessen Bezirk das
Grundstick, das Betriebsgrundstick oder der Betrieb der Land- und
Forstwirtschaft oder, wenn sich das Grundstiick, das Betriebsgrundstiick oder der
Betrieb der Land- und Forstwirtschaft auf die Bezirke mehrerer Finanzamter
erstreckt, der wertvollste Teil liegt;

2. in den Féllen des § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 das Finanzamt, in dessen Bezirk sich
die Geschaftsleitung des Gewerbebetriebs, bei Gewerbebetrieben ohne
Geschéftsleitung im Inland das Finanzamt, in dessen Bezirk eine Betriebsstétte
- bei mehreren Betriebsstatten die wirtschaftlich bedeutendste — unterhalten wird,
und bei freiberuflicher Tatigkeit das Finanzamt, von dessen Bezirk aus die
Berufstatigkeit vorwiegend ausgeiibt wird;
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3. in den Fallen des § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 das Finanzamt, in dessen Bezirk sich
die Geschéftsleitung der Kapitalgesellschaft befindet, bei Kapitalgesellschaften
ohne Geschéftsleitung im Inland oder, wenn sich der Ort der Geschéaftsleitung
nicht feststellen lasst, das Finanzamt, in dessen Bezirk die Kapitalgesellschaft
ihren Sitz hat;

4, in den Féllen des § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 das Finanzamt, von dessen Bezirk
die Verwaltung des Vermdégens ausgeht, oder, wenn diese im Inland nicht
feststellbar ist, das Finanzamt, in dessen Bezirk sich der wertvollste Teil des
Vermogens befindet.

§ 153
Erklarungspflicht,
Verfahrensvorschriften fur die gesonderte Feststellung, Feststellungsfrist

(1) Das Finanzamt kann von jedem, fir dessen Besteuerung eine gesonderte Feststel-
lung von Bedeutung ist, die Abgabe einer Feststellungserklarung verlangen. Die Frist
zur Abgabe der Feststellungserklarung muss mindestens einen Monat betragen.

(2) Ist der Gegenstand der Feststellung mehreren Personen zuzurechnen oder ist eine
Personengesellschaft oder Kapitalgesellschaft dessen Eigentiimer, kann das
Finanzamt auch von der Gemeinschaft oder Gesellschaft die Abgabe einer
Feststellungserklarung verlangen. Dies gilt auch, wenn Gegenstand der Feststellung
ein Anteil am Betriebsvermdégen (8 97 Abs. 1a) ist.

(3) In den Fallen des § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 kann das Finanzamt nur von der
Kapitalgesellschaft die Abgabe einer Feststellungserklarung verlangen.

(4) Der Erklarungspflichtige hat die Erklarung eigenhéndig zu unterschreiben. Hat ein
Erklarungspflichtiger eine Erklarung zur gesonderten Feststellung abgegeben, sind
andere Beteiligte insoweit von der Erklarungspflicht befreit.

(5) § 181 Abs. 1 und 5 der Abgabenordnung sind entsprechend anzuwenden.

§ 154
Beteiligte am Feststellungsverfahren

(1) Am Feststellungsverfahren sind beteiligt
1. diejenigen, denen der Gegenstand der Feststellung zuzurechnen ist,

2.  diejenigen, die das Finanzamt zur Abgabe einer Feststellungserklarung
aufgefordert hat.

(2) In den Féllen des § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 ist der Feststellungsbescheid auch der
Kapitalgesellschaft bekannt zu geben.

§ 155
Rechtsbehelfsbefugnis

Zur Einlegung von Rechtsbehelfen gegen den Feststellungsbescheid sind die Beteilig-
ten im Sinne des § 154 Abs. 1 sowie diejenigen befugt, fir deren Besteuerung nach
dem Grunderwerbsteuergesetz der Feststellungsbescheid von Bedeutung ist. 8 352
der Abgabenordnung und 8§ 48 der Finanzgerichtsordnung gelten nicht.
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§ 156
AulRenprifung

Eine AuRenprifung zur Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen ist bei jedem
Beteiligten (8 154 Abs. 1) zulassig.”

8. Der bisherige 8 151 wird § 157.
9. Der bisherige § 152 wird § 158 und sein Absatz 1 wie folgt gefasst:

»(1) Das Bewertungsgesetz in der Fassung des Artikels 18 des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung des
vorliegenden Anderungsgesetzes)) ist erstmals fiir Besteuerungszeitpunkte nach dem
31. Dezember 2006 anzuwenden.”

10. In812 Abs. 3 Satz 2, § 13 Abs. 3 Satz 2, § 14 Abs. 4 Satz 2, 8§ 15 Abs. 1 § 40 Abs. 5,
8 41 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2a, 8 47 Satz 3, § 55 Abs. 4 Satz 4 und Abs. 9, 8 75 Abs. 2
und 3, 8 79 Abs. 2 Nr. 2, 8§81 Satz 1, § 82 Abs. 3 Satz 1, § 86 Abs. 3 Satz 1, § 90
Abs. 2 Satz 1, 8§ 92 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, 8 93 Abs. 2, § 104 Abs. 7 und 12, § 121, § 125
Abs. 7 Nr. 2 Buchstaben fund i, § 129a Abs. 1 und 2 Satz 1, § 131 Abs. 2, § 133
Satz 1, 8 143 Abs. 3, 8 146 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5, § 147 Abs. 2 Satz 1 und in
Anlage 9 und Anlage 9a werden jeweils die Worter ,vom Hundert* durch das Wort
,Prozent” ersetzt.

11. In 855 Abs. 4 Satz 2 und § 86 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 wird jeweils das Wort
~.Hundertsatz" durch das Wort ,Prozentsatz" ersetzt.

12. In 8§55 Abs. 4 Satz 1 und 3, Abs. 5 Satz 2 und § 81 Satz 2 wird jeweils das Wort
~.Hundertsatze" durch das Wort ,Prozentséatze" ersetzt.

Artikel 19
Anderung des Baugesetzbuches
§ 196 des Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1997
(BGBI. I S. 2141), das zuletzt gedndert wurde durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBI. |

S. ...) wird wie folgt geéndert:

1. In Absatz 1 Satz 4 werden die Worter ,und zum jeweiligen fir die Wertverhéltnisse bei
der Bedarfsbewertung maRRgebenden Zeitpunkt* gestrichen.

2. In Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,und der letzten Bedarfsbewertung des
Grundbesitzes* gestrichen.

Artikel 20
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der folgenden Absétze am Tag nach der Verkiindung in
Kraft.
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(2) Artikel 1 Nr. 10 und 40 Buchstabe e treten mit Wirkung vom 16. Dezember 2004 in Kraft.
(3) Artikel 1 Nr. 43 Buchstabe b tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2005 in Kraft.

(4) Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe b und c, Nr. 8 Buchstabe a, Nr. 11, 25, 40 Buchstabe f, Nr. 45
und 46 treten mit Wirkung vom 1. Januar 2006 in Kraft.

(5) Artikel 1 Nr. 1, 2 Buchstabe a, und c, Nr. 3, 4, 5, 6, Nr. 8 Buchstabe b, Nr. 13

Buchstabe a Doppelbuchstabe dd und ee, 14, 15, 18, 22, 23, 26, 29, 32 Buchstabe a
Doppelbuchstabe aa, Nr. 36, 38, 39, 40 Buchstabe g, k, m und v, 42, 43 Buchstabe a, Nr. 44,
47 bis 54, Artikel 2, 3 und 4 Nr. 5, 6, 8 Buchstabe a und f, Nr. 9, 11 bis 13, Artikel 5 Nr. 5
Buchstabe a und Nr. 6 bis 9, Artikel 7 Nr. 6 Buchstabe b, Artikel 10 Nr. 14 und Artikel 15, 18
und 19 treten am 1. Januar 2007 in Kraft.
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Begrindung

|. Allgemeiner Teil

Mit dem Jahressteuergesetz 2007 werden zahlreiche fachlich zwingend erforderliche
steuerrechtliche Anderungen umgesetzt, die auf Grund des vorzeitigen Endes der

15. Legislaturperiode im Jahr 2005 nicht mehr verwirklicht werden konnten. Dazu gehéren
insbesondere steuerrechtliche Anderungen als Reaktion auf BFH-Rechtsprechung,
Anpassungen an das Gemeinschaftsrecht, Umsetzung von Forderungen des
Rechnungsprifungsausschusses des Deutschen Bundestages sowie rein redaktionelle
Anderungen, wie z. B. die Korrektur fehlerhafter Verweise. Mit der Anderung bei der
betrieblichen Altersversorgung wird auf neuere BFH-Rechtsprechung reagiert.

Besonders hervorzuheben sind folgende Regelungen:

1.

Regelung zur korrespondierenden Besteuerung von verdeckten
Gewinnausschittungen, 8 32a KStG und 88 3 Nr. 40 EStG, 8b KStG:

Durch die Korrekturvorschrift in 8 32a KStG wird sichergestellt, dass Beziige des
Anteilseigners, die auf Ebene der Kapitalgesellschaft als verdeckte
Gewinnausschittung dem Einkommen hinzugerechnet wurden, bei diesem nach den
Grundsétzen des Halbeinkunfteverfahrens besteuert werden.

Mit den Anderungen in den 88 3 Nr. 40 EStG, § 8b KStG wird auch der umgekehrte
Sachverhalt geregelt, wonach die Verginstigungen des Halbeinkiinfteverfahrens beim
Anteilseigner nur unter der Voraussetzung zu gewahren sind, dass die verdeckte
Gewinnausschittung auf Ebene der leistenden Kapitalgesellschaft das Einkommen
gemal 8§ 8 Abs. 3 Satz 2 KStG nicht gemindert hat.

Anderungen im Bereich der Altersvorsorge / Alterseinkiinfte, u. a. Verbesserungen im
Bereich der Bericksichtigung von Beitragen fir eine private Basis-/ ,RUrup“-Rente im
Rahmen der Gunstigerpriufung fur Vorsorgeaufwendungen, § 10 Abs. 4a EStG

Anderungen bei der betrieblichen Altersversorgung:

e Erfassung bestimmter Arbeitgeberzahlungen an betriebliche Versorgungssysteme
als Einnahmen aus nichtselbstandiger Arbeit (Beitrage und Zuwendungen, aber
auch Sonder- und Gegenwertzahlungen sowie Sanierungsgelder fir eine nicht
kapitalgedeckte Altersversorgung), 8 19 Abs. 1 Nr. 3 EStG;

e Einfihrung einer Pauschalbesteuerungspflicht in Hohe von 15 % fur Sonder- und
Gegenwertzahlungen sowie Sanierungsgelder des Arbeitgebers fir eine nicht
kapitalgedeckte Altersversorgung an kommunale, kirchliche und betriebliche
Zusatzversorgungskassen, § 40b EStG;

¢ langfristig gestreckter, stufenweiser Einstieg in die nachgelagerte Besteuerung fur
nach dem 31. Dezember 2007 geleistete, laufende Zuwendungen des Arbeitgebers
zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten Altersversorgung der Arbeitnehmer, 8 3
Nr. 56 EStG.

Begrenzung der Feststellungsverjahrung bei der Feststellung des Verlustvortrags,
§ 10d Abs. 4 EStG, § 35b Abs. 2 GewStG.

Einflhrung einer Regelung fur die Abwicklung von Aktiengeschaften an der Borse in
zeitlicher N&he zum Ausschuittungstermin (,manufactured dividends*), 8 20 Abs. 1
Nr. 1 Satz 3 EStG und Folgeédnderungen.
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Die MalRnahme dient der Verringerung von Steuerausféllen, die derzeit bei der
Abwicklung von Aktiengeschéaften an der Borse in zeitlicher Nahe zum
Gewinnverteilungsbeschluss dadurch entstehen, dass Kapitalertragsteuer bescheinigt
wird, die nicht abgefiihrt wurde. Es handelt sich in der Praxis meistens um sog.
Leerverkaufe.

Pauschalierung der Einkommensteuer bei Sachzuwendungen, § 37b EStG.

Einflhrung eines Prifungsrechts der Finanzbehorden Jahressteuerbescheinigungen
nach § 24c¢c EStG bei dem ausstellenden Kreditinstitut, 8 50b EStG.

Aufnahme einer Regelung in das EStG, die in bestimmten Féllen die Freistellung von
Einkinften auf Grund von DBA ausschliel3t, wenn die Einkiinfte im anderen Staat nicht
besteuert werden, 8 50d Abs. 9 EStG.

Regelung zur Riuckzahlung von Geschaftsguthaben an ausscheidende Mitglieder von
Genossenschaften, 88 34, 38 KStG.

Monatliche statt wie bisher vierteljahrliche Abgabe der Zusammenfassenden Meldung
nach § 18a UStG.

Gesetzliche Regelungen u. a. in der Abgabenordnung zur Einfihrung eines vorlaufigen
Bearbeitungsmerkmals im Hinblick auf die Einflihrung der steuerlichen
Identifikationsnummer.

Einflhrung einer Gebuhrenpflicht fir ,APA-Verfahren®, 8 178a AO:

Schaffung einer Gebuhrenregelung fir die Erteilung verbindlicher Vorabzusagen der
Finanzbehdrden tber Verrechnungspreise auf Grundlage eines bilateralen oder
multilateralen Vorabverstandigungsverfahrens.

Behandlung von Steuern und Abgaben des Schuldners, die im vorlaufigen
Insolvenzverfahren von einem vorlaufigen Insolvenzverwalter oder mit dessen
Zustimmung begrindet werden, § 251 Abs. 4 AO:

Durch die vorgesehene Regelung gelten Verbindlichkeiten des Schuldners aus dem
Steuerschuldverhéltnis, die von einem vorlaufigen Insolvenzverwalter oder mit dessen
Zustimmung begriindet werden, nach Insolvenzerdffnung als Masseverbindlichkeiten.

Ausnahme vom Zwischengewinn bei Hedgefonds, 8 5 Abs. 3 InvStG:

Die Ermittlung des Zwischengewinns bei Hedgefonds ist mit hohem Aufwand bei
geringer steuerlicher Bemessungsgrundlage verbunden. Der ersatzweise fir die
Zwischengewinnermittlung greifende Pauschalwert von 6 % des Ricknahmepreises ist
bei der Vermdégensstruktur von Hedgefonds im Regelfall deutlich Gberhéht. Aus diesem
Grund ist eine Ausnahme von Hedgefonds bei der Zwischengewinnbesteuerung
vorgesehen.

Anpassung der Steuerberatergebihrenverordnung an entfallene und neu hinzu
gekommene Gebihrentatbestande.

Anderung der Vorschriften fir die Bedarfsbewertung in Bewertungsgesetz und
Baugesetzbuch.

Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich unmittelbar aus Artikel 105 Abs. 2
erste Alternative GG und aus Artikel 108 Abs. 5 GG.



Drucksache 622/06

Finanzielle Auswirkungen

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €)

64

Lfd Gebiets- Volle Kassenjahr
Nr MaRnahme korper- | Jahres-
' schaft | wirkung ¥ 2007 2008 2009 2010 2011

1 83 Nr.56EStG Insg. -520 - 460 -520 - 520 - 520

zunehmende Steuerfreistellung von LSt - 490 - 440 - 490 - 490 - 490

Arbeitgeberzuwendungen an eine nicht Solz -30 -20 -30 -30 -30
kapitalgedeckte Pensionskasse

Bund -238 - 207 -238 -238 - 238

LSt - 208 - 187 - 208 - 208 - 208

Solz -30 -20 -30 -30 -30

Lander - 208 - 187 - 208 - 208 - 208

LSt - 208 - 187 - 208 - 208 - 208

Gem. -74 - 66 -74 -74 -74

LSt -74 - 66 -74 -74 -74

2 §40bEStG Insg. + 330 + 300 + 330 + 330 + 330

Einfiihrung einer Pauschalbesteuerung von LSt + 310 + 285 + 310 + 310 + 310

Sonderzahlungen mit 15 % Solz +20 +15 + 20 + 20 + 20

Bund +152 + 136 +152 + 152 + 152

LSt +132 +121 +132 + 132 +132

Solz +20 +15 +20 +20 +20

Lander +132 +121 +132 +132 +132

LSt +132 +121 +132 + 132 +132

Gem. + 46 +43 + 46 + 46 + 46

LSt +46 +43 +46 +46 + 46

3 Insg. -190 - 160 -190 - 190 - 190

Finanzielle Auswirkungen der beiden 0.9. LSt -180 - 155 -180 -180 -180

Massnahmen insgesamt Solz -10 -5 -10 -10 -10

Bund - 86 -71 - 86 - 86 - 86

LSt -76 - 66 -76 -76 -76

Solz -10 -5 -10 -10 -10

Lander - 76 - 66 - 76 -76 -76

LSt -76 - 66 -76 -76 -76

Gem. - 28 -23 - 28 -28 -28

LSt -28 -23 -28 -28 -28

n Wirkung fur einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten

Die tbrigen MaRnahmen haben entweder lediglich klarstellenden Charakter oder fihren

tendenziell zu nicht bezifferbaren Mehr- oder Mindereinnahmen. Eine Bezifferung der

Mafinahmen insgesamt ist deshalb nicht mdglich.

Gleichstellungspolitische Relevanzpriufung

Im Zuge der gemal § 2 GGO vorzunehmenden Relevanzprifung sind unter
Berlicksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von M&nnern und Frauen keine
Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen zuwiderlaufen.
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Il. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Einkommensteuergesetz)
Zu Nummer 1 (Inhaltstibersicht)

Notwendige redaktionelle Anpassung der Inhaltsuibersicht an die Anderung der Uberschrift
des § 5 EStG.

Zu Nummer 2 (8 3)
Zu Buchstabe a (Nummer 11 Satz 3)

Nach dem Wortlaut des § 3 Nr. 11 Satz 3 EStG ist Voraussetzung der Steuerfreiheit, dass
der Empfanger der Mittel, die wegen Hilfsbedurftigkeit bewilligt werden, mit den Bezligen
nicht zu einer bestimmten wissenschaftlichen oder kiinstlerischen Gegenleistung oder zu
einer Arbeitnehmertatigkeit verpflichtet wird. Nach bestehender Rechtsauffassung ist eine
allgemeine Verpflichtung zur Aufnahme einer Arbeithehmertatigkeit fiir die Steuerfreiheit
aber unschéadlich. Der Wortlaut der Vorschrift ist daher dahingehend zu andern, dass der
Empfanger der Mittel, die wegen Hilfsbedurftigkeit bewilligt werden, mit den Bezligen nicht
Zu einer bestimmten wissenschaftlichen oder kinstlerischen Gegenleistung oder zu einer
bestimmten Arbeitnehmertétigkeit verpflichtet wird.

Die Anderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG in der
Fassung des Steuerdnderungsgesetzes 2007 erstmals flr den Veranlagungszeitraum 2007
anzuwenden.

Zu Buchstabe b (Nummer 40 Satz 1 Buchstabe d)

Durch § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe d EStG wird sichergestellt, dass die Grundsétze des
Halbeinkinfteverfahrens keine Anwendung finden, wenn der ausgeschuttete Gewinn auf der
Ebene der Kdrperschaft die steuerliche Bemessungsgrundlage gemindert hat und daher
nicht besteuert worden ist. Das ist z. B. der Fall, wenn der Gesellschafter-Geschéftsflihrer
einen Uberhéhten Arbeitslohn bezogen hat, der bei der Kapitalgesellschaft bestandskraftig
als Betriebsausgabe abgezogen worden ist. Bei der Veranlagung des Gesellschafter-
Geschaftsfuhrers findet auf den Betrag, der als verdeckte Gewinnausschuttung zu beurteilen
ist, das Halbeinkiinfteverfahren keine Anwendung. Der Betrag unterliegt in voller Héhe der
Einkommensteuer.

Dazu ist die halftige Freistellung eines sonstigen Bezuges im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1
Satz 2 EStG beim Anteilseigner kiinftig von der Voraussetzung abhéngig, dass die verdeckte
Gewinnausschuttung auf Ebene der leistenden Kapitalgesellschaft das Einkommen gemar

8 8 Abs. 3 Satz 2 KStG nicht gemindert hat. Eine Minderung des Einkommens liegt auch in
den Fallen vor, in denen bei der Kdrperschaft noch keine erstmalige Steuerfestsetzung
ergangen ist.

Nach dem neuen § 52 Abs. 4b Satz 2 ist die Anderung erstmals auf Beziige im Sinne des
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 und auf Einnahmen im Sinne des 8 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG anzuwenden, die
nach dem Tag der Verkiindung dieses Gesetzes zugeflossen sind.

Zu Buchstabe ¢ (Nummer 44 Satz 3)

Zu Doppelbuchstabe aa (Buchstabe b)
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Siehe Begrindung zu Nummer 2 Buchstabe a (8 3 Nr. 11 Satz 3 EStG)
Zu Doppelbuchstabe bb (Buchstabe ¢ —aufgehoben -)

Im Berufsleben, im Bildungswesen und auf dem Arbeitsmarkt haben in den letzten Jahren
tief greifende Veranderungen stattgefunden. Dies hat dazu gefiihrt, dem Aspekt des
lebenslangen Lernens auch steuerlich ein erhebliches Gewicht beizumessen und die
einkommensteuerrechtliche Behandlung der Berufsausbildungskosten durch Anderungen
der 8 12 Nr. 5 und 8 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG zu verbessern. Vor dem Hintergrund dieser
Entwicklung ist es nicht mehr zeitgemal3, an der Befristung des 8 3 Nr. 44 Satz 3
Buchstabe c EStG festzuhalten. Damit ist es fur die Steuerfreiheit von Stipendien zukiinftig
nicht mehr von Bedeutung, wenn der Abschluss der Berufsausbildung des Empfangers der
Stipendien langer als zehn Jahre zurlckliegt.

Die Anderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG in der
Fassung des Steuerdnderungsgesetzes 2007 erstmals flr den Veranlagungszeitraum 2007
anzuwenden.

Zu Buchstabe d (Nummer 56 — neu -)

Durch die Einfiihrung der betragsmafiig begrenzten Steuerfreiheit fir Zuwendungen des
Arbeitgebers nach § 19 Abs.1 Satz 1 Nr. 3 Satz 1 EStG wird einer 2001 im Zusammenhang
mit dem Gesetz zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Férderung eines
kapitalgedeckten Altersvorsorgevermogens (Altersvermdgensgesetz) sowie 2004 im
Rahmen der Anhdrungen und Beratungen des Gesetzes zur Neuregelung der
einkommensteuerrechtlichen Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und
Altersbeziigen (Alterseinkiinftegesetz) immer wieder erhobenen Forderung nach Einfiihrung
der sogenannten nachgelagerten Besteuerung auch fir die umlagefinanzierten
Versorgungssysteme, und damit nach Gleichbehandlung mit der kapitalgedeckten
betrieblichen Altersversorgung im Rahmen der sogenannten versicherungsformigen
Durchfiihrungswege aufgegriffen und umgesetzt. Die Regelung des § 3 Nr. 56 EStG
entspricht im Grundsatz der fir die kapitalgedeckte betriebliche Altersversorgung mit
Wirkung vom 1. Januar 2002 eingefiihrten Regelung des § 3 Nr. 63 EStG (Steuerfreiheit der
Beitragszahlungen an Pensionsfonds, Pensionskassen und — ab 1. Januar 2005 — an
Direktversicherungen in der Ansparphase). Allerdings betrégt die Steuerfreiheit zunachst
maximal 1 % der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung (West)
und wird bis zum Jahr 2025 stufenweise auf maximal 4 % — vergleichbar der Regelung in § 3
Nr. 63 EStG — angehoben. Ein zusatzlicher Hochstbetrag in Hohe von 1.800 Euro wurde
nicht vorgesehen, da fir mogliche Ubersteigende Zuwendungen des Arbeitgebers — anders
als bei der kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung an einen Pensionsfonds, eine
Pensionskasse oder eine Direktversicherung — weiterhin die Anwendung der
Pauschalbesteuerung nach 8§ 40b Abs. 1 und 2 EStG mdglich ist.

Durch die Einfihrung der betragsméaRig begrenzten Steuerfreiheit wird zudem zumindest
teilweise der Wegfall der Nichtsteuerbarkeit der sogenannten Sanierungsgelder kompensiert,
wenn die betriebliche Altersversorgung weiterhin ganz oder teilweise im Wege des
sogenannten Abschnittdeckungsverfahrens (Umlageverfahrens) aufgebaut wird.

Die durch steuerfreie Zuwendungen nach 8 3 Nr. 56 EStG erworbenen
Versorgungsleistungen, werden dann — wie bei der kapitalgedeckten betrieblichen
Altersversorgung — gemal 8§ 22 Nr. 5 EStG vollstdndig besteuert.

Die Regelung ist nach dem neuen § 52 Abs. 5 EStG erstmals auf Zuwendungen
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2007 geleistet werden.
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Zu Buchstabe e (Nummer 65)

Satz1

Buchstabe a und b

Die Regelung aus 8 3 Nr. 65 Satz 1 und 2 EStG werden inhaltsgleich in 8 3 Nr. 65 Satz 1
Buchstabe a und b EStG tGibernommen.

Buchstabe c

Erster Halbsatz

Die Arbeitgeber sichern die Anspriiche der Arbeitnehmer aus einer betrieblichen
Altersversorgung fir den Fall der Insolvenz haufig tiber die gesetzlich eingerichtete
Insolvenzsicherung tber den Pensions-Sicherungs-Verein (PSV) hinaus zusatzlich
privatrechtlich ab. Diese privatrechtliche Absicherung geschieht unter anderem z. B. Uber
das Modell der doppelseitigen Treuhand. Dabei handelt es sich um Treuhandkonstruktionen,
durch die insbesondere der Zugriff des Insolvenzverwalters auf die ganz oder teilweise unter
~wirtschaftlicher Beteiligung” des Arbeitnehmers (z. B. durch Entgeltumwandlung)
erworbenen Anspriiche auf Leistungen der betrieblichen Altersversorgung verhindert wird.
Aber auch aus anderen Griinden, z. B. Ausgliederung von Pensionsverpflichtungen aus dem
internationalen Konzernabschluss, werden entsprechende Modelle aufgelegt.

Durch die Anderung von § 3 Nr. 65 EStG (Regelung in § 3 Nr. 65 Satz 1 Buchstabe c erster
Halbsatz EStG) wird sichergestellt, dass das Einstehen eines Dritten fur die Erfullung von
Ansprichen auf Grund bestehender Versorgungsverpflichtungen oder
Versorgungsanwartschaften im Falle der Er6ffnung des Insolvenzverfahrens oder in den
Féllen des 8 7 Abs.1 Satz 4 des Betriebsrentengesetzes (Gleichstellung mit der Eréffnung
des Insolvenzverfahrens) nicht zu steuerlichen Konsequenzen fir den Arbeithnehmer und ggf.
dessen Hinterbliebenen fuhrt, denn die Insolvenzsicherung fiihrt nicht zu neuen oder
héheren Anspriichen, sondern schiitzt nur die bereits vorhandenen Anspriiche fur den Fall
der Insolvenz des Arbeitgebers.

Eine Besteuerung im Zeitpunkt des Einstehens des Dritten fur die Anspriiche kénnte zudem
beim Arbeithnehmer und ggf. dessen Hinterbliebenen zu Liquiditdtsengpassen fiihren, da
Leistungen in Form von Geld zu diesem Zeitpunkt regelmafig nicht zufliel3en.

Zweiter Halbsatz

Neben den Anspriichen der Arbeitnehmer auf Leistungen der betrieblichen Altersversorgung
werden unter anderem z. B. durch das Modell der doppelseitigen Treuhand auch Anspriiche
der Arbeitnehmer bei Altersteilzeitmodellen und aus Arbeitszeitkonten gesichert. Die
Steuerfreistellung gilt fir diese Falle entsprechend.

Satze 2 bis 4

Nach den bisherigen Regelungen in 8 3 Nr. 65 Satz 3 bis 5 EStG berihrt die
Insolvenzsicherung durch den PSV (8 3 Nr. 65 Satz 1 EStG) und die Ubernahme von
Versorgungsleistungen oder Versorgungsanwartschaften im Fall der Einstellung der
Betriebstatigkeit und Liquidation (8 3 Nr. 65 Satz 2 EStG) den steuerlichen Charakter der
Versorgungsleistungen grundsatzlich nicht. Diese Regelung wird nun unter Einschluss der
Sicherungsfalle des § 3 Nr. 65 Satz 1 Buchstabe ¢ EStG in § 3 Nr. 65 Satz 2 bis 4 EStG
Ubernommen. Somit fihrt z. B. die Zahlung von Versorgungsleistungen durch den Dritten an
den Arbeitnehmer oder seine Hinterbliebenen nach Eintritt des Sicherungsfalls — ebenso wie
ohne Eintritt des Sicherungsfalls — weiterhin zu Zufluss von Arbeitslohn, von dem der Dritte
den Lohnsteuerabzug vorzunehmen hat.

Durch eine Neufassung von § 52 Abs. 7 EStG wird sichergestellt, dass das Einstehen eines
Dritten in den Sicherungsfallen des 8 3 Nr. 65 Satz 1 Buchstabe ¢ EStG nicht nur fir alle ab
in Kraft treten der Anderung auftretenden Falle, sondern in allen noch offenen Fallen fir den
Arbeitnehmer und ggf. dessen Hinterbliebenen steuerfrei ist. Die fur die betroffenen
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Arbeitnehmer beglinstigende Ausweitung des § 3 Nr. 65 EStG greift somit auch fur noch
nicht bestandkraftige Falle aus vor dieser Anderung liegenden Veranlagungszeitraumen.

Zu Nummer 3 (8§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 12 — neu -)

Zuschlage nach § 162 Abs. 4 AO haben Sanktionscharakter und sollen den steuerpflichtigen
Gewinn nicht mindern. Sie sind daher in den Katalog der nicht abzugsfahigen
Betriebsausgaben aufzunehmen.

Die Anderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG in der
Fassung des Steuerdnderungsgesetzes 2007 erstmals fur den Veranlagungszeitraum 2007
anzuwenden.

Zu Nummer 4 (8 5 Uberschrift)

Die bisherige Formulierung ,Vollkaufleute* steht im Zusammenhang mit dem
Kaufmannsrecht, wie es bis zur Anderung durch das Gesetz zur Neuregelung des
Kaufmanns- und Firmenrechts und zur Anderung anderer handels- und
gesellschaftsrechtlicher Vorschriften (Handelsrechtsreformgesetz — HRefG vom 22. Juni
1998, BGBI. | S. 1474) gegolten hat. Der Begriff Vollkaufmann diente der Abgrenzung
gegeniuber dem Minderkaufmann (Kleingewerbetreibende — § 4 HGB a.F.) Durch das HRefG
entfiel der Begriff des Minderkaufmanns; Kleingewerbetreibende unterliegen damit nicht
mehr den Vorschriften des Handelsrechts.

Die Anderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG in der
Fassung des Steuerdnderungsgesetzes 2007 erstmals flr den Veranlagungszeitraum 2007
anzuwenden.

Zu Nummer 5 (8§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 7)

Redaktionelle Anpassung. Mit dem Steuer&nderungsgesetz 2007 vom 19. Juli 2006 (BGBI. |
S. 1652) wurde in 8 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG nach Satz 3 ein neuer Satz 4 eingefligt. Die
folgenden Satze verschieben sich entsprechend. Der Verweis im letzten Satz wird
angepasst.

Zu Nummer 6 (8 9 Abs. 5 Satz 1)

Folgeanderung zur Anderung des § 4 Abs. 5 EStG, weil Zuschlage nach § 162 Abs. 4 AO
nicht nur bei den Gewinneinkiinften, sondern auch im Bereich der Uberschusseinkiinfte
festgesetzt (Reichweite des § 1 AStG, siehe dessen Abs. 4) werden kdnnen.

Die Anderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG in der
Fassung des Steuerdnderungsgesetzes 2007 erstmals flr den Veranlagungszeitraum 2007
anzuwenden.

Zu Nummer 7 (8 10)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa und cc (Nummer 2 Buchstabe b und Nummer 9)



69 Drucksache 622/06

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen an § 31 Satz 4 EStG.
Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 3 Buchstabe b)

Der Verweis auf 8 10 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 bis 5 in der am 31. Dezember 2004 geltenden
Fassung des Einkommensteuergesetzes ist unvollstandig. Durch die Erganzung wird
sichergestellt, dass die bis zum 31. Dezember 2004 geltenden Regelungen fir die
Bericksichtigung von Beitrdgen an eine Kapitallebensversicherung fur die in Nummer 3
Buchstabe b genannten Falle weiter anzuwenden sind.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Nr. 2)

§ 10 Abs. 2 Nr. 2 EStG bestimmt den Kreis derjenigen Einrichtungen, an die
Vorsorgeaufwendungen im Sinne des 8 10 Abs. 1 Nr. 2 und 3 EStG geleistet werden
kénnen. Hierzu gehdren bisher bestimmte Versicherungsunternehmen, berufsstandische
Versorgungseinrichtungen und Sozialversicherungstrager.

Im Rahmen des Alterseinkiinftegesetzes wurde der Kreis der beginstigten
Altersvorsorgeprodukte um eine an die gesetzliche Rentenversicherung angelehnte private
Rentenversicherung (Basisrente) erganzt. Beitrdge zugunsten einer den Vorgaben des § 10
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b EStG entsprechenden Basisrente sind allerdings nur begunstigt,
wenn sie an ein Versicherungsunternehmen geleistet werden. Um den Kreis der moglichen
Produktanbieter zu erweitern, werden ,Anbieter” im Sinne des § 80 EStG mit in den Kreis der
Beitragsempfanger aufgenommen. § 80 EStG definiert den Anbieterbegriff unter Verweis auf
8§ 82 Abs. 2 EStG (bestimmte betriebliche Versorgungseinrichtungen) und auf 8 1 Abs. 2
AltZertG (Anbieter zertifizierter privater Altersvorsorgeprodukte). Hierbei handelt es sich um
diejenigen Einrichtungen, die bereits die nach § 10a / Abschnitt XI EStG begulnstigten
Altersvorsorgeprodukte anbieten kdnnen. Der Verweis auf 8 80 EStG fiihrt somit zu einer
Vereinheitlichung des Kreises derjenigen Anbieter, die steuerlich geférderte
Altersvorsorgeprodukte anbieten kénnen.

Durch die Ausweitung des Anbieterbegriffs und einer damit verbundenen umfangreicheren
Produktauswahl kann somit — ohne die Produktvoraussetzungen fir das Vorliegen einer
Basisrente auszudehnen — eine starkere Akzeptanz dieser Altersvorsorgeprodukte in der
Bevdlkerung erreicht werden.

Die Anderungen treten mit Wirkung vom 1. Januar 2006 in Kraft, damit bereits im
Beitragsjahr 2006 von anderen Anbietern entsprechende Altersvorsorgeprodukte angeboten
werden konnen.

Zu Buchstabe c (Absatz 4a)

Bei der Gunstigerprufung wird ermittelt, ob das sich fir die Vorsorgeaufwendung ergebende
Abzugsvolumen nach 8§ 10 Abs. 3 EStG und § 10 Abs. 4 EStG (Abzugsvolumen nach neuem
Recht) fur den Steuerpflichtigen glinstiger ist als das Abzugsvolumen, welches sich unter
Anwendung des § 10 Abs. 3 EStG in der bis zum 31. Dezember 2004 geltenden Fassung mit
denin 8 10 Abs. 4a Satz 1 EStG genannten Hochstbetragen fiir den Vorwegabzug
(Abzugsvolumen altes Recht) ergibt. Der hdhere Betrag wird bei der Ermittlung der
einkommensteuerlichen Bemessungsgrundlage berlcksichtigt. Dieses Verfahren fihrt bei
bestimmten Personengruppen (z. B. bei ledigen Selbststandigen, die nicht in einer
berufsstandischen Versorgungseinrichtung pflichtversichert sind) in besonders gelagerten
Fallen dazu, dass eine zusatzliche Beitragszahlung zugunsten einer Rentenversicherung im
Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b EStG (Basisrente) die als Sonderausgaben zu
bertcksichtigenden Betrage nicht erhoht.
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Um auch in diesen Fallen den Anreiz fir eine zusatzliche Altersabsicherung in Form einer
Basisrente zu erhdhen, ist eine Anpassung der bestehenden Glnstigerprifung geboten.

Mit der Neuregelung wird sichergestellt, dass zusatzliche Beitrage fur eine Basisrente immer
mit mindestens dem sich nach § 10 Abs. 3 Satz 4 und Satz 6 EStG ergebenden Prozentsatz
als Vorsorgeaufwendungen bei der Ermittlung der einkommensteuerlichen
Bemessungsgrundlage berticksichtigt werden. Dies erfolgt entweder durch den Ansatz der
entsprechenden Beitrage im Rahmen des sich nach dem alten Recht ergebenden
Abzugsvolumens oder durch den sogenannten Erh6hungsbetrag.

Der Erhéhungsbetrag kommt insbesondere zur Anwendung, wenn das Abzugsvolumen nach
altem Recht fUr die Vorsorgeaufwendungen nach 8 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a EStG und

§ 10 Abs. 1 Nr. 3 EStG hoher ist als das Abzugsvolumen nach neuem Recht fur die
Vorsorgeaufwendungen nach 8 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a und Buchstabe b EStG sowie

8§ 10 Abs. 1 Nr. 3 EStG. In diesem Fall erh6ht sich der anzusetzende Betrag um den
Erhéhungsbetrag.

Bemessungsgrundlage fir den Erhéhungsbetrag nach Satz 3 sind die Beitrdge nach § 10
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b EStG. Diese werden allerdings nur insoweit in die
Bemessungsgrundlage einbezogen als sie im Rahmen des Hochstbetrages nach § 10 Abs. 3
EStG angesetzt worden waren. Die Begrenzung wird dadurch erreicht, dass in die
Bemessungsgrundlage die Beitrage zu einer Basisrente nur insoweit einbezogen werden,
wie sie den um die Beitrage nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a EStG und den nach 8§ 3
Nr. 62 EStG steuerfreien Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Rentenversicherung und einen
diesem gleichgestellten steuerfreien Zuschuss verminderten Hochstbetrag nicht
uberschreiten. Wird der Hochstbetrag nach § 10 Abs. 3 Satz 3 EStG gekdirzt, dann ist auch
nur der gekirzte Hochstbetrag bei der Berechnung des Abzugsvolumens fir den
Erhéhungsbetrag zu bertcksichtigen. Durch diese Regelung wird sichergestellt, dass das
bestehende Abzugsvolumen flr Altersvorsorgeaufwendungen nicht ausgedehnt wird.

Mit dem Erhdéhungsbetrag wirken sich die vom Steuerpflichtigen geleisteten Beitrage nach

§ 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b EStG mindestens mit dem nach § 10 Abs. 3 Satz 4 und Satz 6
EStG ergebenden Prozentsatz als Sonderausgaben aus, sofern fur die geleisteten Beitrage
noch ein entsprechendes Abzugsvolumen vorhanden ist.

Die Einfihrung des Erhéhungsbetrages fuhrt insbesondere bei Selbststandigen aber auch
bei anderen Personengruppen zu einer verbesserten Beriicksichtigung von Beitrédgen im
Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b EStG.

Der neu angefiigte Satz 2 in § 10 Abs. 4a EStG stellt dartiber hinaus sicher, dass die
Neuregelung nicht zu Schlechterstellungen fiihrt, da im Rahmen der Gunstigerprifung
mindestens derjenige Betrag als Sonderausgabe anzusetzen ist, der sich ergeben wirde,
wenn die Gunstigerprifung nach dem bis zum 31. Dezember 2005 geltenden Recht
durchgefiihrt worden ware.

Die Anderungen treten mit Wirkung vom 1. Januar 2006 in Kraft, damit bereits im
Beitragsjahr 2006 ein zusatzlicher Anreiz zum Abschluss entsprechender Basisrenten und
damit zum Aufbau einer erganzenden Altersversorgung gesetzt wird. Es handelt sich dartiber
hinaus um eine begiinstigende Regelung. Schlechterstellungen treten nicht auf.

Zu Nummer 8 (8 10a)

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1 Nr. 5)
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Steuerpflichtige im Sinne des § 10a Abs. 1 Nr. 1 bis 4 EStG, bei denen
Kindererziehungszeiten versorgungsrechtlich zu berlcksichtigen und die beurlaubt sind,
gehdren unabhangig vom formalen Grund der Beurlaubung zum Kreis der nach § 10a Abs. 1
Satz 1 Nr. 5 EStG begiinstigten Personengruppen.

Durch ein Inkrafttreten zum 1. Januar 2006 wird sichergestellt, dass die betreffenden
Steuerpflichtigen noch im laufenden Beitragsjahr 2006 von der Regelung profitieren kénnen.

Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 3 — neu -)

Es handelt sich um eine Klarstellung, dass bei der Veranlagung von Ehegatten, die beide
Anspruch auf eine Altersvorsorgezulage haben, unmittelbar zulageberechtigt sind und
Altersvorsorgebeitrage im Sinne des 8§ 82 EStG geleistet haben, die den beiden Ehegatten
zustehenden Anspriche auf Altersvorsorgezulage bei der Gunstigerprifung nach 8§ 10a
Abs. 2 EStG berucksichtigt werden.

Die Anderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG in der
Fassung des Steuerdnderungsgesetzes 2007 erstmals fir den Veranlagungszeitraum 2007
anzuwenden.

Zu Nummer 9 (8§ 10d Abs. 4 Satz 6 —neu —)

Mit der Anderung wird sichergestellt, dass bei der Feststellung des Verlustvortrags eine
Feststellungsverjahrung eintritt.

Der am Schluss eines jeden Veranlagungszeitraums verbleibende Verlustvortrag wird durch
einen Feststellungsbescheid festgestellt, § 10d Abs. 4 Satz 1 EStG. In diesem
Verlustfeststellungsbescheid wird bindend Uber die Hohe des zu diesem Zeitpunkt
verbleibenden Verlustvortrags entschieden.

Soweit der Verlust in dem nachfolgenden Veranlagungszeitraum nicht abgezogen werden
kann, wird er — gegebenenfalls zusammen mit neu entstehenden Verlusten dieses
Veranlagungszeitraums — in dem darauf folgenden Verlustfeststellungsbescheid erneut
festgestellt. Dies Verfahren setzt sich in weiteren Perioden fort, bis der Verlust aufgezehrt
worden ist. Ein Verlustfeststellungsbescheid stellt daher einen Grundlagenbescheid
entweder fur die nachfolgende Steuerfestsetzung oder fir einen nachfolgenden
Verlustfeststellungsbescheid dar, R 10d Abs. 8 Satz 4 EStR 2005.

Das Verlustfeststellungsverfahren wurde durch das Steuerreformgesetz 1990 mit Wirkung
vom Veranlagungszeitraum 1990 an eingefiihrt, um eine zeitnahe verbindliche Entscheidung
Uber die Hohe des in zukiinftigen Veranlagungszeitraumen abzuziehenden Verlustes
herbeizufihren und damit der Steuervereinfachung und dem Rechtsfrieden zu dienen
(BGBI. 1988 | S. 1093, BStBI 1988 | S. 224, BT-Drs. 11/2536, S. 78). In dem Gesetz wurde
die Begrenzung des Verlustvortrags auf einen Zeitraum von funf Jahren aufgehoben. Vorher
war Uber die Hohe des Verlustvortrags erst im Steuerfestsetzungsverfahren fir denjenigen —
spateren — Veranlagungszeitraum entschieden worden, in dem der Abzug durchzufiihren
war. Die Beibehaltung dieses Verfahren hétte zu praktischen Schwierigkeiten gefuhrt, weil
sich der zeitliche Abstand zwischen dem Verlustentstehungsjahr und dem Abzugsjahr nach
der Aufhebung der 5-Jahresfrist unabsehbar weit ausdehnen konnte.

Die Feststellung des Verlustvortrags unterliegt geman § 181 Abs. 1 AOi. V. m. 88 169, 170
AO der Feststellungsverjahrung. Nach den Urteilen des Bundesfinanzhofs vom 1. Marz 2006
XI R 33/04 und vom 12. Juni 2002 XI R 26/01, BStBI 2002 1l S. 681 ist auf die Feststellung
des Verlustvortrags 8§ 181 Abs. 5 AO anzuwenden. Nach dieser Vorschrift kann eine
Feststellung auch nach Ablauf der fir sie geltenden Feststellungsfrist erfolgen, wenn sie fur
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eine Steuerfestsetzung von Bedeutung ist, fir die die Festsetzungsfrist im Zeitpunkt der
Feststellung noch nicht abgelaufen ist. Entsprechendes gilt, wenn die Feststellung einen
Grundlagenbescheid fur einen anderen Feststellungsbescheid darstellt. Diese
Voraussetzungen liegen nach den Entscheidungen des Bundesfinanzhofs bei der
Feststellung des Verlustvortrags vor. Entweder werden die Verluste im unmittelbar darauf
nachfolgenden Veranlagungszeitraum abgezogen und haben somit einen Einfluss auf die
Steuerfestsetzung oder sie wirken sich auf die nachfolgende Verlustfeststellung aus. Diese
Rechtsprechung fuhrt letztlich dazu, dass bei der Verlustfeststellung des § 10d Abs. 4 EStG
die Feststellungsfrist nicht endet, also grundsatzlich keine Feststellungsverjahrung eintritt.

Eine Verlustfeststellung nach § 10d Abs. 4 Satz 4 und 5 EStG ist nur durchzufihren, soweit
sich die fur den Verlustvortrag mafigeblichen Betrage dndern und der entsprechende
Einkommensteuerbescheid noch zu erlassen, aufzuheben oder zu korrigieren ist, oder diese
Folgerungen mangels steuerlicher Auswirkungen unterbleiben. Der Bundesfinanzhof geht in
dem Urteil vom 1. Marz 2006 XI R 33/04 davon aus, dass diese Vorschriften nur eingreifen,
wenn sich die BezugsgroRRe fir die Bemessung des Verlustvortrags — also der Betrag der
negativen Einkiinfte — &ndert. Nach dem Urteil soll § 10d Abs. 4 Satz 4 EStG Widerspriiche
zwischen der Steuerfestsetzung und dem Feststellungsbescheid verhindern. Liegt fur das
Verlustentstehungsjahr kein Einkommensteuerbescheid vor, und kann dieser auch nicht
mehr erlassen werden, weil die fur Steuerbescheide geltende Festsetzungsverjahrung
eingetreten ist, kbnnen solche Widerspriiche nicht entstehen. Entsprechendes gilt, wenn der
Einkommensteuerbescheid nicht mehr ergehen kann, weil die zweijahrige Ausschlussfrist
des § 46 Abs. 2 Nr. 8 EStG abgelaufen ist. Innerhalb dieser Frist kbnnen Arbeitnehmer, die
dem Lohnsteuerabzug unterliegen und nicht zur Abgabe einer Steuererklarung verpflichtet
sind, eine Einkommensteuerveranlagung beantragen.

Wird in derartigen Fallen spater erstmals die Feststellung eines verbleibenden Verlustes
geltend gemacht, bleibt nach den genannten Entscheidungen des Bundesfinanzhofs die
Verpflichtung zum Erlass eines Verlustfeststellungsbescheids zeitlich unbegrenzt bestehen,
da die Feststellungsfrist wegen 8§ 181 Abs. 5 AO nicht endet und die Regeln des § 10d
Abs. 4 Satz 4 und 5 EStG nicht eingreifen.

Dies Ergebnis ist mit dem bei der Einfihrung der Verlustfeststellung verfolgten Ziel einer
zeitnahen Entscheidung Uber die Hohe des Verlustabzugs nicht vereinbar. Infolgedessen
wird § 181 Abs. 5 AO in 8§ 10d Abs. 4 EStG ausdriicklich ausgeschlossen. Damit kénnen
Verlustfeststellungsbescheide grundsatzlich nur innerhalb der auch fur
Einkommensteuerbescheide geltenden allgemeinen Verjahrungsfrist ergehen (regelmafig 7
Jahre, § 181 Abs. 1 AOi. V.m. §§8 169, 170 AO).

§ 181 Abs. 5 AO bleibt allerdings anwendbar, wenn das Finanzamt keinen
Verlustfeststellungsbescheid erlassen hat, obwohl ihm dies mdglich gewesen wére, weil ihm
die Verluste aus einer Steuererklarung bekannt waren. Die Verlustfeststellung ist von Amts
wegen vorzunehmen. Damit wird verhindert, dass den Steuerpflichtigen die Folgen einer
pflichtwidrigen Unterlassung treffen. Das Finanzamt kann praktischen Schwierigkeiten
wegen des zunehmenden Zeitablaufs jederzeit dadurch entgehen, dass es die pflichtgeméalie
Feststellung nachholt, BFH vom 12. Juni 2002 XI R 26/01, BStBI 11 2002 S. 681.

Zu Nummer 10 (8 11 Abs. 2 Satz 4 — neu -)

Durch die erganzende Klarstellung im Gesetz wird ohne materiell-rechtliche Anderung die
geltende Verwaltungsregelung aus dem BMF-Schreiben vom 20. Oktober 2003 (BStBI |

S. 546) in das Gesetz Gbernommen. Diese Ausnahme zum Damnum/Disagio von der Regel,
dass fur mehr als funf Jahre im Voraus geleistete Ausgaben fiir eine Nutzungsuberlassung
insgesamt auf den Zeitraum gleichmaf3ig zu verteilen sind, fur den die Vorauszahlung
geleistet wird, entspricht dem einvernehmlichen Willen des Gesetzgebers des Richtlinien—
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Umsetzungsgesetzes (EURLUMSG) vom 9. Dezember 2004 (BGBI. | S. 3310), vgl. BT-Drs.
15/4050 vom 27. Oktober 2004, S. 53.

Die Aufwendungen fiir ein Damnum oder Disagio sind danach wie bisher in Hohe des vom
jeweiligen Darlehensnehmer an das Kreditinstitut gezahlten Betrages als Werbungskosten
abziehbar, soweit unter Bertlicksichtigung der jahrlichen Zinsbelastung die marktiblichen
Betrage nicht Gberschritten werden. Der tber die marktiblichen Betrage hinausgehende Teil
ist auf den Zinsfestschreibungszeitraum oder bei dessen Fehlen auf die Laufzeit des
Darlehens zu verteilen. Eine Zinsvorauszahlung ist regelmafig anzunehmen, wenn der
Nominalzins ungewohnlich niedrig und das Damnum entsprechend hoch bemessen ist. Aus
Vereinfachungsgrinden kann von der Marktiblichkeit ausgegangen werden, wenn fir ein
Darlehen mit einem Zinsfestschreibungszeitraum von mindestens 5 Jahren ein Damnum in
Hohe von bis zu 5 % vereinbart worden ist.

Die Anderung soll fur die gesamte Geltungsdauer des bereits durch das Richtlinien-
Umsetzungsgesetz gednderten § 11 Abs. 2 EStG gelten und zum gleichen Zeitpunkt in Kraft
treten. Eine unzulassige Ruckwirkung liegt nicht vor, da die bisherige Verwaltungsregelung
unverandert in das Gesetz lbernommen wird.

Zu Nummer 11 (8 15 Abs. 3 Nr. 1)

Nach 8§ 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG gilt als Gewerbebetrieb in vollem Umfang die mit Einkunfts-
erzielungsabsicht unternommene Tatigkeit einer Offenen Handelsgesellschaft, einer
Kommanditgesellschaft (KG) oder einer anderen Personengesellschaft, wenn die
Gesellschaft auch eine Tatigkeit im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG ausubt. Mit
Urteil vom 6. Oktober 2004 - IX R 53/01 - hat der BFH entschieden, dass es nicht zu einer
solchen ,Abfarbung” kommt, wenn sich eine vermdgensverwaltende Personengesellschaft
(Obergesellschaft) mit Einkiinften aus Vermietung und Verpachtung an einer gewerblich
tatigen anderen Personengesellschaft (Untergesellschaft) beteiligt.

Der BFH ist damit sowohl von dem BFH-Urteil vom 8. Dezember 1994 (BStBl 1996 Il S. 264)
als auch von den Aussagen in R 15.8 Abs. 5 Satz 4 der Einkommensteuerrichtlinien 2005
abgewichen. Mit der vorgeschlagenen Gesetzesadnderung soll die bisherige Rechtsprechung
und Verwaltungsauffassung wiederhergestellt und gesetzlich abgesichert werden, wonach
eine land- und forstwirtschaftlich, freiberuflich oder vermégensverwaltend tatige Personen-
gesellschaft, zu deren Gesamthandsvermdgen eine Beteiligung an einer gewerblich tatigen
Gesellschaft gehort, in vollem Umfang gewerbliche Einkiinfte bezieht.

Im Einzelnen sind hierfur folgende Erwagungen mafgeblich:

Erstens lasst sich die allein am Wortlaut des 8§ 15 Abs. 3 Nr. 1 orientierte Auffassung des
BFH nicht mit dem Sinn und Zweck des 8 15 Abs. 3 Nr. 1 vereinbaren, der die gesamte
Tatigkeit einer Personengesellschaft als Gewerbebetrieb behandeln will, wenn die Ge-
sellschaft auch eine Téatigkeit im Sinne von § 15 Abs. 1 Nr. 1 EStG, also einen
Gewerbebetrieb auslibt. Selbst wenn man der neuen Auffassung des BFH folgen wollte,
dass die Obergesellschaft im Streitfall eine gewerbliche Tatigkeit im Sinne des § 15 Abs. 1
Nr. 1 EStG nicht entfaltet, weil sie lediglich gewerbliche Beteiligungseinkiinfte bezieht, so
sollte die Vorschrift des § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG jedenfalls doch verhindern, dass bei einer
Personengesellschaft neben gewerblichen Einkinften solche weiterer Einkunftsarten
entstehen. Dieses Ziel wirde aber verfehlt, wenn die Obergesellschaft neben ihren
gewerblichen Einkinften als Mitunternehmerin noch Einkinfte aus einer anderen
Einkunftsart erzielen wirde. Hinzu kommt, dass auch die Beteiligung an einer gewerblich
tatigen Personengesellschaft eine Beteiligung an einem gewerblichen Unternehmen im
Sinne der § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG und § 15 Abs. 1 Nr. 1 EStG darstellt. § 15 Abs. 1 Satz 1



Drucksache 622/06 74

Nr. 2 EStG hat insoweit nur deklaratorische Bedeutung. Dieses bereits durch Auslegung
gefundene Ergebnis wird jetzt aus Griinden der Rechtsklarheit gesetzlich abgesichert.

Zweitens héatte eine Aufgabe der bisherigen Rechtsprechung und Verwaltungspraxis weit
reichende Folgewirkungen mit schwierigen Ubergangsfragen. Nach der bisherigen
Betrachtung hat die Obergesellschaft ausschlieR3lich Betriebsvermégen mit der regularen
Folge, dass die VeraufRerung oder Entnahme von Wirtschaftsgitern als laufende betriebliche
Geschaftsvorfalle der Besteuerung unterliegen. Bei einer Aufgabe der bisherigen Auffassung
des BFH und der Finanzverwaltung wirde aber das Gesellschaftsvermogen der Obergesell-
schaft in Wahrheit Privatvermdgen darstellen, obwohl alle Beteiligten — auch die Steuer-
pflichtigen — bisher davon ausgegangen sind, dass ausschlie3lich Betriebsvermdgen vorliegt.
Die Annahme von Betriebsvermdgen wirde sich also rickwirkend als unrichtig erweisen.
Wurden etwa in der Vergangenheit aus einem Betriebsvermdgen einzelne Wirtschaftsguter
auf eine — vermeintlich selbst gewerblich tatige — Obergesellschaft Ubertragen, wirde
demnach eine — von den Steuerpflichtigen regelméafig nicht beabsichtigte — steuerpflichtige
Entnahme im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2 EStG vorliegen.

Dieser Situation misste die Finanzverwaltung mit einer im Detail sehr komplizierten und
umfangreichen Vertrauensschutzregelung/Ubergangsregelung begegnen, vergleichbar etwa
der Vertrauensschutzregelung im BMF-Schreiben vom 18. Juli 2000 (BStBI | S. 1198), nam-
lich einer Umwandlung der vermeintlich selbst gewerblich tatigen Gesellschaft in eine GmbH
& Co KG innerhalb einer Ubergangsfrist. Eine derartige Vertrauensschutzregelung wiirde in
der Folge auch noch schwierige verfahrensrechtliche Fragen aufwerfen, insbesondere die
Frage der Anderung bereits bestandskraftiger Steuerbescheide nach § 174 Abs. 3 AO in den
Fallen, in denen der Steuerpflichtige die angebotene Vertrauensschutzregelung nicht in
Anspruch nimmt (vgl. zu dieser Problematik das BMF-Schreiben vom 28. August 2001 -
BStBI | S. 614). Der Erlass komplizierter Ubergangsregelungen wird durch die gesetzliche
Festschreibung der bisherigen Auffassung von Rechtsprechung und Verwaltung vermieden.

Die Anderung ist nach dem neuen § 52 Abs. 32a EStG auch schon fiir
Veranlagungszeitrdume vor 2005 anzuwenden.

Zu Nummer 12 (8§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3—neu -)

Zu Satz 1

In 8 19 Abs. 1 EStG ist geregelt, welche Leistungen zu den Einnahmen aus
nichtselbstandiger Arbeit eines Steuerpflichtigen gehdren. Ergdnzend dazu ist in

8§ 2 Abs. 2 Nr. 3 LStDV bestimmt, dass zum Arbeitslohn grundsatzlich auch Ausgaben
gehdren, die ein Arbeitgeber leistet, um einen Arbeitnehmer oder diesem nahe stehende
Personen fur den Fall der Krankheit, des Unfalls, der Invaliditét, des Alters oder des Todes
abzusichern (sogenannte Zukunftssicherungsleistungen). In 8 19 Abs.1 Satz 1 Nr. 3 Satz 1
EStG wird nunmehr klarstellend geregelt, dass alle Beitrdge und Zuwendungen des
Arbeitgebers in Form von laufenden Leistungen an einen Pensionsfonds, eine
Pensionskasse oder eine Direktversicherung fir die betriebliche Altersversorgung seiner
Arbeitnehmer bei diesen zu den Einnahmen aus nichtselbstandiger Tatigkeit gehoren. Dies
umfasst vor allem diejenigen Arbeitgeberzahlungen, durch die die Arbeitnehmer eigene
Rechtsanspriiche auf Leistungen gegen die genannten Versorgungseinrichtungen erwerben.
Zu den Zuwendungen zahlen nicht zuletzt die Umlagen, die der Arbeitgeber an eine
Versorgungseinrichtung fur eine ganz oder teilweise umlagefinanzierte betriebliche
Altersversorgung zahlt.

Zu Satz 2

Durch § 19 Abs.1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 EStG werden insbesondere fur den Bereich der ganz
oder teilweise im Wege des Umlageverfahrens finanzierten betrieblichen Altersversorgung
zusatzlich nun aber auch diejenigen Arbeitgeberzahlungen als Arbeitslohn definiert, durch
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die diese Zukunftssicherungsanspriiche ganz bzw. teilweise ausfinanziert und somit
abgesichert werden. Denn der Vorteil und das Interesse der Arbeithnehmer ist nicht nur auf
den Erwerb, sondern auch auf die Sicherung der erworbenen Zukunftssicherungsleitungen
gerichtet und insoweit fur den Arbeitnehmer von erheblicher Bedeutung. Die in § 19 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 Satz 2 EStG genannten Sonderzahlungen des Arbeitgebers einschlie3lich der
sogenannten Gegenwertzahlungen und Sanierungsgelder stellen im Ubrigen, wirtschaftlich
betrachtet, eine Art Schlusszahlung in das sogenannte Umlageverfahren dar. Sie treten
letztlich — anders als z. B. bei den Kapitalzufihrungen eines Arbeitgebers an eine
Pensionskasse zur Erfillung von Solvabilitatsanforderungen nach 8§ 53¢ VAG — an die Stelle
der bei regularem Verlauf, also z. B. ohne die ganz oder teilweise Umstellung auf
Kapitaldeckung, das Ausscheiden des Arbeitgebers oder die Systemumstellung, weiter zu
entrichtenden und dann auch steuerpflichtigen laufenden Zuwendungen zur Finanzierung
des nicht kapitalgedeckten Versorgungssystems. Diese Zahlungen sichern damit — und zwar
im Rahmen des bestehenden Arbeits- und Dienstverhéltnisses — die Versorgung aller dort
versicherten Arbeitnehmer des jeweiligen Arbeitgebers (einschlief3lich deren
Hinterbliebenen) und stellen somit fir diese auch einen Vorteil dar, der gerade in Zeiten des
demographischen Wandels mehr und mehr an Bedeutung erlangt.

Der BFH hat in seinen Entscheidungen vom 14. September 2005 (VI 32/02 und VI R 148/98)
sowie vom 15. Februar 2006 (VI R 92/04 und IV R 64/05) — entgegen der bisherigen
Auffassung der Finanzverwaltung — entschieden, dass die Sonderzahlungen des
Arbeitgebers, die er anlasslich der Systemumstellung auf das Kapitaldeckungsverfahren, der
Uberfuihrung einer Mitarbeiterversorgung auf eine andere Zusatzversorgungskasse (ohne
Umstellung des Finanzierungssystems) oder anlasslich seines Ausscheidens aus einer
Zusatzversorgungskasse (sogenannte Gegenwertzahlung) leistet, nicht zu steuerpflichtigem
Arbeitslohn fuhren. Er sah in diesen Sonder- und Gegenwertzahlungen in der Hauptsache
lediglich eine Erfullung einer ,eigenen Verpflichtung des Arbeitgebers*.

Bei dem von vielen Zusatzversorgungseinrichtungen einschlie3lich der Versorgungsanstalt
des Bundes und der Lander (VBL) auch heute noch tGberwiegend praktizierten sogenannten
Umlageverfahren wurden und werden bisher die Arbeitgeber- und/oder Arbeithnehmerbetrage
wahrend der Ansparphase (laufende Umlagezahlungen) besteuert (pauschale oder
individuelle Besteuerung — sogenannte vorgelagerte Besteuerung). Die spateren
Rentenleistungen werden in der Auszahlungsphase dann nur noch mit dem Ertragsanteil
besteuert (8§ 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb EStG).

Um zu verhindern, dass in Folge der BFH-Rechtsprechung Finanzierungsbeitrage, die vom
Arbeitgeber zur Sicherung der Altersversorgung seiner Arbeitnehmer geleistet werden, in
groRem Umfang vollstandig unbesteuert bleiben und die sogenannte vorgelagerte
Besteuerung im Bereich der umlagefinanzierten Versorgungssysteme fir diesen Teil der
erworbenen Versorgungsanspriiche grundsatzlich aufrecht zu erhalten, wird der Begriff des
JArbeitslohns” nun gesetzlich um diese Arbeitgeberzahlungen per Legaldefinition erweitert.
Hierdurch wird der Rechtsprechung des BFH entgegen gewirkt im Sinne der Besteuerung
aller Finanzierungsleistungen in der Ansparphase und Ertragsanteilsbesteuerung der
Versorgungsleistungen in der Auszahlphase bei den nicht kapitalgedeckten
Versorgungssystemen.

Als nichtsteuerbare Arbeitgeberleistungen wurden bisher die sogenannten Sanierungsgelder
behandelt. Dabei handelt es sich — als Ergebnis des Tarifabschlusses zur Reform der
Zusatzversorgung des offentlichen Dienstes — um Zahlungen, die zur Deckung des
finanziellen Fehlbedarfs bei der VBL und anderen Zusatzversorgungseinrichtungen des
offentlichen Dienstes geleistet werden, die sich in Folge der SchlieBung des alten
Gesamtversorgungssystems und des Wechsels zu einem neuen Betriebsrentensystem
ergeben. Nicht steuerbare Sanierungsgelder sind nur die Zahlungen des Arbeitgebers, die
Uber die seinerzeitigen Umlagen (mindestens 4 %) hinausgehen. Infolge des
Gleichbehandlungsgrundsatzes werden nun allerdings auch diese Leistungen des
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Arbeitgebers in § 19 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 EStG als ,Arbeitslohn” definiert und wie die vom
BFH entschiedenen Félle der Sonderzahlungen der Besteuerung unterworfen.

Art. 3 Abs. 1 GG enthélt ein auch den Gesetzgeber bindendes Willkiirverbot. Das bedeutet,
dass bei der Auswahl der Tatbestéande, fur die eine gesetzliche Regelung getroffen wird,
sachgemalf, d.h. nach Gesichtspunkten, die sich aus der Eigenart des zu regelnden
Sachverhalts ergeben, in diesem Sinne also nicht ,willkirlich®, zu verfahren ist (BVerfGE 80,
109 [118]; 75, 108 [157]; 52, 264 [273]). Der Gleichheitssatz verlangt, dass eine vom Gesetz
vorgenommene unterschiedliche Behandlung sich — sachbereichsbezogen — auf einen
verniinftigen oder sonst wie einleuchtenden Grund zurtckfiuhren lasst (BVerfGE 78, 249
[287]; 75, 108 [157]; 42, 374 [388]). Dabei gentigt es zur Rechtfertigung einer vom
Gesetzgeber vorgenommenen verschiedenen Behandlung zweier Sachverhalte nicht, auf die
eine oder andere Verschiedenheit zwischen ihnen hinzuweisen. Es muss vielmehr ein
innerer Zusammenhang zwischen den vorgefundenen Verschiedenheiten und der
differenzierenden Regelung bestehen (BVerfGE 42, 374 [388]; 19, 1 [8]).

Des Weiteren sind steuerrechtliche Regelungen so auszugestalten, dass Gleichheit im
Belastungserfolg fur alle Steuerpflichtigen hergestellt werden kann. Der Gleichheitssatz
fordert nicht, eine immer mehr individualisierende und spezialisierende Gesetzgebung, die
letztlich die GleichmaRigkeit des Gesetzesvollzuges gefahrdet, sondern die Regelung eines
allgemein verstandlichen und mdglichst unausweichlichen Belastungsgrundes. Deshalb darf
der Gesetzgeber einen steuererheblichen Vorgang um der materiellen Gleichheit willen im
typischen Lebensvorgang erfassen und individuell gestaltbare Besonderheiten
unbertcksichtigt lassen (BVerfGE 101, 297 [309 f.]; 96, 1 [6 f.])

Zu Satz 3

Durch den neuen Satz 3 wird sichergestellt, dass bei der laufenden oder wiederkehrenden
Zahlung der Zuwendungen und Sonderzahlungen in einem Betrag eine Abgrenzung dieser
beiden unter anderem gemalf § 40b Abs. 1 und Abs. 5 EStG — neu — unterschiedlich zu
besteuernden Leistungen des Arbeitgebers moglich ist. Um diese Abgrenzung maoglichst
einfach und handhabbar fiir die Praxis zu gestalten, wurde dabei festgelegt, dass von einer
Sonderzahlung nur ausgegangen werden kann, soweit die neue Bemessung der
Zahlungsverpflichtungen des Arbeitgebers nach Wechsel bzw. Systemumstellung die
Bemessung zum Zeitpunkt des die Sonderzahlung ausldsenden Ereignisses Wechsel,
Systemumstellung) Ubersteigt. Lag beispielsweise der vom Arbeitgeber zum Zeitpunkt der
Umstellung zu tragende Umlagesatz bereits bei 6 % des Arbeitsentgelts und hat der
Arbeitgeber nunmehr insgesamt 7,5 % des Arbeitsentgelts an die Versorgungseinrichtung zu
entrichten, kann nur der Uber die urspriingliche Zuwendung (Umlage von 6 %)
hinausgehende Teil von 1,5 % des Arbeitsentgelts eine Sonderzahlung darstellen.
Wiederkehrend sind Sonderzahlungen, die wiederholt mit einer gewissen Regelmafigkeit
erbracht werden, wie etwa auf Grund einer Systemumstellung nach dem periodischen Bedarf
bemessene Jahressonderzahlungen oder —schlusszahlungen im Anschluss an laufende
Abschlagszahlungen. Unbertcksichtigt bleiben etwaige daneben von Beschéftigten zu
tragende Beitrdge und Umlageanteile (vgl. etwa 8§ 37 Abs. 1 des Tarifvertrages
Altersversorgung vom 1. Mérz 2002 fur die Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander).

Zu Nummer 13 (§ 20)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 1 Satz 4 — neu -)

Allgemein:
Die Regelung dient der Verringerung von Steuerausfallen, die derzeit bei der Abwicklung von

Aktiengeschéften an der Bérse in zeitlicher Nahe zum Gewinnverteilungsbeschluss dadurch
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entstehen, dass Kapitalertragsteuer bescheinigt wird, die nicht abgefiihrt wurde. In der Praxis
haben sich Fragen im Zusammenhang mit der Abwicklung von Aktiengeschéaften ergeben,
die vor dem Gewinnverteilungsbeschluss abgeschlossen, aber erst danach erfiillt werden.
Mit der Regelung wird fiir solche Geschafte eine einheitliche, den internationalen
Gepflogenheiten entsprechende Verfahrensregelung festgelegt, die eine eindeutige
Zurechnung der Aktien nach den deutschen steuerrechtlichen und wertpapierrechtlichen
Vorschriften sicherstellt und den abwicklungstechnischen Erfordernissen Rechnung tragt.

Bei einer solchen allgemein fiir Aktiengeschafte in zeitlicher Nahe zum
Gewinnverteilungsbeschluss geltenden Zurechnungsregelung ist von Folgendem
auszugehen:

Eine eindeutige Zuordnung der Aktien lasst sich unter Bertcksichtigung der
organisatorischen Gegebenheiten nur anhand der Verhaltnisse am Schlusstag
(Abschluss des schuldrechtlichen Vertrags) vornehmen.

Grundlage fiur die Zurechnung von Aktien, die bis zum Tag des Gewinnverteilungs-
beschlusses (einschlie3lich) erworben, aber entsprechend den nationalen und
internationalen Bérsenusancen erst nach diesem Termin geliefert werden, sind die
Borsenbedingungen. In Ubereinstimmung mit den internationalen Regelungen sehen
die Borsenbedingungen vor, dass die Aktien dem Erwerber mit allen zum Zeitpunkt
des schuldrechtlichen Geschéaftsabschlusses bestehenden Rechten und Pflichten
zustehen. Diese Bestimmung ist integraler Bestandteil des von den Banken mit dem
Kunden abgeschlossenen Geschaftsbesorgungsvertrages; die Banken sind mithin
auch vertraglich ihnren Kunden gegenuber verpflichtet, den Kaufer so zu stellen, als
habe er das Eigentum an den Aktien bereits zum Abschlusszeitpunkt des
Verpflichtungsgeschéftes an der Bérse erworben. Dem entspricht die
Erwartungshaltung des Kaufers, bei Abschluss eines Kaufes bis zum Tag des
Gewinnverteilungsbeschlusses die Aktien einschlie3lich der Dividende und der mit ihr
verbundenen Steueranrechnungsanspriiche zu erhalten. Auch der Verkaufer hat die
Absicht, eine so ausgestattete Aktie zu liefern. Ihren objektiven Ausdruck findet die
Erwartungshaltung im Borsenpreis, der erst am Tag nach dem
Gewinnverteilungsbeschluss um den Betrag der Brutto-Dividende vermindert wird
(Abschlagstag).

Nach den wertpapier- und bérsenrechtlichen Regelungen, die die objektiven
Gegebenheiten des Marktes und die Erwartungshaltung der Marktteilnehmer zum
Ausdruck bringen, ist der Kaufer als derjenige anzusehen, der vom Zeitpunkt des
Kaufabschlusses allein an den wirtschaftlichen Chancen und Risiken partizipieren
soll.

Aus diesen rechtlichen und tatséchlichen Gegebenheiten folgt fir die steuerrechtliche
Qualifizierung, dass der Erwerber der Aktien als wirtschaftlicher Eigentliimer im Sinne
des 8 39 AO zu behandeln ist mit der Folge, dass ihm die Wertpapiere steuerrechtlich
zuzuordnen sind. Dementsprechend erhalt er auf den erworbenen Aktienbestand
eine Gutschrift in Hohe der Netto-Dividende (Brutto-Dividende nach Abzug der
Kapitalertragsteuer). Wenn fur ihn das Kapitalertragsteuer-Erstattungsverfahren
durchgefuhrt wird, erhalt er eine Gutschrift in Hohe der Brutto-Dividende. Nach
diesen Regelungen wird in der Praxis verfahren.

Der steuerrechtlich unproblematische Grundfall von Aktiengeschéften, die in zeitlicher Nahe
zum Ausschittungstermin abgeschlossen werden, stellt sich vereinfacht wie folgt dar:

28.06. 29.06. 30.06.
Kunde X gibt Verkaufs- Gewinnverteilungsbeschluss
Order der Hauptversammlung
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Kunde Y gibt Kauf-Order Erfullungsgeschaft

(nach den Bdrsenbedingungen ist der Lieferzeitpunkt (Erfullungsgeschéft) 2 Tage nach Kauf-
Order)

Nach § 39 AO wird Y mit Abgabe der Kauf-Order zum wirtschaftlichen Eigentiimer mit der
Folge, dass ihm die Aktien steuerlich zuzurechnen sind. Demzufolge erhdlt allein Y die
Netto-Dividende (Brutto-Dividende nach Abzug von Kapitalertragsteuer) und einen
Kapitalertragsteuer-Anrechnungsanspruch.

In dem Sonderfall eines sogenannten Leerverkaufs, bei dem der Verk&ufer die Aktien selbst
erst beschaffen muss und der Erwerb dieser Wertpapiere durch den VerdufR3erer erst zu
einem Zeitpunkt maglich ist, in dem bereits der Dividendenabschlag vorgenommen wurde, ist
der betreffende Aktienbestand im Zeitpunkt der Dividendenzahlung noch im rechtlichen
Eigentum eines Dritten, dem seinerseits auch die Dividende und der damit verbundene
Kapitalertragsteuer-Anrechnungsanspruch als rechtlichem Eigentimer der Aktien zustehen.
Deshalb sind in diesem Fall zuséatzliche Regelungen notwendig, um dem Fiskus die
Kapitalertragsteuer betragsmafig zur Verfligung zu stellen, die dem Anrechnungsanspruch
entspricht, der dem Aktienerwerber als wirtschaftlichem Eigentimer und Dividendenbezieher
zusteht.

Die vorstehend geschilderte Praxis bewirkt, dass bei der Summe der Aktionare ein hoheres
Dividendenvolumen bescheinigt und steuerlich berticksichtigt wird, als von der Aktiengesell-
schaft tatséachlich ausgeschittet wurde. Dieses Ergebnis ist insbesondere bei
Girosammelverwahrung der Aktien und angesichts der Bérsenuancen nicht zu vermeiden.
Um die Differenz zwischen den von der Aktiengesellschaft ausgeschiitteten und den
Depotinhabern gutgeschriebenen Dividenden auszugleichen, behilft sich die
Wertpapierpraxis damit, dass alle Erwerber in vollem Umfang als Bezieher der Dividende
behandelt werden, sich die Clearstream AG aber einen Betrag in Héhe der Nettodividende
vom Kreditinstitut des Leerverkaufers erstatten lasst, das seinerseits diesen mit dieser
Summe belastet.

Zusétzlich wird im Rahmen der augenblicklichen Praxis auch der Einbehalt von Kapitaler-
tragsteuer in einem Umfang bescheinigt, der ebenfalls Uber die tatsachlich von der Aktienge-
sellschaft abgefiihrte Summe hinausgeht. Durch die vorgeschlagenen Anderungen

sollen die negativen Auswirkungen auf das Steueraufkommen insoweit verringert werden, als
das inléandische Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut des Leerverkaufers zur Abfihrung
von Kapitalertragsteuer verpflichtet wird. Zusammen mit der nach den allgemeinen Vor-
schriften von der Aktiengesellschaft abgefiihrten Kapitalertragsteuer soll soviel Quellensteuer
erhoben werden, wie bei den Anteilseignern spéter steuerlich berticksichtigt wird.

Die steuerrechtliche Lage im Fall von sog. Leerverkaufen, bei denen der Leerverkaufer die
Aktien, die er verauRRert, selbst erst am Markt beschaffen muss, stellt sich nach geltendem
Recht wie folgt dar:

28.06. 29.06. 30.06.
Aktien im Marktbesitz Gewinnverteilungsbeschluss
der Hauptversammlung
Leerverkaufer gibt Leerverkaufer gibt
Verkaufs-Order Kauf-Order als
Ausgleich fur Verkaufs-
Order

Kunde Y gibt Kauf-Order Erflllungsgeschaft
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Am 29.06. sind die Aktien steuerlich den Marktteilnehmern zuzurechnen, in deren Eigentum
und Besitz sich die Aktien an diesem Tag befinden, mit der Folge, dass diese die Netto-
Dividende und den Kapitalertragsteuer-Anrechnungsanspruch erhalten.

Der Leerverkaufer wird nur in Hohe der Netto-Dividende belastet, damit die Bank in gleicher
Hohe eine Verrechnung mit Y vornehmen kann.

Am 29.06. sind aber auch Y die erworbenen Aktien steuerlich zuzurechnen, d. h., er erhalt
ebenfalls eine Netto-Dividende und den Kapitalertragsteuer-Anrechnungsanspruch. Um
sicher zu stellen, dass dem Leerverkdufer weder eine Dividende noch ein
Kapitalertragsteuer-Anrechnungsanspruch vermittelt wird und s&mtliche Anspriiche des Y
abgedeckt werden, ist es erforderlich, dass die Bank den Leerverkaufer zusatzlich mit einem
Ausgleichsanspruch in Hohe der Kapitalertragsteuer belastet. Darauf zielt die Neuregelung
ab.

Im Einzelnen:

Der neue Satz 4 bestimmt, dass die dort naher umschriebenen Einnahmen mit den anderen
Dividenden gleichgestellt werden. Die Regelung ist Grundlage fiir den Kapitalertragsteuer-
abzug.

In der Sache handelt es sich nicht um die vom Emittenten gezahlte Dividende, sondern um
eine Zahlung des Verkaufers zum Ausgleich dafur, dass er dem Erwerber neben der Aktie
nicht auch den zwischenzeitlich entstandenen Anspruch auf Auszahlung der Dividende
vermittelt (Dividendenkompensation). Es geht nicht um einen sonstigen Bezug aus der Aktie
selbst, sondern um eigenstandige Einnahmen an Stelle der Dividende. Fir die steuerliche
Behandlung dieser Kompensationszahlungen gelten die gleichen Regeln wie flr originare
Dividenden, d. h. Anwendung des HalbeinklUnfteverfahrens und insbesondere Erhebung der
Kapitalertragsteuer nach §§ 43 ff. EStG.

Bei den zu regelnden Verkaufsfallen handelt es sich in der Praxis meist um sog.
Leerverkaufe. Weitere Sachverhalte, die man in der Praxis haufig antrifft, sind die
Belieferung von Aktienverkaufen ,cum Dividende® mit Gber Wertpapierdarlehen erworbene
Papiere ,ex Dividende“. Dieses Instruments bedienen sich meistens die
Abwicklungsabteilungen der Banken wenn sie feststellen, dass kein Lieferbestand
vorhanden ist. Aktien aus Wertpapierdarlehen kdnnen taggleich erworben und beliefert
werden.

In diesen Fallen hangt es von in der Person des Bearbeiters liegenden Kriterien und der
Organisation der Abteilung ab, ob die kontrahierende Stelle benachrichtigt wird. Die
empfangende Depotstelle eines Bérsenkaufs kann die tatsachliche Quelle des Bezugs nicht
erkennen, wenn die Papiere punktlich am zweiten Handelstag in ihr Depot eingebucht
werden.

Daneben gibt es aber auch Pannen oder Unzulanglichkeiten bei der Belieferung von tber
den Dividendenstichtag abzuwickelnden Veraul3erungsgeschéaften ,cum Dividende®, die auf
unterschiedliche Griinde zuriickgefiihrt werden kdnnen, insbesondere Probleme im
Erfillungsgeschaft (sog. ,Fails®). Hier kann es ebenfalls zu mehrfachem Ausweis und zur
mehrfachen Anrechnung von Kapitalertragsteuer kommen. Auch diese Sachverhalte werden
von der Gesetzesformulierung erfasst.

Mit der Formulierung ,wenn die Aktien mit Dividendenberechtigung erworben, aber ohne
Dividendenanspruch geliefert werden* wird sichergestellt, dass nur tatsachliche Leerverkaufe
unter die Regelung fallen, nicht hingegen Leerverkdufe, bei denen die Aktien ,cum
Dividende" veraul3ert und aus einer Wertpapierleihe ,cum Dividende* geliefert werden und es
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folglich zu einer Kompensationszahlung fur entgehende Dividenden an den
Wertpapierverleiher kommt. Diese Kompensationszahlungen werden in die Neuregelung
nicht einbezogen. Die Neuregelung enthélt hinsichtlich der Verwahrform der Aktien (in der
Regel Girosammelverwahrung) und im Hinblick auf die Handelsform (Bérsenhandel oder
aul3erborslich) keine Einschrankung.

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 4 Satz 2)

Da die sinngeméafl3e Anwendung von § 15b durch den neuen Absatz 2b auf samtliche
Einkiinfte aus Kapitalvermdgen angeordnet wird, kann die in Nummer 4 geregelte
sinngemalie Anwendung von § 15b auf typisch stille Beteiligungen entfallen.

Zu Doppelbuchstabe cc (Nummer 6)
Zu Dreifachbuchstabe aaa (Satz 1)

Durch das Alterseinkiinftegesetz wurde die Besteuerung der Ertrage aus kapitalbildenden
Lebensversicherungen neu geregelt und die bisherige Privilegierung dieser Kapitalanlage
vermindert. Kapitalauszahlungen werden fortan generell mit dem Unterschiedsbetrag oder,
wenn der Steuerpflichtige das 60. Lebensjahr vollendet hat und die Auszahlung nach Ablauf
von zwolf Jahren seit dem Vertragsabschluss erfolgt, mit dem hélftigen Unterschiedsbetrag
besteuert. Bei Rentenzahlungen aus Rentenversicherungen (mit oder ohne Kapitalwahlrecht)
werden die in der Anspar- bzw. Aufschubphase entstandenen Ertrdge nicht besteuert. Die
Ertragsanteilsbesteuerung einer Rentenzahlung (8 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppel-
buchstabe bb EStG) erfasst nur die Zinsen, die in der Auszahlungsphase auf Grund der
zeitlichen Streckung entstehen. Mit dem Verzicht auf die Besteuerung der in der Anspar-
bzw. Aufschubphase entstandenen Ertrage sollen Altersvorsorgeprodukte begunstigt
werden, die eine lebenslange Absicherung des Steuerpflichtigen gewéhrleisten.

Mit der Ergéanzung des Begriffs ,Rentenzahlung” durch den Begriff ,lebenslange Rentenzah-
lung” wird klargestellt, dass diese steuerliche Privilegierung der Rentenzahlung voraussetzt,
dass gleich bleibende oder steigende wiederkehrende Beziige zeitlich unbeschrankt fur die
Lebenszeit der versicherten Person (lebenslange Leibrente) vereinbart werden. Leibrenten
mit einer vertraglich vereinbarten Hochstlaufzeit (abgekirzte Leibrenten) und wiederkehren-
de Beziige, die nicht auf die Lebenszeit, sondern auf eine festgelegte Dauer zu entrichten
sind (Zeitrenten), sind nach § 20 Abs. 1 Nr. 6 zu versteuern.

Die Ergéanzung um die Worte ,und erbracht” soll klarstellen, dass die steuerliche Privile-
gierung nur soweit reicht, wie auch tatsachlich eine Rentenzahlung an den Bezugsberech-
tigten erbracht wird. Wird bei einer Rentenversicherung mit Kapitalwahlrecht die Renten-
zahlung gewahlt, aber anschlie3end die Rentenzahlung durch Kindigung vorzeitig beendet
und der Rentenzahlungsanspruch durch eine Kapitalleistung abgefunden, ist diese
Versicherungsleistung nach § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG zu versteuern.

Endet die Rentenzahlung hingegen auf Grund des Todes der versicherten Person, sind
Kapitalleistungen zur Abfindung einer Rentengarantiezeit nicht zu besteuern.

Hinsichtlich der Erganzung des Wortlauts um die Wérter ,lebenslang” und ,und erbracht*
handelt es sich um eine redaktionelle Klarstellung der bisherigen Rechtslage, die auf Ertrége
aus nach dem 31. Dezember 2004 abgeschlossene Versicherungsvertrage anwendbar ist.

Zu Dreifachbuchstabe bbb (Satz 3)

Die Regelung stellt die Rentenversicherung ohne Kapitalwahlrecht mit einer Rentenversiche-
rung mit Kapitalwahlrecht gleich. Eine Nichtbesteuerung der Ertrdge aus der Anspar- bzw.
Aufschubphase ist auch bei einer Rentenversicherung ohne Kapitalwahlrecht nur dann
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gerechtfertigt, wenn durch die Rentenzahlung eine lebenslange Absicherung des
Steuerpflichtigen sichergestellt wird.

AulRerdem schliel3t die Regelung eine Besteuerungsliicke in den Féllen, in denen eine
Rentenversicherung ohne Kapitalwahlrecht vorzeitig beendet wird. Kindigt der
Versicherungsnehmer oder tritt der Versicherer von einem Rentenversicherungsvertrag
zuriick, wird der Zeitwert der Versicherung (sog. Riickkaufswert) an den Versiche-
rungsnehmer oder einen anderen Begunstigten ausgezahlt. Bislang wird nur der Rickkauf
einer Rentenversicherung mit Kapitalwahlrecht steuerlich erfasst. Um sicher zu stellen, dass
auch die Falle des Riickkaufs bei einer Rentenversicherung ohne Kapitalwahlrecht der
Besteuerung unterworfen werden, ist eine Ergénzung der bisherigen Regelung erforderlich.
Dies dient insbesondere der Verhinderung von Missbrauchen dergestalt, dass kurz vor
Erreichen des Rentenzahlungsbeginns der Vertrag gekiindigt wird, um auf diesem Wege
eine steuerfreie Einmalauszahlung zu erreichen. Das Gleiche gilt, wenn kurz nach Beginn
der Rentenzahlung der Vertrag gekindigt und der Rentenzahlungsanspruch durch eine
Kapitalleistung abgefunden wird.

Unter den Begriff der Rentenversicherung ohne Kapitalwahlrecht fallen auch sofort
beginnende Rentenversicherungen gegen Einmalbeitrag (sog. ,Sofort-Renten*). Sieht der
sofort beginnende Rentenversicherungsvertrag eine lebenslange Leibrente vor, richtet sich
die Besteuerung nach § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb
(Ertragsanteilsbesteuerung). Bei anderen Leistungsversprechen, insbesondere wenn der
Vertrag eine abgekurzte Leibrente vorsieht, ist die Versicherungsleistung nach § 20 Abs. 1
Nr. 6 EStG zu versteuern.

Rentenzahlungen aus reinen Risikoversicherungen (z. B. Unfallrente, Erwerbsunfahig-
keitsrente) sind nicht nach § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG zu versteuern.

Die Erweiterung der Besteuerung nach § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 3 EStG auf
Versicherungsleistungen aus Rentenversicherungen ohne Kapitalwahlrecht im Erlebensfall,
soweit keine lebenslange Rentenzahlung vereinbart und erbracht wird, ist erstmals
anzuwenden auf Versicherungsvertrage die nach dem 31. Dezember 2006 abgeschlossen
werden. Die Erweiterung der Besteuerung auf Versicherungsleistungen bei Rickkauf des
Vertrages ist auf Falle des Riickkaufs nach dem 31. Dezember 2006 anzuwenden.

Zu Doppelbuchstabe dd und ee Dreifachbuchstabe aaa (Nummer 9 und Nummer 10
Buchstabe a)

Klarstellung, dass auch Beziige / Leistungen bei Auflésung der Korperschaft als
Kapitalertrage von der Besteuerungsnorm erfasst werden.

Nach § 20 Abs. 1 Nr. 9 bzw. Nr. 10 Buchstabe a EStG fluhren Leistungen einer unbeschrankt
oder beschrankt steuerpflichtigen Kérperschaft im Sinne des 8 1 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 KStG

(z. B. einer Stiftung) bzw. eines Betriebs gewerblicher Art mit eigener Rechtspersoénlichkeit,
die Gewinnausschuttungen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG wirtschaftlich vergleichbar
sind, zu Einkiinften aus Kapitalvermdgen. Da es nur auf die wirtschaftliche Vergleichbarkeit
ankommt, fallen unter § 20 Abs. 1 Nr. 9 und Nr. 10 Buchstabe a EStG nicht nur laufende
Zahlungen (,Gewinnanteile” im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG), sondern auch Zahlungen
bei Auflosung der Korperschaft (Bezlige im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 2 EStG). Dies wird
hiermit klargestellt.

Zu Buchstabe ee Dreifachbuchstabe bbb (Nummer 10 Buchstabe b Satz 2)

Nach § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchstabe b EStG sind Gewinne eines Betriebs gewerblicher Art,
die an die Tragerkorperschaft ausgekehrt werden, bei dieser steuerpflichtig
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(kapitalertragsteuerpflichtiger Vermdgenszufluss). Die Auskehrung wird wie die
Ausschittung von Gewinnen einer Kapitalgesellschaft an den Anteilseigner behandelt. Fr
die Besteuerung der Tragerkérperschaft macht es keinen Unterschied, ob sie ihre
wirtschaftlichen Aktivitaten in einem Betrieb gewerblicher Art oder einer Kapitalgesellschaft
austubt.

Kehrt der Betrieb gewerblicher Art laufende Gewinne nicht unmittelbar an die
Tragerkorperschaft aus, sondern fuhrt er sie zuldssigerweise den Rucklagen zu, so kommt
es erst dann zu einer Kapitalertragsteuerpflicht, soweit die Ricklagen fur Zwecke aul3erhalb
des Betriebs gewerblicher Art verwendet werden (8 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchstabe b Satz 2
EStG). Die Ergdnzung des Satzes 2 stellt klar, dass die Einbringung eines Betriebs
gewerblicher Art in eine Kapitalgesellschaft eine Verwendung der Ricklagen fur Zwecke
aul3erhalb des Betriebs gewerblicher Art darstellt. Die Riicklagen stehen nun der
Kapitalgesellschaft und nicht mehr dem Betrieb gewerblicher Art zu. Die Kapitalertragsteuer
entsteht entsprechend den Vorgaben des § 44 Abs. 6 Satz 2 letzter Halbsatz EStG.

Fur wirtschaftliche Geschaftsbetriebe gilt Entsprechendes (8 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchstabe b
Satz 4 EStG).

Zu Buchstabe b (Absatz 2b — neu -)

Durch die Neuregelung wird die in § 15b enthaltene Verlustverrechnungsbeschrankung zur
Vermeidung von Umgehungsgestaltungen auf sédmtliche Einklinfte aus Kapitalvermdgen
ausgedehnt.

Umgehungsgestaltungen sind in jiingster Zeit insbesondere bei Kapitallebensversicherungen
und sonstigen Kapitalforderungen jeder Art (8 20 Abs. 1 Nr. 7) entwickelt worden.

Zu Nummer 14 (8 22 Nr. 5)

Allgemein:

§ 22 Nr. 5 EStG ist anzuwenden bei Leistungen aus Altersvorsorgevertragen im Sinne des

§ 82 EStG sowie Leistungen aus Pensionsfonds, Pensionskassen und Direktversicherungen.
Korrespondierend mit der Steuerfreistellung der Beitrdge, Zahlungen, Ertrége und
Wertsteigerungen in der Ansparphase werden die Leistungen erst in der Auszahlungsphase
besteuert (nachgelagerte Besteuerung). Der Umfang der Besteuerung der Leistungen in der
Auszahlungsphase richtet sich danach, ob und inwieweit die Beitrage in der Ansparphase
steuerfrei gestellt (§ 3 Nr. 63 und 66 EStG), nach § 10a oder Abschnitt X1 EStG
(Sonderausgabenabzug und Altersvorsorgezulage) geférdert worden sind oder durch
steuerfreie Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 EStG erworben wurden.

§ 22 Nr. 5 EStG ist gegeniiber anderen Vorschriften eine vorrangige Spezialvorschrift fur
Leistungen aus Altersvorsorgevertragen sowie flr Leistungen aus Pensionsfonds,
Pensionskassen und Direktversicherungen (lex specialis). Die steuerrechtliche Beurteilung
dieser Produkte ist abschlielend in § 22 Nr. 5 EStG geregelt. Es besteht nicht nur ein lex-
specialis-Verhéltnis zu § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG, sondern auch ein Vorrang gegeniber dem
Investmentsteuergesetz (8 2 Abs. 1 InvStG), d. h. insbesondere, dass in der Ansparphase
kein Zufluss stattfindet. Insofern wird auch kein Sparer-Freibetrag nach § 20 Abs. 4 EStG
gewabhrt; lediglich der Werbungskostenpauschbetrag nach 8 9a Nr. 3 EStG kommt einmal
zum Ansatz. Im Hinblick darauf, dass § 22 Nr. 5 EStG lex specialis ist, werden auch die
Vorschriften Gber die Erhebung der Kapitalertragsteuer (88 43 ff EStG) nicht angewendet. In
der Ansparphase fallen demnach keine kapitalertragsteuerpflichtigen Kapitalertrdge an und
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in der Auszahlungsphase werden die Leistungen als sonstige Leistungen nach § 22 Nr. 5
EStG erfasst, sodass der Kapitalertragsteuerabzug ausgeschlossen ist.

Die nachgelagerte Besteuerung basiert auf dem Grundsatz der Besteuerung nach der
Leistungsfahigkeit. Der Leistungsempfanger erwirbt in der Ansparphase mit den geleisteten
Altersvorsorgeaufwendungen einen Versicherungsschutz. Erst mit dem Renteneintritt
werden die Beitragszahlungen zu einem steuerrechtlich relevanten vermdgenswerten Recht.
Die spateren Altersbezlige sind zwar beitragsbezogen, enthalten jedoch keine
Ruckzahlungen von Beitragen. Fir eine ,versicherungsrechtliche Losung", die eine
erfolgswirksame Beriicksichtigung der Beitrage impliziert, ist insofern kein Raum.

Ein Eckpunkt der Besteuerung nach 8 22 Nr. 5 EStG ist der Grundsatz der genauen
Aufteilung der Leistungen entsprechend der steuerlichen Behandlung der Beitrdge in der
Ansparphase. Insoweit wird eine Transparenz gewahrleistet, die dem Leistungsempfanger
von Anfang an die Sicherheit gibt, dass nur die Versorgungsleistungen vollstandig der
nachgelagerten Besteuerung unterworfen werden, die tatséachlich auf geférderten Beitradgen
beruhen.

Zu Buchstabe a (bisherige Satze 1 bis 4)

Satz1

Nach der bisherigen Regelung des Satzes 1 werden die Leistungen aus einem
Altersvorsorgevertrag, einem Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder einer
Direktversicherung in voller Héhe besteuert, soweit diese

- auf Beitrégen, auf die 8 3 Nr. 63, § 10a oder Abschnitt XI EStG angewendet wurde,
- auf Zulagen im Sinne des Abschnitts XI EStG oder

- auf steuerfreien Leistungen im Sinne des 8§ 3 Nr. 66 EStG

beruhen (geftrderte Beitrage).

Zu den nicht geférderten Beitragen gehdren Betrage, fur die der Anleger keine
Altersvorsorgezulage und keinen steuerlichen Vorteil (Sonderausgabenabzug nach § 10a
EStG, Steuerfreiheit) erhalten hat.

Im neuen Satz 1 werden ausdriicklich die Leistungen aus Altersvorsorgevertragen, aus
Pensionsfonds, Pensionskassen und Direktversicherungen aufgefihrt. Erfasst werden
nunmehr auch Leistungen, soweit die Anspriiche durch steuerfreie Zuwendungen nach 8§ 3
Nr. 56 EStG erworben wurden. Der Grundsatz ist hierbei die volle steuerliche Erfassung der
Leistungen. Da § 22 Nr. 5 EStG eine vorrangige Spezialvorschrift fir diese Leistungen ist,
wird die steuerrechtliche Behandlung dieser Leistungen auch abschlieRend dort geregelt. Fir
die Einordnung der Leistungen zu den Einkunften nach 8 22 Nr. 5 EStG ist es somit
unerheblich, ob die Beitrdge, auf denen die Leistungen beruhen, steuerlich gefdrdert wurden.

Leistungen aus Pensionsfonds, Pensionskassen und Direktversicherungen werden folglich
zuklnftig alle von 8 22 Nr. 5 EStG steuerlich erfasst, unabhangig davon, ob es sich um
Leistungen aus kapitalgedeckten oder umlagefinanzierten Versorgungseinrichtungen
handelt. Dies indiziert jedoch nicht, dass 8 3 Nr. 63 EStG auch auf umlagefinanzierte
betriebliche Altersversorgungen ausgeweitet wird. Die Besteuerung erfolgt im Ubrigen auch
dann nach § 22 Nr. 5 EStG, wenn der Vertrag ganz oder teilweise privat fortgeflihrt wurde
(z. B. 8 1b Abs. 5 Satz 1 Nr. 2, § 2 Abs. 2 BetrAVG).

Daruber hinaus wird klargestellt, dass
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- der Altersvorsorgevertrag im Sinne des 8 22 Nr. 5 EStG der gleiche wie derjenige des
§ 82 EStG ist. § 82 EStG regelt die Legaldefinition des Altersvorsorgevertrags, sodass
der Hinweis in 8 22 Nr. 5 EStG auf 8§ 1 Abs. 1 AltZertG insofern entbehrlich ist,

- der Zusatz auf inlandisches Sondervermdgen und auslandische
Investmentgesellschaften entbehrlich ist, da entsprechende Regelungen auch in § 2
Abs. 1 InvStG enthalten sind,

- die Aufzahlung der Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgungen an die
Formulierung in 8 3 Nr. 63 EStG redaktionell angepasst wird,

- es ausreicht, bei der Bezugnahme auf die steuerliche Forderung auf die Beitrage
abzustellen. Daher werden die Worter ,Altersvorsorgebeitrdge im Sinne des § 82 EStG"
durch den Begriff ,Beitrdge” ersetzt.

bisherige Satze 2 und 3 (neuer Satz 2)

Nach der bisherigen Regelung des Satzes 2 werden Leistungen aus einem Lebens-
versicherungsvertrag, einer Direktversicherung, einem Pensionsfonds oder einer Pensions-
kasse, soweit sie auf nicht geférderten Beitragen beruhen, nach den Vorschriften des § 22
Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a EStG besteuert. In Abhangigkeit davon, ob die Kriterien der Basis-/
~Rurup“-Rentenversicherung im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b EStG erfullt sind,
werden die Leistungen entweder mit der Kohorte (8 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa EStG) oder mit dem Ertragsanteil (8 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuch-
stabe bb EStG) erfasst. Bei den Leistungen aus Pensionsfonds, Pensionskassen und
Direktversicherungen ist dariiber hinaus der Zeitpunkt der Zusage mal3geblich.

Nach der bisherigen Regelung des Satzes 3 werden die in den Leistungen enthaltenen
Ertrdge aus Fonds-, Bank- und Investmentsparplénen, soweit sie auf nicht geférderten
Beitragen beruhen, nach 8 22 Nr. 5 Satz 1 EStG nachgelagert besteuert.

Die bisherigen Satze 2 und 3 sind in einem neuen Satz 2 zusammengefasst. Mit dem neuen
Satz 2 werden flr Leistungen, soweit sie auf nicht geférderten Beitragen beruhen,
Abweichungen von dem Grundsatz der nachgelagerten Besteuerung nach § 22 Nr. 5 Satz 1
EStG bestimmt. Es werden hierbei drei Gruppen unterschieden:

a) Leistungen in Form einer lebenslangen Rente oder eine Berufsunfahigkeits-,
Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrente werden entweder mit der Kohorte (8 22
Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa EStG) oder mit dem Ertragsanteil (§ 22
Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb EStG) erfasst. Fir die private
Altersvorsorge bestimmt sich der Hinterbliebenenbegriff nach 8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
AltZertG. Fir die betriebliche Altersversorgung gilt dartiber hinaus auch der friihere
Ehegatte und der/die Lebengefahrte/in als Hinterbliebeneler.

b)  Bei anderen Leistungen aus Versicherungsvertragen, Pensionsfonds, Pensionskassen
und Direktversicherungen treten die Rechtsfolgen des § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG in der
jeweils fur den Vertrag geltenden Fassung ein. Hierdurch wird § 22 Nr. 5 Satz 2 EStG
insbesondere um die Rechtsfolgen bei Kapitalauszahlungen erganzt. Bei der
entsprechenden Anwendung des § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG ist grundsatzlich auf den
Vertragsabschluss abzustellen.

c) In allen anderen Féllen werden die Ertrége, die auf die nicht geférderten Beitrdge
entfallen, erfasst. In bestimmten Fallgestaltungen (Auszahlung nach Vollendung des
60. Lebensjahres und nach Ablauf von 12 Jahren seit Vertragsabschluss) ist nur der
hélftige Unterschiedsbetrag anzusetzen.

bisheriger Satz 4 (neuer Satz 3)
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Die bisherige Regelung des Satzes 4 erfasst Félle, in denen gefordertes Altersvorsorge-
vermdgen ausgezahlt und nach § 93 Abs. 1 Satz 1 und 2 EStG schédlich verwendet wird.
Daneben wird auch die Besteuerung von Ertragen im Fall der Beendigung der
unbeschrénkten Steuerpflicht des Berechtigten (§ 95 EStG) geregelt. Der als sonstige
Einklnfte zu erfassende Betrag wird ermittelt, indem vom ausgezahlten geférderten
Altersvorsorgevermdgen die vom Steuerpflichtigen geleisteten Eigenbeitrage und die
steuerliche Forderung nach Abschnitt XI (Altersvorsorgezulage) abgezogen werden. Der sich
ergebende Betrag ist der zu versteuernde Ertrag.

Die Anwendung des neuen Satzes 3 auf die Falle der schadlichen Verwendung von
gefordertem Altersvorsorgevermdgen konkretisiert die Rechtsfolgen des bisherigen Satzes 4
dahingehend, dass im Falle der Rickforderung nach § 93 EStG (schéadliche Verwendung)
die sich aus den bisher geférderten Beitragen ergebende Leistung wie eine Leistung aus
ungefdrderten Beitrdgen behandelt wird. Dies ist systemkonform, da durch die
Rickforderung im Falle der schadlichen Verwendung die urspringliche Foérderung der
Beitrage wieder riickabgewickelt wird. Die Ermittlung des zu versteuernden Ertrags bestimmt
sich nach den fur Leistungen aus ungeftrderten Beitragen ergebenden Grundséatzen des
neuen Satzes 2. Eine gesonderte Berechnungsmethode — wie es der bisherige Satz 4
vorsah — ertbrigt sich daher.

Fur die Anwendung des neuen Satzes 3 wird auf das ,ausgezahlte geférderte
Altersvorsorgevermdgen* vor Abzug des Ruckforderungsbetrages nach § 93 EStG
abgestellt.

Da im Falle der Beendigung der unbeschrénkten Einkommensteuerpflicht des
Zulageberechtigten die Ruckabwicklung nach § 95 EStG erfolgt, ist eine gesonderte
Regelung in § 22 Nr. 5 EStG nicht erforderlich.

Die Anderungen sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG in der
Fassung des Steuerdnderungsgesetzes 2007 erstmals flr den Veranlagungszeitraum 2007
anzuwenden.

Zu Buchstabe b (bisherige Satze 6 und 7)

bisheriger Satz 6

Die bisherige Regelung des Satzes 6 erfasst die Félle, in denen geférdertes
Altersvorsorgevermdgen aus Altvertragen, die nach dem 31. Dezember 2001 in
Altersvorsorgevertrage umgewandelt wurden, ausgezahlt und nach § 93 Abs. 1 Satz 1 und 2
EStG schédlich verwendet wird. Daneben wird auch die Auszahlung im Fall der Beendigung
der unbeschrankten Steuerpflicht des Berechtigten (§ 95 EStG) erfasst. Die angesammelten
noch nicht besteuerten Ertrage sind nach 8§ 22 Nr. 5 Satz 1 EStG in vollem Umfang zu
besteuern.

Der Regelungsgehalt des bisherigen Satzes 6 ist im neuen Satz 3 bereits integriert.

bisheriger Satz 7 (neuer Satz 5)
Im bisherigen Satz 7 (neuer Satz 5) werden nur redaktionelle Anpassungen im Hinblick auf
die Anderungen der vorhergehenden Satze vorgenommen.

Nach dem neuen Satz 5 hat der Anbieter dem Leistungsempfanger in folgenden Fallen eine
Mitteilung Gber die im abgelaufenen Kalenderjahr zugeflossenen Leistungen zu erteilen:

- Erstmaliger Bezug der Leistung im Sinne des § 22 Nr. 5 Satz 1 und 2 EStG

- Anderung des Leistungsbetrags im Vergleich zum Vorjahr
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- Bezug von Leistungen im Sinne des 8§ 22 Nr. 5 Satz 3 und 4 EStG
Die Bescheinigung muss die zugeflossene Leistung den neuen Sétzen 1 bis 4 zuteilen.

Die Anderungen sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG in der
Fassung des Steuerdnderungsgesetzes 2007 erstmals flr den Veranlagungszeitraum 2007
anzuwenden.

Zu Nummer 15 (8§ 22a)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1)

Der bisherige Satz 1 sieht vor, dass die Mitteilungspflichtigen die Daten der im Vorjahr an
den Steuerpflichtigen ausgezahlten Renten und die entsprechenden sonstigen Leistungen
der zentralen Stelle bis zum 31. Mai eines Jahres zu Ubermitteln haben
(Rentenbezugsmitteilung). Die zentrale Stelle sammelt die Daten, wertet sie aus und leitet
sie an die zustandigen Landesfinanzbehdrden weiter (8 5 Abs. 1 Nr. 18 Finanz-
verwaltungsgesetz — FVG). Hierdurch wird den Finanzbehérden ein nachtraglicher
Datenabgleich ermdglicht.

Das Rentenbezugsmitteilungsverfahren dient einer — nach MaRRgabe des
verfassungsrechtlichen Verifikationsprinzips — zutreffenden steuerlichen Erfassung von
Alterseinkinften.

Die Datenuibermittlung zum 31. Mai fuhrt allerdings dazu, dass zu diesem Zeitpunkt die
betreffenden Einkommensteuerveranlagungen zu einem grofRen Teil bereits durchgefuhrt
wurden. Abweichungen zwischen den Ubermittelten und den in der
Einkommensteuerveranlagung beriicksichtigten Daten fiihren in diesen Fallen zu einer
zuséatzlichen verfahrenstechnischen Belastung auf Seiten der Finanzamter wie auch auf
Seiten des Steuerpflichtigen. Das Finanzamt muss ggf. den Steuerpflichtigen anschreiben,
Antworten auswerten und erforderlichenfalls einen gesonderten Anderungsbescheid
erstellen — was zusatzlichen Verwaltungsaufwand darstellt — und der Steuerpflichtige muss
sich auf Grund der Anfrage des Finanzamts und dem ggf. erforderlichen Anderungsbescheid
erneut mit dem Thema befassen.

Damit die Daten bereits in der urspriinglichen Veranlagung zutreffend bericksichtigt werden
kdnnen und es fir den Steuerpflichtigen nicht zu Verzégerungen bei der Durchfiihrung seiner
Einkommensteuerveranlagung kommt, wird der Termin zur Ubermittlung der Daten von den
Mitteilungspflichtigen an die zentrale Stelle auf den 1. Marz vorverlegt. Fur die
Datentibermittlung wird ein vollautomatisches Verfahren genutzt.

Fur die Durchfihrung des Rentenbezugsmitteilungsverfahrens ist die Vergabe der
Identifikationsnummer nach 8 139b AO als einheitliches Zuordnungskriterium erforderlich,
deren Vergabe im Laufe des Jahres 2007 erfolgen soll. Vor diesem Termin ist nicht mit der
verwaltungspraktischen Umsetzung des Rentenbezugsmitteilungsverfahrens zu rechnen.
Aus diesem Grunde haben die Mitteilungspflichtigen ausreichend Zeit sich auf die
geanderten zeitlichen Rahmenbedingungen vorzubereiten.

Nach § 52 Abs. 38a EStG wird das Bundeszentralamt fur Steuern den Zeitpunkt fr die
erstmalige Ubermittlung der Rentenbezugsmitteilungen fur die Veranlagungszeitrdume ab
2005 durch ein im Bundessteuerblatt zu verdffentlichendes Schreiben mitteilen.
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Zu Doppelbuchstabe bb und cc (Satz 2 und 4)

Nach dem bisherigen Satz 2 sind vom Mitteilungspflichtigen die Daten der
Rentenbezugsmitteilung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz auf amtlich
vorgeschriebenen automatisiert verarbeitbaren Datentragern oder durch
Datenferniibertragung an die zentrale Stelle zu tGbermitteln. Wenn dies fiir den
Mitteilungspflichtigen eine unbillige Harte mit sich bringen wirde, kann die zentrale Stelle auf
Antrag eine Ubermittlung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zulassen (§ 22a Abs. 1
Satz 4 EStG).

Die bisher vorgesehene Ubermittlung auf amtlich vorgeschriebenen automatisiert
verarbeitbaren Datentragern war als Ubertragungsmoglichkeit fiir Mitteilungspflichtige
gedacht, die nur eine geringe Anzahl von Datenséatzen haben. Es hat sich zwischenzeitlich
gezeigt, dass die Verarbeitung der per Datentréager zu Gbermittelnden Daten fiir die zentrale
Stelle besonders aufwendig ist. Um das datentechnische Verfahren auch fir diese
Mitteilungspflichtigen effizient abwickeln zu kénnen, wird eine Datenferniibertragung mit Hilfe
eines von der zentralen Stelle zu entwickelnden Webformulars ermgglicht. Der Einsatz von
Webformularen wird im Zulageverfahren nach Abschnitt XI EStG problemlos praktiziert.

Das Verfahren, die Daten auch mittels amtlich vorgeschriebenen automatisiert
verarbeitbaren Datentrédgern und amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu Gbermitteln, ist
insofern nicht mehr erforderlich.

Die Anderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG in der
Fassung des Steuerdnderungsgesetzes 2007 erstmals fur den Veranlagungszeitraum 2007
anzuwenden.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 4 — neu -)

Um eine automatisierte Abwicklung des Verfahrens sicherzustellen, wird klargestellt, dass
auch die Anfrage des Mitteilungspflichtigen an das Bundeszentralamt fir Steuern zur
Abfrage der Identifikationsnummer nach § 139b AO per Datenferniibertragung zu erfolgen
hat.

Die Anderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG in der
Fassung des Steuerédnderungsgesetzes 2007 erstmals flr den Veranlagungszeitraum 2007
anzuwenden.

Zu Nummer 16 (8§ 31)

Zu Buchstabe a (Satz 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung, dass der gesamte Veranlagungszeitraum
einheitlich zu behandeln ist.

Zu Buchstabe b (Satz 4)
Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung. Damit wird deutlich, dass es bei der

Regelung um eine Vergleichsberechnung geht, die den gesamten Veranlagungszeitraum
erfasst, und nicht um eine Gunstigerprifung.

Zu Nummer 17 (8§ 32 Abs. 5 Satz 4)



Drucksache 622/06 88

Durch Zeitablauf ergeben sich keine Anwendungsfélle mehr. Die Streichung der Regelung
dient daher der Rechtsbereinigung.

Zu Nummer 18 (8§ 32b)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 2)

Einkiinfte eines ganzjéhrig unbeschrankt Steuerpflichtigen, die nach einem sonstigen
zwischenstaatlichen Ubereinkommen im Sinne des neuen § 32b Abs. 1 Nr. 4 steuerfrei sind
und die das Ubereinkommen nicht ausdriicklich unter den Vorbehalt der Einbeziehung bei
der Berechnung der Einkommensteuer stellt, unterliegen nicht dem Progressionsvorbehalt
nach dem neuen § 32b Abs. 1 Nr. 4 (im Einzelnen siehe Begriindung zu Doppelbuchstabe
bb — zu Nr. 4). Der in § 32b Abs. 1 Nr. 2 nunmehr angefugte Halbsatz stellt klar, dass auch
bei zeitweiser unbeschrénkter Steuerpflicht ein Progressionsvorbehalt auf Einkiinfte, die
nach einem sonstigen zwischenstaatlichen Ubereinkommen steuerfrei sind, nicht
angewendet wird, wenn dieser nicht ausdrticklich in diesem sonstigen zwischenstaatlichen
Ubereinkommen vereinbart wurde.

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummern 3 bis 5 - neu -)

Zu Nummer 3

Durch Streichung der Worte ,unter dem Vorbehalt der Einbeziehung bei der Berechnung der
Einkommensteuer wird der geanderten Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH-Urteil
vom 19. Dezember 2001, | R 63/00) Rechnung getragen. Der BFH fiihrt aus, dass die An-
wendung von 8§ 32b Abs. 1 Nr. 2 EStG 1997 (jetziger 8§ 32b Abs. 1 Nr. 3 EStG) abkommens-
rechtlich lediglich voraussetze, dass das einschlagige DBA die Berticksichtigung eines Pro-
gressionsvorbehalts nicht verbietet. Ein im Methodenartikel eines DBA vereinbarter Progres-
sionsvorbehalt (vgl. Art. 23 A Abs. 3 und 23 B Abs. 2 OECD-Musterabkommen) habe nur
deklaratorische Wirkung. Diese Rechtsprechung verwirft die bisherige Auffassung des BFH,
nachdem ein Progressionsvorbehalt nur angewendet werden darf, wenn es in einem Abkom-
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung ausdriicklich so vorgesehen ist.

Redaktionell werden die in § 32b Abs. 1 Nr. 3 EStG bisher enthaltenen zwei weiteren
Alternativen kinftig in den neuen Nummern 4 und 5 geregelt.

Zu Nummer 4 — neu —

An der bisher in § 32b Abs. 1 Nr. 3 EStG enthaltenen Einschrankung, dass Einkinfte, die
nach einem sonstigen zwischenstaatlichen Abkommen steuerfrei sind, nur dann in den
Progressionsvorbehalt einbezogen werden, wenn dies die jeweiligen Abkommen
ausdricklich zulassen, wird — anders als bei Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung — festgehalten:

Bei sonstigen zwischenstaatlichen Ubereinkommen handelt es sich vor allem um Privi-
legienprotokolle und Sitzstaatabkommen von internationalen Organisationen oder
Ubereinkommen uber diplomatische oder konsularische Beziehungen.

Bei den Verhandlungen sonstiger zwischenstaatlicher Abkommen bildet die Frage der
Aufnahme eines Progressionsvorbehalts einen der umstrittensten Problempunkte. Ist ein
Progressionsvorbehalt nicht vereinbart, kbnnen die anderen Vertragspartner davon aus-
gehen, dass Deutschland einen Progressionsvorbehalt nicht anwenden wird. Es ist inter-
national nicht Gblich, in solchen Féllen ein ausdrickliches Verbot der Besteuerung im
Rahmen des Progressionsvorbehalts in das zwischenstaatliche Abkommen aufzunehmen.
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Die neue Rechtsprechung des BFH kann daher nicht auf diese insoweit anders gelagerten
Falle Ubertragen werden.

Zu Nummer 5 — neu —

Grundsatzliche redaktionelle Anpassung, die der Ubersichtlichkeit dienen soll. Zusétzlich
wird geregelt, dass in Fallen der neuen Nummer 5 Einkiinfte, die nach einem sonstigen
zwischenstaatlichen Ubereinkommen unter dem Vorbehalt der Einbeziehung bei der
Berechnung der Einkommensteuer steuerfrei sind, stets nach der neuen Nummer 4 im
Rahmen des Progressionsvorbehalts zu beriicksichtigen sind. Dies bedeutet, dass auch in
Fallen der neuen Nummer 5 ein Progressionsvorbehalt fir Einklnfte, die nach einem
sonstigen zwischenstaatlichen Ubereinkommen steuerfrei sind, nicht beruicksichtigt wird,
wenn dieser nicht ausdriicklich in diesem sonstigen zwischenstaatlichen Ubereinkommen
vereinbart wurde. AuRerdem erfasst die Neuregelung nunmehr auch ausdriicklich Einkinfte,
die einem Steuerabzug unterliegen, aber bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkom-
mens nicht beriicksichtigt werden. Dies soll, wie die Regelung des 8 50 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2
Satz 6 zu erkennen gibt, auch bisher schon der Fall sein. Da jedoch der bisherige Wortlaut
zu Missverstandnissen Anlass geben konnte, wird die Regelungsabsicht durch Erganzung
der Nummer 5 klargestellt.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Nr. 2 Satz 1 und Satz 2 — neu -)

Auf Grund der Einfigung der neuen Nummern 4 und 5 in Absatz 1 wird das Zitat in Absatz 2
Nr. 2 Satz 1 redaktionell entsprechend angepasst.

Mit der Einfihrung des Satzes 2 wird sichergestellt, dass eine doppelte Berlicksichtigung des
Arbeitnehmer-Pauschbetrags gemanR § 9a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a EStG sowohl bei den
inlandischen als auch bei den auslandischen Einkinften ausscheidet. Auch wird mit dieser
Regelung verhindert, dass steuerfreie auslandische Einkiinfte auch dann um die tatsachlich
angefallenen Werbungskosten zu kirzen sind, wenn bei der Ermittlung des im Inland zu
versteuernden Einkommens der Arbeitnehmer-Pauschbetrag gewahrt wurde. Damit kommen
nur die Werbungskosten zum Ansatz, die insgesamt (Summe der Werbungskosten zu
inlandischem und ausléandischem Arbeitslohn) einen bei der Ermittlung der inlandischen
Einkiinfte bereits beriicksichtigten Arbeitnehmer-Pauschbetrag tibersteigen. Dies entspricht
der bislang vertretenen Verwaltungsauffassung. Die bisherige Regelung des § 32b Abs. 2
Nr. 2 EStG bietet dafur jedoch keine ausreichende Rechtsgrundlage (BFH-Urteil vom

17. Dezember 2003 - | R 75/03; BStBI |1 2005 S. 96).

Die Anderungen des § 32b EStG sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52
Abs. 1 EStG in der Fassung des Steuerénderungsgesetzes 2007 erstmals fir den
Veranlagungszeitraum 2007 anzuwenden.

Zu Nummer 19 bis 21 (8 33 Abs. 3 Satz 2, § 33a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b, § 33b
Abs. 5 Satz 1)

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen an § 31 Satz 4 EStG.

Zu Nummer 22 (8 34 Abs. 2 Nr. 4)

Der Bundesfinanzhof hat mit seinem Urteil vom 14. Oktober 2004 (BStBI 2005 Il S. 289)
entschieden, dass eine Tatigkeit, die sich Gber zwei Veranlagungszeitraume erstreckt, auch
dann ,mehrjahrig” im Sinne des § 34 Abs. 3 EStG a. F. (jetzt § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG) ist,
wenn sie einen Zeitraum von weniger als zwolf Monaten umfasst.
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Diese Auslegung entspricht nicht dem Sinn und Zweck der Regelung, wonach die steuerliche
Belastung bei Einklinften, die dem Steuerpflichtigen fir die Tatigkeit mehrerer Jahre
zufliel3en, nicht hoher sein soll, als wenn ihm in jedem Jahr ein Anteil zugeflossen ware.
Vielmehr fihrt sie dazu, dass auch Zahlungen, die einen Zeitraum von weniger als zwolf
Monaten umfassen, begunstigt werden. Da die bisherige Regelung einen Zwolf-
Monatszeitraum nicht ausdrtcklich vorsieht, muss der Gesetzeswortlaut daher dahingehend
geandert werden, dass Vergutungen fur mehrjahrige Tatigkeiten von § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG
nur erfasst sind, soweit sie fur eine Tatigkeit gezahlt werden, die sich Uber mindestens zwei
Veranlagungszeitraume erstreckt und einen Zeitraum von mehr als zwolf Monaten umfasst.

Die Anderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG in der
Fassung des Steuerdnderungsgesetzes 2007 erstmals fur den Veranlagungszeitraum 2007
anzuwenden.

Zu Nummer 23 (8 34c¢)
Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1)

Auf Grund der bisherigen Formulierung hélt es die Rechtsprechung fir mdglich, dass in Fal-
len, in denen kein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung besteht, eine
auslandische Steuer auch dann ungekirzt angerechnet werden kann, wenn ein Anspruch
auf ErmafRigung der auslandischen Steuer im ausléandischen Staat verjahrt ist. Dieses
Verstandnis tragt dem Sinn und Zweck der Vorschrift nicht ausreichend Rechnung: Wenn es
einem Steuerpflichtigen nach 8§ 34c EStG ermdéglicht wird, seine deutsche Steuer durch
auslandische Steuern auf seine auslandischen Einkiinfte auch dann zu ermafligen, wenn ein
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung nicht besteht, dann hat der Steu-
erpflichtige seinerseits die Pflicht die Mdglichkeiten einer ErméafRigung dieser auslandischen
Steuern fristgerecht auszuschopfen. Versaumt der Steuerpflichtige die Frist flr eine
ErmaRigung im auslandischen Staat, stellt die Anderung klar, dass bei der Berechnung der
anrechenbaren Steuer der Betrag der ausl&ndischen Steuer um bereits verjahrte
Erstattungsanspriche gekirzt werden muss.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Bereits nach dem bisherigen 8 34c Abs. 2 EStG mussen fur einen Abzug der auslandischen
Steuer bei der Ermittlung der Einkiinfte die Voraussetzungen nach 8§ 34c Abs. 1 EStG mit
Ausnahme der Hochstbetragsberechnung (8§ 34c Abs. 1 Satz 2 EStG) erfillt sein. Damit setzt
der Abzug der auslandischen Steuer voraus, dass die auslandischen Einkinfte in die
inlandische Besteuerungsgrundlage mit einzubeziehen sind. Dies ergibt sich auch aus dem
Sinn und Zweck der Vorschrift, doppelte Belastungen zu vermeiden, nicht aber doppelte
Vorteile zu erméglichen.

Bei natirlichen Personen sind Dividenden zur Halfte steuerpflichtig (8 3 Nr. 40 EStG). Nach
bisheriger Rechtslage kann eine auslandische Steuer in vollem Umfang abgezogen werden.
Mit der Anderung des § 34c Abs. 2 EStG kann aus den oben genannten Griinden kunftig
eine auslandische Steuer auf auslandische Dividenden auch bei natirlichen Personen nur
abgezogen werden, soweit die Dividenden steuerpflichtig sind. Soweit Dividenden nach § 3
Nr. 40 EStG steuerfrei sind, wird eine doppelte Belastung mit auslandischen und
inlandischen Steuern durch Steuerfreiheit vermieden.

Zu Buchstabe c (Absatz 6)

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1)
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Nach § 34c Abs. 6 Satz 1 EStG in der gegenwartigen Fassung sind die Vorschriften tber die
Anrechnung oder den Abzug auslandischer Steuern vorbehaltlich der Satze 2 bis 5 nicht
anzuwenden, wenn die Einkiinfte aus einem Staat stammen, mit dem ein Abkommen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung besteht. Damit kbnnte zweifelhaft sein, ob in den Fallen
des 8 50d Abs. 9 EStG eine Steuerermafiigung bei ausléndischen Einkinften auf Grund
auslandischer Steuern moglich ist. Durch die Ergéanzung des Vorbehalts auf den neuen

Satz 5 (vgl. Begrindung zu Doppelbuchstabe cc) wird festgelegt, dass in den Féllen, in
denen auf Grund § 50d Abs. 9 EStG Einklnfte nicht von der Bemessungsgrundlage
auszunehmen sind, § 34c Abs. 1 bis 3 und Abs. 6 Satz 6 angewendet werden kdnnen.

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 4)

8§ 34c Abs. 6 Satz 4, 1. Alternative EStG ermdglicht die Anrechnung oder den Abzug
auslandischer Steuern, wenn bei Einkiinften aus einem Staat, mit dem ein Abkommen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung (DBA) besteht, keine Beseitigung der Doppelbesteue-
rung nach den Vorschriften des DBA erfolgt. Der Gesetzgeber wollte mit dieser Regelung
eine Auffangregelung in Fallen alter, unvollkommener DBA schaffen. In der Gesetzes-
begriindung (BT-Drs. 8/3648) sind namentlich die alten DBA mit Osterreich und Italien
erwahnt. Da diese DBA zwischenzeitlich revidiert sind, ist der Grund fur § 34c Abs. 6 Satz 4
1. Alternative EStG entfallen.

§ 34c Abs. 6 Satz 4 2. Alternative EStG ist weiterhin einschlagig und wurde lediglich
redaktionell angepasst.

Zu Doppelbuchstabe cc (Satz 5 — neu -)

Durch die Einfligung des neuen Satzes 5 wird festgelegt, dass in den Fallen, in denen
Einkiinfte auf Grund des § 50d Abs. 9 EStG nicht von der Bemessungsgrundlage
auszunehmen sind, die auslandische Steuer nach 8§ 34c Abs. 1 bis 3 und Abs. 6 Satz 6 (neu)
angerechnet oder abgezogen werden kann.

Die Anderung des § 34c Abs. 6 Satz 1 und Satz 5 ist nach § 52 Abs. 49 EStG auf alle noch
offenen Falle anzuwenden. Die sonstigen Anderungen des § 34c EStG sind nach der
allgemeinen Anwendungsregelung in 8 52 Abs. 1 EStG in der Fassung des
Steueranderungsgesetzes 2007 erstmals fir den Veranlagungszeitraum 2007 anzuwenden.

Zu Nummer 24 (8 35 Abs. 1 Nr. 2 zweiter Halbsatz)

Redaktionelle Anpassung. Der bislang unzutreffende Gesetzesverweis auf den nicht mehr
existierenden Absatz 3 Satz 4 wird durch den Verweis auf Absatz 2 Satz 5 ersetzt.

Zu Nummer 25 (8 35a Abs. 2 Satz 2)

Um MaflZnahmen nicht doppelt zu férdern, werden MalRhahmen, die nach dem CO,-
Gebaudesanierungsprogramm der KfW-Foérderbank gefordert werden, von der steuerlichen
Forderung ausgeschlossen. Der Ausschluss der steuerlichen Forderung gilt sowohl bei
Inanspruchnahme eines zinsverbilligten Darlehens als auch bei Erhalt eines Zuschusses.
Zu Nummer 26 (8 37b — neu -)

Zahlreiche Steuerpflichtige tatigen aus betrieblicher Veranlassung Sachzuwendungen an

Arbeitnehmer sowie an Personen, die zu ihnen nicht in einem Dienstverhaltnis stehen (z. B.
Geschaftspartner und deren Arbeitnehmer). Fir den Empféanger handelt es sich bei der
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Zuwendung regelmafig um einen steuerpflichtigen geldwerten Vorteil, dessen Wert fir ihn
haufig schwer zu ermitteln ist. Zur Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens wird eine
Pauschalierungsmdéglichkeit eingefihrt, die es dem zuwendenden Steuerpflichtigen
ermdglicht, die Einkommensteuer pauschal zu erheben. Diese Pauschalsteuer gilt die
steuerliche Erfassung des geldwerten Vorteils beim Zuwendungsempfanger ab. Der
Zuwendende Ubernimmt die Steuer und unterrichtet den Zuwendungsempfanger dartber.
Damit wird fur alle Beteiligten Rechtssicherheit geschaffen. Die Regelung betrifft nur
Sachzuwendungen; bei Barzuwendungen ist eine weitere Vereinfachung des
Besteuerungsverfahrens durch eine besondere Pauschalierung der Einkommensteuer nicht
erforderlich.

Absatz 1

Absatz 1 beinhaltet die Pauschalierungsmoglichkeit bei Sachzuwendungen an
Nichtarbeitnehmer des Steuerpflichtigen (z. B. Kunden, Geschéftsfreunde, deren
Arbeitnehmer), die einkommensteuerlich als Geschenk im Sinn des 8§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1
Satz 1 EStG zu beurteilen sind. Die Regelung lasst die bestehenden
Vereinfachungsregelungen zu Bewirtungsaufwendungen (R 4.7 Abs. 3 EStR, R 31 Abs. 8
Nr. 1 LStR) unberthrt; derartige Zuwendungen werden somit auch kiinftig nicht besteuert.
Nicht besteuert werden auch weiterhin Streuwerbeartikel und geringwertige Warenproben,
die nicht den Geschenkbegriff des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 EStG erfllen.

Die Pauschalierungsmdglichkeit bei Sachzuwendungen kann unabhéngig von der
Rechtsform von allen Steuerpflichtigen (naturliche Personen, Personengesellschaften und
Kapitalgesellschaften) angewendet werden. Als Sachzuwendungen i. S. d. § 37b EStG
kommen auch die dem Empfanger gewéahrten Vorteile anlasslich des Besuchs von
sportlichen, kulturellen oder musikalischen Veranstaltungen in Betracht. § 37b kann auch
dann angewendet werden, wenn die Aufwendungen beim Zuwendenden ganz oder teilweise
unter das Abzugsverbot des § 160 AO fallen.

Zur Vermeidung missbrauchlicher Gestaltungen wird sichergestellt, dass der zuwendende
Steuerpflichtige sein Wahlrecht zur Pauschalierung fiir alle Zuwendungen im Wirtschaftsjahr
nur einheitlich austiben kann. Das Wahlrecht wird durch die Anmeldung der Pauschalsteuer
nach Absatz 4 ausgetibt. Es kann nicht widerrufen werden (Rechtschutz des unterrichteten
Empfangers).

Als Bemessungsgrundlage fur die Besteuerung der geldwerten Vorteile wird abweichend von
8§ 8 Abs. 2 Satz 1 EStG auf die tatséchlichen Kosten des Zuwendenden einschlief3lich
Umsatzsteuer abgestellt, da dies in der Rechtspraxis eine nicht gering zu veranschlagende
Arbeitserleichterung bedeutet. Der Bundesfinanzhof sieht in den Kosten des Zuwendenden
grundsatzlich eine geeignete Grundlage fir die Schatzung des Ublichen Endpreises am
Abgabeort (vgl. zu den Aufwendungen des Arbeitgebers fir eine gemischt veranlasste Reise
BFH-Urteil vom 18. August 2005 VI R 32/03, BStBI 2006 Il S. 30). Die Einbeziehung der
Umsatzsteuer in die Bemessungsgrundlage ist sachgerecht und geboten, da durch die
Pauschalierung die Besteuerung auf der Endverbraucherebene abgegolten wird (vgl. hierzu
auch parallele Regelung in § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG). In Herstellungsfallen kann diese
Bemessungsgrundlage allerdings von dem allgemeinen Bewertungsgrundsatz in § 8 Abs. 2
Satz 1 EStG (den um Ubliche Preisnachlasse geminderten Ublichen Endpreis am Abgabeort)
erheblich abweichen. Dies ist aus Vereinfachungsgriinden und angesichts des Steuersatzes
von 45 % vertretbar. Durch die Ausnahmeregelung in Satz 2, 2. Halbsatz wird sichergestellt,
dass Arbeitnehmer eines verbundenen Unternehmens nicht besser gestellt werden, als
Arbeitnehmer des ,Herstellerunternehmens®, bei denen nach 8§ 37b Abs. 2 Satz 2 EStG die
Besteuerung nach 8§ 8 Abs. 3 EStG durchzuftihren ist. Dies fuhrt zu einer Gleichbehandlung
aller konzernzugehorigen Arbeitnehmer.

Bei der Hohe des Pauschsteuersatzes von 45 % ist berticksichtigt, dass die ibernommene
Steuer einen weiteren Vorteil fir den Empfanger der Sachzuwendungen darstellt, der
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steuersystematisch ebenfalls als Einnahme zu erfassen wére (vgl. 8 40 Abs. 1 Satz 2 EStG).
Ausgehend von einem Spitzensteuersatz von 42 % ergibt sich ein Nettosteuersatz von bis zu
72,4 %. Andererseits ist zu beriicksichtigen, dass nicht alle Empfanger von
Sachzuwendungen der Besteuerung mit dem Spitzensteuersatz unterliegen und durch die
Einbeziehung samtlicher Sachzuwendungen eines Wirtschaftsjahres in die
Bemessungsgrundlage auch solche Zuwendungen besteuert werden, die im Falle der
individuellen Besteuerung beim Empfanger nicht zu einer Einkommensteuerpflicht fihren
wurden. Im Ergebnis ist es daher sachgerecht, unter Berticksichtigung der unterschiedlichen
steuerlichen Belastung der Empfanger (einschl. Geringverdienern und Steuerauslandern)
einen gewichteten Durchschnittssteuersatz von 45 % anzusetzen. Im Ubrigen fihrt nur eine
mafvolle Bemessung des Steuersatzes dazu, dass die mit der neuen
Pauschalierungsregelung erhoffte Arbeitserleichterung fur alle Beteiligten (Steuerpflichtige,
Finanzverwaltung, Gerichte) tatsachlich in dem erhofften Umfang greift.

Um bei hohen Sachzuwendungen eine Besteuerung mit dem individuellen Steuersatz des
Empfangers der Zuwendung zu gewahrleisten, wird die Pauschalierungsmdglichkeit
ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen je Empfanger und Wirtschaftsjahr den Betrag
von 10.000 Euro Ubersteigen. Zur Uberpriifung dieser Grenze sind die Aufzeichnungen des
Steuerpflichtigen nach 8 4 Abs. 7 Satz 1 EStG heranzuziehen.

Zuwendungen, die aus gesellschaftsrechtlicher Veranlassung gewahrt werden (z. B.
verdeckte Gewinnausschuttungen), fallen nicht unter die Pauschalierung nach 8§ 37b EStG.
Nur betrieblich veranlasste Geschenke und Zuwendungen werden von der Neuregelung
erfasst.

Absatz 2

Absatz 2 Ubernimmt die Pauschalierungsgrundsatze des Absatzes 1 fiir die Besteuerung von
betrieblich veranlassten Sachzuwendungen an eigene Arbeithnehmer des Steuerpflichtigen.
Durch die Geltung des Absatzes 1 auch in diesen Féllen wird sichergestellt, dass das
Pauschalierungswabhlrecht fir Sachzuwendungen an eigene Arbeitnehmer und
Nichtarbeitnehmer nur einheitlich ausgeiibt werden kann.

Die Pauschalierung wird entsprechend dem Vorbild bei bestimmten Steuerbefreiungen (z. B.
§ 3 Nr. 33 EStG) oder Pauschalierungsvorschriften (z. B. § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG) nur in
den Féllen zugelassen, in denen die Sachzuwendungen zusatzlich zu dem zwischen den
Beteiligten ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden. Die Umwandlung von regular
zu besteuernden Barvergitungen in pauschal besteuerte Sachzuwendungen zur Erlangung
ungerechtfertigter Steuervorteile wird auf diese Weise ausgeschlossen.

Die Pauschalierung nach 8§ 37b EStG wird ausgeschlossen fur Sondertatbestande, fur die
bereits in der Praxis bewahrte gesetzliche Bewertungsregelungen bestehen
(Firmenwagenbesteuerung, amtliche Sachbezugswerte, Durchschnittsbewertung,
Rabattregelung nach § 8 Abs. 3 EStG, Uberlassung von Vermogensbeteiligungen an
Arbeitnehmer im Rahmen des § 19a EStG, Sachpramien im Rahmen von
Kundenbindungsprogrammen nach 8§ 37a EStG sowie die Pauschalierung nach § 40 Abs. 2
EStG). In diesem Bereich bedarf es keiner weiteren Vereinfachungsmalnahmen.

AulRerdem findet § 37b EStG keine Anwendung, soweit der Arbeitgeber Sachzuwendungen
mit einem betriebsindividuellen Pauschsteuersatz nach 8 40 Abs. 1 Satz 1 EStG pauschaliert
hat. Hierdurch wird vor dem Hintergrund, dass das Pauschalierungswabhlrecht fiir
Sachzuwendungen an eigene Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen und Nichtarbeitnehmer nur
einheitlich ausgetbt werden kann, sichergestellt, dass die Pauschalierung nach § 37b EStG
auch in den Fallen méglich ist, in denen der Arbeitgeber Sachzuwendungen aus dem
Anwendungsbereich des § 37b EStG an eigene Arbeitnehmer bereits nach § 40 Abs. 1

Satz 1 EStG pauschal besteuert hatte, bei einer AuRenprifung jedoch weitere
Sachzuwendungen an Nichtarbeithehmer festgestellt werden.
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Absatz 3

Der zuwendende Steuerpflichtige hat die Pauschalsteuer gemal § 37b Abs. 3i. V. m. § 40
Abs. 3 EStG zu Ubernehmen; er wird insoweit Steuerschuldner. Auf die Pauschalsteuer sind
Solidaritatszuschlag und Kirchensteuer zu erheben.

Die Zuwendungen und die Pauschalsteuer bleiben bei der Ermittlung der Einklnfte (8 2
Abs. 2 EStG) des Zuwendungsempfangers aul3er Ansatz. Ist der Zuwendungsempfanger
Gewerbetreibender, sind die Zuwendungen daher nach 8 7 GewStG nicht in seinem Gewinn
und damit nicht in seinem Gewerbeertrag enthalten.

Der zuwendende Steuerpflichtige wird durch § 37b Abs. 3 EStG verpflichtet, den Empfanger
Uber die Pauschalierung zu unterrichten. Dies ist erforderlich, damit - andernfalls - der
Empfanger seine steuerlichen Pflichten zutreffend erfiillen kann. Die Unterrichtung kann in
einfachster, sachgerechter Weise erfolgen. Welche Anforderungen an die Unterrichtung zu
stellen sind, wird sich auch nach dem Empfangerkreis richten. Bei eigenen Arbeitnehmern
wird etwa ein Aushang am ,Schwarzen Brett“/ein Hinweis in der Lohnabrechnung oder
Ahnliches geniigen, bei Dritten wird eher eine schriftliche Mitteilung (Beleg) erforderlich sein.

Absatz 4

Die pauschale Einkommensteuer wird im Rahmen des bestehenden Lohnsteuer-
Anmeldungs-Verfahrens erfasst. Absatz 4 enthalt die hierzu erforderlichen
verfahrensrechtlichen Regelungen.

Die Ubernahme der Pauschalsteuer ist aus Sicht des zuwendenden Steuerpflichtigen ein
Geschenk im Sinn des 8 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 EStG; die Pauschalsteuer ist daher nur
dann als Betriebsausgabe abziehbar, wenn der Empféanger der Zuwendung Arbeitnehmer
des Steuerpflichtigen ist.

Zu Nummer 27 (8 40a Abs. 6 Satz 3)

Fur die Erhebung und Abfuhrung der einheitlichen Pauschsteuer vom Arbeitsentgelt fir ein
geringfugiges Beschaftigungsverhdltnis ist die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-
Bahn-See zustandig. Weil diese Stelle auch die Sozialversicherungsbeitrage fur das
Arbeitsentgelt einzieht, sind zur einheitlichen Rechtsanwendung fir die Anmeldung und
Abflhrung der einheitlichen Pauschsteuer die Verfahrensvorschriften fur die
Sozialversicherungsbeitrage nach § 168 Abs. 1 Nr. 1b oder 1c oder nach § 172 Abs. 3
oder 3a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend anzuwenden.

Es sind Zweifel geduRRert worden, ob dieser Verweis auf die Verfahrensvorschriften fur die
Sozialversicherungsbeitrage auch das Vollstreckungsverfahren zur Einziehung rtickstandiger
einheitlicher Pauschsteuern einschlieRt. Die Anderung stellt klar, dass sich auch das
Vollstreckungsverfahren der einheitlichen Pauschsteuer nach diesen Vorschriften richtet.
Fur Beitreibungs- und Vollstreckungsmafinahmen riickstandiger
Sozialversicherungsabgaben ist die Bundeszollverwaltung zustandig. Sie hat auch die
Eintreibung nicht entrichteter einheitlicher Pauschsteuern beim Arbeitgeber tbernommen.
Auf Grund der klarstellenden Gesetzesédnderung ist es dem Steuerschuldner nicht mdglich,
rechtmafige BeitreibungsmalRnahmen der Bundeszollverwaltung aus formalen Griinden mit
der Begriindung anzufechten, die Finanzverwaltung sei flr das Vollstreckungsverfahren zur
Einziehung rickstandiger einheitlicher Pauschsteuern zustandig.

Zu Nummer 28 (§ 40b)
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Zu Buchstabe a (Absatz 2 Satz 5 — aufgehoben -)

Gemal § 40b Abs. 2 Satz 5 EStG konnten die sogenannten Gegenwertzahlungen, die der
Arbeitgeber anlasslich seines Ausscheidens aus einer Zusatzversorgungseinrichtung leistet
bisher — ohne Beachtung der betragsméaRigen Grenzen in den Séatzen 1 bis 4 — pauschal mit
20 Prozent besteuert werden. Im Hinblick auf die vorgesehene (Neu-)Regelung in

§ 40b Abs. 4 und 5 EStG wird 8§ 40b Abs. 2 Satz 5 EStG aufgehoben.

Zu Buchstabe b (Absatz 4)

Nachdem in 8 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 und 3 EStG Sonderzahlungen des Arbeitgebers
an betriebliche Zusatzversorgungskassen per Legaldefinition als steuerpflichtiger Arbeitslohn
bestimmt wurden, wird in § 40b Abs. 4 EStG nun die Pauschalbesteuerungspflicht des
Arbeitgebers mit einem Steuersatz von 15 Prozent eingefiihrt. Diese Pflicht zur
Pauschalbesteuerung mit Abgeltungscharakter dient zum einen dazu, die Durchfiihrung der
Besteuerung wesentlich zu vereinfachen. Zum anderen wird dadurch der Tatsache
Rechnung getragen, dass hierdurch vorrangig die Sicherung der bereits bestehenden, nicht
aber der Erwerb neuer Anspriche finanziert wird und der Arbeitgeber die Sonderzahlung
auslost. Der Steuersatz von 15 Prozent wurde gewahlt, um eine Systemumstellung der
umlagefinanzierten Versorgungssysteme trotz Steuerpflicht der Sonderzahlungen zu
erleichtern und die zukunftsorientierte Umstrukturierung dieser Versorgungssysteme somit
zu unterstiitzen. Die Uberwélzung der Pauschalsteuer auf den Arbeitnehmer ist, sofern eine
entsprechende freiwillige arbeitsrechtliche Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer geschlossen wurde, — wie auch in den anderen Féllen der
Pauschalbesteuerung — grundsatzlich méglich. Wegen der in diesem Fall dann allerdings
notwendigen und verwaltungsaufwendigen individuellen Zuordnung der Sonderzahlungen
zum einzelnen Arbeitnehmer und der erforderlichen Zustimmung des Arbeithehmers ist mit
einer Abwalzung der pauschalen Steuer in gréRerem Umfang nicht zu rechnen. Im
Gegensatz dazu sind die laufenden, regelmafig wiederkehrenden Zahlungen des
Arbeitgebers weiterhin mit 20 Prozent pauschal- oder aber individuell zu besteuern.

Die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Pauschalbesteuerung verstoi3t nicht gegen den
verfassungsrechtlichen Gleichheitsgrundsatz — der Gesetzgeber macht hier vielmehr in
zulassigem Umfang von seinem Gestaltungsrecht Gebrauch. Der Gleichheitssatz fordert
namlich nicht, eine immer mehr individualisierende und spezialisierende Gesetzgebung, die
letztlich die GleichmaRigkeit des Gesetzesvollzuges gefahrdet, sondern die Regelung eines
allgemein verstandlichen und mdglichst unausweichlichen Belastungsgrundes. Deshalb darf
der Gesetzgeber einen steuererheblichen Vorgang um der materiellen Gleichheit willen im
typischen Lebensvorgang erfassen und individuell gestaltbare Besonderheiten
unbericksichtigt lassen (BVerfGE 101, 297 [309 f.]; 96, 1 [6 f.]). Dabei sind die praktischen
Erfordernisse der Verwaltung ebenfalls von Gewicht (BVerfG 84, 348 [360]; 63, 119 [128]).
Der Aufwand fiir Arbeitgeber (Ermittlung) und Steuerverwaltung (Uberpriifung), fiir jeden
Arbeithehmer den individuellen Betrag zu ermitteln, ware angesichts der Vielzahl zu
berticksichtigender Faktoren erheblich. Die Pflichtpauschalierung verkirzt und vereinfacht
somit deutlich das Verfahren, da die Lohnsteuer fir den gesamten Vorgang — eine Zahlung
fur alle Beschaftigen — mit Hilfe einer einfachen Multiplikation ,Sonderzahlung x Steuersatz =
Lohnsteuer” berechnet werden kann. Die Einfiihrungen einer Pauschalierungspflicht des
Arbeitgebers mit der Option, seine Steuerschuld auf den Arbeitnehmer zu Uberwélzen, stellt
auch kein Verstol3 gegen das verfassungsrechtliche Gebot vor, bei den Arbeitnehmern den
existenznotwendigen Bedarf von der Besteuerung auszuschlieRen. Die etwaige
Uberwalzung der Steuerschuld auf den Arbeitnehmer ist keine zwingende gesetzliche Folge
der Pauschalbesteuerungspflicht des Arbeitgebers, sondern die Folge einer freiwilligen
Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 5 - neu -)
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Der bisherige Absatz 4 wird zum Absatz 5. Es handelt sich um eine erforderliche
Folgeanderung auf Grund der Einfligung des neuen Absatzes 4.

Zu Nummer 29 (8§ 41a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1)

Nach geltendem Recht ist die Lohnsteuer in einer Summe anzumelden. Bisher sind die
einbehaltene Lohnsteuer, die nach 8§ 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 EStG zu bescheinigen ist, und
die pauschale Lohnsteuer, die der Arbeitgeber zu Gibernehmen hat und nicht bescheinigen
darf (8 40 Abs. 3 EStG), fur die Lohnsteuer-Anmeldung zusammenzurechnen. Fir den
amtlichen Vordruck der Lohnsteuer-Anmeldung ab 2007 ist dafiir jeweils eine gesonderte
Zeile vorgesehen. Diese MalRBnahme ertffnet der Finanzverwaltung die Mdglichkeit, die vom
Arbeitgeber insgesamt bescheinigte Lohnsteuer, die in der Veranlagung auf die
Einkommensteuer angerechnet wird, mit der von ihm angemeldeten Lohnsteuer
abzugleichen. Damit kbnnen maogliche Betrugsfalle aufgedeckt und bekdmpft werden. Fir
den Arbeitgeber ist der getrennte Ausweis in der Regel keine Belastung, da ihm die
pauschale Lohnsteuersumme ohnehin bekannt ist. Die geringfligige Gesetzesanderung
sichert den getrennten Ausweis der Lohnsteuersummen ab; dies ist im Hinblick auf die
bisherige gegenteilige Verpflichtung (Anmeldung in einer Summe) aus Grinden der
Rechtsklarheit angezeigt.

Die Anderung ist erstmals fiir das Kalenderjahr 2007 anzuwenden (siehe Artikel zum
Inkrafttreten).

Zu Nummer 30 (8 41b)
Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 2 Nr. 4)
Die Anderung beruht auf einem Vorschlag des Bundesrechnungshofs.

Die Arbeitgeber werden in allen Fallen gesetzlich verpflichtet, bei Berticksichtigung der
gekirzten Vorsorgepauschale im Lohnsteuerabzugsverfahren (,Besondere Tabelle® bei der
manuellen Berechnung der Lohnsteuer) den Grof3buchstaben B elektronisch zu tbermitteln
oder zu bescheinigen. Hierdurch kann das Finanzamt im Rahmen der Veranlagung zur
Einkommensteuer erkennen, dass ein Arbeitnehmer zum Personenkreis des § 10c Abs. 3
EStG gehort und der Vorwegabzug nach § 10 Abs. 3 EStG a. F. i. V. m. 8 10 Abs. 4a EStG
zu kirzen ist. Gleiches gilt fur die besondere Kiirzung des Hochstbetrags von 20.000 Euro
nach 8§ 10 Abs. 3 EStG.

Fur Arbeitgeber bedeutet die generelle Bescheinigung des Grof3buchstabens B keinen
Mehraufwand, da sie nach § 41 Abs. 1 Satz 4 EStG ohnehin verpflichtet sind, bei
Berticksichtigung der gekirzten Vorsorgepauschale den Grof3buchstaben B im Lohnkonto
aufzuzeichnen. Die durchgangige Bescheinigung wirkt zudem vereinfachend, weil fir den
Arbeitgeber die gesonderte Prifung entféllt, ob das Dienstverhdltnis vor Ablauf des
Kalenderjahres beendet wurde.

Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 1)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, mit der § 41b Abs. 3 Satz 1 EStG in der ab

dem Kalenderjahr 2006 geltenden Fassung aus der besonderen Anwendungsregelung in
§ 52 Abs. 52¢ Satz 3 EStG in die Stammvorschrift ibernommen wird.
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Zu Nummer 31 (§ 42d)
Zu Buchstabe a (Absatz 6 Satz 1)

In Satz 1 wird eine bisher unterbliebene redaktionelle Folgeanderung nachgeholt.

Durch das Erste Gesetz fir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember
2002 (BGBI. | S. 4607) wurde in 8 1 Abs. 2 Arbeitnehmeruberlassungsgesetz der fur die
Vermutung einer Arbeitsvermittlung maRgebende Uberlassungszeitraum von 12 Monaten
ersatzlos gestrichen. Die Regelung von § 42d Abs. 6 Satz 1 zweiter Halbsatz EStG geht
seitdem ins Leere und wird deshalb gestrichen.

Zu Buchstabe b (Absatz 9 Satz 6)

Die Anderung in Satz 6 ist redaktioneller Art (Zitatberichtigung).

Mit dem Steueranderungsgesetz 2003 vom 15. Dezember 2003 (BGBI. | S. 2645) wurde

§ 38 Abs. 3a EStG eingefugt, wonach Dritte bei Erflllung der unmittelbar an sie gerichteten
Lohnzahlungen die lohnsteuerlichen Pflichten des Arbeitnehmers zu tbernehmen haben
oder nach dem der Arbeitgeber die lohnsteuerlichen Pflichten auf einen Dritten Gibertragen
kann. § 42d Abs. 9 Satz 6 EStG bestimmt, wie in Fallen des § 38 Abs. 3a EStG bei
Lohnsteuerhaftung die Haftungsschuld zu ermitteln ist. Der redaktionell unzutreffende
Verweis auf § 38 Abs. 3a Satz 8 EStG wird durch den zutreffenden Verweis auf § 38 Abs. 3a
Satz 7 EStG ersetzt.

Zu Nummer 32 (8§ 43)
Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 4 Satz 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Bereinigung (statt ,8 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 4" jetzt ,.§ 20
Abs. 1 Nr. 6 Satz 4 in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung®).

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 7 Buchstabe b Satz 2)

Es wird klargestellt, dass insbesondere Zinsen aus Beitragsdepots (Depots, aus denen die in
mehreren Jahresraten zu erbringenden Beitrage gezahlt werden) oder Ablaufdepots (stehen
gelassene Versicherungssummen) mit Einlagegeschéften bei Kreditinstituten vergleichbar
sind und damit auch im Rahmen des Zinsabschlags und der Ausstellung der Jahresbeschei-
nigung nach § 24c EStG gleich zu behandeln sind.

Die generelle Klarstellung zur Erhebung des Zinsabschlags fur bestimmte von Versicherun-
gen gezahlte Zinsen soll erst fur Vertrage (Zinsvereinbarungen) gelten, die nach dem
31. Dezember 2006 abgeschlossen werden (vgl. Anderung zu § 52 Abs. 53a EStG).

Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 3 — neu -)

Der neue Satz 3 bestimmt, in welchen Fallen unter die Gesetzesregelung fallende Ein-
nahmen als inlandische Kapitalertrdge dem Kapitalerstragsteuerabzug unterliegen. Dies ist
dann der Fall, wenn der Emittent der erworbenen Aktien (die Aktiengesellschaft) die
Voraussetzungen des 8 43 Abs. 3 Satz 1 erfillt, also Geschéftsleitung oder Sitz im Inland
hat.

Zu Nummer 33 (§ 44)
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Zu Buchstaben a bis ¢ (Absatz 1, 2 und 5)

Bei den Anderungen des § 44 EStG handelt es sich um Folgeanderungen zur Erstreckung
des Kapitalertragsteuerabzugs nach 8§ 43 EStG auf Einnahmen im Sinne des 8§ 20 Abs. 1
Nr. 1 Satz 4 EStG. Sie unterliegen dem fir normale Dividenden geltenden
Kapitalertragsteuerabzug nach § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG, ohne dass es einer Anderung
des 8§ 43 EStG bedarf. Das den Leerverkauf ausfiihrende inlandische Kredit- oder
Dienstleistungsinstitut wird verpflichtet, die Kapitalertragsteuer zu entrichten und
anzumelden; bei Verstol3 gegen diese Verpflichtung greift ein Haftungstatbestand.

Zu Buchstabe d (Absatz 6)
Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1)

Beseitigung eines redaktionellen Versehens (bei der Neufassung des § 44 Abs. 6 EStG im
Vermittlungsausschuss zum Unternehmenssteuerfortentwicklungsgesetz vom 20. Dezember
2001 wurde der Satz 1 nicht vollstandig Ubernommen).

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 4)

Es handelt sich um eine Klarstellung des vom Gesetzgeber von Beginn an Gewollten. Der
Gesetzgeber des Steuersenkungsgesetzes hatte die entsprechende Anwendung von § 44
Abs. 5 EStG nicht geregelt, weil es dessen Haftungsregelung fur die Falle der Fiktion von

§ 44 Abs. 6 EStG nicht anwenden wollte (BT-Drs. 14/2683 S. 117). § 44 Abs. 5 Satz 2 EStG
enthalt aber gerade keine Haftungsregelung, sondern eine Regelung zur Inanspruchnahme
des Steuerschuldners. Ausweislich der seinerzeitigen Gesetzesbegriindung war es der
erklarte Wille des Gesetzgebers, nur die Haftungsregelung fur Félle des § 44 Abs. 6 EStG
auszuschlief3en.

Zu Nummer 34 (8 44b Abs. 1 Satz 2)

Nach 8 8b Abs. 1 KStG bleiben Bezlige im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG bei der
Einkommensermittlung der Korperschaft, Personenvereinigung oder Vermégensmasse
aul3er Ansatz. Deshalb zahlen Koérperschaften, die als Holdingunternehmen Beteiligungen an
Kapitalgesellschaften halten, zu den Glaubigern, bei denen auf Grund der Art der Geschafte
auf Dauer die Kapitalertragsteuer hoher wére als die gesamte festzusetzende
Einkommensteuer oder Korperschaftsteuer (Uberzahler im Sinne des § 44a Abs. 5 EStG).
Bisher lasst sich der Liquiditdtsnachteil, der dadurch entsteht, dass die Kapitalertragsteuer
erst im Rahmen der spateren Veranlagung angerechnet werden kann, nur bei einer
Beteiligung an einer Aktiengesellschaft vermeiden. Aktien kdnnen durch ein Kreditinstitut
verwahrt oder verwaltet werden und eréffnen so die Méglichkeit der zeitnahen Erstattung der
Kapitalertragsteuer durch das Bundeszentralamt fir Steuern nach den 88§ 44b und 45b
EStG. Geschéftsanteile an Gesellschaften mit beschrankter Haftung werden nicht von
Kreditinstituten verwahrt oder verwaltet. Der Gesellschafter erhalt daher keine fiir das
Erstattungsverfahren nach 8 44b EStG erforderliche Kapitalertragsteuerbescheinigung nach
§ 45a Abs. 3 EStG und erfullt auch nicht die Voraussetzungen fur die Teilnahme am
Sammelantragsverfahren nach 8§ 45b EStG.

Es ist nicht sachgerecht im Falle von Uberzahlern fur das Erstattungsverfahren zwischen den
verschiedenen Gesellschaftsformen des Schuldners der Kapitalertrdge zu unterscheiden.
Fur diesen Personenkreis soll auch die von der GmbH als Schuldnerin der Kapitalertrége
auszustellende Kapitalertragsteuerbescheinigung nach § 45a Abs. 2 EStG fur das
Erstattungsverfahren nach § 44b EStG ausreichen.
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Die Anderung ist erstmals auf Kapitalertrage anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2006
zuflieBen (vgl. Anderung zu 8 52 Abs. 55h).

Zu Nummer 35 (§ 45a)
Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 5)

Es handelt sich um Folgeanderungen zur Erstreckung des Kapitalertragsteuerabzugs auf
Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 (s. 0. zu § 44 EStG). Die Erganzung regelt
die Formalien der Anmeldung der Kapitalertragsteuer bei diesen Einnahmen.

Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 3 — neu -)

Die Bescheinigung der Kapitalertragsteuer bei Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1
Satz 4 wird — wie bisher — vom Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut des
Aktienerwerbers ausgestellt.

Zu Buchstabe c (Absatz 4 Satz 2 — neu -)

Nach geltendem Recht ist die Ausstellung von Steuerbescheinigungen untersagt, wenn in
Vertretung des Glaubigers der Kapitalertrdge ein Antrag auf Erstattung von
Kapitalertragsteuer beim Bundeszentralamt flir Steuern oder in besonderen Fallen beim
Finanzamt gestellt wird, um eine zuséatzliche Berlicksichtigung von Kapitalertragsteuer bei
der Veranlagung auszuschlieRen. Mit der Erganzung wird auch die Ausstellung von
Steuerbescheinigungen in den Fallen des § 44a Abs. 8 EStG (halftiger
Kapitalertragsteuerabzug, der abgeltende Wirkung entfaltet) ausgeschlossen. Damit soll die
Stellung von Antrdgen auf Erstattung von Kapitalertragsteuer beim Bundeszentralamt fiir
Steuern verhindert werden.

Die Anderung ist erstmals ab dem 1. Januar 2007 anzuwenden (vgl. Anderung zu § 52
Abs. 55i EStG).

Zu Nummer 36 (8 45b Abs. 2 Satz 1 Nr. 3)

Nach geltendem Recht wird bei Ausschittungen auf Anteile an Erwerbs- und Wirtschaftsge-
nossenschaften von dem Einbehalt der Kapitalertragsteuer héalftig Abstand genommen, so-
weit es sich bei den Anteilsinhabern um steuerbefreite Kérperschaften oder um juristische
Personen des offentlichen Rechts handelt (§ 44a Abs. 8 Satz 1 EStG). Fur nicht
steuerbefreite Anteilsinhaber findet das Sammelantragsverfahren Anwendung. Mit der
Erganzung wird klargestellt, dass ein Sammelantrag nicht gestellt werden darf, soweit schon
halftig Abstand genommen wurde. Damit soll eine ungerechtfertigte Erstattung durch das
Bundeszentralamt fir Steuern verhindert werden.

Die Anderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG in der
Fassung des Steuerdnderungsgesetzes 2007 erstmals flr den Veranlagungszeitraum 2007
anzuwenden.

Zu Nummer 37 (8 50b Satz 1)

Die Angaben der Kreditinstitute in der Jahresbescheinigung nach 8§ 24c EStG dienen der
Unterstitzung der Steuerpflichtigen bei deren Erklarung von Einkinften aus Kapitalver-
mogen und privaten VerauRerungsgewinnen von Wertpapieren. Eine Uberprifung der
Jahresbescheinigung bei der ausstellenden Stelle ist nach geltendem Recht nicht zuldssig.
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Die Angaben kénnen nur bei dem einzelnen Steuerpflichtigen im Rahmen der Veranlagung
geprift werden. Wegen der Bedeutung des § 24c fir das Ausfillen der Anlagen KAP, AUS
und SO bei der Einkommensteuererklarung wird ein Prifungsrecht bei dem ausstellenden
Kreditinstitut eingefuhrt. Durch das Prifungsrecht der Jahresbescheinigungen soll den
Finanzbehorden die Méglichkeit gegeben werden, bei den ausstellenden Kreditinstituten die
Richtigkeit der ausgestellten Bescheinigungen und der Systematik des
Bescheinigungsverfahrens zu tberprifen. Es soll nicht der Steuerpflichtige und dessen
Angaben, sondern das Kreditinstitut kontrolliert werden. Von der Einfihrung von
Sanktionsvorschriften wird insbesondere deshalb Abstand genommen, weil
Jahresbescheinigungen erstmals in 2005 ausgestellt werden und zunachst die Erfahrungen
mit der neuen Regelung gesammelt und ausgewertet werden sollen.

Das Prifungsrecht der Finanzbehdrden nach § 50b EStG gilt fur alle bislang ausgestellten
Jahresbescheinigungen nach § 24c (vgl. Anderung zu § 52 Abs. 58c EStG).

Zu Nummer 38 (8§ 50d)
Zu Buchstabe a (Absatz 3)

Vor dem Hintergrund der Entscheidung des BFH vom 31.5.2005 (BStBI 11 2006 S. 118)
bezweckt die gesetzliche Anderung eine Klarstellung, was Sinn und Zweck dieser Vorschrift
ist. Sie lehnt sich an eine langjahrige Rechtsprechung an, wie sie zuletzt in der Entscheidung
des BFH vom 20.3.2002 (BStBI 11 2002 S. 819) zum Ausdruck kam. Die Anderung des § 50d
Abs. 3 EStG dient der Festigung und Konkretisierung dieser Vorschrift als
Missbrauchsregelung.

Eine Missbrauchsregelung ist geboten, um zunehmenden Steuerplanungstechniken zu
begegnen, mit denen die Besteuerung von Dividendenausschiittungen beim Endempfanger
durch die gezielte Zwischenschaltung von spezifisch ausgestalteten auslandischen
Gesellschaften umgangen werden soll. Solche Gesellschaften existieren meist nur auf dem
LPapier®, d. h. sie sind nur im Handelsregister eingetragen und verfigen tber keine eigene,
dem Geschéftszweck angemessene Geschaftsausstattung; manchmal existieren sie noch
nicht einmal auf ,Papier”, sondern als sog. Briefkastengesellschaften. Meist tiben sie keine
oder nur geringe gewerbliche Aktivitdten aus oder sie Ubertragen die von ihnen
auszulbenden Téatigkeiten auf Dritte. Da die Mdglichkeiten der Steuergestaltung
unerschopflich zu sein scheinen, ist abzusehen, dass diese Regelung an kiinftige neue
Modelle angepasst werden muss.

Der Einkommensteuergesetzgeber macht von seiner durch das Bundesverfassungsgericht
(Urteil v. 6.3.2002, Az: 2 BvL 17/99, Rdn. 201) bestatigten weitgehenden Befugnis zur
Typisierung der Vielzahl der Einzelfalle Gebrauch und fiihrt zu diesem Zweck die einzelnen
~Stellschrauben” fir missbrauchlich zwischengeschaltete Gesellschaften konkret auf.

Im Ubrigen ist ausdruicklich darauf hinzuweisen, dass die Anwendung des § 42 Abs.1 AO
nicht durch 8 50d Abs. 3 EStG ausgeschlossen ist (8 42 Abs. 2 AO).

Zu Satz 1

1. Ein wirtschaftlicher Grund fehlt insbesondere dann, wenn die auslandische
Gesellschaft Giberwiegend der Sicherung von Inlandsvermdgen in Krisenzeiten dient,
fur eine kinftige Erbregelung oder fir den Aufbau der Alterssicherung der
Gesellschafter eingesetzt werden soll.

Als sonst beachtliche Griinde kénnen u. a. rechtliche, politische oder auch religidse
Grinde in Betracht kommen.
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Abzustellen ist ausschlie3lich auf die Gesellschaft als solche. Das gilt auch fiir eine
Gesellschaft, die Teil eines Konzerns ist (siehe zu Satz 2).

2. Da in der bisherigen Praxis auch Minimaltatigkeiten als ,eigene Wirtschaftstatigkeit"
deklariert wurden, ist in Anlehnung an 8 9 AStG (Freigrenze bei gemischten
Einklnften) eine 10-Prozent-Grenze eingefiigt worden, um Gesellschaften ohne eine
ins Gewicht fallende aktive Wirtschaftstatigkeit von der Entlastung nach § 50d Abs. 1
oder 2 EStG auszuschliel3en.

3.  Eine substanzielle, dem Geschéaftszweck angemessene Geschaftsausstattung ist fur
den Nachweis einer Gesellschaft, die mehr sein soll als eine Basis- oder
Domizilgesellschaft, nach wie vor — auch aus Grinden der Administrierbarkeit dieser
Rechtsvorschrift — unbedingt erforderlich. Das Merkmal der Teilnahme am allgemeinen
wirtschaftlichen Verkehr ist schon dann erfillt, wenn eine Gesellschaft Dienstleistungen
nur gegentber einem Auftraggeber erbringt. Eine gewerbliche Tétigkeit liegt daher
auch vor, wenn eine Gesellschaft Dienstleistungen nur gegeniiber einer oder mehreren
Konzerngesellschaften erbringt.

Zu Satz 2

Struktur- und Strategiekonzepte fur einen Konzern durfen nicht dazu fihren, dass
funktionslosen auslandischen Gesellschaften Steuerentlastungen nach § 50d Abs. 1 oder 2
EStG gewéhrt werden, da sich konzerninterne Merkmale relativ einfach gestalten bzw.
begrinden lassen. Die Missbrauchsvorschrift des § 50d Abs. 3 EStG konnte dadurch leicht
umgangen werden. AulRerdem sind derartige Merkmale in der Praxis kaum nachprufbar.

Zu Satz 3

Satz 3 knupft an die Rechtsprechung des BFH an. Ausgeschlossen von der
Entlastungsmadglichkeit sollen Einkinfte sein, die letztlich nicht ,am Markt* erzielt werden,
also nicht aus der Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr (siehe oben zu

Satz 1 Nr. 3). Es handelt sich regelmaf3ig um Einkiinfte aus der Vermogensverwaltung bzw.
der Verwaltung von Wirtschaftsgutern. Als Verwaltung von Wirtschaftsgitern ist auch das
Halten von Anteilen an einer oder mehreren Gesellschaften zu sehen. Nicht um
Vermogensverwaltung, sondern um eigene Wirtschaftstatigkeit handelt es sich, soweit
geschaftsleitende Funktionen im Zusammenhang mit den jeweiligen Beteiligungen ausgelbt
werden. Eine Geschéftsleitung liegt vor, wenn zu dem Halten der jeweiligen Beteiligung noch
eine Managementtétigkeit hinzukommt. Zwingende Voraussetzung ist jedoch eine
tatsachliche Managementtatigkeit fir mehr als eine Untergesellschaft.

AuBerdem wird die Mdglichkeit ausgeschlossen, samtliche Geschéftstatigkeiten auszulagern
(,Outsourcing“), z. B. auf Anwaltskanzleien, und trotzdem eine Entlastung zu erhalten.

Zu Satz 4

Die Missbrauchsregelung des § 50d Abs. 3 EStG ist nicht anwendbar, wenn die
auslandische Gesellschaft nach dem Vorbild des § 7 Abs. 6 Satz 3, 2. Halbsatz AStG an
einer in- oder auslandischen Boérse notiert ist.

Der neue § 50d Abs. 3 EStG ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1
EStG in der Fassung des Steuerdnderungsgesetzes 2007 erstmals fur den
Veranlagungszeitraum 2007 anzuwenden.

Zu Buchstabe b (Absatz 9 —neu -)
Im Rahmen von Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung (DBA) vermeidet

Deutschland als Wohnsitz- bzw. Sitzstaat traditionell die Doppelbesteuerung durch
Freistellung der Einkinfte von der deutschen Besteuerung, wenn die Einklinfte aus einer
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aktiven Tatigkeit im anderen Staat stammen (Anwendung der Freistellungsmethode). Dabei
kann es zu einer dem Sinn und Zweck der Freistellungsmethode widersprechenden
Nichtbesteuerung kommen.

Qualifikationskonflikte

Zu einer dem Sinn und Zweck der Freistellungsmethode widersprechenden
Nichtbesteuerung oder zu einer Besteuerung zu einem durch das DBA begrenzten
Steuersatz kann es kommen, wenn die Vertragsstaaten Einkiinfte unterschiedlichen
Abkommensbestimmungen zuordnen, weil sie

1. von unterschiedlichen Sachverhalten ausgehen,
2. die Abkommensbestimmungen unterschiedlich auslegen oder

3. auf Grund von Vorschriften, die Artikel 3 Abs. 2 des OECD-Musterabkommens (OECD-
MA) entsprechen, Abkommensbegriffe nach ihrem nationalen Recht auslegen.

In diesen Fallen lauft die Grundfunktion der Freistellungsmethode — die Vermeidung der
Doppelbesteuerung — ins Leere. Damit besteht insoweit, so der Kommentar zum OECD-MA
(Tz. 32.6 zu Artikel 23), fiir den Wohnsitzstaat keine Verpflichtung, die Einkiinfte
freizustellen. Dies gilt nach dem Kommentar bei der Anwendung der Freistellungsmethode
ganz allgemein, d.h. unabhangig davon, ob die Formulierung der Freistellung in einem DBA
Artikel 23A des OECD-MA 2000 entspricht (Tz. 33 bis 36.1 der Einleitung zum Kommentar).

Beispiel

Die im Inland ans&ssigen naturlichen Personen A und B sind die Gesellschafter einer im
Staat C errichteten Personengesellschaft. Die Personengesellschaft bt im Staat C eine
Geschéftstatigkeit durch eine feste Geschéftsreinrichtung aus. Nach dem DBA mit Staat C
nimmt Deutschland als Anséassigkeitsstaat Betriebsstatteneinkinfte von der deutschen
Besteuerung aus; im Ubrigen entspricht das DBA dem OECD-MA. Staat C behandelt die
Personengesellschaft als Steuersubjekt. A verdulRert seinen Anteil an der Gesellschatft.

Da Staat C die Personengesellschaft als Steuersubjekt behandelt, betrachtet er die
Veraul3erung des Anteils als Verau3erung eines Anteils an einer Kapitalgesellschaft. Er kann
deshalb den VeraulRerungsgewinn nicht besteuern (Artikel 13 Abs. 5 OECD-MA). Aus
deutscher Sicht ist die Personengesellschaft kein Steuersubjekt; dementsprechend wird die
VerdufRerung des Anteils als VerauRerung der Wirtschaftsguiter einer Betriebsstatte
behandelt, auf die Artikel 13 Abs. 1 und (oder) Abs. 2 OECD-MA anzuwenden ist. Diese
Vorschriften weisen Staat C das Besteuerungsrecht zu, wahrend Deutschland den
VerdufRerungsgewinn von der Besteuerung ausnimmit.

Der VerauBerungsgewinn wird hiernach in keinem Staat besteuert. Da die Nichtbesteuerung
in beiden Staaten ihre Ursache in der Anwendung unterschiedlicher
Abkommensbestimmungen hat, also ein Qualifikationskonflikt vorliegt, ist Deutschland als
Ansassigkeitsstaat nicht verpflichtet, den VerauRerungsgewinn freizustellen. Das gilt auch fir
den Fall, dass das jeweilige DBA keine ausdriickliche Regelung enthalt, die fir negative
Qualifikationskonflikte einen Ubergang auf die Anrechnungsmethode vorsieht.

Nichtbesteuerung nach dem Recht des Quellenstaates

Zu einer dem Sinn und Zweck der Freistellungsmethode widersprechenden
Nichtbesteuerung kann es ebenso kommen, wenn das DBA dem anderen Vertragsstaat das
Besteuerungsrecht zuweist, dieser Staat sich jedoch an der Besteuerung der Einkiinfte
gehindert sieht, weil sein innerstaatliches Recht die Besteuerung nicht zulasst.
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Beispiel

Eine im Inland anséassige nattrliche Person bezieht aus Staat B Unternehmenseinkiinfte
(Betriebsstatteneinkiinfte), die nach dem DBA mit Staat B von der deutschen Steuer
auszunehmen sind. Nach dem Recht des Staates B sind jedoch keine
Unternehmenseinkiinfte gegeben, sondern Einkinfte aus Vermogensverwaltung; sie
bestehen u.a. in Zinsen. Nach dem Recht des Staates B unterliegen Zinsen, die nicht
ansassigen Personen zuflieBen, nicht der Besteuerung. Die Zinsen werden dann in keinem
Staat besteuert.

Folgerungen

Vor diesem Hintergrund ist es nicht nur gerechtfertigt, sondern auch geboten, zur
Verhinderung von Steuerausfallen die Freistellung der Einkiinfte auszuschlie3en, wenn sonst
Einkiinfte nicht oder nur zu einem der Hohe nach begrenzten Steuersatz (z. B. durch
Anwendung von DBA - Bestimmungen, die Artikel 10 Abs. 2 oder 11 Abs. 2 des OECD-MA
entsprechen) besteuert wiirden, weil das jeweilige DBA keine Bestimmungen enthdlt, die
~-doppelte” Nichtbesteuerungen oder die Besteuerung zu einem niedrigeren Steuersatz
verhindern. Die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung ergibt sich vor allem, weil die
Freistellungsmethode durch entsprechende Gestaltungen gezielt eingesetzt wird, um
~doppelte” Nichtbesteuerungen zu erreichen. Die grundlegende Funktion der
Freistellungsmethode als Malinahme zur Vermeidung der Doppelbesteuerung soll dadurch
jedoch unberthrt bleiben.

Die neue Vorschrift

8 50d Abs. 9 ist nur auf Einklinfte anzuwenden, die nach einem DBA von der
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer auszunehmen sind. Deshalb bleiben
Steuerbefreiungen, die sich aus dem innerstaatlichen Recht ergeben, unberthrt.

Absatz 9 Nr. 1 erstreckt sich auf die beschriebenen Qualifikationskonflikte. Ist ein solcher
Konflikt Ursache der Nichtbesteuerung oder Besteuerung zu einem im DBA vorgesehenen,
der Hohe nach begrenzten Steuersatz, entfallt die Freistellung der Einkiinfte. Daraus folgt,
dass im Fall von Verlusten die allgemeinen Vorschriften des deutschen Steuerrechts gelten.

Absatz 9 Nr. 2 hebt die nach dem DBA vorgesehene Freistellung der Einklinfte auf, wenn der
andere Vertragsstaat die Einkinfte nicht besteuern kann, weil dessen innerstaatliches Recht
diese Einkilinfte im Rahmen der beschrénkten Steuerpflicht nicht erfasst. Absatz 9 Nr. 2
bertihrt dagegen nicht Einkilinfte, die nach dem Recht des anderen Staates allgemein von
der Besteuerung ausgenommen sind. Nichtbesteuerung im Sinne der Nummer 2 bedeutet,
dass Einklnfte nicht steuerpflichtig sind. Eine Nichtbesteuerung im Sinne der Vorschrift ist
jedoch nicht gegeben, wenn im anderen Staat aufgrund einer Verlustberiicksichtigung keine
Steuer festgesetzt wird.

Handelt es sich bei den Einklinften, die der andere Vertragsstaat im Rahmen seiner
beschréankten Steuerpflicht nicht besteuert, um Dividenden, die nach einem DBA von der
Bemessungsgrundlage der deutschen Besteuerung auszunehmen sind, ist Satz 2 nicht
anzuwenden, d. h. die Steuerbefreiung der Dividenden bleibt erhalten.

Durch Absatz 9 bleiben die Regelungen in Absatz 8 und in 8 20 Abs. 2 AStG, die ebenfalls
die Freistellung aufgrund von Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung unter
bestimmten Voraussetzungen ausschlie3en, unberihrt.

Die vorgesehene Regelung greift weder in die dem jeweiligen Staat zugewiesenen
Besteuerungsrechte ein, noch kénnen sich dadurch Doppelbesteuerungen ergeben.
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Zu Nummer 39 (8 50f Abs. 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung (Zitatanpassung) zur gesetzlichen
Anderung des § 22a Abs. 2 EStG.

Die Anderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG in der
Fassung des Steuerdnderungsgesetzes 2007 erstmals flr den Veranlagungszeitraum 2007
anzuwenden.

Zu Nummer 40 (§ 52)
Zu Buchstabe a (Absatz 4b Satz 2 — neu -)

Nach dem neuen Absatz 4b Satz 2 ist der neu gefasste § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe d EStG
erstmals auf Bezlige im Sinne des 8 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG und auf Einnahmen im Sinne des
§ 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG anzuwenden, die nach dem Tag der Verkiindung dieses Gesetzes
zugeflossen sind.

Zu Buchstabe b (Absatz 5)

Die derzeitige Regelung in 8 52 Abs. 5 ist Uiberholt und kann durch die Neufassung entfallen.
Nach dem neu gefassten Absatz 5 ist der mit diesem Gesetz eingefligte § 3 Nr. 56 EStG
erstmals auf Umlagezahlungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2007 geleistet
werden.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 7)

Durch die die Neufassung von 8§ 52 Abs. 7 EStG wird sichergestellt, dass das Einstehen
eines Dritten in den Sicherungsfallen des § 3 Nr. 65 Satz 1 Buchstabe ¢ EStG nicht nur fur
alle ab Inkrafttreten der Anderung auftretenden Falle, sondern in allen noch offenen Fallen
fur den Arbeitnehmer und ggf. dessen Hinterbliebenen steuerfrei ist. Die fiir die betroffenen
Arbeitnehmer begunstigende Ausweitung des 8 3 Nr. 65 EStG greift somit auch fir noch
nicht bestandkréaftige Falle aus vor dieser Anderung liegenden Veranlagungszeitraumen.

Zu Buchstabe d (Absatz 25 Satz 5 - neu -)

Nach dem neuen Satz 5 wirkt die Beschréankung der Verjahrung nach § 10d Abs. 4 Satz 6
EStG auf alle Félle ein, in denen die Feststellungsfrist noch nicht abgelaufen ist.

Zu Buchstabe e (Absatz 30 Satz 2 — neu -)

Die Regelung bestimmt den Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung des neuen § 11 Abs. 2
Satz 4 EStG. Diese soll fur die gesamte Geltungsdauer des bereits durch das Richtlinien-
Umsetzungsgesetz gednderten § 11 Abs. 2 EStG gelten und zum gleichen Zeitpunkt in Kraft
treten. Eine unzulassige Ruckwirkung liegt nicht vor, da die bisherige Verwaltungsregelung
unverandert in das Gesetz lbernommen wird.

Zu Buchstaben f (Absatz 32a — neu -)

Da die bisherige Auffassung von Rechtsprechung und Verwaltung schon Uber einen
Zeitraum von 10 Jahren ununterbrochen gegolten hat und diese Auffassung nunmehr
gesetzlich festgeschrieben werden soll, ist es notwendig, die gednderte Stammnorm des
§ 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG auch schon fiir Veranlagungszeitraume vor 2005 anzuwenden.

Der bisherige Absatz 32a wird der neue Absatz 32b.
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Zu Buchstabe g (Absatz 34c)

Der bisherige Satz 1 erfasst die Falle, in denen der Leistungsempféanger bereits vor dem

1. Januar 2002 eine Leistung auf Grund einer Versorgungszusage in Form einer
Direktzusage oder aus einer Unterstitzungskasse bezogen hat und die Anspriche steuerfrei
nach 8§ 3 Nr. 66 EStG auf einen Pensionsfonds Ubertragen wurden. Die Leistungen aus dem
Pensionsfonds werden nach 8§ 22 Nr. 5 Satz 1 EStG besteuert; allerdings werden die Frei-
und Pauschbetrage wie bei Einklnften i. S. d. § 19 EStG gewéhrt. Hintergrund dieser
Regelung ist, dass durch die Gewahrung der Frei- und Pauschbetrage bei diesen sog.
.Bestandspensionaren” die Besteuerung in der gleichen Hohe wie bisher beibehalten wird
(Vertrauensschutz). In allen anderen Fallen des Leistungsbezugs durch einen
Pensionsfonds, also auch in den Fallen, in denen nach einer steuerfreien Ubertragung auf
den Pensionsfonds der erstmalige Leistungsbezug nach dem 1. Januar 2002 liegt, wird die
Leistung einheitlich nach 8 22 Nr. 5 Satz 1 EStG besteuert.

Die Regelung des § 52 Abs. 34c Satz 1 EStG wurde seinerzeit eingefiihrt, um einen Anreiz
zu schaffen, bestehende Versorgungsverpflichtungen auf Pensionsfonds zu Gbertragen. Mit
der Anderung wird nunmehr die zeitliche Begrenzung des Anwendungsbereichs des § 52
Abs. 34c EStG aufgehoben. Es wird insofern zukiinftig nur noch darauf abgestellt, dass der
Leistungsempfanger im Zeitpunkt der Ubertragung seines Versorgungsanspruchs bereits
Leistungen aus einer Direktzusage oder einer Unterstlitzungskasse bezogen hat. Damit
entféllt die zeitliche Begrenzung auf Falle, in denen der Leistungsempfanger bereits vor dem
1. Januar 2002 eine Leistung erhalten haben muss. Hinzu kommt, dass die Regelung des

8§ 52 Abs. 34c EStG nur noch Wirkung entfaltet, bis die Frei- und Pauschbetrage bei den
Einkunften i. S. d. 8 19 EStG im Jahr 2040 vollstéandig abgeschmolzen sind.

Dariuber hinaus wird konkretisiert, dass § 52 Abs. 34c EStG nur im Fall des § 3 Nr. 66 EStG
anwendbar ist und dass der Steuerpflichtige vor der Ubertragung schon Leistungen auf
Grund der Versorgungsverpflichtung erhalten haben muss. Aus Vereinfachungsgriinden ist
hiervon auch dann auszugehen, wenn der Zeitpunkt des erstmaligen Leistungsbezugs und
der Zeitpunkt der Ubertragung der Versorgungsverpflichtung in ein und demselben Monat
liegen. Die Anwendung des 8§ 52 Abs. 34c EStG auf Versorgungsanwarter kommt aus
steuersystematischer, verfahrensrechtlicher und -technischer Sicht nicht in Betracht.

Des Weiteren wird klargestellt, dass in Fallen des 8 52 Abs. 34c EStG der Werbungs-
kostenpauschbetrag nach § 9a Satz 1 Nr. 3 EStG nicht zur Anwendung kommt, denn es wird
bereits ein Pauschbetrag fur Werbungskosten nach § 9a Satz 1 Nr. 1 EStG gewahrt.

Der bisherige Satz 2 erfasst die Falle, in denen der Leistungsempféanger bereits vor dem

1. Januar 2002 eine Leistung aus einer Pensionskasse oder einer Direktversicherung
bezogen hat und die Anspriiche auf einen Pensionsfonds Gbertragen wurden. Im Gegensatz
zum bisherigen Satz 1 handelt es sich hierbei nicht um einen Fall der Steuerbefreiung des

8 3 Nr. 66 EStG. Die Leistungen werden nach 8 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a
Doppelbuchstabe bb EStG mit dem Ertragsanteil besteuert.

Satz 2 wird gestrichen, da er infolge der Anderung des § 22 Nr. 5 entbehrlich ist. Die
Leistungen aus dem Pensionsfonds beruhen ausschlie3lich auf nicht geférderten Beitragen;
sie werden — unabh&ngig von der bisherigen Regelung des § 52 Abs. 34c¢ Satz 2 EStG — nun
unmittelbar von 8§ 22 Nr. 5 Satz 2 EStG erfasst.

Die Anderung tritt zum 1. Januar 2007 in Kraft und ist erstmals fiir den Veranlagungs-
zeitraum 2007 anzuwenden.

Zu Buchstabe h (Absatz 35)
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Die Anwendung des 8 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 und 3 EStG ist aus
Vertrauensschutzgrinden grundsatzlich ab dem Tag nach dem Tag des
Kabinettsbeschlusses vorgesehen.

Das Vertrauen in den Fortbestand einer gesetzlichen Regelung wird zwar regelmafiig erst
mit dem Anderungsbeschluss des Bundestages zerstort (BVerfGE 72, 175 [200]). Dieser
Gesichtspunkt hat aber dann weniger Gewicht, wenn es darum geht, einen
Ankindigungseffekt zu vermeiden, der die beabsichtigte Wirkung der Gesetzesanderung
ganz oder zum Teil zunichte zu machen droht (BVerfGE 95, 64 [89]).

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes ist die Rickwirkung einer
Regelung zur Vermeidung eines Anklndigungseffekts auch geboten, wenn dadurch
sichergestellt werden kann, dass der Gestaltungswille des Gesetzgebers nicht unterlaufen
wird. Das Vertrauen derjenigen ist nicht mehr schutzwirdig, die unter Ausnutzung des
Zeitbedarfs eines rechtsstaatlichen Gesetzgebungsverfahrens der bevorstehenden
gesetzlichen Neuregelung zuvorkommen und die damit die Gestaltungskompetenz des
Gesetzgebers unterlaufen wollen. Ab dem Tag des Kabinettsbeschlusses sind solche
Gestaltungen somit spekulativ (BVerfGE 97, 67 [82]).

Es ist zu beflirchten, dass eine Vielzahl von Arbeitgebern unter Ausnutzung der
Rechtsprechung des BFH und in Erwartung einer fiir sie unginstigen Gesetzesanderung
vermehrt Sonderzahlungen an nicht kapitalgedeckte Zusatzversorgungseinrichtungen leisten
werden. Deshalb ist eine Verwehrung von Vertrauensschutz grundsatzlich bereits ab dem
Tag des Kabinettsbeschlusses zulassig.

Um die bisherigen tarifpolitischen Entscheidungen von Bund, Lander und Gemeinden und
die daraufhin eingegangenen tarifvertraglichen Bindungen hinsichtlich der sogenannten
Sanierungsgelder — Sonderzahlungen im Sinne des neu eingefiigten § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
Satz 2 Buchstabe d EStG — zu bertcksichtigen, bleiben diese jedoch mit einer
Ubergangsfrist, die der Mindestlaufzeit des Tarifvertrages zur Reform der Zusatzversorgung
des offentlichen Dienstes entspricht, davon zundchst ausgenommen. Soweit diese
Sonderzahlungen bis zum 31. Dezember 2007 entstanden und bis spéatestens 31. Dezember
2008 geleistet worden sind, werden sie deshalb weiterhin als nicht steuerpflichtige
Arbeitslohne behandelt.

Zu Buchstabe i (Absatz 36 Satz 6 bis 8 — neu -)

Satz 6 sieht eine erstmalige Anwendung der Neuregelung fir Einnahmen im Sinne des § 20
Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 EStG fur Aktienverkaufe nach dem 31. Dezember 2006 vor.

Satz 7 sieht vor, dass die in § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 1 EStG enthaltene Klarstellung, wonach
nur erbrachte lebenslange Rentenzahlungen privilegiert sind, auf nach dem 31. Dezember
2004 abgeschlossene Vertrage anzuwenden ist.

Satz 8 bestimmt, dass die in § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 3 EStG enthaltene Einbeziehung in die
Besteuerung des Unterschiedsbetrags von Rentenversicherungsvertrdgen ohne
Kapitalwahlrecht, soweit sie keine lebenslange Rentenzahlung vorsehen, auf Vertrage
anzuwenden ist, die nach dem 31. Dezember 2006 abgeschlossen werden. Die Erweiterung
der Besteuerung auf Versicherungsleistungen bei Ruckkauf des Vertrages ist auf Falle des
Ruckkaufs nach dem 31. Dezember 2006 anzuwenden.

Zu Buchstabe j (Absatz 37d —neu -)
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Zu Satz 1

Der neue Absatz bestimmt, dass die entsprechende Anwendung des 8§ 15b EStG flr
samtliche Einkiinfte aus Kapitalvermdgen erstmals auf in dem Veranlagungszeitraum 2006
erzielte Verluste anzuwenden ist.

Die Regelung zur Bekampfung von Steuerstundungsmodellen (§ 15b EStG) aus dem Jahre
2005 greift nur bei einem Teil der Einkunfte aus Kapitalvermdgen. Damals waren keine
besonderen Modelle bei den Einklnften aus Kapitalvermdgen auf3erhalb dieses Teilbereichs
auf dem Markt hervorgetreten. Zwischenzeitlich werden aber entsprechende Modelle auf
dem Markt massiv angeboten. Dabei wird mit hoher Fremdfinanzierung (Verhaltnis
Eigenkapital zu Fremdkapital, z. B. 1:30) und dem héchst zulassigen Disagio nach einer von
der Finanzverwaltung vorgegebenen Staffel eine abgezinste Schuldverschreibung erworben.
Hieraus ergeben sich hohe Werbungskosten, die im ersten Jahr bis zu 258 % des
geleisteten Eigenkapitals ausmachen kénnen. In den Folgejahren fallen dann
Werbungskosten in Hohe der laufenden Schuldzinsen an. Erst im Jahr der Einlésung bei
Endfalligkeit oder bei einer vorzeitigen Veraul3erung werden steuerpflichtige Einnahmen
erzielt.

Die Anwendungsregelung sichert in erheblichem Unfang das Steueraufkommen. Allein bei
funf bekannt gewordenen Fonds ergibt sich aus den Verlustzuweisungen ein Steueraus-
fallvolumen von 685 Mio. Euro, das voraussichtlich in 2007 kassenwirksam wiirde. Es ist
davon auszugehen, dass weitere Fondsinitiatoren derartige Steuerstundungsmodelle
vertreiben.

Die Veroffentlichung des Referentenentwurfs zum Jahressteuergesetz 2007 in der ersten
Julihalfte hat zu einem weiteren ,run“ auf diese Modelle gefihrt.

Die Anwendung der Vorschrift auf den Veranlagungszeitraum 2006 ist zuléssig. Die
Einkommensteuer entsteht erst mit Ablauf des Kalenderjahres. Auf Seiten der Steuerpflichti-
gen besteht kein schutzwirdiges Vertrauen in den Fortbestand der Gesetzeslage. Der
Gesetzgeber hat mit dem Gesetz zur Verlustverrechnung im Zusammenhang mit
Steuerstundungsmodellen vom 22. Dezember 2005 seine Absicht zum Ausdruck gebracht,
dass er Steuerstundungsmodelle generell wirkungsvoll beschréanken wollte und die seinerzeit
auf dem Markt angebotenen Steuerstundungsmodelle beispielhaft aufgelistet. Damit wurde
jegliches Vertrauen von Steuerpflichtigen, dass der Gesetzgeber neue
Steuerstundungsmodelle akzeptieren wirde, zerstort.

Die Gesetzeslage hat aufgrund des massiven Auftretens von Steuerstundungsmodellen bei
Einklnften aus Kapitalvermdgen zu nicht hinnehmbaren Gestaltungen geftihrt, die der
generellen Einschatzung von Steuerstundungsmodellen durch den Gesetzgeber im Jahre
2005 klar widersprechen und zu gravierenden negativen Auswirkungen auf die 6ffentlichen
Haushalte fuhren wirden, wenn nicht die Anwendungsregelung den gesamten
Veranlagungszeitraum mit einbezieht. Der Gesetzgeber ist berechtigt, eine als wirtschaftlich
unsinnig erkannte und auf Steuervermeidung abzielende steuerliche Gestaltung und die
damit aufgetretenen Missstande der Gesetzeslage alsbald abzustellen, ohne dass
Dispositionen der Gesetzesadressaten die Neuregelung kurz vor ihrem Erlass durch
Ausnutzen der bisherigen Gesetzeslage unterlaufen konnen. Das Vermarkten der
Steuerstundungsmodelle hat in den Wochen vor dem beabsichtigten Kabinettsbeschluss
ganz erheblich zugenommen.

Zu Satz 2

Die Anwendungsregelung sieht vor, dass die Regelung zur Bekdmpfung von Steuerstun-
dungsmodellen nicht fir Investitionen gilt, die vor dem 11. November 2005 getatigt wurden.
Diese Einschrankung dient der sachgerechten Ausgestaltung und der Gleichstellung mit dem
Personenkreis, der bei Einfihrung des § 15b EStG bei den anderen Einkunftsarten erfasst
wurde (bei letzteren wurde allerdings die Verlustverrechnung schon fur den Veranlagungs-
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zeitraum 2005 beschrankt). Die Einschrankung dient gleichzeitig dem nahtlosen Ubergang
von der Abschaffung des § 2b EStG zur Neuregelung.

Wegen der Einfiigung des neuen Absatzes 37d wird der bisherige Absatz 37d der neue
Absatz 37e.

Zu Buchstabe k (Absatz 38 Satz 2 — aufgehoben -)

Die bisherige Regelung des Satzes 2 bestimmte, dass nach Inkrafttreten des
Alterseinkiinftegesetzes vom 5. Juli 2004 (BGBI. | S. 1427) der bisherige 8 22 Nr. 5 Satz 6
EStG weiterhin auf vor dem 1. Januar 2005 in begiinstigte Altersvorsorgevertrage
umgewandelte Lebensversicherungsvertrdge anzuwenden ist. Damit sollte die Regelung
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit schaffen, da sie ausdricklich festlegt, dass 8 22 Nr. 5
Satz 6 EStG nicht fur Vertrage gilt, die von Anfang an zertifiziert waren.

Im Hinblick darauf, dass die bisherige Regelung des § 22 Nr. 5 Satz 6 EStG gestrichen
wurde, geht auch der Regelungsinhalt des § 52 Abs. 38 Satz 2 EStG ins Leere. Aus
redaktioneller Sicht kann der Satz gestrichen werden.

Die Anderung tritt zum 1. Januar 2007 in Kraft und ist erstmals fiir den Veranlagungs-
zeitraum 2007 anzuwenden.

Zu Buchstabe | (Absatz 39)

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung des Zeitpunkts der erstmaligen
Anwendung der Berechnungsmethode ,First in — First out” (Fifo-Methode) bei der
VeraulRerung von Wertpapieren in Sammelverwahrung und von Fremdwé&hrungsbetragen
nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 und 3 EStG ab dem Beginn des
Veranlagungszeitraums 2005. Diese Regelung in Art. 1 Nr. 6 des Richtlinien-
Umsetzungsgesetzes soll nach dem aus den Erdrterungen des Finanzausschusses des
Deutschen Bundestages erkennbaren Willen des Gesetzgebers erstmalig ab dem
Veranlagungszeitraum 2005 gelten. Im Gesetzgebungsverfahren wurde jedoch tbersehen,
dass 8§ 52 Abs. 39 EStG noch eine giiltige ,alte” Anwendungsvorschrift beziglich § 23 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 EStG enthalt, die dessen Anwendung auf alle nach dem 31. Dezember 1998
abgeschlossenen obligatorischen Rechtsgeschéfte vorsieht.

§ 52 Abs. 39 EStG in der bisherigen Fassung bezieht sich jedoch nur auf die Verlangerung
der Behaltensfristen bei der Veraul3erung von Wertpapieren und Finanztiteln, die durch das
Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 eingefuhrt wurde. AuRerdem ist es auf Grund des
Gesetzgebungsverfahrens zum Richtlinien-Umsetzungsgesetz erkennbar, dass die Fifo-
Methode grundsatzlich nicht riickwirkend und auch nicht vor dem 1. Januar 2005
angewendet werden sollte, um den von der Regelung mit betroffenen Finanzdienstleistern
die Moglichkeit zu geben, sich auf das neue Berechnungsverfahren einzustellen.

Die auf Wunsch der Spitzenverbénde der Kreditwirtschaft getroffene Vereinfachungs- und
Ubergangsregelung im Zusammenhang mit der Einfiihrung der neuen
Jahresbescheinigungen nach § 24c EStG, mit der der unterschiedlichen EDV-technischen
Leistungsfahigkeit der Institute Rechnung getragen werden soll (vgl. BMF-Schreiben vom
5. April 2005, BStBI I S. 617), bleibt unberihrt.

Zu Buchstabe m (Absatz 49 Satz 1 — neu -)

Nach Absatz 59a ist 8 50d Abs. 9 Nr. 1 EStG fur alle Veranlagungszeitrdume anzuwenden,
soweit Steuerbescheide noch nicht bestandskréftig sind. Entsprechendes muss dann fur die
Anderung des § 34c Abs. 6 Satz 5 in Verbindung mit Satz 1 EStG, da sie sich auf § 50d
Abs. 9 EStG bezieht, gelten.
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Zu Buchstabe n (Absatz 50b Satz 2)

Mit der Anderung wird die Anderung des § 35a Abs. 2 Satz 2 EStG in die
Anwendungsregelung einbezogen.

Zu Buchstabe o (Absatz 52a Satz 3 — neu -)

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Anwendungsregelung des neuen § 19 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 EStG. Danach ist § 40b Abs. 4 EStG erstmals auf Sonderzahlungen
anzuwenden, die nach dem Tag des Kabinettbeschlusses geleistet werden (vgl. zu
Buchstabe h, § 52 Abs. 35 EStG).

Zu Buchstabe p (Absatz 52c — aufgehoben -)

§ 52 Abs. 52¢ EStG wird aufgehoben. Die bisherige Anwendungsregelung in § 52 Abs. 52¢
Satz 1 und 2 EStG ist Uiberholt. Die bisherige Anwendungsregelung in 8§ 52 Abs. 52c Satz 3
EStG wird in die Stammvorschrift ibernommen; siehe auch Anderung zu § 41b Abs. 3 Satz 1
EStG.

Zu Buchstabe q (Absatz 53 Satz 5 — neu -)

Aus Grinden der Rechtsklarheit ist es angezeigt, das Redaktionsversehen bei der
Neufassung des § 44 Abs. 6 EStG ruckwirkend zu beseitigen.

Zu Buchstabe r (Absatz 53a Satz 2 — neu -)

Die generelle Klarstellung zur Erhebung des Zinsabschlags fiir bestimmte von Versicherun-
gen gezahlte Zinsen (Anderung des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 Buchstabe b Satz 2 EStG) soll
erst fur Vertrage (Zinsvereinbarungen) gelten, die nach dem 31. Dezember 2006
abgeschlossen werden.

Zu Buchstabe s (Absatz 55f Satz 3)

In der Anderung durch das Richtlinien-Umsetzungsgesetz wurde der Verweis auf ,§ 45b
Abs. 2a“ EStG versehentlich falsch als Verweis auf ,§ 45 Abs. 2a“ EStG dargestellt. Dieses
Redaktionsversehen wird hiermit korrigiert.

Zu Buchstabe t (Absatze 55h und 55i — neu -)

Zu Absatz 55h — neu —
Der neue Absatz 55h regelt, dass der neu gefasste 8§ 44b Abs. 1 Satz 2 EStG auf
Kapitalertrage anzuwenden ist, die nach dem 31. Dezember 2006 zuflieRen.

Zu Absatz 55i — neu —

Der neue Absatz 55i regelt, dass in den Fallen des § 44a Abs. 8 EStG
Steuerbescheinigungen ab dem 1. Januar 2007 nicht mehr ausgestellt werden diirfen
(Anwendungsregelung zur Anderung von § 45a Abs. 4 Satz 2 EStG).

Zu Buchstabe u (Absatz 58c — neu -)

Der neue Absatz 58c regelt, dass das Prufungsrecht der Finanzbehdrden nach dem neuen
§ 50b EStG fir alle bislang ausgestellten Jahresbescheinigungen nach § 24c EStG gilt.

Es liegt keine unzuléassige Rickwirkung vor, da keine steuerrechtlichen Rechtsfolgen
materiell rechtlich abweichend geregelt werden. Die Verpflichtungen fur die Aussteller von
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Jahresbescheinigungen bleiben unverandert. Hinsichtlich der neu eingefihrten
Uberprifungsmaoglichkeit besteht kein verfassungsrechtlich beachtlicher
Vertrauenstatbestand.

Zu Buchstabe v (Absatz 59a Satz 6 — neu -)

Der neue Satz 6 regelt, dass 8 50d Abs. 9 Nr. 1 auf alle noch nicht bestandskraftigen Falle
anzuwenden ist. 8 50d Abs. 9 ist in Bezug auf seine Nummer 1 klarstellender Natur; denn die
Vorschrift verdeutlicht den Sinn und Zweck der Freistellungsmethode der Abkommen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung (DBA) in Féallen von Qualifikationskonflikten. Danach
besteht fur den Anséassigkeitsstaat keine Verpflichtung, Einklinfte von der Besteuerung
auszunehmen, wenn die EinkUnfte aufgrund eines solchen Konflikts im anderen Staat nicht
oder nur zu einem durch das DBA begrenzten Steuersatz besteuert werden.

Zu Nummer 41 (8 75 Abs. 1)

Mit der Anderung wird eine Anpassung der Vorschrift an § 12 BKGG in Verbindung mit § 51
SGB | vorgenommen.

Zu Nummer 42 (8 85 Abs. 2 Satz 2)

Es handelt sich hierbei um eine Verfahrensvereinfachung. Fir den Steuerpflichtigen entfallt
die Verpflichtung, jahrlich einen Antrag auf Zuordnung der Kinderzulage zu stellen.

Zu Nummer 43 (8 86 Abs. 2)
Zu Buchstabe a (Satz 1)

Es handelt sich um eine Klarstellung, dass im Rahmen des Mindesteigenbeitrags nur die
zugunsten seines Vertrages geleisteten Beitrdge zu berlcksichtigen sind, fur die der
unmittelbar Zulageberechtigte entweder einen Zulageantrag gestellt hat oder fiir die ein
Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG beansprucht worden ist und die insoweit
steuerverstrickt sind.

Die Regelung tritt zum 1. Januar 2007 in Kraft.
Zu Buchstabe b (Satz 2)

Im Sozialgesetzbuch wurde der Begriff ,Lohnersatzleistung“ durch den Begriff
.Entgeltersatzleistung” ersetzt. Es handelt sich insoweit um eine redaktionelle Anderung.

Das Arbeitslosengeld Il hat im Gegensatz zu der bisherigen Arbeitslosenhilfe nicht mehr den
Charakter einer Entgeltersatzleistung. Um diesen Wechsel entsprechend nachzuvollziehen
und unbillige Harten zu vermeiden, wird die Regelung des § 86 Abs. 2 EStG um das
Arbeitslosengeld Il erganzt. In den Fallen, in denen der tatsachlich als Arbeitslosengeld 11
ausgezahlte Betrag niedriger ist, als die beitragspflichtigen Einnahmen nach § 166 Abs. 1
Nr. 2a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch, soll der tatsachlich ausgezahlte Betrag bei
der Berechnung des Mindesteigenbeitrags berticksichtigt werden. Unter dem als
Arbeitslosengeld Il ausgezahlten Betrag ist der ausgezahlte Gesamtbetrag zu verstehen. Er
umfasst sdmtliche in den 88 19 bis 27 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch aufgefuhrten
Leistungen. Durch die Anderung wird das Arbeitslosengeld Il im Hinblick auf die
Mindesteigenbeitragsberechnung wie eine Entgeltersatzleistung behandelt.
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Das Arbeitslosengeld Il wurde am 1. Januar 2005 eingefuhrt. Um sicherzustellen, dass es
nicht zu Auslegungsproblemen der bisherigen Begrifflichkeiten kommt, wird die fur die
Steuerpflichtigen beginstigende Regelung riickwirkend zum 1. Januar 2005 in Kraft gesetzt.

Zu Nummer 44 (8 89 Abs. 2 Satz 3)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung. Mit dem Alterseinkiinftegesetz wurde in
§ 89 Abs. 1 EStG ein Satz eingefuigt. In § 89 Abs. 2 Satz 3 EStG wurde der Verweis nicht
angepasst.

Zu Nummer 45 (8 90a — aufgehoben -)

Es handelte sich bei der Regelung bereits bei Einfihrung nur um eine vorlaufige Regelung,
mit der den Anbietern die Einrichtung des Forderverfahrens erleichtert werden sollte. Die
Vorschrift war befristet bis zum Beitragsjahr 2005, da der Gesetzgeber davon ausging, dass
nach Ablauf des Beitragsjahres 2005 die Anbieter sich auf das regulare Forderverfahren
eingestellt haben.

Von der Mdglichkeit des Anmeldeverfahrens nach 8 90a wurde bisher kein Gebrauch
gemacht. Sie wird daher zum 1. Januar 2006 aufgehoben.

Zu Nummer 46 (8 92 Nr. 2)

Redaktionelle Folgednderung aus der Aufhebung des § 90a EStG.

Zu den Nummern 47 bis 54 (EStG — Ersetzung ,,vom Hundert durch , Prozent")

Der Gesetzgeber ist gehalten, veraltete oder ungebréauchliche Ausdriicke durch eine
zeitgemale Wortwahl zu ersetzen. Dies dient der Verstandlichkeit und Burgernahe.
Dementsprechend wird im Zuge des Jahressteuergesetzes 2007 die veraltete Bezeichnung
»-vom Hundert* durch das zeitgemalfe Wort ,Prozent” ersetzt.

Zu Artikel 2 (Lohnsteuer-Durchfiihrungsverordnung)

Zu Nummer 1 (8 5—neu -)

Allgemein
Die Aufzeichnungs-, Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten des Arbeitgebers haben fiir die

Sicherstellung der zutreffenden steuerlichen Behandlung der Altersvorsorgeaufwendungen
und der Altersvorsorgeleistungen eine grundlegende Bedeutung.

Durch den neuen 8 5 LStDV sowie den 88 6 und 19 der Altersvorsorge-
Durchfuhrungsverordnung werden die geltenden Regelungen zu den Aufzeichnungs-,
Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten des Arbeitgebers an die durch das
Alterseinkiinftegesetz geédnderten steuerlichen Rahmenbedingungen im Bereich der
betrieblichen Altersversorgung angepasst. Infolge der Ausweitung der Steuerfreiheit nach § 3
Nr. 63 EStG, der Beschrankung der Pauschalbesteuerung nach § 40b EStG in Verbindung
mit § 52 Abs. 6 und Abs. 52a EStG werden die Beitragsleistungen zugunsten eines
Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder einer Direktversicherung ab 1. Januar 2005
vermehrt steuerfrei gestellt und durch § 10a EStG sowie Abschnitt XI EStG geférdert. Dies
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hat gleichzeitig zur Folge, dass die auf diesen Beitrdgen beruhenden Versorgungsleistungen
in der Auszahlungsphase der vollstandigen Besteuerung unterliegen (8 22 Nr. 5 Satz 1
EStG). Die Mitteilungen des Arbeitgebers tber die steuerliche Behandlung der
Beitragsleistungen sind daher fiir die Versorgungseinrichtungen immer wichtiger,
insbesondere um die Bescheinigungen nach 8 22 Nr. 5 Satz 6 EStG — neu— (8 22 Nr. 5
Satz 7 EStG — alt —) EStG und die Rentenbezugsmitteilungen nach § 22a EStG zutreffend
sowie ohne zusatzlichen Ermittlungsaufwand erstellen zu kdnnen.

Absatz 1 (Besondere Aufzeichnungspflichten)

Fur die Anwendung von 8§ 3 Nr. 63 Satz 3 EStG sowie § 40b Abs. 1 und 2 EStG in der am
31. Dezember 2004 geltenden Fassung kommt es darauf an, ob die entsprechenden
Beitrage auf Grund einer Versorgungszusage geleistet werden, die vor dem 1. Januar 2005
(Altzusage) oder nach dem 31. Dezember 2004 (Neuzusage) erteilt wurde (8 52 Abs. 6 und
52a EStG). Fur die Frage, zu welchem Zeitpunkt eine Versorgungszusage erstmalig erteilt
wurde, ist grundsatzlich die zu einem Rechtsanspruch filhrende arbeitsrechtliche bzw.
betriebsrentenrechtliche Verpflichtungserklarung des Arbeitgebers maf3gebend (z. B.
Einzelvertrag, Betriebsvereinbarung oder Tarifvertrag).

8§ 5 Abs. 1 LStDV verpflichtet den Arbeitgeber — ergénzend zu den Aufzeichnungspflichten
nach 8§ 4 Abs. 2 Nr. 4 und 8 LStDV — zur Aufzeichnung der dort genannten Informationen
gesondert fur jede Versorgungszusage und fur jeden Arbeitnehmer. Die Finanzbehérden
werden dadurch in die Lage versetzt, die zutreffende steuerliche Behandlung der jeweiligen
Beitrage zum Aufbau einer betrieblichen Altersversorgung zu prifen.

Absatz 2 (Besondere Mitteilungspflichten)
Die in Absatz 2 enthaltenen Mitteilungspflichten sind bisher in § 6 Abs. 1 Altersvorsorge-
Durchfiihrungsverordnung enthalten.

Ohne die betreffenden Informationen kdnnen die Versorgungseinrichtungen insbesondere
die sich aus § 22 Nr. 5 Satz 6 EStG — neu — (8 22 Nr. 5 Satz 7 EStG — alt —) sowie § 22a
EStG ergebenden Bescheinigungspflichten nicht oder nur mit erheblichem
Ermittlungsaufwand nachkommen.

Die Aufgaben kénnen auch durch einen Steuerberater oder eine Besoldungsdienststelle
wahrgenommen werden.

Absatz 3 (Ausnahmen von den Mitteilungspflichten nach Absatz 2)

Auf Grund der bis zum 31. Dezember 2004 geltenden Rechtslage wurde ein Grol3teil der
Beitragsleistungen zugunsten der betrieblichen Altersversorgung, insbesondere bei den
Direktversicherungen und teilweise auch bei den Pensionskassen pauschal bzw. individuell
besteuert. Da in diesen Fallen die spateren Versorgungsleistungen in der Auszahlungsphase
nur mit dem Ertragsanteil (8 22 Nr. 5 Satz 2 EStG) der Besteuerung unterliegen, wurde das
Mitteilungsverfahren auf die steuerfreien bzw. nach § 10a / Abschnitt XI des
Einkommensteuergesetzes geforderten Beitragsleistungen beschrankt.

Nach den Anderungen durch das Alterseinkiinftegesetz (Ausweitung des § 3 Nr. 63 EStG
und Abschaffung bzw. Beschrankung der Pauschalbesteuerung) sind die Beitragsleistungen
zugunsten dem Pensionsfonds, der Pensionskasse oder der Direktversicherung nun
zunachst steuerfrei oder werden durch § 10a EStG / Abschnitt XI EStG gefordert, mit der
Folge der nachgelagerten Besteuerung der Versorgungsleistungen.

In Folge der im Bereich der betrieblichen Altersversorgung nun grof3teils nachgelagerten
Besteuerung der Versorgungsleistungen kann eine Mitteilung des Arbeitgebers nur noch
dann unterbleiben, wenn die Versorgungseinrichtung die steuerliche Behandlung der
Beitragsleistungen bereits kennt und dies dem Arbeitgeber mitgeteilt hat. In allen anderen
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Fallen hat die Versorgungseinrichtung dagegen bei einer fehlenden Arbeitgebermitteilung die
Beitrage dem gefdrderten Altersvorsorgevermégen zuzurechnen. Um trotzdem die unnétige
Ubersendung von Daten und Bescheinigungen zu vermeiden, gilt dies nur insoweit, als die
betreffenden jahrlichen Beitragsleistungen nicht den nach 8 3 Nr. 63 EStG begtinstigten
Hdochstbetrag Ubersteigen (maximal 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen
Rentenversicherung, bei sogenannten Neuzusagen zuziglich 1.800 Euro).

Absatz 4 (Aufbewahrungsfristen)

Die in Absatz 1 genannten Aufzeichnungen werden — wie zuvor erlautert — nicht nur zur
Prifung der lohnsteuerliche Behandlung der Beitragsleistungen durch den Arbeitgeber
bendtigt, sondern sind auch Basis fiir die zutreffende Besteuerung der spateren
Versorgungsleistungen — nach Eintritt des Versorgungsfalls (biometrisches Risiko Alter, Tod,
Invaliditat) — beim Arbeitnehmer oder seiner Hinterbliebenen. Da die vom Arbeitgeber zur
Durchfiihrung der betrieblichen Altersversorgung eingeschaltete Versorgungseinrichtung die
fur die Besteuerung der Versorgungsleistungen notwendige und von ihr auszustellende
Bescheinigung nach § 22 Nr. 5 Satz 6 EStG — neu — (8 22 Nr. 5 Satz 7 EStG — alt —) sowie
§ 22a EStG nur dann korrekt erteilen kann, wenn sie vom Arbeitgeber die erforderlichen
Informationen Uber die Besteuerung der Beitragsleistungen erhalten hat, ist es notwendig
den Arbeitgeber zur langfristigen Aufbewahrung der Unterlagen zu verpflichten.

Die Arbeitnehmer tiben heute ihre Erwerbstatigkeit nicht nur bei einem Arbeitgeber aus,
sondern wechseln den Arbeitgeber mehrmals. Der Versorgungsfall wird in einer Vielzahl von
Fallen daher erst nach Ablauf der in 8 41 Abs. 1 Satz 10 EStG genannte Frist eintreten. Fur
diese Félle ist es erforderlich, dass die in Absatz 1 genannten Aufzeichnungen von dem
Arbeitgeber Uber die in 8 41 Abs. 1 Satz 10 EStG genannte Frist von sechs Jahren hinaus so
lange aufbewahrt werden, wie dies zur Sicherstellung der Besteuerung notwendig ist (§ 147
Abs. 3 AO). Sofern der Versorgungsfall bereits wahrend des aktiven Arbeitsverhaltnisses
oder bis zum Ablauf des sechsten Kalenderjahres, das auf die zuletzt eingetragene
Lohnzahlung folgt, eintritt und dies eine dauerhafte Versorgungsleistung zur Folge hat, ist
dagegen die kurzere Aufbewahrung des 8§ 41 Abs. 1 Satz 10 EStG ausreichend. Gleiches gilt
in Fallen der Ubertragung der Zusage vom alten Arbeitgeber auf den neuen Arbeitgeber
gemanR § 4 Abs. 2 und Abs. 3 BetrAVG sowie der Ubertragung der betrieblichen
Altersversorgung direkt auf den Arbeithnehmer gemaR § 2 Abs. 2 BetrAVG (sogenannte
versicherungsformige Losung), also immer dann, wenn die Versorgungszusage fur den
ausgeschiedenen Arbeitnehmer bei dem alten Arbeitgeber nicht mehr besteht.

Zu Nummer 2 (8 8 Abs. 1)

Die Vorschrift bestimmt, dass die Anderungen der Lohnsteuer-Durchfiihrungsverordnung fiir
Lohnzahlungszeitrdume ab 2007 gelten.

Zu Artikel 3 (Altersvorsorge-Durchfihrungsverordnung)

Zu Nummer 1 (8 1 Abs. 2)

Zu Buchstabe a (Satz 1 — aufgehoben -)

Die Streichung des Satzes 1 ist eine Folgednderung wegen der Aufhebung des 8§ 90a EStG.

Zu Buchstabe b (bisheriger Satz 2)
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Bei der Anderung handelt es sich um eine Folgednderung zu der Regelung in § 10 Abs. 2
Satz 2 AltvDV. In diesen Fallen ist eine schriftliche Mitteilung des Anbieters an die zentrale
Stelle vorgesehen.

Zu Buchstabe c (bisheriger Satz 5 — aufgehoben -)

Die Ausnahmeregelung in Satz 5, dass die zentrale Stelle das Festsetzungsergebnis dem
Anbieter in den Fallen schriftlich mitteilen konnte, in denen das Ermittlungsergebnis im
Festsetzungsverfahren nicht gedndert wurde, ist zu streichen. Die zentrale Stelle teilt dem
Anbieter das Festsetzungsergebnis nunmehr immer durch Datensatz mit.

Zu Nummer 2 (8 5)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Zu Nummer 1

Die Angabe, unter welcher Kategorie der Kommunikationspartner féallt (z. B. Anbieter eines
zertifizierten Altersvorsorgevertrages, betriebliche Versorgungseinrichtung, zustandige
Stelle, Familienkasse), ist fur die Prifung der bei der zentralen Stelle eingehenden
Datensatze und fur die Prifung, ob eine Zulage gewahrt werden kann, erforderlich. Eine
Zulage darf nur auf einen zertifizierten Altersvorsorgevertrag oder fiir Beitrédge aus einer
betrieblichen Altersversorgung gezahlt werden (§ 82 EStG). Die zentrale Stelle pruft daher
vor der Auszahlung der Zulage maschinell, ob der vom Anbieter Gibermittelte Zulageantrag
eine gultige Zertifizierungsnummer enthalt. Fir die betriebliche Altersversorgung ist eine
gesonderte Zertifizierung nicht erforderlich. Um in diesen Fallen zu verhindern, dass im
maschinellen Verfahren die fehlende Angabe einer Zertifizierungsnummer eine manuelle
Bearbeitung oder Datensatzabweisung auslést, hat der Anbieter als Kundenart ,betriebliche
Altersversorgung”“ anzugeben. Die zentrale Stelle kann dann fir die von diesem Anbieter
Ubermittelten Zulageantrage auf die — nicht erforderliche — Priifung der
Zertifizierungsnummer verzichten.

Zu Nummern 3 und 4
Nicht alle Anbieter, zustandige Stellen und Familienkassen haben sowohl E-Mail-Adresse,
als auch Telefon- und Telefax-Nummer.

Zu Nummer 6

Die Angaben zum ,Kommunikationsverhalten“ und zur ,.Systemumgebung” waren in der
Einfihrungsphase des Zulageverfahrens fur die Einschatzung der mit den
Kommunikationspartnern aufzubauenden Datenverbindungen erforderlich. Die Notwendigkeit
der entsprechenden Angaben ist jetzt jedoch nicht mehr gegeben.

Die Nummern 2 und 5 sind unverandert.

Zu Buchstabe b (Absatz 2a — neu -)

Die Familienkasse verwendet gegentiber den Kindergeldberechtigten teilweise
Kurzbezeichnungen, die von der formellen und nach 8 5 Abs. 1 Nr. 2 AltvDV — neu —
anzuzeigenden Bezeichnung der Familienkasse abweichen. Um die Prifung der
Kinderzulagengewéhrung zu erleichtern, haben die Familienkassen diese Kurzbezeichnung
der zentralen Stelle anzuzeigen.

Zu Buchstabe ¢ (Abséatze 4 und 5)
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Der Begriff ,Identifikationsnummer” kann zur Verwechslung mit der steuerlichen
Identifikationsnummer nach § 139b AO fiihren, die im Rahmen des
Rentenbezugsmitteilungsverfahrens nach § 22a EStG bei der zentralen Stelle als
Ordnungskriterium Verwendung findet, sodass hier der Begriff ,Kundennummer” verwendet
wird.

Zu Nummer 3 (8§ 6)

Allgemein:
Durch die Anderung des § 6 AltvDV sowie dem neuen § 5 LStDV werden die geltenden

Regelungen zu den Aufzeichnungs-, Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten des
Arbeitgebers an die durch das Alterseinkiinftegesetz geénderten steuerlichen
Rahmenbedingungen im Bereich der betrieblichen Altersversorgung angepasst.

Absatz 1

Nach der geltenden Fassung des 8 6 Abs. 1 AltvDV hat der Arbeitgeber der
Versorgungseinrichtung mitzuteilen, ob die fur den einzelnen Arbeitnehmer geleisteten
Beitrage

1. nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei belassen,
2. nach 8§ 40b EStG pauschal besteuert oder
3. individuell besteuert

wurden.

Die Mitteilungspflichten des Arbeitgebers, die nicht fur die Férderung durch Zulage und
Sonderausgabenabzug nach § 10a oder Abschnitt X1 EStG erforderlich sind, ergeben sich
aus dem neuen 8 5 LStDV. § 6 Abs. 1 AltvDV kann daher auf die Mitteilungspflichten
beschrankt werden, die fir die Gewdhrung der Zulage sowie dem Sonderausgabenabzug
notwendig sind. Nach Absatz 1 hat der Arbeitgeber folglich der Versorgungseinrichtung nur
noch die Hohe der individuell besteuerten Beitrdge mitzuteilen. Dies ist erforderlich, damit die
Versorgungseinrichtung insbesondere ihrer Bescheinigungspflichten nach 8§ 10a Abs. 5

Satz 1 EStG und 8§ 92 EStG nachkommen kann und die Steuerbehdrden (Zentrale
Zulagenstelle fur Altersvermoégen, Finanzamt) prifen kénnen, ob die Voraussetzungen fir
die Zulagengewéhrung sowie fur den Sonderausgabenabzug vorliegen.

Absatz 2

Bei den Anderungen im Absatz 2 handelt es sich um Folgeanderungen auf Grund der
Anderung des Absatzes 1. Wie bisher kann auf eine Mitteilung des Arbeitgebers dann
verzichtet werden, wenn die Versorgungseinrichtung die Hohe der individuell besteuerten
Beitragsleistungen bereits kennt oder aus den bei ihr vorhandenen Daten feststellen kann
und sie dies dem Arbeitgeber mitgeteilt hat oder eine Forderung nach 8§ 10a oder

Abschnitt XI EStG nicht mdglich ist. Die Regelung vermeidet die unnétige Ubersendung von
Daten und Bescheinigungen.

Absatz 3

Der Arbeitnehmer kann gegentiber der Versorgungseinrichtung fur die individuell
besteuerten Beitrdge insgesamt auf die Forderung nach § 10a oder Abschnitt XI EStG
verzichten, sodass insbesondere eine Ubersendung der Bescheinigung nach § 10a Abs. 5
Satz 1 EStG sowie des Zulageantrages von der Versorgungseinrichtung an den
Steuerpflichtigen entbehrlich sind. Der Arbeitnehmer kann den Verzicht fir die Zukunft
widerrufen.
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Absatz 4

Liegt der Versorgungseinrichtung eine Mitteilung des Arbeitgebers Uber die Hohe der
individuell besteuerten Beitragsleistung nicht vor und kann sie die steuerliche Behandlung
nicht aus den bei ihr vorhandenen Daten feststellen, so hat die Versorgungseinrichtung
davon auszugehen, dass es sich bei den Beitragen nicht um Altersvorsorgebeitrdge nach

§ 82 Abs. 2 EStG handelt und insoweit auch eine Forderung nach § 10a oder Abschnitt XI
EStG nicht moglich ist. Entsprechendes gilt, wenn der Arbeitnehmer gegenuiber der
Versorgungseinrichtung den Verzicht auf die Férderung nach 8 10a oder Abschnitt XI EStG
erklart und nicht widerrufen hat. Hierdurch wird ebenfalls eine unnétige Ubersendung von
Daten und Bescheinigungen vermieden.

Zu Nummer 4 (8 7 Abs. 2)
Zu Buchstabe a (Satz 4)

Mit der Anderung wird klargestellt, dass die sich aus Satz 1 ergebende Pflicht der
zustandigen Stelle zur Ubermittlung der firr die Gewahrung der Kinderzulage erforderlichen
Daten an die zentrale Stelle nur dann besteht, wenn die zustandige Stelle und die
Familienkasse organisatorisch einer Behdrde oder sonstigen juristischen Person zugeordnet
sind. Nur in diesen Fallen ist die zustandige Stelle zur Datenibermittlung in der Lage. In den
von Satz 4 erfassten Fallen ist der zustandigen Stelle eine Ubermittlung der fiir die
Gewahrung der Kinderzulage erforderlichen Daten nicht mdglich.

Zu Buchstabe b (Satz 5 —neu -)

Die Regelung eroffnet den zustandigen Stellen fiir die Ubermittlung der fir die Gewahrung
der Kinderzulage erforderlichen Daten ein Wahlrecht und tragt damit dem Umstand
Rechnung, dass die Familienkassen nach 8 5 Abs. 1 Nr. 11 FVG Bundesfinanzbehdrden
sind und als Finanzbehdrden (8 6 Abs. 2 Nr. 6 AO) den steuerrechtlichen Vorschriften
unterworfen sind. Hiermit kann in der Praxis insbesondere bei grol3eren Familienkassen eine
Trennung der Datenbestande verbunden sein, sodass der zustandigen Stelle nur die
Besoldungsdaten nicht aber die Kindergelddaten bekannt sind. Da fur die Zulageberechnung
bzw. Uberpriifung der gewéahrten Zulage eine Ubermittlung der furr die Gewéhrung der
Kinderzulage erforderlichen Daten an die zentrale Stelle notwendig ist, muss sich bei
Auslibung des Wabhlrechts auch die Familienkasse bei der zentralen Stelle als
Kommunikationspartner anmelden, um einen entsprechenden Datenfluss sicherzustellen.

Zu Nummer 5 (8 9)

Die Anderung ist eine Folgeanderung zu der Regelung in § 7 Abs. 2 Satz 5 AltvDV.

Zu Nummer 6 (8 10 Abs. 2 Satz 2 — neu -)

Ist dem Anbieter ausschlielich eine auslandische Anschrift vom Zulageberechtigten
bekannt, konnte ein Wegfall der unbeschrankten Steuerpflicht gegeben sein. Da diese
Prifung nicht dem Anbieter sondern der zentralen Stelle obliegt, ist es in diesen Fallen
erforderlich, dass der Anbieter die zentrale Stelle entsprechend informiert, damit diese die
Ermittlungen einleiten kann. Mit der Mitteilung Gbermittelt der Anbieter zudem alle Daten, die
die zentrale Stelle beim Wegfall der unbeschrankten Steuerpflicht benétigt, sodass eine
erneute Datentbermittlung des Anbieters entfallt.
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Zu Nummer 7 (8 14)

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 2)

Mit der Regelung wird klargestellt, dass nur dann die Angaben vom Zulageberechtigten zum
tatsachlich erzielten Entgelt, zum Zahlbetrag der Entgeltersatzleistung oder zum nach § 19
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch als Arbeitslosengeld Il ausgezahlten Betrag fur die
Zulageberechnung im Ermittlungsverfahren maf3gebend sind, wenn der von dem
Zulageberechtigten angegebene Zeitraum mit dem im Uberprifungsverfahren ermittelten
Zeitraum Ubereinstimmt.

Dartber hinaus erfolgt eine Anpassung an die Formulierung des neu gefassten 8§ 86 Abs. 2
Satz 2 EStG.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Die Regelung stellt sicher, dass bei einer entsprechenden Mitteilung der zustandigen Stelle
nicht noch eine andere Behdrde das Vorliegen dieser Voraussetzungen zu priifen hat. Fr
die Auslegung des § 86 Abs. 1 EStG ist hingegen die zentrale Stelle zustandig, sodass
insoweit ihre Feststellungen im Festsetzungsverfahren maflgebend sind.

Zu Nummer 8 (8 18)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgednderung zu den Anderungen in § 22 Nr. 5 EStG.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 2)

Die Regelung stellt sicher, dass bei einer elektronischen Ubermittlung der Bescheinigung
nach § 92 oder 8 94 Abs. 1 Satz 4 EStG eine der Regelungen in 8 122 Abs. 2a AO
entsprechende Zugangsvermutung gilt.

Zu Nummer 9 (8 19)

Zu Buchstabe a (Absatz 2 Satz 2)

Im 8 19 Abs. 2 AltvDV werden die Aufzeichnungspflichten fir die Versorgungseinrichtungen
(Pensionsfonds, Pensionskasse, Direktversicherung) geregelt. Die Aufzeichnungen dienen
insbesondere Prifungszwecken der Finanzverwaltung. Der neu gefasste Satz 2 tragt dem
Umstand Rechnung, dass bestimmte Beitrage und Leistungen im Rahmen der betrieblichen
Altersversorgung steuerfrei sind.

Zu Buchstabe b und c (bisheriger Absatz 3 — aufgehoben -)

Die bisher in Absatz 3 geregelten Aufzeichnungspflichten des Arbeitgebers sind in dem neu
eingefuigten 8 5 LStDV aufgenommen worden, sodass die entsprechenden Regelungen
aufgehoben werden kénnen.

Die bisherigen Absatze 4 bis 7 werden die neuen Absatze 3 bis 6.

Zu Buchstabe d (neuer Absatz 3)
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Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Anderungen in den Absatzen 2 und 3
sowie der Einfihrung des § 5 LStDV. Dartiber hinaus wird mit dem Verweis auf § 147 Abs. 3
AO sichergestellt, dass die allgemein gultigen Regelungen zur Aufbewahrung von
Unterlagen Anwendung finden.

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu den Anderungen in § 22 Nr. 5 EStG.

Zu Buchstabe e (neuer Absatz 4 Satz 1)

Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung des Verweises wegen der Neunummerierung der
Absétze in Buchstabe c.

Zu Artikel 4 (Korperschaftsteuergesetz)
Zu Nummer 1 (Inhaltstibersicht)

Notwendige redaktionelle Anpassung der Inhaltsiibersicht auf Grund der Einfligung des
neuen § 32a KStG.

Zu Nummer 2 (8 5 Abs. 1 Nr. 2)

Die InvestitionsBank Hessen AG ist nach 8 5 Abs. 1 Nr. 2 KStG und § 3 Nr. 2 GewStG von
der Korperschaftsteuer und der Gewerbesteuer befreit. Durch das Gesetz zur Errichtung der
Investitionsbank Hessen (IBH-Gesetz) vom 16. Juni 2005 (Gesetz- und Verordnungsblatt ftr
das Land Hessen vom 23. Juni 2005 S. 426) wurde die InvestitionsBank Hessen AG mit
Wirkung ab 1. Juli 2005 formwechselnd in die rechtsfahige Anstalt des 6ffentlichen Rechts
Investitionsbank Hessen umgewandelt. Die Anderungen des Korperschaftsteuergesetzes
und des Gewerbesteuergesetzes stellen sicher, dass die Investitionsbank Hessen ab 2005
und die InvestitionsBank Hessen AG bis einschlie3lich 2005 von der Kdrperschaftsteuer und
der Gewerbesteuer befreit sind.

Die Investitionsbank Berlin — Anstalt der Landesbank Berlin - Girozentrale - ist nach 8 5
Abs. 1 Nr. 2 KStG und 8§ 3 Nr. 2 GewStG von der Kérperschaftsteuer und der Gewerbesteuer
befreit. Durch Artikel 1 des Gesetzes zur rechtlichen Verselbststéandigung der
Investitionsbank Berlin vom 25. Mai 2004 (Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Berlin vom
2. Juni 2004 S. 226) wurde die Investitionsbank Berlin — Anstalt der Landesbank Berlin —
Girozentrale - mit Ablauf des 31. August 2004 riickwirkend zum 1. Januar 2004 aus dem
Vermogen der Landesbank Berlin — Girozentrale abgespalten und auf die nach Artikel 2
dieses Gesetzes errichtete Investitionsbank Berlin Gibertragen. Die operative Tatigkeit der
Investitionsbank Berlin — Anstalt der Landesbank Berlin-Girozentrale - ging im Laufe des
Jahres 2004 auf die neu errichtete Investitionsbank Berlin {iber. Die Anderungen des
Kdrperschaftsteuergesetzes und des Gewerbesteuergesetzes stellen sicher, dass die
Investitionsbank Berlin ab 2004 und die Investitionsbank Berlin — Anstalt der Landesbank
Berlin-Girozentrale bis einschlief3lich 2004 von der Kérperschaftsteuer und der
Gewerbesteuer befreit sind.



119 Drucksache 622/06

Zu Nummer 3 (8§ 8 Abs. 3 Satz 3 bis 5—-neu -)

Verdeckte Einlagen wirken sich nicht auf die Hohe des Einkommens aus (R 40 Abs. 2 KStR
2004). Hat eine gesellschaftsrechtlich veranlasste Zuwendung den Steuerbilanzgewinn
erhoht, wird sie bei der Ermittlung des Einkommens regelméaRig wieder abgezogen. Die
Anderung verhindert Besteuerungsliicken. Sie stellt sicher, dass eine solche Korrektur nicht
erfolgt, soweit die verdeckte Einlage das Einkommen des Gesellschafters gemindert hat.

Eine Minderung des Einkommens des Gesellschafters liegt z. B. vor, wenn der der
Korperschaft gewahrte Vermogensvorteil (z. B. in Form tUberhohter Zinszahlungen) zu einem
Betriebsausgaben- bzw. Werbungskostenabzug gefiihrt hat oder der Kérperschaft ein
Wirtschaftsgut unentgeltlich oder verbilligt geliefert wurde.

Diese Grundsatze gelten auch in typischen Dreieckskonstellationen, in denen die verdeckte
Einlage auf einer verdeckten Gewinnausschuittung einer nahe stehenden Person beruht. Ist
in diesen Fallen beim Gesellschafter im Rahmen der Veranlagung keine verdeckte Einlage
bertcksichtigt worden, weil z. B. der die verdeckte Gewinnausschittung begriindende
Sachverhalt nicht bekannt war, findet auch keine Korrektur des Einkommens bei der
Kapitalgesellschaft statt.

Beispiel:

Der Anteilseigner A ist alleiniger Gesellschafter-Geschéftsfihrer der Kapitalgesellschaft
GmbH 1 und GmbH 2. Die GmbH 2 (berlasst der GmbH 1 ein Grundstiick fur eine
Jahresmiete von 150.000 €. Angemessen ist eine jahrliche Miete von 100.000 €. Bei der
GmbH 2 ist der Mietertrag i. H. v. 150.000 € im Steuerbilanzgewinn erfasst. Die
Steuerfestsetzungen der GmbH 1 und des Anteilseigners sind nicht mehr anderbar.

Die verdeckte Einlage (d. h. die verdeckte Gewinnausschittung der GmbH 1 an A sowie die
Erhéhung der Anschaffungskosten des A fiir die Beteiligung an der GmbH 2) konnte beim
Gesellschafter nicht berticksichtigt werden, sodass nach 8§ 8 Abs. 3 Satz 4 KStG die
verdeckte Einlage bei der Einkommensermittlung der GmbH 2 nicht mehr abgezogen werden
kann; insoweit ergeben sich auch keine nachtraglichen Anschaffungskosten fir die
Beteiligung des A an der GmbH 2 (vgl. 8 8 Abs. 3 Satz 5 KStG).

Zu Nummer 4 (8 8b Abs. 1 Satz 2 und 3 — neu -)

Durch die Beteiligungsertragsbefreiung nach § 8b Abs. 1 KStG wird die wirtschaftliche
Doppelbesteuerung von Dividendenausschiittungen zwischen Kapitalgesellschaften
vermieden. Dies gilt auch fir verdeckte Gewinnausschittungen. Mit diesen Grundsatzen ist
eine Freistellung einer verdeckten Gewinnausschittung ohne vorhergehende Besteuerung
des ausgeschitteten Gewinns auf der Ebene der Kapitalgesellschaft nicht zu vereinbaren.
Die Freistellung eines sonstigen Bezuges im Sinne des 8 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG ist
daher beim Anteilseigner kiinftig von der Voraussetzung abhangig, dass die verdeckte
Gewinnausschuttung auf Ebene der leistenden Kapitalgesellschaft das Einkommen gemaf
8§ 8 Abs. 3 Satz 2 KStG oder bei gebietsfremden Gesellschaften nach entsprechendem
auslandischen Recht nicht gemindert hat. Eine Minderung des Einkommens liegt auch in den
Fallen vor, in denen bei der Kérperschaft noch keine erstmalige Steuerfestsetzung ergangen
ist.

Bei Dividenden auslandischer Kapitalgesellschaften sind zusatzlich die Vorschriften in den
Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) zu beachten. Die DBA enthalten in ihrem
Methodenartikel (Artikel 23 OECD-Musterabkommen) in der Regel eine Verpflichtung der
Bundesrepublik Deutschland zur Freistellung der Dividendeneinnahmen einer inlandischen
Gesellschaft (sog. DBA-Schachtelprivileg), wenn die jeweilige Beteiligungsgrenze und die in
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einigen DBA vorgesehene Aktivitatsklausel erfiillt werden (z. B. Art. 24 Abs. 1 Nr. 1
Buchstabe b DBA-Schweiz). Die in der jingeren Zeit verhandelten DBA machen die
Freistellung von der Voraussetzung abhéngig, die der Anderung in Absatz 1 Satz 2
entspricht (z. B. Art. 23 DBA-Osterreich). Dies basiert auf dem von der OECD anerkannten
Grundsatz, dass DBA eine Doppelbesteuerung vermeiden, nicht aber zu sogenannten
weil3en Einkinften (d. h. einer doppelten Nicht-Besteuerung) fihren sollen. Der neu
eingefligte Satz 3 sieht daher fur DBA, die keine dem Absatz 1 Satz 2 entsprechende
Regelung zum Schachtelprivileg enthalten, eine eng begrenzte Durchbrechung des
Methodenartikels zur Gewahrleistung des Abkommenszwecks vor. Auf Grund der
Tatbestandsvoraussetzung der Minderung der Einklnfte bei der leistenden Gesellschaft ist
der Eintritt einer abkommenswidrigen Doppelbesteuerung durch die Besteuerung beim
Empfanger ausgeschlossen. Soweit der auslandische Staat nach seinem Recht eine
Quellensteuer erheben sollte, wird durch die Anderung in § 26 Abs. 6 Satz 1 KStG die
Vermeidung der Doppelbesteuerung durch Anrechnung gewahrleistet. Zudem gilt in der
internationalen Abkommenspraxis der Grundsatz, dass jeder Staat selbst tiber die Wahl der
Methode zur Vermeidung der Doppelbesteuerung entscheidet.

Nach dem neuen § 34 Abs. 7 Satz 11 KStG sind die Anderungen erstmals auf Beziige im
Sinne des § 8b Abs. 1 Satz 1 KStG anzuwenden, die nach dem Tag der Verkiindung dieses
Gesetzes zugeflossen sind.

Zu Nummer 5 (8 26)

§ 26 enthdlt u. a. Regelungen zur Anrechnung ausléndischer Steuer auf die Kdrperschaft-
steuer.

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Anpassung in Absatz 1 ist notwendig, um die bestehende Ubereinstimmung mit der
Regelung in 8§ 34c Abs. 1 EStG beizubehalten; sie vollzieht eine Anpassung in 8 34c Abs. 1
EStG inhaltsgleich nach. Danach ist fur die Anrechnung der auslandischen Steuer u. a.
Voraussetzung, dass der Steuerpflichtige alle Mdglichkeiten zur ErmaRigung dieser
auslandischen Steuer ausschopfen muss. Im Ubrigen wird auf die Begriindung zu § 34c
EStG verwiesen.

Zu Buchstabe b (Absatz 6)
Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1)

Der Erweiterung des Vorbehaltes zur Anwendung des 8§ 34c EStG ist durch die Einfliigung
eines neuen Satzes 3 in Absatz 6 notwendig (siehe zu Doppelbuchstabe bb).

Die Erganzung eines 2. Halbsatzes ist auf Grund der Anderung von § 8b Satz 2 und 3 KStG
— neu — erforderlich. Es kann zu Fallen kommen, in denen der Staat, in dem die leistende
Korperschaft ansassig ist, Zahlungen einer Quellensteuer unterwirft, wahrend diese
Einkiinfte in Deutschland (Ansassigkeitsstaat des Empfangers) als verdeckte
Gewinnausschittung angesehen und entsprechend 8§ 8b Abs. 1 Satz 3 KStG — neu — nicht
von der inlandischen Bemessungsgrundlage ausgenommen werden.

Zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung wird daher in diesen Fallen sichergestellt, dass
die im auslandischen Staat fir Rechnung des im Inland anséssigen Empfangers gezahlte
Quellensteuer auf die anteilige Kdrperschaftsteuer angerechnet (§ 34c Abs. 1 EStG) wird
bzw. bei der Ermittlung der Einkiinfte abgezogen wird (8§ 34c Abs. 2 EStG). Hierflr bedarf es
einer Regelung in 8§ 26 KStG, durch die die Vorschriften des 8§ 34c Abs. 1 bis 3 EStG trotz
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eines bestehenden DBA entsprechend anwendbar werden. Dabei wird klargestellt, dass
insoweit auch 8 26 Abs. 6 Satz 2 und 3 KStG — neu — (siehe zu Doppelbuchstabe bb)
anzuwenden ist. Dies gilt auf Grund der Verweisung auf § 50 Abs. 6 EStG auch fur die
Betriebsstattenfalle, wobei die Anrechungsbeschrankung des § 34c Abs. 6 Satz 6 (bisher
Satz 5) entsprechend anzuwenden ist.

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 3 —neu -)

Bereits nach dem bisherigen 8 34c Abs. 2 EStG mussen fur einen Abzug der auslandischen
Steuer nach Antrag bei der Ermittlung der Einkiinfte die Voraussetzungen nach § 34c

Abs. 1 EStG mit Ausnahme der HOochstbetragsberechnung (8 34c Abs. 1 Satz 2 EStG) erfillt
sein. Damit setzt der Abzug der auslandischen Steuer voraus, dass die auslandischen Ein-
kiinfte in die inlAndische Besteuerungsgrundlage mit einzubeziehen sind. Dies ergibt sich
auch aus dem Sinn und Zweck der Vorschrift, doppelte Belastungen zu vermeiden, nicht
aber doppelte Vorteile zu ermdéglichen.

Im Hinblick auf aktuelle Steuerplanungen sowie neue Stimmen im Schrifttum, die von einem
Abzug auslandischer Steuern ausgehen bzw. diesen fordern, auch wenn die auslandischen
Einkunfte bei der Ermittlung des Einkommens aulRer Ansatz bleiben, wird § 26 Abs. 6 KStG
zur Vorbeugung von fiskalischen Schaden klarstellend wie folgt ergénzt: Ein Abzug einer
auslandischen Steuer ist ausgeschlossen, wenn die der auslandischen Steuer zugrunde
liegenden Einklnfte nicht der deutschen Steuer unterliegen. Damit ist klargestellt, dass ein
Abzug der auslandischen Steuer ausgeschlossen ist, wenn z. B. Dividenden, die von einer
im Ausland anséassigen Korperschaft an eine inlandische Kérperschaft gezahlt werden,
aufgrund von 8§ 8b KStG bei der Ermittlung des Einkommens aul3er Ansatz bleiben.

Die Anderung in § 26 Abs. 6 KStG ist nach dem neuen § 34 Abs. 11c KStG fir alle
Veranlagungszeitraume anzuwenden, soweit Steuerbescheide noch nicht bestandskraftig
sind.

Zu Nummer 6 (8§ 31 Abs. 1 Satz 3—neu -)

Durch den neuen 8§ 31 Abs. 1 Satz 3 KStG wird sichergestellt, dass die
Pauschalierungsregelung des 8§ 37b EStG auch dann Anwendung findet, wenn der
Empfanger der Zuwendung der Kérperschaftsteuer unterliegt.

Zu Nummer 7 (8§ 32a—neu -)

Allgemein:
Seit der Systemumstellung der Dividendenbesteuerung vom Anrechnungsverfahren auf das

Halbeinkinfteverfahren durch das Steuersenkungsgesetz vom 23. Oktober 2000

(BGBI. 2000 I S. 1433) erfolgt die Abmilderung der wirtschaftlichen Doppelbesteuerung bei
Bezug von Dividendenertragen durch die Beteiligungsertragsbefreiung nach § 8b KStG bei
Kdrperschaften und durch halftige Freistellung der Dividendeneinnahmen geman § 3 Nr. 40
Satz 1 Buchstabe d EStG bei allen anderen Steuerpflichtigen.

Wird im Rahmen der Veranlagung oder einer Betriebsprufung bei einer Kapitalgesellschaft
eine verdeckte Gewinnausschittung festgestellt, ist beim Anteilseigner wegen der
Bestandskraft der Bescheide eine korrespondierende Anderung der Einkiinfte oder
Einkunftsart verbunden mit der Anwendung des Halbeinkinfteverfahrens (8 3 Nr. 40 Satz 1
Buchstabe d EStG, 8§ 8b KStG) vielfach nicht mehr mdglich. Gleiches gilt fir den Umkehrfall,
in dem der Anteilseigner die Behandlung einer verdeckten Gewinnausschiittung nach den
Grundsétzen des Halbeinkinfteverfahrens beantragt, in der Veranlagung der
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Kapitalgesellschaft aber keine § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG entsprechende Berlcksichtigung der
verdeckten Gewinnausschuttung erfolgt ist oder nicht mehr erfolgen kann.

Beide Sachverhaltskonstellationen fiihren zu mit den Grundsétzen des
Halbeinkunfteverfahrens nicht zu rechtfertigenden Ergebnissen. Wéahrend einerseits die
Nichtberlicksichtigung der vollen oder halftigen Steuerbefreiung bei Bestandskraft des
Anteilseigners zu ungemilderten wirtschaftlichen Doppelbesteuerung — den Grundsatzen
eines klassischen Kdrperschaftsteuersystems entsprechend — fuhrt, ist im umgekehrten Fall
eine ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Halbeinkiinfteverfahrens gegeben.

Die entsprechende Besteuerung einer verdeckten Gewinnausschittung beim Anteilseigner
nach dem Halbeinkinfteverfahren geman 8§ 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe d EStG, § 8b KStG
soll — unabhéngig von der Bestandskraft des Steuerbescheids beim Anteilseigner —
sichergestellt sein, wenn die verdeckte Gewinnausschiittung bei der Kapitalgesellschaft das
Einkommen nicht gemindert hat. Dies wird durch § 32a KStG geregelt (formelle
Bestandskraft). Andererseits soll auf der Ebene des Anteilseigners keine abgemilderte
Besteuerung der verdeckten Gewinnausschittung nach den Grundsétzen des
Halbeinkiinfteverfahrens erfolgen, wenn die verdeckte Gewinnausschittung auf Ebene der
Gesellschaft das Einkommen — entgegen 8 8 Abs. 3 Satz 2 KStG — gemindert hat. Dies wird
durch die Anderungen in § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchstabe d EStG und § 8b KStG sichergestellt
(materielle Bestandskratft).

Nach dem neuen § 34 Abs. 13b findet der neue § 32a KStG auch dann Anwendung, wenn
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes die Festsetzungsfrist beim Anteilseigner
bereits abgelaufen ist.

Absatz 1

Satz 1

§ 32a Abs. 1 Satz 1 KStG enthalt eine eigenstandige Anderungsvorschrift fiir den Erlass, die
Aufhebung oder Anderung eines Steuerbescheids gegeniiber dem Anteilseigner, soweit bei
einer Kapitalgesellschaft ein Steuerbescheid mit Feststellungen Gber eine verdeckte
Gewinnausschittung erlassen, aufgehoben oder geandert wird. Dies gilt unabhangig von
einer Steuerpflicht der Kapitalgesellschaft im Inland. Die tbrigen Vorschriften in der
Abgabenordnung zum Erlass, zur Aufhebung oder zur Anderung bleiben hiervon unberiihrt.

Nach dieser Vorschrift kann auch ein Bescheid gegeniiber einer dem Anteilseigner nahe
stehenden Person geandert werden. Hierdurch werden die Falle der typischen
Dreieckskonstellation erfasst.

Satz 2

§ 32a Abs. 1 Satz 2 KStG enthalt gegentber 8 171 AO eine eigenstandige Regelung zur
Ablaufhemmung. Die Festsetzungsfrist endet nicht vor Ablauf von 1 Jahr nach
Unanfechtbarkeit des Steuerbescheids hinsichtlich der Beriicksichtigung der verdeckten
Gewinnausschittung gegentber der Kapitalgesellschaft.

Satz 3

Nach Satz 3 der Vorschrift wird klargestellt, dass die Grundsétze des § 32a KStG auch auf
die Falle mit verdeckten Gewinnausschittungen vergleichbarer Leistungen im Sinne des

§ 20 Abs. 1 Nr. 9 und 10 EStG entsprechend anwendbar sind.

Absatz 2

Absatz 2 enthalt eine eigenstandige Anderungsvorschrift fir den Erlass, die Aufhebung oder
Anderung eines Steuerbescheids gegeniiber der Kapitalgesellschaft, soweit bei einem



123 Drucksache 622/06

Gesellschafter ein Steuerbescheid mit Feststellungen tiber eine verdeckte Einlage erlassen,
aufgehoben oder geandert wird.

Zu Nummer 8 (8§ 34)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Durch die Neufassung gelten die Anderungen des KStG durch dieses Gesetz grundsétzlich
erstmals fur den Veranlagungszeitraum 2007.

Zu Buchstabe b (Absatz 3)

Die Neufassung des Absatzes 3 stellt sicher, dass die Investitionsbank Hessen ab 2005 und
die InvestitionsBank Hessen AG bis einschlief3lich 2005 sowie die Investitionsbank Berlin
ab 2004 und die Investitionsbank Berlin — Anstalt der Landesbank Berlin-Girozentrale - bis
einschliel3lich 2004 von der Korperschaftsteuer befreit ist.

Zu Buchstabe c (Absatz 3b)

Die Neunummerierung ist erforderlich, da die Bezeichnung ,Absatz 3b“ in 2004 durch zwei
aufeinander folgende Gesetzgebungsverfahren versehentlich doppelt vergeben worden war.

Zu Buchstabe d (Absatz 7 Satz 11 — neu -)

Nach dem neuen Satz 11 sind die neuen Séatze 2 und 3 in § 8b KStG erstmals auf Beziige im
Sinne des § 8b Abs. 1 Satz 1 KStG anzuwenden, die nach dem Tag der Verkindung dieses
Gesetzes zugeflossen sind.

Zu Buchstabe e (Absatz 11c Satz 2 und 3 — neu -)

Der neue Satz 2 tragt dem ausschlief3lich klarstellenden Charakter der Regelung in § 26
Abs. 6 Satz 3 KStG Rechnung. Insoweit wird auf die Begrindung zu Artikel 4 Nr. 5
Buchstabe b Doppelbuchstabe bb verwiesen.

Nach dem neuen Satz 3 wird die Anwendung der Neufassung des § 26 Abs. 6 Satz 1 zweiter
Halbsatz KStG mit der erstmaligen Anwendung der Vorschriften des 8§ 8b Abs. 1 Satz 2
und 3 KStG synchronisiert.

Zu Buchstabe f (Absatz 13b — neu -)

Nach dem neuen Absatz 13b findet der neue 8§ 32a KStG auch dann Anwendung, wenn im
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes die Festsetzungsfrist beim Anteilseigner bereits
abgelaufen ist.

Zu Buchstabe g (Absatz 13d — neu -)

Wegen der Einfiigung des neuen Absatzes 13b wird der bisherige Absatz 13b der neue
Absatz 13c.

Die Anderung des § 38 Abs. 1 KStG ist abweichend von der allgemeinen
Anwendungsregelung in § 34 Abs. 1 KStG i. d. F. des vorliegenden Anderungsgesetzes auf
alle offenen Félle anzuwenden. Zur Vermeidung von Gestaltungen wird die Anwendung aber
auf jene Genossenschaften beschrankt, die zum Zeitpunkt des Systemwechsels bestanden
haben. Die Regelung gilt ebenfalls fir Genossenschaften, die Rechtsnachfolger solcher
Genossenschaften sind. Durch die Beschrankung der Anwendung wird insbesondere
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ausgeschlossen, dass Kapitalgesellschaften die Nachversteuerung des EK 02 durch
Umwandlung in eine Genossenschaft umgehen kdnnen.

Zu Nummer 9 (8§ 37 Abs. 2a Nr. 2)

Bisher unterbliebene redaktionelle Folgeanderung aus der durch das Richtlinien-
Umsetzungsgesetz erfolgten Einfligung eines neuen Satzes 2 in § 37 Abs. 2 KStG (Korrektur
eines fehlerhaften Verweises).

Zu Nummer 10 (8 38 Abs. 1 Satz 6 — neu -)

In der Ubergangszeit vom Anrechnungsverfahren zum Halbeinkiinfteverfahren kann jede
Leistung einer Kérperschatft, einschliel3lich der Ruickzahlung von Nennkapital und der
Ruckgewahr von Einlagen, eine Kérperschaftssteuererhéhung auslésen, wenn fir die
Leistung EK 02 als verwendet gilt. Die Ruckzahlung von Geschéftsguthaben an
ausscheidende Mitglieder von Genossenschaften wird von den Regelungen zur
Nachversteuerung des EK 02 ausgenommen, es sei denn, es wird Nennkapital
zuriickgezahlt, das aus Rucklagen gebildet worden ist.

Die Ausnahmeregelung tragt der Besonderheit Rechnung, dass Genossenschaften anders
als Kapitalgesellschaften tber ein variables Kapital verfligen, das sich durch den Beitritt und
das Ausscheiden von Mitgliedern veréandert. Auf Grund dieser Besonderheit kann es durch
das Ausscheiden von Mitgliedern zu einer Korperschaftsteuererhhung kommen. Im
Gegensatz dazu verandert sich das gezeichnete Kapital einer Kapitalgesellschaft durch
einen Gesellschafterwechsel nicht. Von der Nachversteuerung waren in besonderem Mal3e
Wohnungsgenossenschaften betroffen, die systembedingt Giber hohe Bestdnde an EK 02
verflgen.

Die Anwendung der Ausnahmeregelung ist ausgeschlossen, soweit EK 02 von einer nicht
begunstigten Kérperschaft im Rahmen einer Umwandlung auf eine Genossenschaft
Ubergegangen ist.

Zu Nummer 11 bis 13 (KStG — Ersetzung ,,vom Hundert* durch ,Prozent")
Redaktionelle Ersetzung der Wérter ,vom Hundert* durch das Wort ,Prozent und der Worter

~vomhundertgrenze” und ,Vomhundertsatz” durch die Worter ,Prozentgrenze” und
.Prozentsatz”, vgl. zu Art. 1 Nr. 47 bis 54.

Zu Artikel 5 (Gewerbesteuergesetz)

Zu Nummer 1 (8 2 Abs. 2 Satz 1)

Mit der Anderung wird die Anderung des § 1 Abs. 1 Nr. 3 KStG durch das Richtlinien-
Umsetzungsgesetz zur Aufnahme der Pensionsfondsvereine auf Gegenseitigkeit in den

Katalog der Gewerbebetriebe kraft Rechtsform im GewStG nachvollzogen.

Die Anderung ist nach dem neuen § 36 Abs. 2 Satz 1 GewStG erstmals fiir den
Erhebungszeitraum 2006 anzuwenden.



125 Drucksache 622/06

Zu Nummer 2 (8 3 Nr. 2 Satz 1)

Die InvestitionsBank Hessen AG ist gemaf § 5 Abs. 1 Nr. 2 KStG und § 3 Nr. 2 GewStG von
der Korperschaftsteuer und der Gewerbesteuer befreit. Durch das Gesetz zur Errichtung der
Investitionsbank Hessen (IBH-Gesetz) vom 16. Juni 2005 (Gesetz- und Verordnungsblatt ftr
das Land Hessen vom 23. Juni 2005 S. 426) wurde die InvestitionsBank Hessen AG mit
Wirkung ab 1. Juli 2005 formwechselnd in die rechtsfahige Anstalt des 6ffentlichen Rechts
Investitionsbank Hessen umgewandelt. Die Anderungen des Kérperschaftsteuergesetzes
und des Gewerbesteuergesetzes stellen sicher, dass die Investitionsbank Hessen ab 2005
und die InvestitionsBank Hessen AG bis einschlie3lich 2005 von der Kdrperschaftsteuer und
der Gewerbesteuer befreit sind.

Die Investitionsbank Berlin — Anstalt der Landesbank Berlin - Girozentrale - ist gemal § 5
Abs. 1 Nr. 2 KStG und 8§ 3 Nr. 2 GewStG von der Kérperschaftsteuer und der Gewerbesteuer
befreit. Durch Artikel 1 des Gesetzes zur rechtlichen Verselbstandigung der Investitionsbank
Berlin vom 25. Mai 2004 (Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Berlin vom 2. Juni 2004

S. 226) wurde die Investitionsbank Berlin — Anstalt der Landesbank Berlin — Girozentrale —
mit Ablauf des 31. August 2004 riickwirkend zum 1. Januar 2004 aus dem Vermogen der
Landesbank Berlin — Girozentrale - abgespalten und auf die geman Artikel 2 dieses
Gesetzes errichtete Investitionsbank Berlin Ubertragen. Die operative Tatigkeit der
Investitionsbank Berlin — Anstalt der Landesbank Berlin-Girozentrale - ging im Laufe des
Jahres 2004 auf die neu errichtete Investitionsbank Berlin (iber. Die Anderungen des
Kdrperschaftsteuergesetzes und des Gewerbesteuergesetzes stellen sicher, dass die
Investitionsbank Berlin ab 2004 und die Investitionsbank Berlin — Anstalt der Landesbank
Berlin-Girozentrale - bis einschliel3lich 2004 von der Koérperschaftsteuer und der
Gewerbesteuer befreit sind.

Zu Nummer 3 (8 9)
Zu Buchstaben a, c und d (Nummer 2a, 7 und 8)

Nach bisheriger Verwaltungsauffassung umfasst der gewerbesteuerliche Kiirzungsbetrag fur
Schachtelbeteiligungen nach § 9 Nr. 2a, 7 und 8 GewStG den ,Gewinn*, also die Nettogrofie
aus dem Beteiligungsertrag nach Abzug der mit der Beteiligung in unmittelbarem
Zusammenhang stehenden Aufwendungen (Abschn. 61 Abs. 1 Satz 12 und Abschn. 65
Abs. 1 Satz 4 GewStR).

Dem hat der Bundesfinanzhof mit Urteil vom 25. Januar 2006 (Az. | R 104/04)
widersprochen. Danach sind Gewinne aus Anteilen, um die der Gewinn aus Gewerbebetrieb
gemal § 9 Nr. 2a GewStG zu kirzen ist, nicht um Beteiligungsaufwendungen zu mindern,
die mit dem Erwerb der Beteiligungen in unmittelbarem Zusammenhang stehen. Dies ergebe
sich aus dem Wortlaut der Vorschriften, die von ,Gewinnanteilen“ sprechen.

Der aus § 3c EStG abzuleitende Gedanke der Vermeidung einer Doppelbericksichtigung
(Steuerfreiheit von Einnahmen und Abziehbarkeit von Ausgaben) ist auch bei der Ermittlung
des Gewerbeertrags zu beriicksichtigen. Werden Ertrédge aus der Beteiligung durch damit
unmittelbar zusammenhangende Aufwendungen gemindert, wird eine
Doppelberticksichtigung (Steuerfreiheit von Gewinnen aus Anteilen und Abziehbarkeit von
Ausgaben) konsequent vermieden. Die bisherige Verwaltungsauffassung trug dem
Rechnung. Wirde der Aufwand nicht mindernd beim Kirzungsbetrag bertcksichtigt, kame
es zu einer doppelten Beglnstigung. Eine solche doppelte Begtinstigung ist vom
Gesetzgeber nicht beabsichtigt.
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Mit der Einfligung des 8 9 Nr. 2a Satz 3, 8 9 Nr. 7 Satz 2 und 8 9 Nr. 8 Satz 2 GewStG wird
erreicht, dass nur der Nettoertrag aus der Beteiligung der gewerbesteuerlichen Kirzung
unterfallt.

Soweit Entgelte fur Dauerschulden den Kirzungsbetrag 8 9 Nr. 2a, 7 und 8 GewStG
mindern, unterbleibt eine Hinzurechnung nach § 8 Nr.1 GewStG. Mit der Anderung wird
sichergestellt, dass keine Hinzurechnung nach 8§ 8 Nr. 1 GewStG erfolgt, wenn diese
Entgelte im Ergebnis den Gewerbeertrag nicht gemindert haben.

Die Regelung gilt ab Erhebungszeitraum 2006.

Mit dem neu eingefligten 8 9 Nr. 2a Satz 4, 8 9 Nr. 7 Satz 3 und 8 9 Nr. 8 Satz 3 GewStG
wird gesetzlich klargestellt, dass nicht abziehbare Betriebsausgaben im Sinne von § 8b
Abs. 5 KStG keine Gewinne aus Anteilen sind und deshalb nicht der Kiirzung unterliegen.
Die klarstellende Regelung gilt auch fur Erhebungszeitraume vor 2006.

Zu Buchstabe b (Nummer 3 Satz 3)

Berichtigung eines Rechtschreibfehlers. Das Wort ,belegende” wird durch das Wort
.belegene” ersetzt.

Zu Nummer 4 (8 35b Abs. 2 Satz 4 — neu -)

Mit der Anderung wird ausgeschlossen, dass Feststellungen des vortragsfahigen
Gewerbeverlustes durchzufuhren sind, weil eine Verjahrungsfrist in einzelnen Fallen nicht

eingreift. Die Anderung entspricht der Anderung des § 10d Abs. 4 EStG in diesem Gesetz
(vgl. Artikel 1 Nr. 9). Auf die dortigen Ausfiihrungen wird verwiesen.

Zu Nummer 5 (8§ 36)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Vorschrift regelt die erstmalige Anwendung der Anderungen des GewStG. Grundséatzlich
gelten sie ab Erhebungszeitraum 2007.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 1 — neu -)

Nach dem neuen § 36 Abs. 2 Satz 1 GewStG ist die Anderung des § 2 Abs. 2 GewStG
erstmals fur den Erhebungszeitraum 2006 anzuwenden.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 3)

Die Neufassung des § 36 Abs. 3 GewStG stellt sicher, dass die Investitionsbank Hessen

ab 2005 und die InvestitionsBank Hessen AG bis einschliel3lich 2005 sowie die
Investitionsbank Berlin ab 2004 und die Investitionsbank Berlin — Anstalt der Landesbank
Berlin-Girozentrale - bis einschlieRlich 2004 von der Gewerbesteuer befreit ist (vgl. Anderung
des 8§ 3 Nr. 2 GewStG).

Zu Buchstabe d und e (Absatz 3a und 3b)

Die Neunummerierung ist erforderlich, da die Bezeichnung ,Absatz 3a“ in 2004 durch zwei
aufeinander folgende Gesetzgebungsverfahren versehentlich doppelt vergeben worden war.
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Zu Buchstabe f (8 36 Abs. 7)

Der neu gefasste § 36 Abs. 7 GewStG umfasst nur noch die bisherige Anwendungsregelung
des § 9 Nr. 2 GewStG.

Zu Buchstabe g (8 36 Abs. 8 und 9 — neu -)

Zu Absatz 8 — neu —

§ 36 Abs. 8 GewStG regelt nunmehr die Anwendung des 8 9 Nr. 2a, 7 und 8 GewStG. Die
Einfligung des § 9 Nr. 2a Satz 3, 8 9 Nr. 7 Satz 2 und 8 9 Nr. 8 Satz 2 GewStG durch dieses
Gesetz ist erstmals fiir den Erhebungszeitraum 2006 anzuwenden. Die neu eingefiigten 8 9
Nr. 2a Satz 4, 8 9 Nr. 7 Satz 3 und § 9 Nr. 8 Satz 3 GewStG gelten auch fir
Erhebungszeitraume vor 2006.

Zu Absatz 9 — neu —
Nach dem neuen Absatz 9 wirkt die Beschrankung der Verjahrung nach § 35b Abs. 2 Satz 4
GewStG auf alle Félle ein, in denen die Feststellungsfrist noch nicht abgelaufen ist.

Zu Nummern 6 bis 9 (GewStG — Ersetzung ,vom Hundert* durch ,Prozent")

Redaktionelle Ersetzung der Wérter ,vom Hundert* durch das Wort ,Prozent" sowie der
entsprechend abgeleiteten Worter, vgl. zu Art. 1 Nr. 47 bis 54.

Zu Artikel 6 (8 29 Gewerbesteuer-Durchfihrungsverordnung)
Zu Nummer 1 (Absatz 1 Satz 1)

Redaktionelle Ersetzung des Wortes ,Hundertsatz* durch das Wort ,Prozentsatz", vgl. zu
Art. 1 Nr. 47 bis 54.

Zu Nummer 2 (Absatz 2 Satz 3)

Anpassung an die Vorgaben des Gesetzes. Der friher in § 29 Abs. 1 Nr. 2 GewStG
enthaltene besondere Zerlegungsmalstab Betriebseinnahmen bei
Wareneinzelhandelsunternehmen war letztmals flr Erhebungszeitraum 1996 anzuwenden.
Er ist daher in der Vorschrift des § 29 GewStDV zur Anpassung und erstmaligen
Festsetzung der Vorauszahlungen zu streichen.

Zu Artikel 7 (Umsatzsteuergesetz)
Zu Nummer 1 (8 1 Abs. 3 Nr. 1 und 2 — neu gefasst — sowie Nr. 6 — aufgehoben -)

Nach 8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 unterliegen Lieferungen und sonstige Leistungen, die ein
Unternehmer gegen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausfiihrt, der Umsatzsteuer,
wenn sie im Inland ausgefuhrt werden. Der Inlandsbegriff des Umsatzsteuergesetzes
entspricht seit jeher nicht dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, da hierzu nicht die
Gebiete von Busingen, der Insel Helgoland, der Freihafen (Freizonen des Kontrolltyps | nach
§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Zollverwaltungsgesetzes), der Gewasser und Watten zwischen der
Hoheitsgrenze und der jeweiligen Strandlinie sowie der deutschen Schiffe und Luftfahrzeuge
in Gebieten, die zu keinem Zollgebiet gehdren, gerechnet werden. Umsatze in diesen
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Gebieten sind — vorbehaltlich 1 Abs. 3 UStG — nicht steuerbar. Zur Vermeidung von privatem
und o6ffentlichem unversteuerten Letztverbrauch in den Fallen, bei denen die Vorschriften der
6. EG-Richtlinie eine Entlastung des Umsatzes durch eine Steuerbefreiung nicht
ermdglichen, sieht § 1 Abs. 3 UStG vor, dass bestimmte Umsétze in den dort bezeichneten
Gebieten (Freihafen und Gewasser und Watten zwischen der Hoheitsgrenze und der
jeweiligen Strandlinie) wie Umsatze im Inland zu behandeln sind.

Die Erganzungen der Nummer 1 und der Nummer 2 stellen nunmehr sicher, dass
Leistungsbeziige unternehmerisch tatiger Leistungsempfanger, welche den Vorsteuerabzug
ausschlieRende Ausgangsumsatze ausfuhren, auch in den bezeichneten Gebieten mit
Umsatzsteuer belastet werden und vermeidet so ungerechtfertigte Steuervorteile.

Der Regelungsgehalt der bisherigen Nummer 6 wird durch die neu gefasste Nummer 1
erfasst, sodass Nummer 6 aufgehoben werden kann.

Die Anderungen treten am Tag nach Verkiindung in Kraft.

Zu Nummer 2 (8 3a Abs. 4 Nr. 6 Buchstabe a)

Die Ortsregelung fur Bank-, Finanz- und Versicherungsumséatze wird um die in 8 4 Nr. 8
Buchstabe h UStG genannten Finanzdienstleistungen erweitert und damit an Artikel 9 Abs. 2
Buchstabe e fiinfter Gedankenstrich der 6. EG-Richtlinie angepasst.

Die Anderung tritt am Tag nach Verkiindung in Kraft.

Zu Nummer 3 (8§ 4)
Zu Buchstabe a (Nummer 14 Satz 4 Buchstabe b)

Redaktionelle Anpassung an die geltende Fassung des Zolltarifs (Anhang 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1719/2005 der Kommission vom 27. Oktober 2005, ABI. EU 2006 Nr. L 286 S. 1).

Die Anderung tritt am Tag nach Verkiindung in Kraft.
Zu Buchstabe b (Nummer 19 Buchstabe a Satz 4)

Anpassung an die Vorschriften des Energiesteuergesetzes, das die Regelungen des
bisherigen Mineraldlsteuergesetzes inhaltlich Gbernimmt.

Die Anderungen treten am Tag nach Verkiindung in Kraft.

Zu Nummer 4 (8§ 8 Abs. 1 Nr. 1 und 4)

Redaktionelle Anpassung an die geltende Fassung des Zolltarifs (Anhang 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1719/2005 der Kommission vom 27. Oktober 2005, ABI. EU 2006 Nr. L 286 S. 1).

Die Anderung tritt am Tag nach Verkiindung in Kraft.

Zu Nummer 5 (8 12 Abs. 2)

Zu Buchstabe a (Nummer 8 Buchstabe a Satz 3)
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Nach § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchstabe a Satz 1 UStG ist auf die Leistungen der Kérperschaften,
die ausschlief3lich und unmittelbar gemeinnitzige, mildtatige oder kirchliche Zwecke verfol-
gen, der ermafigte Steuersatz anzuwenden; nach § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchstabe a Satz 2
UStG gilt dies nicht fuir Leistungen, die im Rahmen eines wirtschaftlichen Geschéaftsbetriebs
ausgefuhrt werden.

Diese Einschrankung gilt nach den allgemeinen Grundséatzen nicht fur Leistungen, die im
Rahmen eines Zweckbetriebs ausgefiihrt werden. Bestimmte wirtschaftliche Geschéfts-
betriebe, die nach der Abgabenordnung als Zweckbetrieb gelten, missen die allgemeinen
Voraussetzungen fur die Annahme eines Zweckbetriebs jedoch nicht erfillen.

Daher kann insbesondere in den Féllen, in denen die Leistung im umsatzsteuerrechtlichen
Sinne von ihrer Art her nicht bereits durch den Zweckbetrieb selbst vorgegeben ist, die
Anwendung des ermalRigten Steuersatzes nicht allein von der abgabenrechtlichen
Einstufung als Zweckbetrieb abhangig gemacht werden.

Durch den neuen § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchstabe a Satz 3 UStG wird klargestellt, dass die
Anwendung des ermaRigten Steuersatzes davon abhangig ist, dass — sofern mit den im
Rahmen des Zweckbetriebs ausgefiihrten Umsatzen die steuerbeglnstigten satzungs-
maRigen Zwecke der Korperschaft nicht bereits unmittelbar verwirklicht werden — der
Zweckbetrieb nicht in erster Linie dazu bestimmt ist, der Kérperschaft zusatzliche Einnahmen
durch solche Leistungen zu verschaffen, die auch andere, nicht steuerbegunstigte
Unternehmer ausfiihren kénnen, ohne dafir die SteuerermaRigung in Anspruch nehmen zu
konnen.

In diesen Fallen gibt der steuerbegtinstigte Zweck der Kérperschaft dem Zweckbetrieb in
seiner Gesamtausrichtung umsatzsteuerrechtlich das Geprége. Dies er6ffnet auch
Zweckbetrieben, deren Leistungen nur mittelbar auch dem steuerbeginstigten Zweck
dienen, die diesen aber z. B. mit der Verwendung des erwirtschafteten Gewinns oder mittels
Einbindung des satzungsmalRig begiinstigten Personenkreises in die Erbringung ihrer
Leistungen verwirklichen, die Inanspruchnahme der SteuererméfRigung in einem EU-rechtlich
zuldssigen Umfang.

Die Klarstellung dient der Vermeidung von ungerechtfertigten Steuer- und weit reichenden
Wettbewerbsvorteilen durch Gestaltungsmodelle, die in erster Linie der Erzielung von Steu-
ervorteilen und weniger der Férderung des steuerbeglnstigten Zwecks dienen.

Die Anderung tritt am Tag nach Verkindung in Kraft.

Zu Buchstabe b (Nummer 10)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung. Die Verwendung des Begriffs
.Kraftdroschke" erfolgte bei Einfihrung der Vorschrift in Anlehnung an das
Personenbeforderungsgesetz. Zwischenzeitlich wurde das Personenbefdrderungsgesetz
geandert; der Begriff ,Kraftdroschken® wurde durch den Begriff ,Taxen” ersetzt (§ 47 Abs. 1
PBefG).

Die Anderung tritt am Tag nach Verkindung in Kraft.

Zu Nummer 6 (8 13b Abs. 3)
Zu Buchstabe a (Nummer 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung. Die Verwendung des Begriffs
LKraftdroschke" erfolgte bei Einfihrung der Vorschrift in Anlehnung an das
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Personenbefdrderungsgesetz (PBefG). Zwischenzeitlich wurde das
Personenbefdrderungsgesetz gedndert; der Begriff , Kraftdroschken® wurde durch den Begriff
.raxen” ersetzt (8 47 Abs. 1 PBefG).

Die Anderung tritt am Tag nach Verkiindung in Kraft.
Zu Buchstabe b (Nummern 4 und 5 - neu -)

Zu Nummer 4 — neu —

Veranstaltet ein im Ausland ansassiger Unternehmer Messen, Ausstellungen und Kongresse
im Inland und rAumt hier Dienstleistungsempfangern die Berechtigung zum Besuch dieser
Veranstaltungen ein, ist nach geltendem Recht der Leistungsempfanger Steuerschuldner,
wenn er ein Unternehmer oder eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts ist. In der
Vergangenheit hat diese Regelung zu nicht unerheblichen Anwendungsschwierigkeiten fur
die leistenden Unternehmer gefiihrt, wenn die Besucher sowohl Unternehmer als auch
Privatpersonen waren. Nach Feststellungen der Finanzverwaltungen sind die auslandischen
Veranstalter in Deutschland fir umsatzsteuerliche Zwecke regelmaRig erfasst und geben
hier Umsatzsteuer-Voranmeldungen und/oder Erklarungen fir das Kalenderjahr ab.
Dagegen miussen sich auslandische Unternehmer und juristische Personen des offentlichen
Rechts als Leistungsempfanger erfassen lassen, wenn auslandische Veranstalter an sie im
Inland Umsatze erbringen. Dies fiihrt zu einem Mehraufwand auch fir die Verwaltung, die zu
keinem Steuermehraufkommen fuhrt, soweit die Leistungsempfanger zum Vorsteuerabzug
berechtigt sind. Durch die Neuregelung kommt es zu einer Verwaltungsvereinfachung, wenn
nur einzelne Veranstalter die Steuer fir die gesamten Umsatze anmelden, anstatt dass dies
durch eine Vielzahl von Messe-, Ausstellungs- oder Kongressteilnehmern als
Leistungsempfanger erfolgt.

Zu Nummer 5 — neu —

Im Rahmen von Messen und Ausstellungen werden auch Gemeinschaftsausstellungen
durchgefuhrt, z. B. von Ausstellern, die in demselben Staat ansassig sind. Vielfach wird in
diesen Féllen zwischen dem Veranstalter und den Ausstellern ein Unternehmen
eingeschaltet, das im eigenen Namen die Gemeinschaftsausstellung organisiert (sog.
Durchfiihrungsgesellschaft). In diesen Fallen erbringt der Veranstalter Leistungen an die
zwischengeschaltete Durchfiihrungsgesellschaft. Diese erbringt sonstige Leistungen an die
an der Gemeinschaftsmesse oder -ausstellung beteiligten Aussteller.

Im Ausland ansassige Durchfiihrungsgesellschaften fallen bislang unter die
Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfangers (8 13b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2
Satz 1 UStG). Die Aussteller (Leistungsempfanger) sind verpflichtet, die fur derartige
Umsatze geschuldete Steuer gegeniiber dem zustéandigen Finanzamt im Rahmen von
Umsatzsteuer-Voranmeldungen bzw. Steuererklarungen fir das Kalenderjahr anzumelden
und zu entrichten.

Diese Regelung hat in der Praxis zu nicht unerheblichen Anwendungsschwierigkeiten und zu
einem erheblichen Mehraufwand gefiihrt, wenn die Leistungsempfanger ebenfalls im
Ausland ansassig sind. Gleichzeitig werden auch die fur die auslandischen Unternehmer
nach der Umsatzsteuerzustandigkeitsverordnung zustandigen zentralen Finanzamter
belastet.

Diese Mehrbelastung wird durch die vorgeschlagene Regelung vermieden. Nunmehr sind die
im Ausland anséassigen Durchfiihrungsgesellschaften fur ihre im Inland steuerpflichtigen
Leistungen an die Aussteller selbst Steuerschuldner. Nur sie missen sich hier erfassen
lassen. Die im Ausland ansassigen Leistungsempfanger kénnen die in Rechnung gestellte
Steuer ggf. im Rahmen des Vorsteuer-Vergutungsverfahrens geltend machen.

Die neuen Nummern 4 und 5 treten am 1. Januar 2007 in Kratft.
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Zu Nummer 7 (8 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6)

Durch die redaktionelle Anderung wird klargestellt, dass Artikel 22 Abs. 3 Buchstabe b erster
Unterabsatz siebter Anstrich der 6. EG-Richtlinie dahin zu verstehen ist, dass der Zeitpunkt
der Lieferung oder der sonstigen Leistung stets in der Rechnung anzugeben ist. Das gilt
auch in den Fallen, in denen der Tag der Leistung mit dem Ausstellungsdatum der Rechnung
ubereinstimmt.

Durch die Angabe des Tags der Lieferung oder der sonstigen Leistung in der Rechnung ist
es in den Fallen der Versteuerung nach vereinbarten Entgelten (Regelfall gemafl3 8 16 Abs. 1
Satz 1 UStG) moglich, den Zeitpunkt der Entstehung der Umsatzsteuer (8 13 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 Buchstabe a UStG) nachzuvollziehen.

Die Angabe des Zeitpunkts der Lieferung oder der sonstigen Leistung war bereits vor der
Umsetzung der Richtlinie 2001/115/EG (Rechnungsrichtlinie) durch das
Steueranderungsgesetz 2003 Pflichtangabe in einer Rechnung.

Bei Rechnungen tber An- oder Vorauszahlungen ist eine Angabe des Zeitpunkts der
Vereinnahmung des Entgelts oder eines Teils des Entgelts hingegen nur dann erforderlich,
wenn der Tag der Vereinnahmung bei der Rechnungsstellung bekannt ist und nicht mit dem
Ausstellungsdatum der Rechnung Ubereinstimmt.

Die Anderung tritt am Tag nach Verkiindung in Kraft.

Zu Nummer 8 (8§ 15)
Zu Buchstabe a (Absatz 1a)
Die Anderung dient der Steuervereinfachung und der Rechtsbereinigung.

Der BFH hat mit Urteil vom 10. Februar 2005, V R 76/03, BStBI Il S. 509, zum
Vorsteuerabzug eines Unternehmers aus angemessenen Bewirtungsaufwendungen
entschieden, dass sich der Unternehmer auf das ihm glinstigere Gemeinschaftsrecht in
Artikel 17 Abs. 2 Buchstabe a der 6. EG-Richtlinie berufen kann. Die durch das
Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 in § 15 Abs. 1a Nr. 1 UStG — entsprechend dem in
8 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 EStG enthaltenen Abzugsverbot bei den Betriebsausgaben -
eingefiihrte Regelung zum Ausschluss des Vorsteuerabzugs fur 30 % (fur Wirtschaftsjahre,
die bis zum 31. Dezember 2003 enden, noch 20 %) der angemessenen Aufwendungen flr
die Bewirtung von Personen aus geschaftlichem Anlass (Bewirtungsaufwendungen) steht
nicht im Einklang mit den Vorschriften der 6. EG-Richtlinie und ist daher aufzuheben. Der
Vorsteuerabzug aus Bewirtungsaufwendungen ist unter den allgemeinen Voraussetzungen
des 8§ 15 UStG zu gewdahren, soweit es sich um angemessene und nachgewiesene
Aufwendungen des Unternehmers handelt. Somit bleiben hinsichtlich der
Bewirtungsaufwendungen nur die nach der allgemeinen Verkehrsauffassung
unangemessenen Aufwendungen vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen.

Mit Urteil vom 12. August 2004, V R 49/02, BStBI Il S. 1090, hat der BFH entschieden, dass
die Einschrankung des Vorsteuerabzugs wegen nicht eingehaltener ertragsteuerlicher
Formvorschriften flr den Nachweis als Betriebsausgaben (8 4 Abs. 7 EStG) mit Art. 17
Abs. 2 der 6. EG-Richtlinie nicht zu vereinbaren ist. FUr den Vorsteuerabzug gelten die
allgemeinen Voraussetzungen des 8§ 15 UStG; die bisher in 8 15 Abs. 1a Nr. 1 UStG
enthaltene Einschrankung ist aufzuheben.
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Das durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 in § 15 Abs. 1a Nr. 3 UStG
eingefiihrte Verbot des Vorsteuerabzugs aus Umzugskosten ist im Hinblick auf die fir den
Unternehmer gunstigere Regelung des Artikel 17 Abs. 2 der 6. EG-Richtlinie ebenfalls
aufzuheben. Soweit der Unternehmer eine Lieferung oder sonstige Leistung fur sein
Unternehmen bezieht, ist er unter den allgemeinen Voraussetzungen des 8§ 15 UStG zum
Vorsteuerabzug berechtigt. Die bisher in § 15 Abs. 1a Nr. 3 UStG enthaltene Einschrankung
des Vorsteuerabzugs flr Umzugskosten stellt einen Verstol3 gegen Artikel 17 Abs. 6 der

6. EG-Richtlinie dar.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 — aufgehoben -)

Die Anderung dient der Steuervereinfachung und der Rechtsbereinigung. Die Regelung steht
nicht im Einklang mit den Vorschriften der 6. EG-Richtlinie und ist daher aufzuheben.

Mit Urteil vom 11. Dezember 2003, V R 48/02 (BStBI 1l 2006 S. 384), hat der BFH
entschieden, dass sich der Unternehmer bei einer in unternehmerischem Interesse
ausgefuhrten unentgeltlichen Lieferung oder sonstigen Leistung, die steuerfrei wére, wenn
sie gegen Entgelt ausgefihrt wirde, abweichend von § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 UStG darauf
berufen kann, dass ihm der Vorsteuerabzug nach Artikel 17 Abs. 2 der 6. EG-Richtlinie
zusteht. Der BFH hatte im Streitfall dem Unternehmer das Recht zum Vorsteuerabzug fur
Eingangsumsatze, die mit einer aus unternehmerischen Griinden zuné&chst unentgeltlich
erfolgten Uberlassung zusammenhingen, zugesprochen, weil die ernsthafte Absicht, zum
Vorsteuerabzug berechtigende entgeltliche Vermietungsumsatze zu erzielen, nachgewiesen
worden war. Der Vorsteuerabzug ist nach den allgemeinen Grundsétzen des § 15 UStG zu
gewahren.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 3 Nr. 2)

Die Anderung ist redaktioneller Art und wegen der Aufhebung von § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
UStG erforderlich.

Die Anderungen des § 15 UStG treten am Tag nach Verkiindung in Kraft.

Zu Nummer 9 (8 18a)
Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1, 2, 5und 6 — neu -)

Die bisher geltende und auf EU-Recht basierende Verpflichtung zur quartalsweisen Abgabe
der Zusammenfassenden Meldungen fuhrt dazu, dass die fur die Prifung durch die Finanz-
amter notwendigen Informationen tber getétigte innergemeinschaftliche Lieferungen inlan-
discher Unternehmer nur mit Zeitverzégerung vorliegen. Die Lebensdauer der insbesondere
in staatenubergreifende Betrugsfélle eingebundenen Missing Trader ist grundséatzlich auf
einen kurzen Zeitraum (3 — 6 Monate) begrenzt, sodass eine friihzeitige Verfligbarkeit der
entsprechenden innergemeinschaftlichen Kontrolldaten dringend erforderlich ist. Nach EU-
Recht kénnen die EU-Mitgliedstaaten nationale Regelungen fur die monatliche Abgabe der
Zusammenfassenden Meldungen erlassen. Als eine zielfiihrende MalRhahme fiir die
Umsatzsteuerbetrugsbekampfung soll eine generelle Verpflichtung zur monatlichen Abgabe
der Zusammenfassenden Meldungen eingeftihrt werden.

Ebenso wie die Lohnsteuer-Anmeldungen und die Umsatzsteuer-Voranmeldungen grund-
satzlich auf elektronischem Weg an das Finanzamt zu Ubermitteln sind, sind Zusammen-
fassende Meldungen grundsatzlich auf elektronischem Weg an das Bundeszentralamt fir
Steuern zu Ubermitteln. Zur Vermeidung von Harten kann das Finanzamt auf Antrag gestat-
ten, dass die Zusammenfassende Meldung in herkdmmlicher Form abgegeben wird; dies
wird insbesondere dann der Fall sein, wenn der Unternehmer nicht tber die technischen
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Voraussetzungen verfiigt, die fir die Ubermittlung nach der Steuerdaten-Ubermittlungsver-
ordnung eingehalten werden miissen. Durch den Verweis auf die Steuerdaten-Ubermitt-
lungsverordnung wird die ordnungsgeméaRe Ubermittlung der fiir das Besteuerungsverfahren
erforderlichen Daten sichergestellt.

Zu Buchstabe b (Absatz 7)

Die Verklrzung der Abgabefrist flr eine berichtigte Zusammenfassende Meldung
korrespondiert mit der Verkirzung des Meldezeitraums auf einen Monat und dient ebenfalls
der frihzeitigen Verflgbarkeit innergemeinschaftlicher Kontrolldaten.

Zu Nummer 10 (8 25a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1)

Redaktionelle Anpassung an die geltende Fassung des Zolltarifs (Anhang 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1719/2005 der Kommission vom 27. Oktober 2005, ABI. EU 2006 Nr. L 286 S. 1).

Die Anderung tritt am Tag nach Verkiindung in Kraft.

Zu Nummer 11 (8 27 Abs. 13 —neu -)

Nach dem neuen Absatz 13 sollen § 18a Abs. 1 Satz 2, 5 und 6 UStG erstmals auf
Meldezeitraume angewandt werden, die nach dem 31. Dezember 2006 enden. 8§ 18a Abs. 1
Satz 1 und Abs. 7 UStG sollen erstmals auf Meldezeitrdume angewandt werden, die nach
dem 31. Dezember 2007 enden.

Zu Nummer 12 (8 28 Abs. 4)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung. Die Verwendung des Begriffs
.Kraftdroschke" erfolgte bei Einfihrung der Vorschrift in Anlehnung an das
Personenbeforderungsgesetz. Zwischenzeitlich wurde das Personenbefdrderungsgesetz
geandert; der Begriff ,,Kraftdroschken” wurde durch den Begriff ,Taxen“ ersetzt (8 47 Abs. 1
PBefG).

Die Anderung tritt am Tag nach Verkindung in Kraft.

Zu Nummer 13 (Anlage 1 (zu § 4 Nr. 4a))

Redaktionelle Anpassung an die geltende Fassung des Zolltarifs (Anhang 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1719/2005 der Kommission vom 27. Oktober 2005, ABI. EU 2006 Nr. L 286 S. 1).

Die Anderung tritt am Tag nach Verkiindung in Kraft.

Zu Nummer 14 (Anlage 2 (zu 8 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2))

Redaktionelle Anpassung an die geltende Fassung des Zolltarifs (Anhang 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1719/2005 der Kommission vom 27. Oktober 2005, ABI. EU 2006 Nr. L 286 S. 1).
Die Einleitung in Nummer 49 der Anlage 2 wurde neu gefasst. Der Verweis auf § 4 Abs. 2
Satz 2 des Gesetzes Uber die Verbreitung jugendgefédhrdender Schriften wurde gestrichen.
Mit Aufhebung des Gesetzes Uber die Verbreitung jugendgefdhrdender Schriften und
Inkrafttreten des Jugendschutzgesetzes am 1. April 2003 (BGBI. | 2002 S. 2730, | 2003
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S. 476) ergibt sich die Hinweispflicht fir Gewerbetreibende aus § 15 Abs. 6 des
Jugendschutzgesetzes, auf den nunmehr verwiesen wird.

Die Anderung tritt am Tag nach Verkiindung in Kraft.

Zu Artikel 8 (8 48 Abs. 4 Umsatzsteuer-Durchfihrungsverordnung)

Bei einer gewahrten Dauerfristverlangerung ist die bei monatlicher Abgabe von
Umsatzsteuer-Voranmeldungen anzumeldende und zu entrichtende Sondervorauszahlung
grundsatzlich bei der Festsetzung der Vorauszahlung fur den letzten
Voranmeldungszeitraum des Besteuerungszeitraums Dezember anzurechnen.

Durch die Anderung wird klargestellt, dass in den Fallen, in denen der Unternehmer im Lauf
des Kalenderjahres auf die Dauerfristverlangerung verzichtet, seine berufliche oder
gewerbliche Tatigkeit einstellt oder das Finanzamt eine gewéahrte Dauerfristverlangerung
widerruft, die Sondervorauszahlung einheitlich in dem letzten Voranmeldungszeitraum des
Besteuerungszeitraums anzurechnen ist, flr den die Dauerfristverlangerung noch in
Anspruch genommen werden kann.

Die Anderung tritt am Tag nach Verkiindung in Kraft.

Zu Artikel 9 (8 1 Umsatzsteuerzustandigkeitsverordnung)

Mit den Anderungen wird die Umsatzsteuerzustandigkeitsverordnung an (bereits erfolgte)
organisatorische Veranderungen hinsichtlich der Zustandigkeit einzelner Finanzamter
angepasst.

Die Anderung ist auf alle bei Inkrafttreten des Gesetzes anhangigen Verfahren anzuwenden.

Zu Artikel 10 (Abgabenordnung)

Zu Nummer 1 (Uberschrift)

Die amtliche Abkurzung der ,Abgabenordnung” in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. Oktober 2002 (BGBI. | S. 3866) lautet bislang ,AO 1977“. Der Jahreszusatz ,1977" ist
somit amtlicher Bestandteil des Gesetzes und bis heute nicht rechtswirksam geéandert
worden. Daher wird die Abkirzung neu gefasst. Da sich die Berichtigung nur auf die
Abklrzung bezieht, sind Folgedanderungen nicht zu erwarten.

Zu Nummer 2 (Inhaltsibersicht)

Notwendige redaktionelle Anpassung der Inhaltsiibersicht an die Einfligung des neuen

§ 178a AO.

Zu Nummer 3 (8 3)

Zu Buchstabe a (Absatz 4)
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Redaktionelle Folgednderung auf Grund der Einfiigung des neuen § 178a (Aufnahme in den
Klammerzusatz zu den Kosten).

Zu Buchstabe b (Absatz 5 Satz 1)

Die Aufnahme des 8§ 178a in Satz 1 soll bewirken, dass die Gebuhren wie die Zinsen unter
den allgemeinen Verteilungsschliussel zwischen Bund und Landern fallen, da fur die
Durchfihrung und den Abschluss eines Vorabverstandigungsverfahrens zur Erteilung einer
Vorabzusage zu Verrechnungspreisen sowohl der Bund als auch das betroffene Land
erheblichen Zusatzaufwand zu tragen haben (siehe Begriindung zu § 178a Abs. 2).

Zu Nummer 4 (8 6 Abs. 2 Nr. 4a — neu -)

8 6 Abs. 2 AO enthalt eine Auszahlung der Finanzbehérden im Sinne der AO, die auf den
Regelungen des FVG basiert.

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 FVG kénnen nach dem FVG oder nach Landesrecht als
Oberbehdrden eingerichtete Landesfinanzbehérden im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 2 FVG an
Stelle der Oberfinanzdirektionen treten. Die neue Nummer 4a in 8 6 Abs. 2 AO tragt dem
Rechnung.

Zu Nummer 5 (8 19 Abs. 6 — neu -)

Nach § 49 Abs. 1 Nr. 7 EStG in der Fassung des Alterseinkiinftegesetzes wurde mit Wirkung
ab dem Veranlagungszeitraum 2005 fir im Ausland anséssige Personen eine beschrankte
Steuerpflicht der sonstigen Einkiinfte nach § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a EStG eingefihrt.

Fir diese Falle enthalt das geltende Recht keine sachgerechte Regelung der ortlichen
Zustandigkeit der Finanzbehérden. Durch den neuen Absatz 6 soll das Bundesministerium
der Finanzen erméchtigt werden, mit Zustimmung des Bundesrates die drtliche Zustandigkeit
zu regeln. Ziel ist eine nach Ansassigkeitsstaat differenzierte zentrale Zustandigkeit,
vergleichbar der Umsatzsteuerzustandigkeitsverordnung.

Die Anderung ist auf alle bei Inkrafttreten des Gesetzes anhangigen Verfahren anzuwenden.

Zu Nummer 6 (8 62)

Eine Koérperschaft ist nur dann gemeinnitzig, wenn ihr Vermégen bei ihrer Auflésung oder
Aufhebung oder bei Wegfall der Gemeinniitzigkeit fur steuerbeglnstigte Zwecke verwendet
wird, also im gemeinniitzigen Bereich verbleibt (Grundsatz der Vermoégensbindung, § 55
Abs. 1 Nr. 4 AO). Die Bindung des Vermdogens flr steuerbegiinstigte Zwecke muss
grundsatzlich bereits in der Satzung der Kérperschaft vorgeschrieben sein (8 61 AO).
Ausnahmen hiervon enthéalt § 62 AO. Danach braucht die ansonsten obligatorische
satzungsmalRige Vermdgenshindung bei Betrieben gewerblicher Art von Kdérperschaften des
offentlichen Rechts, bei staatlich beaufsichtigten Stiftungen, bei den von einer Kérperschaft
des offentlichen Rechts verwalteten unselbststéandigen Stiftungen und bei geistlichen
Genossenschaften (Orden, Kongregationen) nicht in der Satzung festgelegt zu werden. Den
Ausnahmen liegt die Annahme zugrunde, dass bei den in der Vorschrift genannten
Korperschaften die erforderliche Bindung des Vermdgens flr steuerbeginstigte Zwecke
auch ohne entsprechende Satzungsbestimmung sichergestellt ist.

Die obersten Finanzbehorden der Lander haben untersucht, ob dies bei staatlich
beaufsichtigten Stiftungen noch zutrifft. Anlass daflr war ein Urteil des Bundesfinanzhofs
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(BFH), nach dem wegen der Ausnahme in 8 62 AO auch eine nicht den Anforderungen des
§ 61 AO gentuigende Regelung uber die Vermdgensbindung in der Satzung einer staatlich
beaufsichtigten Stiftung unschadlich fur deren Gemeinnutzigkeit ist (Urteil vom

17. September 2003 - | R 85/02 - 2. Leitsatz). Das Urteil wird getragen von der Annahme,
dass die Stiftungsaufsichtsbehdrden bei Verwendung des Vermdégens fur nicht
steuerbegulinstigte Zwecke der Auflésung nicht zustimmen wirden. Die Untersuchung durch
die Finanzbehdrden der Lander hat jedoch ergeben, dass die Stiftungsaufsichtsbehdrden
(Innenminister der Lander oder Regierungsprasidenten) in vielen Landern bei der Auflésung
oder Aufhebung einer staatlich beaufsichtigen Stiftung oder bei Wegfall der Gemeinnutzigkeit
die Verwendung des Vermogens unter steuerlichen Gesichtspunkten nicht kontrollieren.

Mit Beschluss vom 14. Juli 2004 - | R 94/02 - (3. Leitsatz) hat der BFH aul3erdem die
Auffassung vertreten, dass nach § 62 AO die satzungsmalfiige Vermogensbindung bei einer
staatlich beaufsichtigten Stiftung auch dann entbehrlich ist, wenn es sich um eine Stiftung
auslandischen Rechts handelt, die der Stiftungsaufsicht eines EU-Mitgliedstaates unterféllt.
Es ist nahezu ausgeschlossen, dass durch die Aufsicht auslandischer staatlicher Stellen
uber eine Stiftung auslandischen Rechts ohne Vermégensbindung in der Satzung immer
sichergestellt ist, dass bei der Auflésung der Stiftung das Vermdgen fur nach dem deutschen
Gemeinnitzigkeitsrecht steuerbegtinstigte Zwecke verwendet wird.

Die dauerhafte Bindung von Vermdgen, das regelmaf3ig unter Inanspruchnahme von
Steuervergiinstigungen (Spendenabzug, Steuerbefreiung der Vermdgensverwaltung und von
Zweckbetrieben) entstanden ist und diese rechtfertigt, fir den gemeinnttzigen Bereich
gehdrt zu den tragenden Grundsatzen des Gemeinniitzigkeitsrechts. Sie muss sichergestellt
sein. Da dies bei staatlich beaufsichtigten Stiftungen nicht mehr der Fall ist, muss die
Befreiung dieser Stiftungen von einer ausreichenden Vermdgenshbindung in der Satzung
aufgehoben werden.

Zu Nummer 7 (8 67)

Es handelt sich um Folgeédnderungen auf Grund der Einfihrung eines pauschalierenden
Entgeltsystems im Krankenhaussektor (DRG-Vergltungssystem). Die geltende Fassung der
Vorschrift bietet spatestens seit dem 1. Januar 2005 keine Grundlage mehr fur die
Steuerbeginstigung von Krankenh&usern, weil die enthaltenen Verweisungen ins Leere
gehen. Wie bisher sollen aus der Uberlassung von Telefon- und Fernsehgeraten als
Wahlleistung keine Konsequenzen fur die Beurteilung des Zweckbetriebs Krankenhauses an
sich gezogen werden.

Auf der Grundlage des Fallpauschalengesetzes vom 23. April 2002 (BGBI. | S. 1412) werden
vollstationdre und teilstationéare Leistungen seit dem 24. April 2002 nach dem
Krankenhausentgeltgesetz (BGBI. | S. 1422) berechnet (s. § 7). Nicht in das DRG-
Vergltungssystem einbezogen sind Einrichtungen der Erwachsenen- sowie der Kinder- und
Jugendpsychiatrie (psychiatrische Krankenhdauser und Abteilungen an
Allgemeinkrankenh&dusern) sowie Einrichtungen fur Psychosomatik und
Psychotherapeutische Medizin. Die voll- und teilstationaren Leistungen dieser
Krankenhauser oder Krankenhausabteilungen werden nicht nach dem
Krankenhausentgeltgesetz, sondern — unveréndert — nach der Bundespflegesatzverordnung
(s. jetzt § 10) abgerechnet.

Zu Nummer 8 (§ 87a Abs. 6)

Nach dem Vorbild der durch das Justizkommunikationsgesetz vom 22. Marz 2005 (BGBI. |
S. 837) in die Gerichtsverfahrensordnungen aufgenommenen Regelungen (siehe z. B. § 52a
Abs. 1 FGO) soll das Bundesministerium der Finanzen erméchtigt werden, durch Rechtsver-
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ordnung neben der qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 Nr. 3 des
Signaturgesetzes auch ein anderes sicheres Verfahren als Ersatz fir die durch Gesetz
angeordnete Schriftform zuzulassen. Hierdurch soll die elektronische Ubermittlung von
steuerlich relevanten Daten weiter geférdert und insbesondere eine Erméchtigungsgrundlage
dafuir geschaffen werden, dass auch das in einer Anderungsverordnung zur Steuerdaten-
Ubermittlungsverordnung vorgesehene Authentifizierungsverfahren die in den
Steuergesetzen angeordnete Unterzeichnung von Steuererklarungen ersetzen kann, wenn
die Integritat der elektronisch tGbermittelten Daten gewahrleistet ist. Die
Ermachtigungsgrundlage beschrankt sich nicht auf die Falle des § 87a Abs. 3 AO (Antrage,
Erklarungen oder Mitteilungen an die Finanzbehdrden). Sie erfasst auch die Falle des § 87a
Abs. 4 AO (Verwaltungsakte oder sonstige Malinahmen der Finanzbehdrden). Insbesondere
bei maschinell erstellten ,Massenverwaltungsakten®, fir die durch Gesetz die Schriftform
vorgeschrieben ist (wie z. B. fur Steuerbescheide; vgl. 8 157 Abs. 1 Satz 1 AO), ist das
technisch aufwendige Anbringen von qualifizierten elektronischen Signaturen, die an
natlrliche Personen gebunden sind, kein geeignetes Mittel, die gesetzlich angeordnete
Schriftform zu ersetzen. Die Zuordnung von ,Massenverwaltungsakten zu Behdrden soll
daher durch Nutzung von elektronischen Siegeln (Organisationszertifikaten) erfolgen, welche
die Herkunft eines Dokuments aus dem Bereich einer bestimmten Behorde bestétigen.

Satz 3 erweitert die in Absatz 5 Satz 2 geregelte Vermutung der Echtheit eines elektronisch
Ubermittelten Dokuments auf Falle der Ubermittlung in einem zugelassenen anderen
sicheren Verfahren.

Der bisherige Regelungsinhalt des § 87a Abs. 6 AO ist durch Zeitablauf gegenstandslos ge-
worden.

Es handelt sich um eine entlastende Mal3nahme, da bei Ausschopfen der
Verordnungsermachtigung die Anschaffung einer sicheren Signaturerstellungseinheit (die fur
eine qualifizierte elektronische Signatur erforderlich ware) entbehrlich wird.

Zu Nummer 9 (8§ 139b)
Zu Buchstabe a (Absatz 6 Satz 2 bis 5—neu -)

Um eine eindeutige Identifikation zu gewéhrleisten, ist es erforderlich, den Datenbestand der
ca. 5500 Meldebehdrden bundesweit zu einem bestimmten Stichtag ,einzufrieren”. Auf diese
Weise wird sichergestellt, dass in dem Zeitraum zwischen der erstmaligen Ubermittlung nach
§ 139b Abs. 6 Satz 1 AO und der Mitteilung der zugeteilten Identifikationsnummer an die
Meldebehdrde nach § 139b Abs. 6 Satz 3 AO die Daten trotz Veranderungen im
Datenbestand der jeweiligen Meldebehérde, insbesondere bei einem Wohnsitzwechsel nach
dem Stichtag, beim Bundeszentralamt flr Steuern als auch bei der jeweils zustandigen
Meldebehdrde richtig zugeordnet werden kénnen. Zu diesem Zweck haben die
Meldebehdrden die Aufgabe und die Befugnis, fir jeden im Melderegister gespeicherten
Einwohner ein eindeutiges Kennzeichen — das sog. Vorlaufige Bearbeitungsmerkmal (VBM)
— zu vergeben und dieses zusammen mit den zu liefernden Datensatzen an das
Bundeszentralamt fir Steuern zu Ubermitteln. Mit diesem Ordnungsmerkmal wird bis zu dem
Zeitpunkt der Zuteilung der Identifikationsnummer die richtige Zuordnung der zwischen den
Meldebehdrden und dem Bundeszentralamt fir Steuern zu tbermittelnden Daten
sichergestellt. Mit der Speicherung der zugeteilten Identifikationsnummer im Melderegister
wird das VBM geldscht.

Zu Buchstabe b (Absatz 7 Satz 2)
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Das in Absatz 6 beschriebene Verfahren zur Vergabe und Verwendung des VBM ist auch in
Fallen des Absatzes 7 von den Meldebehdrden und dem Bundeszentralamt fir Steuern bis
zur Mitteilung der zugeteilten Identifikationsnummer anzuwenden.

Zu Buchstabe c (Absatz 8)

Zur Sicherstellung der eindeutigen Zuordnung der Daten erfolgen Anderungsmitteilungen der
Meldebehdrden bis zur Mitteilung der zugeteilten Identifikationsnummer unter Angabe des
VBM.

Zu Nummer 10 (8 139d Nr. 4)

Auch fir die Dateniibermittlungen nach 8 139b Abs. 8 und 9 AO sind Form und Verfahren zu
regeln. Die Verordnungsermdachtigung 8§ 139d Nr. 4 AO der Bundesregierung mit
Zustimmung des Bundesrats wird daher um die Abséatze 8 und 9 des § 139b AO erweitert.

Zu Nummer 11 (8 178a—neu -)

Zu Absatz 1

Die in Satz 1 dem Bundeszentralamt flr Steuern (BZSt) erteilte Berechtigung, fur die
Bearbeitung eines Antrages auf Durchfiihrung von Vorabverstandigungsverfahren zur
Erteilung einer Vorabzusage zu Verrechnungspreisen (,Advance Pricing Agreement” — APA)
Gebihren zu erheben, dient neben der teilweisen Kostenerstattung vor allem dem Schutz
der Finanzbehdrden gegeniber nicht relevanten oder schlecht vorbereiteten Antréagen. Die
Bereitschaft zur Durchfihrung von APA's ist inzwischen international Gblich. Mehrere Staaten
setzen fur APA's ebenfalls Geblhren fest (vor allem USA). Die Gebiihr ist bereits fur die
Bearbeitung des Antrags des Steuerpflichtigen auf Durchfihrung des
Vorabverstandigungsverfahrens festzusetzen, unabhangig davon, ob das Verfahren mit dem
anderen Staat erfolgreich durchgefiihrt werden kann oder abgebrochen wird.

Satz 2 verdeutlicht, dass die Gebuihr nicht durch eine Antragstellung im anderen Staat
umgangen werden kann.

Satz 3 tragt der Erfahrung Rechnung, dass sich durch die Beteiligung mehrerer Staaten an
einem APA der Aufwand mindestens entsprechend vervielfacht.

Durch Satz 4 soll vermieden werden, dass das Vorabverstandigungsverfahren durch
Streitigkeiten Uber Gebihren belastet wird.

Zu Absatz 2

Die im Absatz 2 festgelegten Gebuhren sollen die entstehenden erheblichen Zusatzkosten
der Finanzbehdrden zumindest zu einem kleinen Teil ausgleichen. Die hohen Zusatzkosten
beruhen darauf, dass zur Durchfiihrung eines APA ein ,APA-Team" gebildet werden muss,
an dem sich zumindest die fir das Verstandigungsverfahren zustandige Stelle des BZSt und
die ortliche Betriebsprifungsstelle beteiligen, haufig wird auch ein Bundesbetriebsprufer
eingeschaltet werden missen. AulR3erdem ist der entstehende Prifungsaufwand erfahrungs-
gemal in etwa gleich hoch wie fir eine Au3enprifung zu dem betreffenden Prifungsfeld.
Die Festsetzung einer kostendeckenden Gebuhr wiirde erheblichen Verwaltungsaufwand
verursachen und wére streitanfallig. Aul3erdem kénnten auch aus Sicht der Finanzbehdrden
durchaus sinnvolle Antrage unangemessen erschwert werden. Absatz 2 unterscheidet
zwischen der Grundgebihr nach Satz 1, der Verlangerungsgebihr nach Satz 2 und der
Anderungsgebiihr nach Satz 3 im Hinblick darauf, dass eine Verlangerung eines APA bei im
Wesentlichen gleichem Sachverhalt und Inhalt der Vereinbarung und eine Anderung eines
APA-Antrages in einem Punkt typisierend entsprechend weniger Aufwand verursachen als
ein Neuantrag.
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Der Antrag eines Organtragers, der auch Geschéfte seiner Organgesellschaften umfasst,
wird nach Satz 1 zweiter Halbsatz als ein Antrag behandelt, obwohl insoweit grundséatzlich
mehrere Antrage verschiedener Steuerpflichtiger vorliegen. Dadurch soll eine sachlich nicht
gerechtfertigte Vervielfachung der Antragsgebihren vermieden werden.

Zu einer Anderun.gsgebijhr nach Satz 3 letzter Halbsatz soll es nur kommen, wenn der
Antragsteller die Anderung verursacht hat.

Zu Absatz 3

Unterschreitet die Summe der Geschaftsvorfélle, die voraussichtlich Gegenstand eines APA
sind, die Grenzen des § 6 Abs. 2 GAufzV (Entgelt in Hohe von 5 Millionen Euro fir Liefe-
rungen, 500.000 Euro fur Leistungen), werden die Gebuhren nach Absatz 2 halbiert, um der
geringeren Bedeutung zu Gunsten vor allem kleiner Unternehmen typisierend Rechnung zu
tragen.

Zu Absatz 4

Satz 1 dient weiter der flexiblen Handhabung der Gebuhrenregelung, indem er dem BZSt Er-
messen einrdumt, auf Antrag die jeweilige Gebuhr unter den in Satz 1 genannten Vorausset-
zungen herabzusetzen. Die Finanzbehdrden kdnnen ein besonderes Interesse an einem
APA haben, wenn hierdurch streitige Betriebspriifungen und zeit- und kostenaufwendige
Verstandigungs- bzw. Schiedsverfahren vermieden werden. Satz 2 stellt sicher, dass der
Herabsetzungsantrag nur zu Beginn des Verfahrens gestellt werden kann, damit spatere
Antrage das Vorabverstandigungsverfahren nicht beeintrachtigen.

Zu Absatz 5
Der Absatz hat zum Ziel, Streit Uber eine Erstattung der Gebuhr zu vermeiden, wenn aus
den genannten Grinden der mit dem Antrag angestrebte Zweck letztlich nicht erreicht wird.

Zu Nummer 12 (§ 224 Abs. 2 Nr. 1)

Auf Grund der Weiterentwicklung moderner Zahlungsverfahren (3-Tage-Frist bei
Uberweisungen, Online-Banking, optimierter Lastschrifteinzug) hat der Scheck als
Zahlungsmittel an Bedeutung verloren. Steuerpflichtige, die sich zur Entrichtung von Steuern
eines Schecks bedienen, verfigen immer Uber ein Girokonto, von dem Steuerzahlungen
Uberwiesen werden kénnen oder von dem das Finanzamt zum Einzug von
Steuerforderungen erméachtigt werden kann.

Die Zahlung per Scheck verschafft dem Zahlungspflichtigen erhebliche Zinsvorteile dadurch,
dass nach 8§ 224 AO bereits mit der Hinreichung des Schecks die Zahlung als bewirkt gilt,
wahrend die tatsachliche Gutschrift auf Konten des Bundes und der Lander in der Regel erst
Tage spéter, also nach Falligkeit stattfindet. Zu Lasten des Bundes und der Lander verblei-
ben Zinsnachteile aber auch hoher Verwaltungsaufwand, der in der Bearbeitung der Schecks
liegt (Transport zur nachsten Filiale der Bundesbank etc.) Die Kosten, die fur alternative
moderne Zahlungswege entstehen, sind dagegen unbedeutend.

Vor diesem Hintergrund ist die rechtliche Bevorzugung der Scheckzahlung und entsprechen-
der Zinsvorteile seitens der Steuerpflichtigen nicht vertretbar.

Zu Nummer 13 (8 251 Abs. 4 —neu -)

Bei Einflihrung der Insolvenzordnung hatte der Gesetzgeber die Erwartung, dass Personen,
die Geschafte mit einem vorlaufigen Insolvenzverwalter abschliel3en, besonders geschiitzt
sind, ihnen also regelmaRig nach Verfahrensero6ffnung eine Masseforderung zusteht (vgl.
BT-Drs. 12/2443 S. 126 zu 8 55 InsO). Diese Erwartung hat sich nicht erflllt, da die Gerichte
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regelmafig vorlaufige Verwalter bestellen, auf die die Verfiigungsbefugnis tber das
schuldnerische Vermdgen nicht Gbergeht (sogenannte ,schwache” Verwalter). Dies fihrt
dazu, dass die im Eroffnungsverfahren mit Zustimmung des Verwalters begrindeten
Verbindlichkeiten ganz Gberwiegend Insolvenzforderungen darstellen, obwohl insbesondere
fur die Umsatzsteuerforderung in der Gesetzesbegrindung die gegenteilige Erwartung
geaulRert wurde.

Im Regierungsentwurf eines Gesetzes zum Pfandungsschutz der Altersvorsorge und der
Anpassung des Rechts der Insolvenzanfechtung (BR-Drs. 618/05) war daher eine Regelung
enthalten, nach der Verbindlichkeiten, die von einem vorlaufigen Insolvenzverwalter oder mit
dessen Zustimmung begriindet werden, nach Er6ffnung des Insolvenzverfahrens
Masseverbindlichkeiten darstellen sollten. Diese Regelung, die fiir alle Glaubiger gelten
sollte, wurde vom Bundesrat u.a. mit der Begriindung abgelehnt, dass der Grundsatz der
Glaubigergleichbehandlung verletzt werde. Glaubiger kbnnten bereits nach geltendem Recht
bei der Bestellung eines ,schwachen” vorlaufigen Insolvenzverwalters durch Bargeschéfte,
Treuhandverhaltnisse oder Einzelermachtigungen durch das Insolvenzgericht ihre Interessen
hinreichend wahren.

Die Einwénde des Bundesrats treffen fur Lieferanten des schuldnerischen Unternehmens zu.
Dieser Weg ist jedoch u.a. fur den Fiskus verschlossen. Als ,Pflichtglaubiger” hat er keinen
Einfluss auf Vertragsgestaltungen und kann sich auch nicht von einem ,Kunden* trennen.
Wahrend Lieferanten ihre Forderungen als anfechtungsfestes Bargeschéaft abschlieRen
kénnen oder Uber eine Treuhandvereinbarung zu 100 % befriedigt werden, stellt die
Umsatzsteuerforderung aus solchen Geschéften fur den Fiskus nach geltendem Recht nur
eine Insolvenzforderung dar, welche gar nicht oder nur quotal befriedigt wird. Mdglichkeiten,
seine Ausfalle zu begrenzen, hat der Fiskus nicht. Im Ergebnis ist der Fiskus gegentber
anderen Glaubigern benachteiligt.

Schatzungen, die vom Bundesministerium der Finanzen in Zusammenarbeit mit den
obersten Finanzbehorden der Lander durchgefuhrt wurden, haben jahrliche Steuerausfélle
von Uber 177 Mio. Euro ergeben. Der Bundesrechnungshof stellte in seiner
Prifungsmitteilung vom 21. November 2005 sogar noch weit hohere Ausfalle fest.
Angesichts dieser Gréf3enordnung ist dringender Handlungsbedarf gegeben.

Durch die vorgesehene Regelung gelten Verbindlichkeiten des Schuldners aus dem
Steuerschuldverhaltnis, die von einem vorlaufigen Insolvenzverwalter oder mit dessen
Zustimmung begrindet werden, nach Insolvenzerdffnung als Masseverbindlichkeiten.
Dadurch wird die Ungleichbehandlung zwischen Glaubigern, die tiber die Méglichkeit der
Absicherung ihrer Forderungen durch Bargeschafte oder Treuhandverhaltnisse verfligen,
und dem Fiskus, dem diese Mdglichkeiten nicht offen stehen, beseitigt.

Die Anderung ist auf alle nach Inkrafttreten des Gesetzes begriindeten Verbindlichkeiten des
Schuldners aus einem Steuerschuldverhéaltnis anzuwenden.
Zu Nummer 14 (AO — Ersetzung ,vom Hundert" durch ,Prozent")

Redaktionelle Ersetzung der Wérter ,vom Hundert* durch das Wort ,Prozent”, vgl. zu Art. 1
Nr. 47 bis 54.

Zu Artikel 11 (Einfihrungsgesetz zur Abgabenordnung)

Zu Nummer 1 (Uberschrift)
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Die amtliche Abkiirzung des ,Einfihrungsgesetzes zur Abgabenordnung” vom 14. Dezember
1976 (BGBI. | S. 3341, 1997 S. 667) lautet bislang ,EGAO 1977“. Der Jahreszusatz ,1977“
ist somit amtlicher Bestandteil des Gesetzes und bis heute nicht rechtswirksam geandert
worden. Daher wird die Abklrzung neu gefasst. Da sich die Berichtigung nur auf die
Abktrzung bezieht, sind Folgednderungen nicht zu erwarten.

Zu Nummer 2 (Artikel 97)

Zu Buchstabe a (8 1c)

Zu Doppelbuchstabe aa (Absatz 2 Satz 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung.
Zu Doppelbuchstabe bb (Absatz 3 — neu -)

Die Vorschrift regelt die zeitliche Anwendung (ab 1. Januar 2003) des infolge der Einfihrung
eines pauschalierenden Entgeltsystems im Krankenhaussektor (DRG-Vergltungssystem)
durch das Fallpauschalengesetz vom 23. April 2002 (BGBI. | S. 1412) geénderten § 67

Abs. 1 AO.

Zu Buchstabe b (8 1f)

Die Vorschrift regelt die zeitliche Anwendung des § 62 AO. Zur Vermeidung von Aufwand flr
die bestehenden staatlich beaufsichtigten Stiftungen, den die Anderung bestehender
Stiftungssatzungen verursachen wirde, ist vorgesehen, dass die geanderte Fassung des

§ 62 AO nur fur Stiftungen gilt, die nach der Gesetzesanderung gegriindet werden.

Zu Buchstabe c (8§ 5 Satz 1)

Die Anderung stellt klar, dass durch die Rechtsverordnung der Zeitpunkt der Einfiihrung des
Identifikationsmerkmals geregelt werden soll, wie es bereits aus der Uberschrift der
Vorschrift sowie aus § 139b Abs. 6 Satz 2 der Abgabenordnung ersichtlich ist. Der Zeitpunkt
der Einfuhrung des ldentifikationsmerkmals stellt den Beginn des Verfahrens zur Vergabe
der Identifikationsmerkmale nach § 139b und § 139c AO dar, die mit der Zuteilung der
Identifikationsmerkmale an die Steuerpflichtigen durch das Bundeszentralamt fir Steuern
endet.

Zu Buchstabe d (§ 6 — neu -)

Die Vorschrift regelt die erstmalige Anwendung der geénderten Fassung des § 224 Abs. 2
Nr. 1 AO. Die Neuregelung gilt erstmals flr Schecks, die nach dem 31. Dezember 2006 bei
der Finanzbehdtrde eingegangen sind.

Zu Buchstabe e (§ 18a Abs. 11 — neu -)

Bei den Familienkassen sind massenhatft Einspriiche eingegangen, die vorwiegend das Jahr
1996, in geringerem Ausmal3 auch die Jahre 1997 bis 2000 betreffen und deren Ziel es ist,
dass ein héheres als das vom Gesetz vorgesehene Kindergeld bewilligt wird. Allein bei den
Familienkassen der Bundesagentur fir Arbeit sind Gber 2 Millionen derartiger Einspriiche
anhangig; unter Einbeziehung der Familienkassen im Sinne des 8§ 72 EStG diirfte die
Gesamtzahl derartiger Einspriiche ca. 2,6 Millionen betragen. Mit der vorgeschlagenen
Vorschrift soll daher nach dem Vorbild des Artikels 97 § 18a Abs. 8 EGAO auch fir die
.Masseneinspriche” zur Hohe des Kindergeldes fur die Jahre 1996 bis 2000 eine rationelle
Abwicklung ermdglicht werden. Eine derartige Vorschrift dient nicht nur der Entlastung der
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Familienkassen, sondern ist auch aus der Sicht der betroffenen Kindergeldberechtigten
gerechtfertigt.

Die fur ZeitrAume ab 1. Januar 1996 geltenden Regelungen tber den
Familienleistungsausgleich entsprechen den in den Beschlissen des
Bundesverfassungsgerichts vom 10. November 1998 — 2 BvL 42/93, 2 BvR 1220/93, 2 BVvR
1852/97, 2 BvR 1853/97 - (Bundessteuerblatt 1999 Teil Il Seiten 174, 193 und 194)
aufgestellten Vorgaben zur Steuerfreistellung des Existenzminimums eines Kindes. Nur im
Einkommensteuer-Veranlagungsverfahren — nicht aber im Kindergeldverfahren — kann
daruber entschieden werden, ob das Existenzminimum eines Kindes in ausreichender Hohe
von der Einkommensteuer freigestellt wird (Urteil des Bundesfinanzhofs vom 26. Februar
2002 — VIII R 92/98 -, Bundessteuerblatt 2002 Teil Il Seite 596). Weder aus Artikel 6 Abs. 1
GG noch aus dem Sozialstaatsprinzip des Artikels 20 Abs. 1 GG lasst sich ein Anspruch auf
Erhalt von Kindergeld zur Férderung der Familie (§ 31 Satz 2 EStG) in einer bestimmten
Hohe ableiten. Das Bundesverfassungsgericht hat daher in mehreren Beschliissen
Verfassungsbeschwerden zur Hohe des Kindergeldes nicht zur Entscheidung angenommen
(Beschlisse vom 4. August 2003 — 2 BvR 1537/02 -, Steuer-Eildienst 2003 Seite 574, vom
6. November 2003 — 2 BvR 1240/02 -, Héchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2004 Seite
260, und vom 6. Mai 2004 — 2 BvR 1375/03 -, Hoéchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2004
Seite 692). Abweichend von der in Artikel 97 § 18a Abs. 8 EGAO getroffenen Regelung zu
den Einspriichen zur Hohe des Kinderfreibetrags wird daher darauf verzichtet, die
Zuruckweisungsfiktion davon abhangig zu machen, dass der Einspruchsfuhrer innerhalb
eines bestimmten Zeitraums keinen ausdrtcklichen Antrag auf Entscheidung stellt. Der
Rechtsweggarantie wird durch die Klagemdglichkeit mit einer auf ein Jahr verlangerten
Klagefrist hinreichend Rechnung getragen.

Von der Zurtickweisungsfiktion erfasst werden nur Einspriche wegen der
VerfassungsmalRigkeit der Regelungen zur Hohe des Kindergeldes. Soweit
Einspruchsverfahren andere Rechtsfragen betreffen (z. B. die Berechnung der eigenen
Einkunfte und Bezlige eines volljahrigen Kindes - Jahresgrenzbetrag nach § 32 Abs. 4

Satz 2 EStG -; vgl. Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 11. Januar 2005 — 2 BvR
167/02 -, Hochstrichterliche Finanzrechtsprechung 2005 Seite 692), bleiben sie weiterhin
anhangig.

Die Steuerpflichtigen werden finanziell nicht belastet, da deren von der Regelung erfassten
Einspriche keinen Erfolg haben kénnen. Fir die Verwaltung tritt eine Kostenersparnis ein,
weil der Erlass formlicher Einspruchsentscheidungen entbehrlich wird.

Zu Artikel 12 (8 5 Abs. 1 Finanzverwaltungsgesetz)
Zu Nummer 1 (Nummer 5)

Der Bundesminister der Finanzen oder sein Bevollmachtigter oder Vertreter ist die fur die
Durchfiihrung von Verstandigungs- und Schiedsverfahren nach den
Doppelbesteuerungsabkommen und nach dem Ubereinkommen Nr. 90/436/EWG (iber die
Beseitigung der Doppelbesteuerung im Falle von Gewinnberichtigungen zwischen
verbundenen Unternehmen vom 23. Juli 1990 (ABI. EG Nr. L 225 S. 10) zustandige
Behorde. 8 5 Abs. 1 Nr. 5 wird deshalb um diese Aufgabe erganzt. Die Anderung der
Vorschrift ist redaktioneller Natur und dient der Klarstellung.

Zu Nummer 2 (Nummern 31 und 32 —neu -)
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Nummer 31 — neu — (Einflihrung einer Datenbank Konzernverzeichnis)

Nach § 33 BpO 2000 werden in den Landern Konzernverzeichnisse gefuhrt, die
Voraussetzung fur die einheitliche Prifung von Konzernen und verbundenen Unternehmen
sind. Sie sind unterschiedlich ausgestaltet und unterliegen haufigen Anderungen, die in der
Vergangenheit immer wieder zu umfangreichem Schriftverkehr zwischen den zustandigen
Finanzbehodrden der Lander untereinander sowie dem Bundeszentralamt fur Steuern, dem
die Daten der Konzerne zu melden sind, an deren Prifung es mitwirken soll, zur Folge
hatten.

Nach der beabsichtigten Neuregelung sollen kinftig die Lander die zu speichernden Daten
nach einem einheitlichen Standard an eine beim Bundeszentralamt fiir Steuern gefiihrte
zentrale Datenbank liefern. Die Lander werden fur den Inhalt der Daten verantwortlich sein.
Der Bund wird die Daten zusammenfihren und fir die Finanzbehdrden der Lander eine
Online-Abfragemdglichkeit schaffen.

Eine zentrale Fuhrung und Pflege der Daten fiihrt zu einer Entlastung der Finanzbehérden
der Lander und ist Gewabhr flr ein einheitliches Verzeichnis der im Bundesgebiet
vorhandenen Konzerne und verbundenen Unternehmen.

Nummer 32 — neu — (Einflhrung einer Datenbank Kennzahlen)

Zur Erfullung der in § 37 BpO 2000 normierten Aufgabe, branchenbezogene Kennzahlen zu
ermitteln (z. B. Rohgewinn, Halbreingewinn, Reingewinn), bedienen sich die Finanzbehoérden
der Lander derzeit eines technisch veralteten Erfassungs- und Auswertungsprogramms. Die
Daten werden in jedem Bundesland gesammelt und ausgewertet.

Zur sachgerechten branchenbezogenen Aufbereitung der Kennzahlen sind eine
Verkennzifferung und eine Erneuerung des elektronischen Systems erforderlich. In diesem
Zuge ist es zur Verarbeitung dieser Daten sinnvoll, eine zentrale Stelle dafiir einzurichten.
Die erforderliche Aktualitat und die Sicherung der fiir Finanzgerichtsverfahren notwendigen
Aussagekraft lassen sich nur durch eine Zentralstelle erreichen. Das nach
bundeseinheitlichen Kriterien aufbereitete Material (Rohgewinn, Halbreingewinn, Reingewinn
und kinftig auch die Geschéftsfuhrergehdlter), das anonymisiert erhoben wurde und keine
Verbindung zu Personaldaten aufweist, steht insbesondere allen Au3enprifungsstellen im
Bundesgebiet elektronisch zur Verfugung. Die Kennzahlen dienen zum einen als
Verprobungs- und Schatzungsgrundlage, stehen zum anderen aber auch fur eine
risikoorientierte Auswahl von Prifungsfallen zur Verfligung.

Nach der beabsichtigten Neuregelung sollen kiinftig die Lander die zu speichernden Daten
nach einem einheitlichen Standard an eine beim Bundeszentralamt flr Steuern geflhrte
zentrale Datenbank liefern. Die Lander werden fur den Inhalt der Daten verantwortlich sein.
Der Bund wird die Daten zusammenfihren und fir die Finanzbehdrden der Lander eine
Online-Abfragemadglichkeit schaffen.

Die neuen Nummern 31 und 32 treten am Tag nach Verkindung in Kraft.

Zu Artikel 13 (Investmentsteuergesetz)

Die Anderungen des Investmentsteuergesetzes sind entweder redaktioneller Natur oder ihre
Notwendigkeit hat sich bei der Anwendung des Investmentsteuergesetzes ergeben.

Zu Nummer 1 (8 3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 Satz 1)



Drucksache 622/06 144

Die Berechnung des Quellvermégens als Grundlage des Werbungskostenabzugs allgemei-
ner Kosten soll sowohl fiir natrliche Personen als auch fir Kérperschaften gleich sein. Dies
wird durch Angleichung des Wortlauts an die Formulierung in § 3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 klarge-
stellt.

Zu Nummer 2 (8 5)
Zu Buchstabe a und b Doppelbuchstabe aa (Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 2)

Redaktionelle Ersetzung der Woérter ,Vomhundertsatz* und ,vom Hundert" durch die Worter
~Prozentsatz* und ,Prozent”, vgl. zu Art. 1 Nr. 47 bis 54.

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe bb (Absatz 3 Satz 4 —neu -)

Nach der Verabschiedung des Richtlinien-Umsetzungsgesetzes hat sich herausgestellt, dass
die Regeln zum Zwischengewinn bei Hedgefonds zu besonderen Schwierigkeiten fiihren. Je
nach Anlagestrategie sind Hedgefonds gar nicht oder nur in geringem Umfang in Anlagegu-
tern investiert, die zwischengewinnpflichtige Ertrage abwerfen. Die Ermittlung des Zwischen-
gewinns ist folglich mit hohem Aufwand bei geringer steuerlicher Bemessungsgrundlage ver-
bunden. Zudem sind deutsche Dach-Hedgefonds beim Aufbau ihres Geschéfts auf eine
Investition in auslandische Single-Hedgefonds angewiesen. Diese auslandischen Hedge-
fonds kennen aber in ihrem Sitzstaat keinen Zwischengewinn und sind meist auch nicht
bereit, fir deutsche Anleger den Zwischengewinn zu ermitteln. Nach derzeitiger Gesetzes-
lage greift dann ersatzweise ein Pauschalwert von 6 % des Rucknahmepreises ein, der
jedoch bei der Vermégensstruktur von Hedgefonds im Regelfall deutlich Gberhéht ist. Aus
diesem Grund ist eine Ausnahme bei Hedgefonds von der Zwischengewinnbesteuerung vor-
gesehen.

Zu Nummer 3 (8§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2)

Bei auslandischen thesaurierenden Investmentvermdgen wird der Zinsabschlag erst bei der
Rickgabe oder Verauf3erung tber eine inlandische auszahlende Stelle erhoben.
Bemessungsgrundlage ist grundsatzlich die Summe der nach dem 31. Dezember 1993 als
zugeflossen geltenden, aber noch keinem Steuerabzug unterworfenen Ertrdge. Nach Satz 2
ist dagegen auf die Summe solcher Ertrdge wahrend der Besitzzeit des Anlegers
abzustellen, wenn die auszahlende Stelle den Anteil fir den Anleger erworben oder an ihn
verauRert hat. Uber die Dauer der Besitzzeit ist die auszahlende Stelle aber genau so sicher
unterrichtet, wenn ein Depot bei ihr verbleibt, jedoch unentgeltlich auf einen Gesamt- oder
Einzelrechtsnachfolger Ubergeht. Um auch in diesen Féllen nur die Summe der als
zugeflossen geltenden, aber noch keinem Steuerabzug unterworfenen Ertradge ab dem
Erwerb durch den Rechtsvorgéanger zu begrenzen, werden die entsprechenden Streichungen
vorgenommen. In dem vergleichbaren Fall der Bemessungsgrundlage fur den Zinsabschlag
bei Finanzinnovationen in § 43a Abs. 2 Satz 2 EStG ist der Gesetzgeber bereits friiher so
verfahren.

Zu Nummer 4 (8 18)

Zu Buchstabe a (Absatz 2 Satz 2 — neu -)

Die Klarstellung in § 3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 InvStG soll ab Inkrafttreten des Richtlinien-
Umsetzungsgesetzes gelten.
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Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 2 — neu -)

Die beglnstigende Bereichausnahme fiir Hedgefonds beim Zwischengewinn soll wie die
Regelungen fiir den Zwischengewinn selbst fir Riickgaben, VerduR3erungen oder Erwerbe
nach dem 31. Dezember 2004 gelten.

Fur die beglinstigende Anderung in § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 soll es bei der allgemeinen
Regel des § 18 Abs. 1 bleiben (Anwendung ab dem ersten nach dem 31. Dezember 2003
beginnenden Geschéftsjahr des Investmentvermdgens).

Zu Artikel 14 (Solidaritatszuschlaggesetz 1995)
Zu Nummer 1 (8§ 3 Abs. 2a Satz 2 — neu -)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, mit der klargestellt wird, dass fiir die
Ermittlung des Solidaritatszuschlags im Lohnsteuerabzugsverfahren die auf der
Lohnsteuerkarte eingetragene Zahl der Kinderfreibetrage maf3gebend ist. Die Formulierung
war bereits Bestandteil des Gesetzes. Eine gleichlautende Regelung enthalt der fur die
Erhebung der Kirchensteuern bedeutsame § 51a Abs. 2a Satz 2 EStG. Im
Solidaritatszuschlagsgesetz ist die Formulierung durch einen redaktionellen Fehler im
Zweiten Gesetz zur Familienférderung vom 16. August 2001 (BGBI. | S. 2074 vom

21. August 2001) entfallen. In der Praxis wurde weiterhin entsprechend verfahren. Die
Formulierung wird mit der Erganzung wieder eingefiigt. Damit wird die Ubereinstimmung mit
§ 51a Abs. 2a EStG wieder hergestellt und bestatigt.

Zu Nummer 2 (84 Nr. 1 und 2)

Redaktionelle Ersetzung der Wérter ,vom Hundert* durch das Wort ,Prozent”, vgl. zu Art. 1
Nr. 47 bis 54.

Zu Artikel 15 (Steuerberatergebihrenverordnung)
Zu Nummer 1 (8 4 Abs. 1)

Die Anderung dient der Angleichung an § 4 Abs. 1 RVG. Sie umfasst den Regelungsbereich
des geltenden § 4 Abs. 1 StBGebV, jedoch soll das geltende Verbot, wonach in einem
Vordruck neben der Vergutungsvereinbarung keine anderen Erklarungen enthalten sein
durfen, gelockert werden. Damit soll verhindert werden, dass Vergltungsvereinbarungen
schon dann unwirksam sind, wenn der Vordruck z. B. eine Gerichtsstandsvereinbarung fur
Vergutungsstreitigkeiten enthalt. Der Regelungsvorschlag weicht von der Reglung des § 4
RVG insoweit ab, als fur den Fall, dass die Vergitungsvereinbarung nicht vom Auftraggeber
verfasst ist, bestimmt wird, dass Art und Umfang des Auftrags in der Vereinbarung zu
bezeichnen sind. Dies ist deshalb erforderlich, weil nur bei einer genauen
Leistungsbeschreibung fir den Auftraggeber erkennbar ist, auf welche Leistungen sich die
Vergutungsvereinbarung bezieht. Da anders als beim Rechtsanwalt der dem Steuerberater
erteilte Auftrag in der Regel verschiedene Tatigkeiten umfasst, gebietet es der von der
Vorschrift bezweckte Schutz des Auftraggebers, in der Vergutungsvereinbarung selbst die
Tatigkeiten, die fur eine héhere als die gesetzliche Vergitung vereinbart wird, im Einzelnen
aufzufihren.
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Zu Nummer 2 (8 6 Abs. 2 Satz 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung auf Grund der Neuregelungen in den 8§ 40
ff. StBGebV.

Zu Nummer 3 (8 9 Abs. 1 Satz 2 —neu -)

Die Anderung dient der Angleichung an § 10 Abs. 1 Satz 2 RVG, mit der eine Regelung
eingefihrt wird, wonach der Lauf der Verjahrungsfrist unabhéangig von der Mitteilung der
Berechnung ist.

Zu Nummer 4 (8 11)

Es handelt sich um eine Regelung fur die Bestimmung der Gebuhr, wenn eine
Rahmengebuhr vorgesehen ist.

Die Anderung dient der Angleichung an § 14 Abs. 1 RVG. Neu wird insbesondere geregelt,
dass ein besonderes Haftungsrisiko des Steuerberaters bei der Bemessung der Gebuhr
bertcksichtigt werden kann.

Zu Nummer 5 (8 13 Satz 1 Nr. 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung auf Grund der Neuregelungen in den 8§ 40
ff. StBGebV.

Zu Nummer 6 (8 16 Satz 2)

Die Anderung dient der Angleichung der Hohe des pauschalen Kostenersatzes fiir Entgelte
fur Post- und Telekommunikationsleistungen an die Werte des RVG (Teil 7 des
Vergutungsverzeichnisses zum Rechtsanwaltsvergitungsgesetz - Nr. 7002 VV RVG).

Zu Nummer 7 (8 17)

Die Anderung dient der Angleichung der Hohe der Dokumentenpauschale an die Werte des
RVG (Teil 7 des Vergitungsverzeichnisses zum Rechtsanwaltsvergutungsgesetz — Nr. 7000
VV RVG). Damit sind die vom Mandanten zu ersetzenden Auslagen bei Rechtsanwalten und
Steuerberatern einheitlich hoch.

Zu Nummer 8 (8 18)

Zu Buchstabe aund b (Absatz 2 Nr. 1 und Absatz 3 Satz 1)

Die Anderung dient der Angleichung der Hohe der Erstattungen fiir Geschéftsreisen an die

Werte des RVG (Teil 7 des Vergltungsverzeichnisses zum Rechtsanwaltsvergitungsgesetz
—Nrn. 7003 und 7005 VV RVG).

Zu Nummer 9 (8 21 Abs. 1 Satz 2)
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Die Anderung dient der Angleichung an Nr. 2102 des Vergitungsverzeichnisses zum
Rechtsanwaltsvergitungsgesetz hinsichtlich der Anwendung der Erstberatungsgebihr nur
noch dann, wenn sich die Tatigkeit auf ein Erstberatungsgesprach beschrankt und der
Auftraggeber Verbraucher ist.

Eine Erh6hung der Erstberatungsgebihr in Anpassung an das RVG erfolgt dagegen nicht.

Zu Nummer 10 (8 23)

Zu Buchstabe a (Absatz 1 — neu -)

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 1)

Es handelt sich um einen Gebuhrentatbestand fur die Berichtigung einer Erklarung.

Der Klammerzusatz .8 153 der Abgabenordnung” wird gestrichen, da die Vorschrift somit
auch die Berichtigung von Erklarungen nach den entsprechenden gemeinschaftsrechtlichen
Bestimmungen erfasst.

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 5)

Es handelt sich um einen Gebuhrentatbestand fir einen Antrag auf Erlass von Anspriichen
aus dem Steuerschuldverhaltnis.

Die Anderung dient der Klarstellung, dass auch Anspriiche aus zollrechtlichen
Bestimmungen hierunter fallen.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 — neu -)

Es wird ein Gebihrentatbestand fiir Antrdge im Zusammenhang mit der ab 2002 durch das
Altersvermdgensgesetz eingefuhrten Altersvorsorgezulage nach den 88 79 ff. EStG
aufgenommen.

Zu Nummer 11 (8 24)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 3)

Die Anderung dient der Klarstellung zur Abrechnung von Kérperschaftsteuererklarungen in
den Sonderfallen der Organschaft. Es wird geregelt, wie in Organschaftsfallen der
Gegenstandswert zu bemessen ist.

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 4)

Durch die Anderung wird die Steuerberatergebiihrenverordnung an die zwischenzeitlich
erfolgten Anderungen im Korperschaftsteuergesetz angepasst.

Zu Doppelbuchstabe cc (Nummer 5)

Durch die_Anderung wird die Steuerberatergebihrenverordnung an die zwischenzeitlich
erfolgten Anderungen im Gewerbesteuergesetz angepasst.
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Zu Doppelbuchstabe dd (Nummer 6)

Redaktionelle Ersetzung der Wérter ,vom Hundert* durch das Wort ,Prozent®, vgl. zu Art. 1
Nr. 47 bis 54.

Zu Doppelbuchstaben ee und ff (Nummer 7 und 8)

Durch die_Anderungen wird die Steuerberatergebihrenverordnung an die zwischenzeitlich
erfolgten Anderungen im Umsatzsteuergesetz (Einfihrung des Reverse-Charge-Verfahrens,
§ 13b UStG) angepasst. Es wird klargestellt, dass auch solche Umsatze, fur die nach § 13b
Abs. 2 Satz 1 UStG der Leistungsempfanger Steuerschuldner ist, bei der Berechnung des
Gegenstandswertes zu berticksichtigen sind.

Zu Doppelbuchstabe gg (Nummer 15)

Redaktionelle Anderung, mit der die Schreibweise des Wortes ,Lohnsteuer-Anmeldung* in
der Steuerberatergebiihrenverordnung an die sonst in Gesetzestexten und
Erklarungsvordrucken ubliche Schreibweise angepasst wird sowie redaktionelle Ersetzung
der Worter ,vom Hundert" durch das Wort ,Prozent”, vgl. zu Art. 1 Nr. 47 bis 54.

Zu Doppelbuchstabe hh (Nummer 16)

Anpassung an die aktuelle Gesetzesterminologie.

Zu Doppelbuchstabe ii (Nummer 20)

Durch die Anderung wird ein Gebiihrentatbestand fiir Antrage nach § 4a UStG eingefiihrt.
Zu Doppelbuchstabe jj (Nummer 25 —neu -)

Durch die Anderung wird ein Gebiihrentatbestand fiir die 2001/2002 neu eingefiihrte
Anmeldung Uber den Steuerabzug von Bauleistungen eingefuhrt.

Zu Buchstabe b (Absatz 3)

Redaktionelle Anderung, mit der die Schreibweise des Wortes ,Lohnsteuer-ErmaRigung* in
der Steuerberatergebiihrenverordnung an die sonst in Gesetzestexten und
Erklarungsvordrucken tbliche Schreibweise angepasst wird.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 4)

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 1)

Durch die Anderung wird ein Gebiihrentatbestand fiir Feststellungserklarungen auf Grund
der mit dem Jahressteuergesetz 1997 eingefiihrten gesonderten Feststellung von
Grundbesitzwerten fur Zwecke der Erbschaftsteuer oder Grunderwerbsteuer
(Bedarfbewertung) eingefihrt.

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 6 — neu -)

Mit der Anderung wird ein Gebiihrentatbestand fiir Antrage auf Erteilung einer

Freistellungsbescheinigung nach § 48b EStG eingeflhrt.

Zu Nummer 12 (8 25 Abs. 4 —neu -)
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Mit der Anderung wird ein Gebuhrentatbestand fur die Aufstellung eines schriftlichen
Erlauterungsberichts zur Einnahme-Uberschuss-Rechnung eingefiihrt.

Zu Nummer 13 (8 26 Abs. 1 Satz 2)

Die Anderung dient der Anpassung der Steuerberatergebiihrenverordnung an den
geanderten § 13a EStG. Die Vorschrift zur Ermittlung des Gewinns aus Land- und
Forstwirtschaft nach Durchschnittssatzen geman § 13a EStG wurde durch das
Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 grundlegend geéandert und war erstmals fur das
Wirtschaftsjahr anzuwenden, das nach dem 30. Dezember 1999 endet.

Zu Nummer 14 (8 29 Nr. 1)

Mit der Anderung wird ein Gebiihrentatbestand fiir die Teilnahme an einer Zollpriifung
eingefuhrt.

Zu Nummer 15 (8 30 Satz 2 — neu -)

Die Anderung dient der Klarstellung, dass Gegenstandswert bei einer Selbstanzeige geman
88 371 bzw. 378 Abs. 3 AO der Betrag der nachzuentrichtenden Steuern und steuerlichen
Nebenleistungen ist. Das ergibt sich aus dem in § 10 Abs. 1 Satz 3 StBGebV normierten
Grundsatz, dass fur die Bestimmung des Gegenstandswerts der Wert des Interesses des
Mandanten maf3gebend ist.

Zu Nummer 16 (8 31)

§ 31 erhélt einen neuen Absatz 2, in dem der Begriff ,Besprechung” im Sinne dieser
Vorschrift ndher erlautert wird. Im Wesentlichen wird der Regelungsinhalt des bisherigen

§ 42 Abs. 2 ibernommen. Es wird klargestellt, dass fur die Beantwortung von mindlichen
oder fernmindlichen Nachfragen der Behdrde keine Besprechungsgebihr entsteht. Wegen
der Anfligung des neuen Absatzes 2 wird der bisherige Wortlaut des Satzes 1 der neue
Absatz 1 und der bisherige Satz 2 (Verweis auf § 42 Abs. 2) entféllt, da 8 42 im Ganzen
aufgehoben wird.

Zu Nummer 17 (8 35 Abs. 1 Nr. 3)

Mit der Anderung wird klargestellt, dass die Ableitung des steuerlichen Ergebnisses aus dem
Handelsbilanzgewinn und die Entwicklung einer Steuerbilanz aus der Handelsbilanz
gesonderte Gebuhrentatbestéande darstellen, fir die ein unterschiedlicher Gebiihrenrahmen

gilt.

Der untere Gebuhrenrahmen fur die Ableitung des steuerlichen Ergebnisses wird abgesenkt.

Zu Nummer 18 (8 36 Abs. 1)

Mit der Anderung wird klargestellt, dass die nach Bilanzrichtlinien-Gesetz (BiRILiG), Gesetz
zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG) oder
Kapitalgesellschaften- und Co-Richtliniegesetze (KapCoRIiLiG) erforderlichen
Plausibilitatsprifungen und andere Prifungshandlungen, die im Rahmen der
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Jahresabschlussaufstellung durchgefiihrt werden, nach § 36 Abs. 1 StBGebV abzurechnen
sind.

Durch die Anderung fallt auch die Abrechnung der Priifung der Jahresbescheinigungen nach
§ 24c EStG unter die Vorschrift.
Zu Nummer 19 (§ 40)

Mit der Anderung werden die Gebiihren fur Verfahren vor Verwaltungsbehérden inhaltlich an
die Regelungen des Rechtsanwaltsvergitungsgesetzes angepasst.

Die bisher in § 41 Abs. 3 bis 5 geregelten Ermafiigungs- und Beschrankungstatbestande
werden in § 40 Ubernommen.

Der Regelungsinhalt des 8§ 44 Abs. 2 wird hinsichtlich des auf3ergerichtlichen
Rechtsbehelfsverfahrens in § 40 Gibernommen.
Zu Nummer 20 (88 41 bis 43 — aufgehoben -)

Die Aufhebung der Paragrafen erfolgt aus den Anderungen zu § 40.

Zu Nummer 21 (8§ 44)

In Teil 3, Abschnitt 3, Unterabschnitt 3 des Vergitungsverzeichnisses zum
Rechtsanwaltsvergitungsgesetz wird die Vergitung des Rechtsanwalts fur eine Tatigkeit im
Verwaltungsvollstreckungsverfahren geregelt. Da zwischen der Tatigkeit des Steuerberaters
und der des Rechtsanwalts im Verwaltungsvollstreckungsverfahren keine Unterschiede
bestehen, wird hinsichtlich der Vergitung des Steuerberaters im
Verwaltungsvollstreckungsverfahren auf die entsprechenden Vorschriften des
Rechtsanwaltsvergitungsgesetzes verwiesen.

Der Regelungsinhalt des bisherigen Absatzes 2 wird hinsichtlich des aul3ergerichtlichen
Rechtsbehelfsverfahrens in § 40 Gibernommen.

Zu Artikel 16 (Melderechtsrahmengesetz)

Zu Nummer 1 (8 2 Abs. 2 Nr. 7)

Mit der Einbeziehung des ,Vorlaufigen Bearbeitungsmerkmals“ nach 8 139b Abs. 6 der
Abgabenordnung in den Katalog des § 2 Abs. 2 wird die erforderliche Rechtsgrundlage fur
die Speicherung dieses von den Meldebehdrden zu vergebenden Datums geschaffen.

Zu Nummer 2 (8 3 Nr. 2)

Redaktionelle Anderung auf Grund der Anderung des § 2 Abs. 2.

Zu Nummer 3 (8 10 Abs. 4 Satz 4 — neu -)
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Die Regelung stellt sicher, dass das vorlaufige Bearbeitungsmerkmal unverziiglich nach
Mitteilung der Identifikationsnummer nach 8 139b Abs. 6 Satz 3 AO im Melderegister
geldscht wird.

Zu Nummer 4 (8 23 Abs. 2 Satz 1)

Die Neufassung der Regelung in § 23 Abs. 2 Satz 1 stellt sicher, dass die in den Nummern 1
bis 3 getroffenen Regelungen bis zur Anpassung des Melderechts der Lander unmittelbar
gelten.

Zu Artikel 17 (8 4 Abs. 1 Satz 1 Erste Bundesmeldedatentubermittlungsverordnung)

Redaktionelle Anderung auf Grund der Einbeziehung des vorlaufigen Bearbeitungsmerkmals
in den Kreis der im Rahmen des Riickmeldeverfahrens zwischen den Meldebehédrden zu
Ubermittelnden Daten.

Zu Artikel 18 (Bewertungsgesetz)

Die Anderung der Vorschriften zur Grundbesitzbewertung sind erforderlich, weil die Bindung
an die Wertverhaltnisse zum 1. Januar 1996, die bisher in § 138 Abs. 1 Satz 2 BewG
vorgeschrieben ist, nach § 138 Abs. 4 BewG bis zum 31. Dezember 2006 befristet ist. Sie
berticksichtigt zugleich die einschlagige Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs. Eine
grundsatzliche Neuausrichtung der Ermittlung der Grundbesitzwerte ist wegen der noch
ausstehenden Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht vorgesehen.

Zu Nummer 1 (§ 138)

Absatz 1

Bei der Ermittlung der Grundbesitzwerte sollen nicht nur die tatsadchlichen Verhaltnisse vom
Besteuerungszeitpunkt, sondern stets auch die Wertverhaltnisse von diesem Zeitpunkt
zugrunde gelegt werden (Satz 1). Aufgegeben wird die Festschreibung von allgemeinen
Wertverhaltnissen eines bestimmten Stichtags (bisher 1. Januar 1996). Diese ist bei der
Bewertung von Grundstticken nicht erforderlich, weil hier aktuelle Bodenrichtwerte zur
Verfugung stehen und aktuelle Mieten schon bisher Grundlage der Wertermittlung sind.

Satz 2 bestimmt, dass die Finanzamter auch fur Zwecke dieser Grundbesitzbewertung
ortliche Erhebungen durchfiihren kénnen und dass die nach Bundes- oder Landesrecht
zustandigen Behdrden die Umstande mitzuteilen haben, die fir die Feststellung der
Grundbesitzwerte von Bedeutung sind.

Absatz 2
Absatz 2 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 138 Abs. 2 BewG.

Absatz 3
Absatz 3 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 138 Abs. 3 BewG.

Absatz 4

Trotz vorsichtiger Wertermittlung lassen sich wegen der notwendigen Vereinfachung des
Bewertungsverfahrens Werte, die tiber den tatsachlichen Wert eines Grundstiicks
hinausgehen, nicht in allen Fallen vermeiden. Damit sich die vereinfachte
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Grundstiicksbewertung fiir den Steuerpflichtigen, insbesondere bei der Erbschaftsteuer,
nicht zu seinem Nachteil auswirkt, kann der Steuerpflichtige gegentiber dem Finanzamt
nachweisen, dass der tatséchliche Grundstiickswert im Besteuerungszeitpunkt niedriger ist
als der nach den Bewertungsvorschriften ermittelte Grundbesitzwert. In diesem Fall ist der
tatsachliche Grundstiickswert als steuerlicher Grundstiickswert anzusetzen. Der Nachweis
des tatsachlichen Grundstickswerts soll kiinftig — unabhangig vom anzuwendenden
Bewertungsverfahren — einheitlich nur fir die gesamte zu bewertende wirtschaftliche Einheit
maoglich sein. Dies gilt auch in Erbbaurechtsfallen (8 148 BewG) sowie in Fallen mit
Gebauden auf fremdem Grund und Boden (8§ 148a BewG).

Der Nachweis wird regelmafig durch ein Gutachten eines Grundstiickssachverstandigen
oder eines Gutachterausschusses erbracht. Auch ein im gew6hnlichen Geschéftsverkehr
kurz vor oder nach dem Besteuerungszeitpunkt zustande gekommener Kaufpreis kann unter
Berticksichtigung der Wertverhaltnisse vom Besteuerungszeitpunkt als Nachweis dienen.
Eine Glaubhaftmachung reicht dagegen nicht aus.

Zu Nummer 2 (8§ 145)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die bisherige Umschreibung eines unbebauten Grundstiicks nach 8§ 145 Abs. 1 BewG gilt
unverandert fort. Der bisherige Satz 2 betrifft die Grundstiicke im Zustand der Bebauung und
wurde in § 149 BewG Ubernommen.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 1)

Die Anderung dient der Klarstellung. Es liegt kein unbebautes Grundstiick vor, wenn bereits
vorhandene Gebaude im Besteuerungszeitpunkt wegen baulicher Mangel oder fehlender
Ausstattungsmerkmale (z. B. Heizung, Wohnungstiren) voriibergehend nicht benutzbar sind.

Zu Buchstabe c (Absatz 3)

Ausgangsgrofe fur die Ermittlung der Bodenwerte sind die aktuellen Bodenrichtwerte, die
von den Gutachterausschissen aus den von ihnen zu fihrenden Kaufpreissammlungen
abgeleitet wurden (8 193 Abs. 3i. V. m. 8 196 Abs. 1 BauGB). Die Bodenrichtwerte werden
nach den Bestimmungen des Baugesetzbuches und hierzu ergangener landesrechtlicher
Ausfuhrungsvorschriften regelmafig im Abstand von zwei Jahren von den
Gutachterausschissen ermittelt. Satz 3 stellt klar, dass die Bodenrichtwerte zu dem sich
nach diesen Vorschriften ergebenden letzten Feststellungsstichtag, der dem
Besteuerungszeitpunkt vorausging, zugrunde zu legen sind. Dies gilt auch, wenn die
Gutachterausschisse die zu diesem Stichtag zu ermittelnden Werte erst nach dem
Besteuerungszeitpunkt festgestellt und dem Finanzamt mitgeteilt haben. Satz 4 schliel3t eine
Gesetzeslicke fur die Bewertungsfalle, in denen die Gutachterausschiisse nicht verpflichtet
sind, Bodenrichtwerte festzustellen (Flachen, die nicht Bauland sind).

Die bisherige Mdglichkeit, gegenuber dem Finanzamt nachzuweisen, dass der tatsachliche
Grundstiickswert im Besteuerungszeitpunkt niedriger als der nach den
Bewertungsvorschriften ermittelte Grundbesitzwert ist, bleibt erhalten und wurde in 8§ 138
Abs. 4 BewG Ubernommen (vgl. Begrindung zu Nummer 1).

Zu Nummer 3 (8 146)

Zu Buchstabe a (Absatz 2)
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Die bisherige Gesetzesregelung, wonach die mafligebende Jahresmiete aus dem
Durchschnitt der in den letzten drei Jahren vor dem Besteuerungszeitpunkt erzielten Mieten
abzuleiten ist, hat sich fur die Praxis als ungeeignet erwiesen. Zur Vereinfachung soll der
Grundbesitzwert kiinftig nur aus der im Besteuerungszeitpunkt vereinbarten Jahresmiete
ermittelt werden.

Zu Buchstabe b (Absatz 3)

Die Regelung zur Anwendung der Ublichen Miete wurde in Anlehnung an § 79 Abs. 2 BewG
neu gefasst.

Zu Buchstabe c (Absatz 7)

Die bisherige Moglichkeit, gegentiber dem Finanzamt nachzuweisen, dass der tatsachliche
Grundstuckswert im Besteuerungszeitpunkt niedriger als der nach den
Bewertungsvorschriften ermittelte Grundbesitzwert ist, bleibt erhalten und wurde in § 138
Abs. 4 BewG Ubernommen (vgl. Begrindung zu Nummer 1).

Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 7.

Zu Nummer 4 (§ 148)

Abséatze 1 bis 3

Die jetzige Regelung des § 148 BewG fur die Bewertung von Erbbaurechten unter
Zugrundelegung des gezahlten Erbbauzinses und eines einheitlichen Vervielfachers von
18,6 fur die gesamte Laufzeit des Erbbaurechts flhrt insbesondere bei kurzen Restlaufzeiten
zu nicht vertretbaren Bewertungsergebnissen. Sie wird daher durch eine Regelung ersetzt,
wonach dem Eigentiimer des Grund und Bodens (Erbbauverpflichteter) grundsatzlich dessen
Wert und dem Erbbauberechtigten grundséatzlich der Wert des Gebaudes zugerechnet wird.
In Fallen, in denen die Laufzeit des Erbbaurechts weniger als 40 Jahre betragt und das
Gebaude nach Ablauf des Erbbaurechts entschadigungslos auf den Erbbauverpflichteten
Ubergeht, ist der Gebaudewert dem Erbbauberechtigten nur noch anteilig zuzurechnen.

Absatz 4

Die Vorschrift regelt die Ermittlung des Gebaudewertes und des Bodenwertes bei einem
bebauten Grundsttick. Ist das Grundsttick nach § 146 BewG zu bewerten, ergibt sich der
Gebaudewert aus dem nach 8§ 146 Abs. 2 bis 5 BewG ermittelten Ertragswert. Dies gilt auch
in Fallen des Ansatzes des Mindestwertes nach § 146 Abs. 6 BewG. Der Ansatz mit

80 Prozent des Ertragswertes entspricht bei typisierender Betrachtungsweise dem
Gebaudewertanteil des bebauten Grundstiicks. Eine vergleichbare Regelung enthalt § 149
BewG.

Absatz 5

Die Vorschrift regelt die Bewertung der Wohnungserbbaurechte und Teilerbbaurechte. Sie
entspricht dem fir die Einheitsbewertung des Grundvermdgens geltenden § 92 Abs. 6
BewG.

Absatz 6
Die Bestimmung entspricht dem bisherigen § 148 Abs. 1 Satz 3 BewG.

Zu Nummer 5 (8 148a)
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Die Regelungen zur Bewertung der Gebaude auf fremdem Grund und Boden lehnen sich an
die Vorschrift zur Bewertung der Erbbaurechte (8 148 BewG; vgl. Begrundung zu Nummer 4)
an.

Zu Nummer 6 (8 149)

8 149 Abs. 1 enthélt die Definition des Grundstticks im Zustand der Bebauung. Der bisherige
Absatz 1 wird redaktionell angepasst und Absatz 2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

Zu Nummer 7 (Vorschriften des Funften Abschnitts — 88 151 bis 156)

Die Vorschriften erweitern die bisherige Regelung zur gesonderten Feststellung fur die Fest-
setzung der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer.

Durch das Jahressteuergesetz 1997 wurden gesonderte Feststellungen nur fir Grundbesitz-
werte eingefiuhrt, die fur die Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer erforderlich sind (8§ 138
Abs. 5 Satz 2 BewG). Diese Regelung ermdglicht fir Zwecke der Erbschaftsteuer nur die
gesonderte Feststellung von Grundbesitzwerten, die unmittelbar oder mittelbar
Besteuerungsgrundlagen sind. Die Ubrigen Besteuerungsgrundlagen fir die Erbschaftsteuer
werden vom Erbschaftsteuer-Finanzamt ermittelt. Das Erbschaftsteuer-Finanzamt ist wegen
der Ermittlung des Betriebsvermdgens (88 95, 96 BewG), des Anteils am Betriebsvermdgen
bei Personengesellschaften (§ 97 Abs. 1a BewG), des Werts der Anteile an nicht notierten
Kapitalgesellschaften (8 11 Abs. 2 BewG) auf die Amtshilfe des Betriebsfinanzamts
angewiesen. Fur Grundstlicke im Betriebsvermdgen stellen die Lagefinanzamter die
Grundbesitzwerte wiederum ebenso gesondert fest wie fur Grundstiicke im Eigentum von
Kapitalgesellschaften. Ein Erbfall oder eine Schenkung kann deshalb eine komplizierte
.mehrstufige” Wertermittlung auslésen. Bislang kann die Steuerfestsetzung bis zum
Vorliegen der Besteuerungsgrundlagen nur vorlaufig (§ 165 Abs. 1 AO) erfolgen; ggf. muss
sie bis zum Zuliefern der Besteuerungsgrundlagen Uber die verschiedenen Stufen
zurtickgestellt werden. In vielen Féllen droht deshalb die Festsetzungsverjahrung nach 8§ 169
AO. Hinzu kommt, dass eine Erklarungspflicht nur beim Steuerpflichtigen besteht; die
Personen- und Kapitalgesellschaften, an denen der Steuerpflichtige beteiligt ist, kdnnen
allenfalls als Mitwirkungspflichtige in Anspruch genommen werden.

Die Durchfiihrung von gesonderten Feststellungen auf allen Stufen der Wertermittlung
ermdglicht eine unverzigliche Steuerfestsetzung — zunéchst im Wege der Schatzung. Der
Steuerbescheid ist nach Vorliegen der Grundlagenbescheide nach § 175 Abs. 1 Nr. 1 AO zu
andern. Auch die Grundlagenbescheide kdnnen, soweit sie ihrerseits auf gesondert festzu-
stellenden Feststellungsgrundlagen beruhen, nach § 175 Abs. 1 Nr. 1 AO geédndert werden.
In der Praxis kann eine Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen ,von unten nach oben”
erfolgen.

Beispiel:

Der Erblasser war an einer Holding beteiligt, die wiederum an mehreren Tochtergesell-
schaften beteiligt ist. Im Betriebsvermégen der Tochtergesellschaften befinden sich Grund-
stucke.

Das Finanzamt kann die Steuer gegen den Erben E unverziglich festsetzen. Wegen der
Beteiligungsverhaltnisse werden auf jeder Stufe Feststellungsverfahren durchgefuhrt, die von
Lunten nach oben* abgeschlossen werden (Feststellungsbescheide der Lagefinanzamter fr
die Grundbesitzwerte bei den Tochtergesellschaften, Feststellungsbescheide der
Betriebsfinanzamter fiir das Betriebsvermdgen der Tochtergesellschaften und fur die Werte
der Anteile an den Tochtergesellschaften, Feststellungsbescheide des Betriebsfinanzamts
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fur den Wert des Betriebsvermogens der Holding und die Bewertung der Anteile an der
Holding).

Zu 8151

Absatz 1

Grundbesitzwerte werden nur festgestellt, wenn sie fir die Festsetzung der Erbschaftsteuer
oder fur weitere Feststellungen im Sinne dieser Vorschrift von Bedeutung sind. Zu diesen
weiteren Feststellungen gehoren die Feststellung des Werts des Betriebsvermdgens (88 95,
96 BewG) bzw. des Anteils am Betriebsvermdgen (8 97 Abs. 1a BewG) nach Absatz 1

Satz 1 Nr. 2 sowie die Feststellung des Wertes von nicht notierten Anteilen an Kapitalgesell-
schaften (8 11 Abs. 2 BewG) nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3.

Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 regelt die gesonderte Feststellung des Werts des Betriebsverméogens
(88 95, 96 BewG) oder des Anteils am Betriebsvermégen von gewerblich tatigen oder
gewerblich gepragten Personengesellschaften (8 97 Abs. 1a BewG). Sie ist durchzufihren,
wenn der Wert fur die Erbschaftsteuer oder fir eine weitere Feststellung im Sinne dieser
Vorschrift von Bedeutung ist. Von Bedeutung ist die gesonderte Feststellung fir die
Feststellung des Betriebsvermégens einer anderen Gesellschaft, die am Unternehmen
beteiligt ist, und fir die Feststellung des Anteilswerts nach § 11 Abs. 2 BewG.

Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 schreibt die gesonderte Feststellung des Werts von Anteilen an
Kapitalgesellschaften im Sinne des 8 11 Abs. 2 BewG vor, wenn dieser fur die
Erbschaftsteuer oder eine weitere Feststellung im Sinne dieser Vorschrift von Bedeutung ist.
Eine gesonderte Feststellung ist unter anderem durchzuftihren, wenn sich die Anteile im
Vermaogen einer Personengesellschaft oder anderen Kapitalgesellschaft befinden.

Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 betrifft die anteiligen Gbrigen Wirtschaftsgiter und Schulden von
vermoégensverwaltenden Personengesellschaften und Gemeinschaften. Die Werte der
Wirtschaftsgiter und die Schulden werden gesondert festgestellt, wenn sie fir die
Erbschaftsteuer oder eine weitere Feststellung im Sinne dieser Vorschrift von Bedeutung
sind.

Nach Absatz 1 Satz 2 obliegt dem fir die Festsetzung der Folgesteuer zusténdigen
Finanzamt die Entscheidung dartiber, ob eine gesonderte Feststellung durchzuftihren ist.
Entsprechendes gilt, wenn im Rahmen einer mehrstufigen Wertermittlung eine Feststellung
auf der nachgeordneten Ebene erforderlich ist.

Absatz 2

In dem Feststellungsbescheid Uber den Grundbesitzwert sind auch Feststellungen tber die
Art der wirtschaftlichen Einheit zu treffen, bei Betriebsgrundstiicken, die zu einem
Gewerbebetrieb gehdren, auch tGber den Gewerbebetrieb. Diese Regelung entspricht der
bisherigen Regelung (8 138 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BewG).

Bei der Zurechnung der wirtschaftlichen Einheit ist zwischen folgenden Fallgruppen zu
unterscheiden:

e Der Erblasser/Schenker war an einer Grundsticksgemeinschaft beteiligt. Dieser Anteil
wird auf einen Erwerber Ubertragen. Der Feststellungsbescheid enthalt neben der
Angabe des Werts der wirtschaftlichen Einheit den fiir die Besteuerung mafgeblichen
anteiligen Grundbesitzwert.

e Der Grundbesitz bzw. der Anteil am Grundbesitz geht auf mehrere Erwerber lber. Bei
Ubergang des — ggf. anteiligen — Grundbesitzes auf mehrere Erben erfolgt die Zurech-
nung insgesamt auf die Erbengemeinschaft. Mit der Neufassung wird dem Umstand
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Rechnung getragen, dass die Erbquote nicht vom Lagefinanzamt zu ermitteln ist, son-
dern vom Erbschaftsteuer-Finanzamt.

Absatz 3

Die Regelung dient der Verwaltungsvereinfachung und erspart Wertermittlungen mit
erheblichem Erklarungsaufwand der Steuerpflichtigen. Vorbild ist die bisherige Verwal-
tungsregelung (Basiswerte nach R 124 Abs. 5 Erbschaftsteuer-Richtlinien).

Absatz 4

Die Vorschrift stellt klar, dass auslandisches Vermdgen nicht der gesonderten Feststellung
unterliegt. AuRerdem ist damit in allen Paragraphen die zusétzliche Bezeichnung ,inlandisch*
bei allen Vermégensarten entbehrlich.

Absatz 5

Grundbesitzwerte sind auch fur Zwecke der Grunderwerbsteuer festzustellen. Die nach
Absatz 2 zu treffenden Feststellungen sind fur die Grunderwerbsteuer nicht von Belang,
sondern nur fur Zwecke der Erbschaftsteuer oder fir weitere Feststellungen. Deshalb sind
die dort getroffenen Regelungen im Rahmen der Grundbesitzbewertung fur Zwecke der
Grunderwerbsteuer nicht anzuwenden.

Zu § 152

Die Vorschrift regelt die Ortliche Zustandigkeit der Finanzamter flr gesonderte Feststellun-
gen. Ortlich zustandig ist

o flr Feststellungen der Grundbesitzwerte das Lagefinanzamt (Nr. 1),

e fir Feststellungen des Werts des Betriebsvermdgens oder des Anteils am
Betriebsvermégen das Betriebsfinanzamt (Nr. 2),

e flr Feststellungen des Werts der nicht notierten Anteile an Kapitalgesellschaften das
Finanzamt, in dessen Bezirk sich die Geschaftsleitung bzw. der Sitz der
Kapitalgesellschaft befindet (Nr. 3),

o fir Feststellungen des Werts der anteiligen tibrigen Wirtschaftsgiter und der Schulden
das Finanzamt, von dessen Bezirk die Verwaltung des Vermdgens ausgeht, oder wenn
diese im Inland nicht feststellbar ist, das Finanzamt, in dessen Bezirk sich der wertvollste
Teil des Vermdgens befindet (Nr. 4).

Zu § 153

Absatz 1

Nach Absatz 1 kann das Finanzamt die Feststellungserklarung von jedem verlangen, fur
dessen Besteuerung die gesonderte Feststellung von Bedeutung ist. Davon ausgenommen
sind die Falle der Bewertung von nicht notierten Anteilen an Kapitalgesellschaften (vgl.
Absatz 3).

Absatz 2

In den Fallen, in denen der Gegenstand der Feststellung einer Personengemeinschaft, einer
Personengesellschaft oder einer Kapitalgesellschaft zuzurechnen ist, kann das Finanzamt
auch von der Gemeinschaft oder Gesellschaft die Abgabe einer Feststellungserklarung ver-
langen (Absatz 2). Gleiches gilt fir die Feststellung des anteiligen Werts des Betriebsvermo-
gens nach § 97 Abs. 1la BewG.
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Absatz 3
In den Fallen der Bewertung von nicht notierten Anteilen an Kapitalgesellschaften kann nach
Absatz 3 die Erklarung nur von der Kapitalgesellschaft angefordert werden.

Absatz 4
Nach Absatz 4 hat der Erklarungspflichtige die Erklarung eigenhandig zu unterschreiben
(analog § 28 Abs. 3 Satz 2 BewG).

Absatz 5
Absatz 5 regelt das Feststellungsverfahren entsprechend den einschlagigen Vorschriften der
Abgabenordnung.

Zu 8154

Absatz 1

Absatz 1 regelt, wer Beteiligter des Feststellungsverfahrens ist. Dies ist nach Nummer 1
derjenige, dem der Gegenstand der Feststellung (z. B. der Grundbesitz, ggf. der anteilige
Grundbesitz) zuzurechnen ist. Nummer 2 stellt sicher, dass der Erklarungspflichtige in jedem
Fall Beteiligter ist, dies gilt im Ubrigen auch fir den Inhaltsadressaten.

Absatz 2

Absatz 2 enthélt eine Sonderregelung fiir die Bekanntgabe der gesonderten Feststellung des
Anteilswerts nach § 151 Abs. 4 BewG. Der Bescheid ist auch der Kapitalgesellschaft bekannt
zu geben. Im Ubrigen richtet sich die Bekanntgabe fiir alle gesonderten Feststellungen im
Sinne des § 151 BewG nach den Regelungen der Abgabenordnung (8 122 AO).

Zu § 155

Die Rechtsbehelfsbefugnis steht samtlichen Beteiligten im Sinne des § 154 BewG sowie
denjenigen zu, fur deren Besteuerung nach dem Grunderwerbsteuergesetz der
Feststellungsbescheid, in dem nach 8 151 Abs. 5 Satz 2 BewG keine Entscheidung tber die
Zurechnung zu treffen ist, von Bedeutung ist. Die in 8 352 AO und in § 48 FGO geregelte
Anfechtungsbeschrankung gilt insoweit nicht. Dies entspricht der Rechtslage nach der
frlheren Anteilsbewertungsverordnung. Soweit einer Erbengemeinschaft der Gegenstand
der Feststellung zuzurechnen ist (§ 151 Abs. 2 Nr. 2 BewG), ist die Erbengemeinschatft
grundsatzlich nur gemeinschaftlich befugt, den Feststellungsbescheid anzufechten (vgl.
BFH-Urteil vom 16. Dezember 1997, BStBI 1998 | S. 319).

Zu 8§ 156

Die Vorschrift lasst eine AuRenprifung zur Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen bei je-
dem Beteiligten zu.

Zu Nummer 8 (8 157 — neu -)

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 151 BewG.

Zu Nummer 9 (8 158 — neu -)

Nach dem neuen § 158 Abs. 1 BewG sind die Anderungen des Bewertungsgesetzes
erstmals fur Besteuerungszeitpunkte nach dem 31. Dezember 2006 anzuwenden.
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Zu Nummer 10 bis 12 (BewG — Ersetzung ,vom Hundert“ durch ,Prozent")

Redaktionelle Ersetzung der Wérter ,vom Hundert* durch das Wort ,Prozent" sowie der
entsprechend abgeleiteten Worter, vgl. zu Art. 1 Nr. 47 bis 54.

Zu Artikel 19 (8 196 Baugesetzbuch)
Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Art. 18 Nr. 1 (Anderung des § 138 Abs. 1 BewG).

Mit dem Verzicht, fir Zwecke der Bedarfsbewertung Wertverhaltnisse eines bestimmten
Zeitpunkts (bislang 1.1.1996) festzuschreiben, ist auch die Ermittlung von Bodenrichtwerten
auf diesen Zeitpunkt nicht mehr erforderlich.

Zu Artikel 20 (Inkrafttreten)
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

Absatz 1 bestimmt, dass die Anderungen durch dieses Gesetz grundsatzlich am Tag nach
Verkindung in Kraft treten.

Nach Absatz 2 treten die Anderungen von § 11 Abs. 2 und § 52 Abs. 30 EStG zum gleichen
Zeitpunkt (16. Dezember 2004) in Kraft, wie die Anderungen des § 11 Abs. 2 EStG durch
das Richtlinien-Umsetzungsgesetz vom 9. Dezember 2005. Eine unzulassige Rickwirkung
liegt nicht vor, da die bisherige Verwaltungsregelung unverandert in das Gesetz
Ubernommen wird.

Um sicherzustellen, dass es nicht zu Auslegungsproblemen der bisherigen Begrifflichkeiten
kommt, tritt die flr die Steuerpflichtigen begiinstigende Anderung von § 86 Abs. 2 Satz 2
EStG nach Absatz 3 mit Wirkung vom 1. Januar 2005 in Kraft,

Nach Absatz 4 treten die Anderungen des § 10 Abs. 2 und 4a EStG mit Wirkung vom

1. Januar 2006 in Kraft, damit bereits im Beitragsjahr 2006 ein zusatzlicher Anreiz zum
Abschluss entsprechender Basisrenten und damit zum Aufbau einer erganzenden
Altersversorgung gesetzt wird. Es handelt sich dartiber hinaus um eine beginstigende
Regelung. Schlechterstellungen treten nicht auf. Ferner tritt die Anderung des § 10a Abs.1
Satz 1 Nr. 5 EStG ebenfalls mit Wirkung vom 1. Januar 2006 in Kraft, damit die betreffenden
Steuerpflichtigen noch im laufenden Beitragsjahr 2006 von der Regelung profitieren kénnen.
Die Anderung des § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG tritt am 1 Januar 2006 in Kraft, weil die gesetzliche
Festschreibung der bisherigen Auffassung von Rechtsprechung und Verwaltung im Interesse
der Rechtskontinuiat so schnell wie méglich erfolgen muss.

Die Anderungen des § 35a Abs. 2 Satz 2 und § 52 Abs. 50b Satz 2 EStG treten mit Wirkung
vom 1. Januar 2006 in Kraft, um eine Doppelférderung bereits vom Beginn der Geltung der
Vorschrift an auszuschlief3en.

Da die Regelung in 8 90a EStG lediglich fur die Beitragsjahre 2002 bis 2005 anzuwenden
war und von der Regelung bisher kein Gebrauch gemacht wurde, kann die Vorschrift zum
1. Januar 2006 aufgehoben werden.
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Nach Absatz 5 treten die Ma3nahmen, die erstmals fir den Veranlagungszeitraum /
Erhebungszeitraum / Besteuerungszeitraum 2007 anzuwenden sind, zum 1. Januar 2007 in
Kraft.
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	Folgender Absatz 58c wird eingefügt:
	Dem Absatz 59a wird folgender Satz angefügt:

	§ 75 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
	§ 85 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	§ 86 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
	In Satz 1 wird nach dem Wort „seinen“ das Wort „geförderten“
	Satz 2 wird wie folgt gefasst:

	In § 89 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe „Satz 4“ durch die Ang
	§ 90a wird aufgehoben.
	In § 92 Nr. 2 wird die Angabe „oder Berechnungsergebnisse (§
	In § 1 Abs. 3 Satz 2, § 3 Nr. 63 Satz 1, § 3b Abs. 1 Nr. 1, 
	In § 19 Abs. 2 Satz 3, § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelb
	In § 7 Abs. 2 Satz 2 und 3, § 7b Abs. 2 Satz 3, § 7c Abs. 5 
	In § 7 Abs. 2 Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort „Hundertsat
	In § 7a Abs. 9, § 10 Abs. 3 Satz 6, § 10b Abs. 1 Satz 2, § 1
	In § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c wird das Wort „Vomhundertsa
	In § 10e Abs. 4 Satz 6 wird das Wort „Vomhundertsätze“ durch
	In § 10 Abs. 3 Satz 6 und § 10c Abs. 2 Satz 4 werden jeweils

	Artikel 2��Änderung der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung
	Folgender § 5 wird eingefügt:
	§ 8 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

	Artikel 3��Änderung der Altersvorsorge-Durchführungsverordnu
	§ 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
	Satz 1 wird aufgehoben.
	In dem bisherigen Satz 2 wird das Wort „ferner“ gestrichen u
	Der bisherige Satz 5 wird aufgehoben.

	§ 5 wird wie folgt geändert:
	Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:
	In Absatz 4 und 5 wird jeweils das Wort „Identifikationsnumm

	§ 6 wird wie folgt gefasst:
	§ 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
	Satz 4 wird wie folgt gefasst:
	Folgender Satz 5 wird angefügt:

	§ 9 wird wie folgt gefasst:
	Dem § 10 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt:
	§ 14 wird wie folgt geändert:
	Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

	§ 18 wird wie folgt geändert:
	In Absatz 1 wird die Angabe „§ 22 Nr. 5 Satz 7“ durch die An
	In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 122 Abs. 2“ durch die 

	§ 19 wird wie folgt geändert:
	Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	Absatz 3 wird aufgehoben.
	Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden die Absätze 3 bis 6.
	Der neue Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	In Satz 2 wird die Angabe „§ 22 Nr. 5 Satz 7“ durch die Anga

	In dem neuen Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 4“ durc


	Artikel 4��Änderung des Körperschaftsteuergesetzes
	In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 32 folgend
	In § 5 Abs. 1 Nr. 2 werden die Wörter „die InvestitionsBank 
	Nach § 8 Abs. 3 Satz 2 werden folgende Sätze eingefügt:
	Nach § 8b Abs. 1 Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt:
	In § 26 wird wie folgt geändert:
	In Absatz 1 werden die Wörter „und keinem Ermäßigungsanspruc
	Absatz 6 wird wie folgt geändert:
	Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:


	Dem § 31 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	Folgender § 32a wird eingefügt:
	§ 34 wird wie folgt geändert:
	Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
	Die bisherigen Absätze 3b werden zusammengefasst und wie fol
	Folgender Absatz 3c wird eingefügt:
	Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefügt:
	Dem Absatz 11c werden folgende Sätze angefügt:
	Absatz 13b wird wie folgt gefasst:
	Der bisherige Absatz 13b wird Absatz 13c.
	Folgender Absatz 13d wird eingefügt:

	In § 37 Abs. 2a Nr. 2 wird die Angabe „Absatz 2 Satz 2“ durc
	Dem § 38 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt:
	In § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e Satz 1, Nr. 5 Satz 2 Buchsta
	In § 5 Abs. 1 Nr. 14 Satz 3 wird das Wort „Vomhundertgrenze“
	In § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 wird das Wort „Vomhunderts

	Artikel 5��Änderung des Gewerbesteuergesetzes
	In § 2 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „Versicherungsvereine
	In § 3 Nr. 2 werden die Wörter „die InvestitionsBank Hessen 
	In § 9 wird wie folgt geändert:
	Nach Nummer 2a Satz 2 werden folgende Sätze eingefügt:
	In Nummer 3 Satz 3 werden die Wörter „vom Hundert“ durch das
	Nummer 7 wird wie folgt geändert:
	Nach Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt:
	In dem bisherigen Satz 3 wird die Angabe „Satz 2“ durch die 
	In dem bisherigen Satz 4 wird die Angabe „des Satzes 2“ durc
	In dem bisherigen Satz 6 wird die Angabe „Sätze 1 bis 5“ dur

	Nach Nummer 8 Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt:

	Dem § 35b Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	§ 36 wird wie folgt geändert:
	Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	Vor Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
	Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
	Die bisherigen Absätze 3a werden zusammengefasst und wie fol
	Folgender Absatz 3b wird eingefügt:
	Absatz 7 wird wie folgt gefasst:
	Folgende Absätze 8 und 9 werden angefügt:

	In § 3 Nr. 20 Buchstabe c und d, § 9 Nr. 1 Satz 1 und 3, Nr.
	In § 9 Nr. 5 Satz 2 wird das Wort „Vomhundertsatz“ durch das
	In § 11 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Hundertsatzes“ durch da
	In § 16 Abs. 1 wird das Wort „Hundertsatz“ durch das Wort „P

	Artikel 6��Änderung der Gewerbesteuer-Durchführungsverordnun
	In Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 wird das Wort „Hundertsatz“ durch d
	In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „Betriebseinnahmen oder

	Artikel 7��Änderung des Umsatzsteuergesetzes
	§ 1 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	Die Nummern 1 und 2 werden wie folgt gefasst:
	Nummer 6 wird aufgehoben.

	§ 3a Abs. 4 Nr. 6 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:
	§ 4 wird wie folgt geändert:
	In Nummer 14 Satz 4 Buchstabe b wird der Klammerzusatz „(aus
	Nummer 19 Buchstabe a Satz 4 wird wie folgt gefasst:

	§ 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	In Nummer 1 wird der Klammerzusatz „(aus Positionen 89 01 un
	In Nummer 4 wird der Klammerzusatz „(Unterposition 8906 0010

	§ 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
	In Nummer 8 Buchstabe a Satz 2 wird das abschließende Komma 
	In Nummer 10 wird das Wort „Kraftdroschkenverkehr“ durch die

	§ 13b Abs. 3 wird wie folgt geändert:
	Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
	Nach Nummer 3 wird der den Satz abschließende Punkt durch ei

	§ 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 wird wie folgt gefasst:
	§ 15 wird wie folgt geändert:
	Absatz 1a wird wie folgt gefasst:
	In Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 wird das abschließende Semikolon du
	Im Einleitungssatz von Absatz 3 Nr. 2 wird die Angabe „und 3

	§ 18a wird wie folgt geändert:
	Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt:
	Nach dem bisherigen Satz 3 werden folgende Sätze eingefügt:

	Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

	In § 25a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wird der Klammerzusatz „(Positi
	Dem § 27 wird folgender Absatz 13 angefügt:
	In § 28 Abs. 4 wird das Wort „Kraftdroschkenverkehr“ durch d
	Die Anlage 1 (zu § 4 Nr. 4a) wird wie folgt gefasst:
	Die Anlage 2 (zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2) wird wie folgt gef

	Artikel 8��Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung
	Artikel 9��Änderung der Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung
	Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	In Nummer 4 wird die Angabe „Rostock I“ durch das Wort „Rost
	In Nummer 6 wird das Wort „Kehl“ durch das Wort „Offenburg“ 
	In den Nummern 8 und 16 werden jeweils die Angabe „Berlin Ne
	In den Nummern 9 und 24 werden jeweils die Angabe „Hamburg M
	In den Nummern 11, 21 und 27 werden jeweils die Angabe „Kass

	In Absatz 2 wird die Angabe „Berlin Neukölln-Nord“ durch die

	Artikel 10��Änderung der Abgabenordnung
	Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
	In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 178 folgen
	§ 3 wird wie folgt geändert:
	In Absatz 4 wird die Angabe „Kosten (§ 178, §§ 337 bis 345)“
	Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

	Nach § 6 Abs. 2 Nr. 4 wird folgende Nummer 4a eingefügt:
	Dem § 19 wird folgender Absatz 6 angefügt:
	In § 62 werden die Wörter „bei staatlich beaufsichtigten Sti
	§ 67 wird wie folgt geändert:
	Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	In Absatz 2 werden nach dem Wort „Anwendungsbereich“ die Wör

	§ 87a Abs. 6 wird wie folgt gefasst:
	§ 139b wird wie folgt geändert:
	In Absatz 6 werden die Sätze 2 und 3 durch folgende Sätze er
	Absatz 7 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	In Absatz 8 werden nach den Wörtern „Angabe der Identifikati

	In § 139d Nr. 4 wird die Angabe „§ 139b Abs. 6 und 7“ durch 
	Nach § 178 wird folgender § 178a eingefügt:
	§ 224 Abs. 2 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:
	Dem § 251 wird folgender Absatz 4 angefügt:
	In § 58 Nr. 7 Buchstabe a, § 64 Abs. 6, § 67 Abs. 1 und 2, §

	Artikel 11��Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordn
	Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
	Artikel 97 wird wie folgt geändert:
	§ 1c wird wie folgt geändert:
	In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „bereits“ gestrichen.
	Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:

	Folgender § 1f wird eingefügt:
	In § 5 Satz 1 werden die Wörter „erstmaligen Zuteilung“ durc
	Nach § 5 wird folgender § 6 eingefügt:
	Dem § 18a wird folgender Absatz 11 angefügt:


	Artikel 12��Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes
	Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
	Nach Nummer 30 werden der Punkt durch ein Semikolon ersetzt 

	Artikel 13��Änderung des Investmentsteuergesetzes
	In § 3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „z
	§ 5 wird wie folgt geändert:
	In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Vomhundertsatz“ durch das 
	Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	In Satz 2 werden die Wörter „vom Hundert“ durch das Wort „Pr
	Folgender Satz wird angefügt:


	In § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 werden die Wörter „für den
	§ 18 wird wie folgt geändert:
	Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
	In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:


	Artikel 14��Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995
	Dem § 3 Abs. 2a wird folgender Satz angefügt:
	In § 4 Satz 1 und 2 werden jeweils die Wörter „vom Hundert“ 

	Artikel 15��Änderung der Steuerberatergebührenverordnung
	§ 4 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
	In § 6 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 41 Abs. 6“ durch die
	Dem § 9 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	§ 11 wird wie folgt gefasst:
	In § 13 Satz 1 Nr. 2 wird die der Klammerzusatz „(§§ 40 bis 
	§ 16 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	§ 17 wird wie folgt gefasst:
	§ 18 wird wie folgt geändert:
	In Absatz 2 Nr. 1 wird die Angabe „0,27 Euro“ durch die Anga
	In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „15 Euro“ durch die Angab

	§ 21 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	§ 23 wird wie folgt geändert:
	Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt geändert:
	In Nummer 1 wird der Klammerzusatz „(§ 153 der Abgabenordnun
	In Nummer 5 werden nach dem Wort „Steuerschuldverhältnis“ di

	Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt:

	§ 24 wird wie folgt geändert:
	Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
	Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
	Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
	In Nummer 6 werden die Wörter „vom Hundert“ durch das Wort „
	Nummer 7 wird wie folgt gefasst:
	Nummer 8 wird wie folgt gefasst:
	In Nummer 15 wird das Wort „Lohnsteueranmeldung“ durch das W
	In Nummer 16 werden die Wörter „der Zölle“ durch die Wörter 
	Nummer 20 wird wie folgt gefasst:
	Am Ende der Nummer 24 wird der abschließende Punkt durch ein

	In Absatz 3 wird das Wort „Lohnsteuerermäßigung“ durch das W
	Absatz 4 wird wie folgt geändert:
	In Nummer 1 werden nach dem Wort „Grundbesitz“ die Wörter „o
	Der Punkt an Ende der Nummer 5 wird durch ein Semikolon erse


	Dem § 25 wird folgender Absatz 4 angefügt:
	§ 26 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	In § 29 Nr. 1 wird die Angabe „Außenprüfung (§ 193 der Abgab
	Dem § 30 wird folgender Satz angefügt:
	§ 31 wird wie folgt gefasst:
	§ 35 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:
	§ 36 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
	§ 40 wird wie folgt gefasst:
	Die §§ 41 bis 43 werden aufgehoben.
	§ 44 wird wie folgt gefasst:

	Artikel 16��Änderung des Melderechtsrahmengesetzes
	§ 2 Abs. 2 Nr. 7 wird wie folgt gefasst:
	In § 3 Satz 4 Nr. 2 werden die Wörter „genannte Angabe“ durc
	Dem § 10 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	§ 23 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

	Artikel 17��Änderung der Ersten Bundesmeldedatenübermittlung
	Artikel 18��Änderung des Bewertungsgesetzes
	§ 138 wird wie folgt gefasst:
	§ 145 wird wie folgt geändert:
	Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

	§ 146 wird wie folgt geändert:
	Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
	Absatz 7 wird aufgehoben.
	Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 7.

	§ 148 wird wie folgt gefasst:
	Nach § 148 wird folgender § 148a eingefügt:
	§ 149 wird wie folgt gefasst:
	Nach § 150 wird folgender Fünfter Abschnitt eingefügt:
	Der bisherige § 151 wird § 157.
	Der bisherige § 152 wird § 158 und sein Absatz 1 wie folgt g
	In § 12 Abs. 3 Satz 2, § 13 Abs. 3 Satz 2, § 14 Abs. 4 Satz 
	In § 55 Abs. 4 Satz 2 und § 86 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 wird
	In § 55 Abs. 4 Satz 1 und 3, Abs. 5 Satz 2 und § 81 Satz 2 w

	Artikel 19��Änderung des Baugesetzbuches
	In Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „und zum jeweiligen für
	In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „und der letzten Bedarf

	Artikel 20��Inkrafttreten



